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Grundauffassung über das einsuschlagende System war verschie- 
den. Während das Wehrwirtschafte- und Waffennesen von Anfang 
an eine Einschaltung der Wirtschaft in den Rüstımgsaufbau | 
und in die wehrwirtschsftlichen Mobi lmachungsvorberei tungen 
anstrebte, war der Wunsch der Waffenimter der Wehrmachtteile) 
die Arbeiten soharf in ihren Butern su sentralisieren und - 
eine Heranziehung von Wirtschaftsführern nur auf- das äußer- 
ste Ka zu beschränken. Da diese Linie‘ der Tehrmachttaile 
durch die scharfen Geheimhaltungsbestimmungen gefördert nur- 
de, konnte die Heransiehung der Wirtschaft g: den Arbeiten. _ 
von dem Wehrwirtschafts- und Waffenwesen nur sehr langsam 
betrieben werden, Der fehlende Wille des Beichskriegsmini- 
sters, die Rüstungsmaßnahmen der drei Vehrmachtteile fest * 
 susanmensufassen, hat die Arbeit des Wehrwirtsohafts- . 
Waffenwesens auf das höchste erschwert und a bedeutete — 
eine entsagungsvolle Kleinarbdeit, um beim —— — 
und Waffenwesen das Material zusannen zu tragen, das zur _ 
Entscheidungen und ‘Fuhrungamagnahnen des — 
ministers erforderlich war. Die Wehrnachtteile ‚sehen Mi 
Wehrnirtschafts- und Waffefiwesen eine Kontralistelle und 
suchten jeden Weg, sich der Aufsicht durch das Wehrnacht- 
amt zu entziehen. Daku kam, daß seitens der Abteilung 
Landesverteidigung, der auf dem Organisationsgebiet führen- 
den Dienststelle des Reichskriegsministérs, Werkanpt kein 
Interesse für die wehrwirtschaftlichen Arbeiten bestand . 
und der Chet des Wehrnirtschafts- und Waffenwesens in séi- 
nem Bestreben auf feste Führung der Rüstung dort keine | 
Unterstützung fand., Die Schwierigkeiten wurden noch dadurch 
vermehrt, daß der Oberbefehlshaber der Luftwaffe sugle ich 
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sum Beauftragten des Vierjahresplanes ernannt wurde, wo- 
duroh der Luftwaffe die Möglichkeit gegeben war, auf diesem 
Wege Forderungen durchsudriicken, die ihr sonst vom Beichs- 
kriegsminister nicht zugebilligt wurden. 


Es war für den Chef des Wehrwirtschafts- und Waffen- 
wosens selbstverständlich, daß man die gesamte Rüstung im 
Frieden nicht bei einer Dienststelle zusammenfassen konnte, 
sondern daß die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile die 
Verantwortung für ihre Aufrüstung tragen mußten. Es hätte 
aber beim Reichskriegsminister eine Dienststelle geschaffen 
werden müssen, die ganlizend Befehlsbefugnisse hatte, um im 
Frieden die Rüstung der drei Wehrmachtteile zu steuern und 
ihre Einheitliohkeit sicherzustellen, die aber außerdem die 
Zelle war fiir das Wehrmachtrüstungsamt, das sofort in Krie- 
ge geschaffen werden mußte, Leider ist diese Forderung des 
Chefs des Wehrwirtschafts- und Waffenwesens an Ressortbe- 
denken der drei Wehrmachtteile und an der Ablehnung des 
Reichskriegsministers, diese Forderung beim Führer zu ver- 
treten, gescheitert. Auf die Zusammenhiinge dieser Tatsache 
mit der Spitsenorganisation im Kriege wird im nächsten 
Abschnitt eingegangen. | 


Das Wehrwirtschafts- und Waffenwesen unter Oberst 
Thomas nahm seine Arbeit am l, November 1934 auf 
und setzte sich zunächst zusammen aus 

dem Stab, pa! EA 

der Wehrwirtschaftlichen Abteilung unter Major 

Warlimont 
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Rohstoffabteilung unter Oberstleutnant Be o h t, 
Lehrstab unter Oberstleutnant N TERT 

Vertrags- und Preisprüfwesen unter uinisterialéizigent , 
Zá a h m. 


Auf den weiteren Ausbau wird an späterer Stelle eingegan- 
gen. 

Nach erfolgter Gründung des Wehrwirtschafts- und Waf- 
fenwesens wurde als zweiter Schritt des Aufbaues der Wehr- 
wirtschaftsorganisation am 19. Dezember 1934 für das Früh- 
jahr 1935 die Aufstellung einer wehrwirtschaftlichen Außen- 
Organisation anzeoränet. Entsprechend der Webs relsi 
lung wurden Wehrwirtsohaftsingpektionen eingeriohtet, denen 
Bezirkswirtschaftsoffiziere in besonders wichtigen Gebieten, 
unterstanden. Die Zahl der Inspektionen war zunächst 10 
und wurde bald auf 13 erhöht. Die Wehrwirtschaftsoffisiere 
. der Wehrmachtteile wurden mit der Einrichtung der Wehrwirt- 
inspektionen zu Abteilungen umgewandelt und zunächst den 
Wehrwirtschaftsinspektionen angegliedert. Auch hier legten 
in Ressortbedenken die Wehrmachtteile Wert darauf, in der 
Provins eigene Stellen zu erhalten, die ihnen unterstan- 
den. Erst ab 1. November 1937 gelang es dem Wehrwirt- 
sohaftsstab den festen Einbau dieser Abteilungen in die In- 
spektionen zu erreichen und damit eine Einheitlichkeit der 
Wehrmachtinteressen in den Außenstellen heraustallen. Die 
Bezirkswirtschaftsoffiziere warden im Jahr 1936 zu Wehr- . 


wirtschaftsstellen umgewandelt, ihre Zahl Am Lauf der Zeit 
erheblich erhöht. 


Die Augenorganisation trat am 12. Februar 1935 zum 
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| ersten Mal zusammen und wurde durch General K eitel 


und Oberst Tho mas in ihre Aufgaben eingeführt. Die 
+ 
in der Anlage III,3 beizefüste Ansprache des Oberst 


Thomas gibt einen Überblick, wie der Chef des Wehr- 
wirtschafts- und Waffenwesens die ihm übertragenen Aufgaben 
aufgefaßt sehen wollte. Sie ist allerdings abgestellt auf die 
Linie des Vergleichs mit den Wehrmachtteilen, wie sie vom 
Reichskriegsminister auf Grund der obwaltenden Lage gewünscht 
wurde. 

Da am 16. März die Einführung der allremeinen Wehrpflicht 
erfolgte und mit ihr die Geheimhaltungsbestimmungen für aie. 
Organisation aufgehoben wurden, konnte von diesem Termin an 
die offene Arbeit der Wehrwirtschaftsorganisation beginnen. 

Die Stellung und Arbeit der Tehrnirtschaftsinspektionen 
wurde ebenfalls unerfreulich beeinflußt durch ĉie unklaren 
Befehlsverhiltnisse zwischen dem "Wehrwirtschaftsstab" und 
den "Wehrmachtteilen"”. Besonders die Luftwaffe nahm von der 
bestehenden wehrwirtschaftlichen Außenorganisation wenig 
Notis und versuchte duroh rüoksichtsloses Vorgehen ihre Inter 

- essen vor den der anderen Wehrmachtteile zu befriedigen, Es 
bedurfte daher einer laufenden Ausgleichstötigkeit des Wehr- 
wirtschaftsstabes, um die <= dynamischen Schwung vorwärts 
ärüngenden Kräfte des Reiohsluftfahrtministeriums in Ale 
allgemeine Wehrmachtslinie einzuordnen und den Wehrwirtschaft: 
Anspektionen auch bei der Luftwaffe die notwendige Anerkennung; 
zu verschaffen. | | | | pee 

| Der Wille, eigene wege zu gehen, war auch hier bei der 
Luftwaffe besonders betont und die Erkenntnis von der Not- 
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wendigkeit einer sentralen Führung in der Kriegswirtschaft, — 
wie sie Generalfelänarschall iloh durch seinen Ein= 
tritt in das Reichsministerium für Rüstung und Kriegspro= 
duktion jetzt - im Jahre 1944 - besonders betont vertritt, 
war damals leider nooh nicht vorhanden. Im Gegenteil der Go- | 
danke wurde von der Luftwaffe auf das Stärkste bekämpft, 
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Die fiir den Krieg befohlene Spitzenorganisation der 
Obersten Reichsbehörden hat auf Aufbau und Fitigkeit der 
| Wehrwirtschaftsorganisation einen 80 großen Einfluß ausge- 
übt, daß es notwendig ist, diesen Punkt eingehend zu be- 
hañdeln. | 
. Die Spitzenorganisation der Obersten Reichsbehirden 
für den Kriegsfall, hatte swar sohon vor 1933 in EN ahchen 
Besprechungen und Befehlen ihren Niederschlag gefunden, er- s 
fuhr jedoch durch die nationalsozialistische Hachtergrei-. 
fung und besonders durch das Ninscheiden des Reichspräsiden- 
tenvonHindenburg eine grundlegende Änderung. ‘Die 
neuen Bestimmungen wurden im Reichsverteidigungsgesetg vom 
21.5.1935 festgelegt, das erst im Kriegsfalle veröffentlicht 
werden sollte, aber mit seinen Bestimmungen schon für die 
Kriegsvorbereitungen in Kraft trat, Da dieses Gesetz 
(siehe Anlage IV,1) die Aufgaben der Wehrmacht und der | 
übrigen Reichsbehörden im Kriege festlegte, war es auch für 
den Aufbau und die Tätigkeit der — T E RTE 
grundlegend. und ausschlaggebend. | 
. Nach dem Hinscheidan dos Reichspräsidenten von t i n- 
dendburg hatte die Organisation der obersten — 
eine völlige in dem der Führer und 
Reichskansler die Befugnisse des Reichsprüsidenten über- 
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nahm. Wenn bei der Aufstellung der Spitzenorganisation ein 
Kampf der Ressorts entstand, konnte es sioh nur darum han- 
dein, wie die Spitze unter dem Führer und Reichskanzler 
gegliedert werden sollte. Hier lagen die Dinge wie folgt: 

Je mehr durch die einzigartige Stellung des Führers und 
Reiohskanzlers die Dinge bei ihm susammenliefen, umso größer 
wurde selbetverstindlich die Zahl der Fragen, die damit von 
ihn selbst zu entscheiden waren. Streng genommen mußte seine 
Entscheidung, also auch in Fragen sekundärer Art eingeholt 
werden, sofern über sie eine Einigung zwischen den Ministe- 

| zien nicht zustande kam. Diese Fragen bestanden oftmals 

aber in Einzelheiten spezieller und technischer Art, mit 
denen der Führer auf keinen Fall belastet werden dürfte, 
Diese Tatsache hat jedooh in der Praxis su sehr vielen Sr 
Sohwierigkeiten und Unterlassungen geführt, Jedes Ministorium 
hatte es in der Hand, eine ihm unangenehme Lösung derarti- 
ger Binzelfragen unmöglich zu machen, weil es auszeschlossen 
war, den Führer mit derartigen Einzelfragen zu behelligen. 
Dem Bestreben, den Führer und Reichskanzler zu entlasten 

and ihm nur die großen Fragen sur Entschei dung vorbereitet 

. yorsuülegen, kam die damals geschaffene Spitzenorganisetion 


ent gegen. 


Sie sah einen Reichsverteidigungsrat als interministe- 


rielles Gremium zur Beratung der im Hinblick auf einen Krieg 
zu fassenden Entschlüsse vor. In ihm hatten die einzelnen 
Reichsuinister Sitz und Stimme. Vorsitzender des Reichs- 
verteidigungsrates war der Führer, sein Vertreter Genaral- 
feldmarschall @ 6 r ing. DR Reichsverteidigungsrat 
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ist im Frieden nur selten zusammengatreten. 

Die praktische Arbeit sollte vielmehr in dem vom 
Reichsverteidigungsrat eingesetzten Reichsverteldigungs= 
aussohuß geleistet werden, in dem die einzelnen Ministerien 
und sonstigen Spitzanse!len vertraten waren und dessen Vor- 
sitz der Ohef des Wehrmachtantes führte. Als Sekretariat 
dieses Ausschusses war eine bei der Abteilung Landesvertei- 
digung des OKW besonders eingerichtete Gruppe tätig. Eine 
positive Arbeit konnte bei der Größe des Reiohsverteidigungs- 
ausschusses auch nicht geleistet werden, vielmehr dienten die 
Sitzungen des Ausschusses dazu, die an den Fragen der Reichs- 
verteidigung beteiligten Stellen über den Fortgang der Ar- 
beiten zu unterrichten. Streitfragen wurden meist abgesctzt 
und sollten in Sonderbesprechungen zwischen den beteiligten 
Ressorts gelöst werden. | 

So stellten Reichsverteidigunzsrat und Reichsverteidi- 
gungsausschuß mehr oder minder nur eine Fassade dar, hin- 
ter der sich die praktische Arbeit in Besprechungen zwi- 
schen den an den betreffeden Fragen beteiligten Ressorts 
abspielte. In diesen Besprechungen kam es aber immer wieder 
darauf an sich gu einigen, weil eine mit irgendwelcher 
Entscheidungsbefugnis ausgestattete übergeordnete Stelle 
nicht vorhanden war und weil es unmöglich war, alle diese 
Einzelfragen dem Führer vorzutragen und ihn mit diesem 
Einzelmaterial zu belasten. x GA f 

Unter diesen Verhältnissen wurde der Aufbau und die 
Pitigkeit der sioh aus dem Nichts entwickelnden Wehrwirt- 


schaftsorganisation besonders schwierig, umsomehr als das 
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Reichsverteidigungsges«tz auf dem wirtschaftlicheh Gebiet 
die Abgrenzung der Befugnisse nur ganz im großen regelte. 
Durch das Gesetz war für den Krieg die Einrichtung eines 
Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft vorgesehen, für 
den der Reichsbankpriisident Dr. Schacht in Aussicht 
genommen war. Er sollte als solcher in Wirtschaftsfragen 
ein Weisungsrecht gegenüber allen mit Wirtschaftsfragen be- 
faten Ministerien besitzen. Er war für die Vorbereitung 
aller wirtschaftlichen Kriegsworbereit mgen zustündig mit 
Ausnahme der Rüstunzsindustrie, deren Vorbereitung durch 
das OKW erfolgen sollte, 

Damit war Ale Wirtschaft in zwei Teile geschnitten, 
deren Abgrenzung, wie wir sehen werden, in der Praxis völ - 
lig unklar war. Da sich die Maßnahme bereits vor dem Kriege 
und vermehrt im Kriege höchst unglücklich ER hat, 
muß auf diesen Punkt ar eingegangen werden. 

Die Forderung, daß die Rüstungsindustrie von den Sol- 
daten mobilmachangsmbg lich vorbereitet werden muß, stammt 
von den Waffenimtern der Wehrmachtteile. Die Waffenimter 
beschafften im Frieden ihre Ausstattungen unmittelbar bei 
der Industrie. Diese Beschaffungen setzten ein enges Zu- 
sannenarbeiten zuischen den militärischen Dienststellen und 
den eingeln 2. voraus. * bei der Ko ee 
und der win des Dieser tes Ba n die —*— 
ferfirm — die Wafteninter sad susaimen und es war an= 
erwünscht und aus ERBEN EEE NE vielfach sogar 
unmöglich,anderen staatlichen Stellen einen Einblick in 


diese Beziehungen zu geben. Der Kreis der Firmen war su- 
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nächst klein und wuchs erst an, als die Aufriistung smaSnahmen 
sich auswirkten. Die Mobilmachungsvorarbeiten forderten 
indessen, daß ein möglichst großer Kreis industrie ller Wer- 
ke für die Fabrikation von Kriagsgerät eingearbeitet wurde, 
damit der Großbedarf im —“ schnell gedeckt werden konn- 
te. Auf der anderen Seite waren die Friedensaufträge nicht 
so groß, daß man diese Firmen laufend beschäftigen konnte, 
Infolgedessen wurden diesen Kriegsfirmen hin und wieder 
kleine Lehranttrige zugewiesen, damit sie Fertigungsarfah- 
zungen sammeln und im Bedarfsfall über einen Stamm von in 
der Kriegsfertigung geschulten Kräften verfügten. Schon - 
damals wurde vom Wehrwirtschaftsstab der Gedanke erwogen, 

die Einarbeitung der Kriegsfirmen alten Stammbetrieben zu 
überlassen und damit die Selbstverantwortung der Industrie 
einzuschalten. Der Gedanke wurde von den Waffenimtern ab- 
gelehnt und auch von der Industrie nicht gut seheißen, 3 
weil die Betriebsflihrer sich weigerten, sich von Konkurrens- 
“firmen in  denBetrieb sehen len Se m mußte die mobil- 


machungsmißige Vorbereitung der Rüstungsfirmen auch. aus wur 


technischen Gründen den Waffeniimtern überlassen bleiben ` 
und es kam darauf an einen Trennungsstrich zu finden, der 
zwischen den Rüstungsbetrieben und der übrigen Industrie 

auf Grund des Reichsverteidigungsgesetzes zu ziehen wars 

= Es liegt auf der Hand, daß mit der Teilung der Indu- 


strie in Rüstungsbetriebe einerseits und kriegs- and lebens- 


wichtige Betriebe andererseits ein Schnitt durch die ge- 


 Samte Wirtschaft gezogen warde, der vielfach ein völlig 


willkürlicher war, oft sogar mitten duroh einzelne Industrie- 
werke hindurch ging. Auch trug die Regelung dem Umstand 
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keine Rechnung, daß die sog. Riistungsbetriebe in ihrer 
Existenz, also in allen ihren Vorlieferungen und Zuliefe- 
rungen nur auf Betriebe angewiesen waren, die meist in der 
Liste der kriegs- und lebenswichtigen Betriebe standen, 
SchlieBlich war auch strittig, wo im Produktionsgang das 
betreffende Fabrikat “riistuneswichtig” wurde. 

Die Trennung der Industrie in diese zwei Teile hat 
sich von Anfang an als unglücklich erwiesen. Es ist jedoch 
nicht möglich gewesen, sie duroh eine andere und bessere 
Lösung zu ersetzen. Eine andere Lösung hitte in der Änderung 
der Spitzenorgani sation gelegen, der aber durch das Reichs- 
verteidizungsgesetz festgelegt war und trotz aller Vorschlä- 
ge des Wehrwirtschaftestabes nicht geändert wurde, 

Nach Ansicht des Chefs des Wehrwirtschaftsstabes be- 
standen für die Regelung des Verhältnisses zwischen OKW 
und GBW drei Miglichkeiten. 

Die erste Möglichkeit will ich als "zivile" ' Lösung 
bezeichnen, Sie hitte darin bestanden, daß man die gesamte 
wehrwirtsohaftliche Vorbereitung und die spätere Steuerung 
im Kriege in zivile Hinde legte, Entweder konnte man damit 
das Reichswirtschaftsministerium beauftragen oder unter dem 
GBW ein eo Aut schaffen, vergleichbar mit dem eng- 
lischen Munitionsministerium. Diese Lösung hätte Jedoch 
dem Soldaten jeden bestimme nden Einflu® genommen und war 
schon deshalb nicht tragbar, weil seinerzeit im zivilen 
Sektor für diese Aufgabe keine geeignete Persönlichkeit 
"vorhanden war und eine zivile Stelle sich damals auf keinen 


Fall durchgesetzt hätte. 


AGOSUO8 








H2296 -0014 


Die zweite Lösung wäre die "militärische" Lösung ge- 
wesen. Man konnte die gesamten wirtschaftlichen Kriegsvor- 
bereitunzen dem Reichskriegsminister übertragen. Dieser hät- 
_ te eine hohe militärische Persönlichkeit damit beauftragen 
müssen, der ein wirtschaftliches Gremium zur Seite gestellt 
wurde, und die Befehlsbefugnisse über alle mit Wirtschafts- 
aufgaben betraute Wirtschafts- und Kommandostellen erhielt. 
Auch diese Lösung war unerwünscht, weil sie nicht gweck- 
mäßig war. Der Reichskriegsminister sollte nicht noch mit 
wirtschaftlichen Aufgaben belastet werden und außerdem 
wiren mit dieser Lösung die Erfahrungen der Zivil-Kiniste- 
rien auf wirtschaftlichen Gebiet mehr oder minder ausge- 


£- 


sohaltet worden, s 

Die dritte unas wire die gewesen, die von Wehrwirt- 
sohaftsstab jederzeit vertreten worden ist. Sie schlug vor; 
den Einbau des Chefs des Wehrwirtschaftsstabes als Staats- 
Sekretär für die wirtschaftliche Kriegsvorbereitung in den 


Stab des GBW und seine gleichzeitige Beauftragung mit der 


Vertretung der Wehrwirtschaftsinteressen im Stab des Reichs- 
kriegsministers. Wenn man mit dieser Stelle auch noch die 
Befehlsgewalt in wirtschaftlichen Fragen gegenüber den | 
Waffenimtern der Wehrmachtteile verbunden hitte, so wire 


gesichert gewesen, daß auf der einen Seite die militiriechen 


Aufgahen auf dem wirtschaftlichen Gebiet mentral zusammen 


Te o 


gefant gewesen wären und daß andererseits derselbe Stab 
` verstärkt mit Re erenten sus den einzélnen Ministerien 
die Arbeit in der wirtsohaftlichen Kriegsvorbereitung der 
Zivil-Ministerien sentral_ geleitet hätte. Leider fand die- 
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ser Vorschlag bereits beim Reichskriegsminister keinen An- 
klang). 

Sp blieb es bei der im Reichsverteidirungsgesetz ausge- 
sprochenen Teilung der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitunren 
auf OKW und GBW und erst die Kriegsentwicklune konnte die 
zustíndigen Stellen davon Überzeugen, daß diese im Raicha- 
or tei digungesgesets ausgesprochene Teilung der Wirtschaft 
ein/ einschneidender Fehler in der Organisation gewesen ist 
und daß der Vorschlag des Chefs des Wehrwirtschaftsstabes 
diesen ausschlaggebenden Fehler vermieden hütte, 

| So ist die Orgariisationsfrage, wie sie das Reichsver- 
teidigungsgesetz rezelte eine Schicksslsfrage für den Aufbau 
und die T tigkeit der lehfwirtschaftsorganisation geworden. 
Das Ziel, das sich ihr Begründer - Oberst Thomas- 
seinerzeit hei der Aufstellung gesetzt hatte, konnte nicht 
erreicht werden, weil einerseits dem Wehrwirtschnftsstab 
nicht die genticenden Vollmachten für eine zentrale Führung 
® :-- ve rmachtteilen ‚egenüber gegeben wurde und weil anderer- 
seits sihe klare Abgrenzung der Befugnisse zwischen der 
dlitifise on Wehrwirtschsftsoreanisation und der zivilen 
Organisation jes GBW nicht raigh ürða» Erst die Ent- 
RR ier Dinee im nften Arlegsjahr hat duroh die 
sumenfassung aller Befugnisse beim Reichsminister für 
tung und Kriegsproduktion die Lösung gebracht, die von 
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an vom Chef des Wehrwirtscohaftsantes vertreten wur- 
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Die Zweigleisiekeit der wehrwirtschaftlichen Kriegs- 


vorbereitunren. 


Der WinisterSpeer hat am 8. Juni 1944 in seiner 
nt’ u Vertretern der deutschen Industrie zum Ausdruck ge- 
bracht, des er die Ristunssorganisstion anders aufgeb ut hät- 
te, wenn er dazu 10 Jahre Zeit eehadt hätte. Ich kann Herrn 
Minister Speer nur beipflichten; denn wenn ich die Ver- 
hültnisse des 5. Kriersishres zur Voraussetzung nehme, hitte 
ich den Aufbsu der Riistunesorganisation auch anders darch- 
eeführt. Denn laß die seinerzeit eetroffene Lisune keine 
IdeslliGsunme war, war allen, die daren rearbeitet haben, völ- 
lig klar, Der Aufbau der Wehrwirtschaftsorranisation ist 
unter Verhältnissen begonnen worden, die sich Herr Minister 
Speer wohl kaum vorstellen kann, und es bleibt das un- 
Wine Verdienst der Herren des Vehrwirtschaftsstabes, 
dsß unter den damals obweltenden Verhältrissen überhaupt 
zur Tat geschritten und eine Organisation aufgebaut 
die hervorrarend an ser Aufristun; 7 an den Kriegsvor- 
bereitungen teilwenommenm het. Der Hehmen, in dem der, Auf- 
' bap erfolren mußte, war durch Ale Verhältnisse und türch 
das vom Führer rei ohsverteidigungsgesstz gegel 
Die Zweigleisivkeit der Vorbereitunren, die duroh.die Tei- 
lung der Industrie wel Gruppen dureh tas Reichsvertei- 


aipungspgesetz gereber on a} an als großer 








veder der Chef des ‚ehrmnaoht«“ 
amtes, noch der GBW waren bereit, dem Führer entspreche 
nderungsvorschlire zu unterbreiten. Wie unerfr: 
die Zweiglei: ex Vorbercitimpon ausgevirkt 
wie hemmend | Arbeiten 
werden, um 
ltnisse zu 
Gaa E i sation Kritik üben. 
Wie in den vorstehenden Abschnitte mngetiihyt , 


len wirtschaftlichen Ministerien in der Zeit zwie 


ersten Weltkrieg und dem Jahr 1930 überhaupt kein Menso 


n, sich-mit Landesverteidirun:sarbriten zu 
dauernien Druok des Wirtsch:fts- 
de im Jahre 19% erreicht, 


Herren des Beichswirts:} 
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ein Krnft 
ein Fertigwarenausschuß, 
ier Ausschuß und 
telsausschu?. 
laufende Versorgung der Wehr- 
', Ger Zivilbevilkerung 
ft mit kriegs- und lebenswich- 
5 


iichergzustellen. Trotz des 


ar "ehrmuoht kam man über 


rsuchungen kaum hinaus, sodaß von 1934 


und Taffenwesens immer 
fordarte, die die 
ir alle Stellen zur 
ıtorische Regelung der 


2 des Reichsvertei 41- 
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fassung lag in folgendem; Der GBW stellte sich auf den 
| Standpunkt, daß er im Krieze die Wirtschaft ebenso aus- 
sçhließlich zu leiten habe wie der Obarbefehlshaber der 
Wehrmächt die Wehrmacht. Ein Primat der Wehrmacht in der 
Wirtschaft glaubte der GBW nicht anerkennen zu dürfen, 
weil dadurch die Versorgung des zivilen Sektors ge fakro, 
würde, Das OKW vertrat von Anfang an die Ansicht, daß die 
Wirtschaft auch im Kriege Mittel zum Zweck der Kriegs- 
führung ist und daß sie sich bei ihrer Arbeit in erster Li- 
| nie auf die Bedürfnisse und Anforderungen der Wehrmacht 
einzustellen habe, Die Forderungen jer Wehrmacht mußten 
| also von Seiten des GBW als vordringlich anerkannt werden. 
we sich diese gegensitzliche Auffassing in der Praxis nus 
wirkte, wird unten ausgeführt werden. | 
Die zweite Differenz lag im Aufbau und in der Kr 
"keit der Außenorganisation. Die militärische Wehrwi = 
- aghaftsorgani sation war in wenigen Wochen aus dem —J 
‚geschaffen worden, der GBW stand ohne Organisation da und 
J hemmte duroh theoretische Weisungen die, Pitickeit aag m= i 
5, litirischen Stellen. Alle Vers che des Wehrnirtschnfte- 


RA | stabes, jen GBW zu bewegen, tie Selbstorganisation der 


"für die Aufgaben einzuspannen, bliäben 2 
nach und nach sohuf er sich eine Reihe ‘schwa- 
b Leoht * Auensteilen bei den er | y 
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änter umgebildet wurden. Die ehrzehl dieser zivilen 
Dienststellen ist zahlenmäßig = — bis: zum Kriegs- 
beginn so mangelhaft bese’ zt gewesen, dad sie in keiner 
Weise in der Lage waren, die ihr gestellten Aufgaben zu 
erfüllen. | 

Im Juli 1955 warden erstmalig die Grundsiitze über die 
Arbeitsteilung zwischen Wehrwirtschaftsorganisation und 
der Organisation des GBW bekanntgegeben. Hiernach sollten 
die "Rüstungsbetriebe" der Betreuung durch die militärischen 
Organe vorbehalten bleiben, wihrend die Zivilorganisation 


sich mit den kriegs- und lebenswichtigen Betrieber Zu be- 


fassen Hatte. y 


Es sollten umfassen; 
Die Riistuncsindustrie alle Betriebe mit Fertigung 
nach Wehrmachtzeichnungen und Wehrmachtanweisungen, 


die krierswichtige Industrie die gesamte sonstige für 


die Kriegfülrung wichtige Industrie, J 


die die Versorgung j 


u. 


jes Volkes und der Heimat notwendige Produktige.» 


Zur zweiten Gruppe zählten - außer den vielseitigen Unter 
und vorlieferanten der Rüstungsindustrie -~ vor allem die | 
Rohstoff erzeugende und verarbeitende Produktion und der 
Enargiebedarf, Während als lebenswichtig in #fster Linie 
die Lebensmittelindustrie zu erwihnen wires | 

Schien der Begriff der lebenswihtigen Trainee zien- 
lich eindeutig, so mußte die Grenze zwischen Rüstunrs-“ 
und kriegswiohtiger Industrie immer ein schwankender Be- 


griff bleiben. 
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Suter umgebildet wurden, Die Mehrzahl dieser zivilen | 
Dienststellen ist zahlenmäßig und personall bis zum Kriegs- 
beginn SO mangelhaft bese: st gewesen, dad sie in keiner 


Weise in der Lage waren, die ihr gestellten Aufgaben zu 
erfüllen. 


Im Juli 1935 wurden erstmalig die Grundsätze tiber die 
Arbeitsteilung zwischen Wehrwirtschaftsorganisation und 
der Organisation des Gyr bekanntgegeben. Hiernach sollten 
die "Ristungsbetriehe" der Betreuung durch die milit'irischen 
Organe vorbehalten bleiben, wihrend die Zivilorganisation 
sich mit den kriege=- und le benswichtigen Betrieben su de- 
fassen hatte. 

Es sollten umfassen: 


} Die Rilstungsindustrie alle Betriebe mit Fertigung 


mach Wehrmacht zeichnungen und Wehrmachtanwei sungen, 


die kriegswichtige Industrie Ale gesamte sonstige für 
die Kriegführung wicht ige Industrie, 


die lebenswiohtige Industrie die für aie Versorgung 

des Volkes und der Heimat notwendige Produktion. 
Zur weiten Gruppe zählten - außer den vielseitigen Unter- 
und Vorlieferanten der Rüstungsindustrie - vor allem #ie 
Rohstoff erzeugende and verarbeitende Produktion und #7 | 
Energiebedarf, wihrend als lebenswichtig in erster nie 
die Lebensmittelindustrie zu erwähnen wäre. : 

` Sohlen der Begriff der lebenswihtigen Insastrie ziem- 
lich eindeutig, 80 mußte die Grenze zwischen Rüstunes- 
und kriegswichtiger Industrie immer ein schwankender 3e- 
grift bleiben, 
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Vor allem zeigte sich die untrennbare Verbundenheit 
der Riistunesfertigung von den Vorlieferungen. Der noch 80 


sorgsam vorbereitete Mobilmachungsanlauf der Rüstungsindu- 
strie konnte vergebliche Papierarbeit bleiben, wenn es 
nicht gelang, die Vorproduktion in gleich sorgsamer Weise 
vorzubereiten. Selbst eine vorsorgliche Lagerhaltung an 
Ersatz- und Einzelteilen konnte immer nur über verhältnis- 
mäßig kurze Zeit hinweghelfen. Soweit as sich aber bei der 
Vorproduktion um "Engpässe" handelte - wie zu Kriegabe- 
$ beispielsweise noch bei der Kugellagerfertigung - 
konnte eine ausbleibende Unterlieferung für eine ganze Rei- 
he von Waffen und Geriten entscheidend werden und damit an 
Bedeutung die Wichtigkeit vieler Riistungsbetriebe wesent- 
lich übersteigen. k 

Der personnlle Apparat der "Außenstellen des Reichs- 
wirtschaftsministeriums" reichte aber bei Weitem nicht 
aus, um - neben zahlreichen sonstiegen Aufgaben - etwa 
auch in kriegswichtigen Betrieben eine Mobilmachung eben- 
so vorzubereiten, wie die wehrwirtschaftliohe Organisation 
oD ier Riistungsindustrie. Zudem verfügte letztere auch 
durch ihre bis zum Jahre 1926 zurückreichende Tätigkeit 
über so eingehende Personal- und Sachkenntnis in der gan- 
zen regionalen Industrie, daß dieser Erfahrungsvorsprung 
auf Jahre hinaus schwer einzuholen schien. | 

Die Folge dieser Situation war,” daß sich in der Außen- 
organisation zwischen den militärischen und zivilen Dienst- 
stellen dauernde Reibungen ergaben, bei der die Arbeit 


der militärischen Ste ‘len duréh das Versagen der zivilen | 
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sivilen Stellen ihr 
en Suc nt Gries 
eit der Vorber 
sonders auf folgenden Gebisten aus: 
Abgrenzung der Rüstunssbetriebe 
igen Industrie konnte in hun‘erten von 
allen kbine Einigung gefunden werden, weil die 
ko) Vertreter des GB wichtige Betriebe nicht für 
Rustungsaufesben freigeben wollten». Der GBW nahm 
Anspruch, daS er bei der Bestimmung 
jessen, was Krliegszerit ist, mitwirken müsse und 
Gal die Bestimmune. der Riistunesbetriebe nicht allein 
vom Reichskriessminister erfölzen könne. Der Reiohs- 


kriegsminister dagegen vertrat die Ansicht, da? die 
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Bestimmung des Begriffes Kriezszerät milit 
Fachkenntnisse vornussetze, die allein 
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b) Die Sicherstellung A iter=, Rohstoff- und 
* 
schinenbedarfs innerhalb der Rüstunesbetriebe, 
dem GEW gugestanden war, erfolete durch den GB 
so langsam, da die Nobilmnchungsvorbereitung in 
den Betrieben an vielen Stellen nicht gesichert er- 


schien. Infolgedessen sahen sich die Tehrsirtsaohnfts- 


l 
inspektionen ve aninSt, die Jem- GBW zustehende 


Sicherung der Betriebe mit Menschen, Rohstoffen und 
n selbst in die Hand gu nehmen und hierfür 


}e@_.sunren zu 








MN 


96 -0026 


ec) Auch die mobilmachungsmäßiren Vorarbeiten der 
krieers- und lebenswichtigen Betriebe, deren Funk- 
tionieren die Voraussetzung für eine planmäßize 
Fertigung der Rüstunrsindustrie bedeutete, erfolg- 
te mang pe geniigenden Personals so langsam, daß | 
hierdurch eine schwere Gefahr für den Mobfall 


vorlag. 


Die vom Reiohskriersminister geforderte Festlegung 
der Betriebe, die im Mobilmachunssfall stillzule- 
gen waren und ihre Arbeitskr’ te und Transportmittel 


an Aa Ristunesintustrie abzurehen hatten, erfolrte 


ebenfalls so langsan, daß auch hier ein Eingrei- 


fen der militirischen Stellen erforderlich wur- 


P 


des 


e) Auch au? iem Gebiet des Transportwesens wurden die 
Arbaiten so schlecht durchgefiihrt, daß hierdureh 


die Vorarbeiten auf dem Rüst nısgeblet zum Stocken 
-$ kamen s à 


Wann auch voll anerkannt werden muĝ, daß der iiaupt- 
erund für das Versagen der Vorbereitungen duroh den GEW 
in dem Mangel an brauchbaren Personal und in bürokrati- 
sohen Arbeitsweise einzelner Referenten des Reichswirt- 
ohaftszinister! us gelegen hat, 80 muß doch festgestellt 
werden, da- diese Zueizletairkeit die Vorbereitunsen der 
wehrwirtschaftlichen Vorarbeiten stark gehemmt hat und der 


Grund dafür genesen ist , daß auf dem Niohtaufrüstungsge- 
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biet die Vorbereitimezen bei Ausbruch des Krieges völlig 
unsenür 
Den damaligen Verhältnissen Fernstehende können mit 
darauf hinweis dab auf Grund des $ 4 des R.V. 
ier GBW gehalten war, die wirtschaftlichen Voraus- 
setzunren für Ale Produktion der Rüstunesindustrie naoh 
den Foriseruneen des OF sicherzustallen. Aber kerade die- 
sen Forderune: egeniber verhielt sich der CRY oft ableh- 
nd, da er sie für übertrieben und seiner eigenen Auffas- 
sung widersprechend bezeichnete, Es wäre also jedesmal, wann 
keine Einigung zwischen OKW nd GBW zustande kam, notwendig 
gewesen, eine Führerentscheidune au erbitten. Zu diesem 
Sohritt war indessen keine jer führenden Perstnlichkei- 
ten dieser betien Behtrden bereit und Sicherlich hätte es 
der Führer auch sbgelshnt, in solchen Einzelheitan int- 
scheidungen zu fällen, nachdem das R.V. Gesetz von ihm 
unterschrieben war. So blieb eine rroße Zahl für Ale Arbeit 
grundlegender Fragen unentschieden un’ diese Tatsache wur- 
für den GBW zum Anlaß, die Forderungen des-OKW hin- 


haltend gu behandeln. 
Auch die von Reiohskriezsainister anreordnete Au’stel- 
lung seiner Nehrsirtachnftsordnunz, welche alle die Bestim 
| Er 


nungen wehrsirtschsftlichar Art zusammenfassen sollte, die 


f 
die Zusarmenarbeåt der mit vehrvirtschaft)dohen Aufgaben 


betrauten Dienststellen des Reichskriegsministeriums und 
der anderen Reichsbehßrden zu regeln hatte, kam infolge 


dauernder Rhessortbedenken des GBW nicht worw'rts und konnte 








durch diese Hermunz bis zum Kriegsbeginn nicht zur Duroh- 
führung zebracht 


p 


Dem OKW war es in keiner Weise daran geleren = nach- 
dem der Führer durch das eichsverteidigungsgesetz vom 
21.5.1935 die Aufcabenverteilune auf dem v 

Sektor fest bestimmt hatte ~ sich mehr Verantwortung und 
Rechte anzueirnen, als durch das Neichavexieléteansiaenane 
m TOE war, Es konnte aber seinerseits nicht tatenlos su- 
sehen, daß durch das Nichtfortschreiten der Arbeit des 

GBW die Riistungsvorarbeiten gehemmt und eine planmäßize 
wirtschaftliche Mobilmachung in Frage gestellt wurde. 

Der GBW hat beim Benuftragten für ten Vier jahresplan 
mehrfach Kleze geführt wegen Ubergriffe des OKW. Leider 
hat auf Grund eines solchen Vortrages der Besuftraecte für 
den Vierjahresplan, nachdem ihm von dem neu ernünnten GBW, 
Minister F un k , die Lage nur völlig einseitig vorge- 
tragen worden war, im Juli 1938 durch eine Stoppverordnung 
fi Bestimmung getroffen, ‘da? eine weitere Erklärung 
von Betrieben zu Rüstungsbetrieben nicht mehr stattzufin- 
denhätte, Diese Anrodnung hat sich im Mobi lmachunes fall 
1939 sehr unerfreulich nauszewirkt, da daduroh der Wehrmacht 
der Zugriff auf viele Betriebe, die später im Kriege für 
die Wehrm-chtfertigung als "selbstverständlich" zur Ver- 


fügung gestellt wurden, verhiniert wurde. | 


Es muß also festgestellt werden, daf seitens des 


Wehrwirtschaftsstnbes die Fehler der Gesamtorcanisation 


von Anfang an klar erkannt worden sind, daß alle Versuche 
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gemacht worden sind, dis fehlerhafte Zweirleisirke der 
Organisation zu Ändern, daß aber tia nderungpsvorsoliläre 
nicht an den Führer herangeabracht worden sind, der bei 
der angeordnsten Spitzenorganisation allein die entschei- 


dende nderune hätte anordnen können. 
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Die Oränunz der Besriffe für dis Titigkeit der Vahrnirt- 
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In den verschiedenen Absdnnitten ist bereits darauf 
Wehrvwirtechs ft sorganisation 
geschnffen werden mußte. Disse] - 
auch auf gê isem Gebiet, neil 
4a Idee und für die Adfeaben der 
irgendwelohe 
on intensiv mit dem 
beschiftirt hätten. 
ieersswaffenamt schon in 
hatten, waren allzu eng in den Be- 
'ennmtes befangen und sahen alle Fra- 
oAar wèni rein von Fertigungsstandpunkt von 


» Munition und eneralstab war Uber die 


eo bisher so gut wie ni achgedacht “orden, die 


it antferr sich mit grundsitzlichen Fragen 


ftsstabes sahen indessen 

erin te! das das Arbeits- 
ch damit: besch f- 
zu brinsen, wur- 


lie gel in un:.chet einmal feste 
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wie 
treben des Soléaten ge= 
Kriegen insbesondere aus 
tverrafgernen z han. Dies hat, wie die Erfahrung 
, meist dazu gefül 3 die ja ständig wechselnden, 
eiter antwickelnden Erscheinungsfornen des Krieges 
kannt wurden. Der Soldat; der immer zum Konservativismus 
hat fast stets bei seinen Kriogsvorbarei sungen mahr 
rscheinunrsformen des letztvergangenen Krieges als die, 
spekulativ zu erfassenden des Zukunftskrieges vor Au- 
gehebt. Bs war deshalb notwendig, die neue, noch nie 
E ee Aufgnbo der wahrwirtschaftlichen Kriegsvorbereitune 
yichtir in das Bild sinzuprinen, das der kowacnde Kriege 
yoraussichtlich bieten würde. Man war also gezwungen, sich 
eine möglichst riohtize Vorstellung von seinen Erscheinunns- 
formen zu machen» Da wir Soldaten und Generalstabsoffizlere 
waren, war dies nicht nur unsere Pflicht, es war auch unser 
Recht. Außerhalb der Wehrmacht war ja ohnehin niemand be- 
fihict und berechtigt es zu tun, denn nur ier Soldat be- 
schiftiet sich ja im Frieden hauptamtlich BAR der Wissen- 
sohaft vom Krieges Innerhalb der Wehrmacht and des General- 
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bareoh- 
"opera- 
soheel an- 
lielniges Amt 
die militärische 
mir mehr als 
sum Vorwurf, sich 
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Politik, 


ıktoren antn: 
nserer Auffassung 
werden, wobel einer 


Die zum Teil 


Nir haben uns 


onen 








LM 


Urara 
unseszrundlnge 


ae 


> 








Im 


versuchten wir nun, Gis 

organisatorisch in den St 

gen dabei von der Auffası 

ges ist, 

ums Dasein, der übe n ir 

erreicht im Kriegze seinen Höhenunkt. Der Vert eines 
kes wird aber nicht? allein von seiner krisrcerischen 
tigkeit bestimmt, so sehr diese auch zu Barinn eines 
ges in die Augen füllt und von Bedeutung ist. 
BAitnis zum Feinie hoher Wert an kriexzarisch: 


ist sogar die Voraussetzuna dafür, da! sich i: nufe eines 
Krieges auch die anderen Werte eines Volkes auswirken kön- 
men. Zu diesen anderen Tartan gehört nicht zulrtet Ale 
Wirtschaft. Der erate Weltkriegs war ein Boispie 
Völker mit gerinzerer, wenn auch immer nooh hoher kriege- 
rischer Leistunesfihirkeit ein Volk überwinden können, das 
innen an kriegerischen Tuzenden weit überlegen ist, 

aber auf politischem, wirtschaftlich :m und anderen Gebiet 
hinter ihnen gürlicksteht. 

Die Binordnune der Wirtschaft in den Stantsorranismus 
fm Hinblick auf den Krieg setzte klare Bereriffsidefinitionen 
voraus. Es kam dabei weniger darauf an, ob der einzelne 
Berriff wirklich der denkbar beste und vom wissenschaftli- 
chen Standpunkt aus unumstrittenste war, als vielmehr da- 
rauf, daß die einmal gewählte Bezriffsbestimmung allgemein 
anerkannt und allgemein benutzt wurde. Leider ist uns auch 
auf dieses Gebiet, Un die weiter unten zu erwähnende Wehr- 
wi st Höher air eng a der cezensttzlichen Auffassung en 


des GEW nivht sum Abschluß gekommen ist, ein voller Erfolg. 
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versagt geblieben. 
Wir bezeichneten mit Vshrwirtschaft all das Wirken ung 
»ansat u rein frisdansmäßirem wirtschnft- 
lichen Handeln auf den Krieg auszeriohtet ist. Die wehr- 
wirtschaftliche Titiekest begann also schon im Frieden mit 
der Einwirkung auf Sie Wirtschaft zu dem Zwecke, sie für 
den Krieg auf eine möglichst große Höhe der Leistungsfthig- 
keit zu heben. Sie mußte sich bei Ausbruok eines Krieges 
in zwei Richtungen fortsetzen. Einmal galt es, die zur Waf- 
fe gewordene Wirtschaft als Kriegswirtsohaft zu möglich- 
ster Lelstune zu bringen. Zweitens aber hieß es, den Wirt- 
schaftskriag zagen die wirtschaftliche Kraft des Feindes 
zu führen. | 
Die Kriesssirtschaft unfaßte nach unserer Auffassung 
zu erwartenden totalen Kri lso alle Zweige de 
Wirtschaft. Ihr Wirken war keineswegs allsin auf die un- 
mittelbare Unterstiitzung der Wehrmacht auszurichten. Es 
kam vielmehr iarauf an, das Leben des gesamten Volkes 
wirtschaftlich sicherzustellen, wobei es selbstverst nå- 
lich war, daß die Bedürfnisse der Tehrmncht den Vorrang 
beanspruchen konnten. 
Die Mittel des Wirtschaftskrieges waren vielseitig. 
Mit milit‘rischen Mitteln konnte zu Lande der Gegner wirt- 
schaftläch wichtiger Teile seines Landes beraubt werden. 
Aus soe Luft war es mürlich, ihm schwere wirtschaftliche 
Sch den zuzufüren., Der Seekrkx aber war stets mehr oder 
weniger ein Kampf um die Wirtschaftsstrassen, der Welt, 


wollte man diese beiden wehrwirtschaftlichen Haupt- 
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aufgaben erfüllen, sO war es notwendig, ein möglichst ge- 
naues Bily über die “irtschaftslage unserer vermutlichen 

| / 
Gegner und unserer Verbündeten zu haben. Infolgedessen 


/ 


| f 
17/0 unserer Auffassung als dritte wichtige große 
fgabe hinzutreten das Studium der wirtschaftlichen Wehr- 


A 
kjaft aller die deutschen Interessen berührenden Stasten 
Hex Welt." 
i Zusammenfassend kann also gesagt werden, daß der Wehr- 
j wirtschaftsstab folgende große robleme als die wehrwirt- 
schaftlichen Hauptaufgaben ansahı 

die Klarstellung der Bedeutung der Wirtschaft für 

einen kommenden Krieg, 

ĉie frisedensmäßige Vorbereitung der Wirtschaft und 

ihre Umstellung fiir einen Krieg, 

die Zusammenstellung der militärischen und sonstigen 

Forderungen an die Wirtschaft im Krieg, 
die Vorbereitung des Wirtschaftskrieges 
und 

das Studium der wehrwirtschaft ichen Kraft der ver- 

mutlichen Feind- und Freundesstaaten. 

Der Wehrwirtschaftsstabd forderte, daß diese Aufgaben 
sentral und energisch angefaßt wurden. Da andere Behörden 
hierfür wenig Interesse zeigten, griff der Wehrwirtachafts- 
stab die Aufgaben auf und übernahm ihre Führung. 
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VII. 


Die wehrwirtschaftlichen Grundlagen für die Aufrüstung. 


Die deutsche Aufrüstung wurde von der Reichsregierung 
befohlen in dem Augenblick, ale sich die große Weltwirt- 
schaftskrise ihrem Ende suneigte. In Deutschland war die 
Wirtschaftskrise, die die Reichsregierung bei ihren Antritt 
D-r, bereits durch großzügige Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen gestoppt worden, die Wirtschaft war im Begriff sich 
zu erholen. Es war daher verständlich, daß die Aufrüstung 
von der Wirtschaft als neue willkommene Maßnahme zur Bes- 
serung der Wirtschaftslage freudig begrüßt wurde. 

Die Griinde für die große Krise in Deutschland hatten 
neben den Auswirkungen des Versailler Vertrages und den 
sonstigen Kriegsfolgen in dem Sinken des deutschen Ex- 
portes und der Zunahme des deutschen Importes gelegen. Die 
langfristigen großen Kredite, die vom Ausland der deutschen 

tsohaft zur Verfügung gestellt worden waren und die 
eine Scheinblüte hervorgerufen hatten, hatten duroh ihre 
Zinsen den Abfluß des deutschen Goldes und der deutschen 
Devisen ins Ausland vermehrt. Volkswirtschaftlich gesehen 
hatte es sich gezeigt, daß die Aufnahmefähigkeit des Aus- 
landes für deutsche Exportgüter aus den verschiedenen Grün- 
den nicht so groß war, daß daduroh eine Einfuhr finanziert 
werden konnte, durch die allein das Leben des deutschen 
Volkes auf den bisherigen Lebensstandart aufrechtsuer- 
halten war. Daduroh hatte sich die Arbeitslosigkeit lau- 
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fend vermehrt und die neue Reichsregierung erkannte, daß 
diesem Verfall nicht mehr durch Exporterhthune und ähnliche 
Maßnahmen beigukommen war, sondern daß allsin innerwirt- 
sohaftliche Ma’nahmen dieser Krise Herr werden konnten, Aus 
diesem Grunde entschloß sich die Regierung zu großsügiren, 
öffentlichen Arbeiten, duroh die zunächst einmal die Ar- 
beitslosen von der Strasse genommen wurden. Der Bau der 
elohsautobahnen war eine der wichtigsten Ma3nahmen auf 
diesem Gebiet. | 
Trotzdem war es notwendig, auch der passiven Zahlunes- 
bilang zu Leibe zu gehen, weil die fortschreitende Ver- 
ringerung der Arbeitslosigkeit die Kaufkraft erhöhte und 
der zu deokende Warenbedarf nicht allein aus deutschen Roh- 
stoffen sondern zum großen Teil aus ausländischen Roh- 
stoffen versorgt werden mußte. Um dieser neuen Schwierig- 
keit zu steuern, schuf der neuernannte Reichsbankpräsihent, 
der zugleich mit der Leitung das Reichswirtschaftsministe- 
riums beauftragt worden war, den sog. * neuen Plan *. Die- 
©- lief darsuf hinaus zu verhindern, daß mehr eingeführt, 
als mit der tatsächlich errechneten Einfuhr finanziert wer- 
den konnte. Zurleich sah er eine Exportftrderung vor, die 
durch ein gewisses Priimiensystom die Preise für die deut- 
schen Waren im Ausland senken und damit die inzwischen auch 
aus weltanschaulichen Gründen noch verstärkte Ablehnung des 
deutschen Exportes bekämpfen sollte. 
In dieser Situation setzten die Maßnahmen für die 


deutsche Aufriistune ein und es zeigten sich hierbei in der 
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Hauptsache swei schwierige Probleme. Einmal die Berceitstel- 
lung der Rohstoffe für die Aufrüstung uns zweitens die 

Art der Finanzierung der großen Beschaffungsauftriige für 
die Aufrüstung, 

Die Rohstoffbeschaffung mußte zum großen Teil im Aus- 
land vorgenommen werden und stelle an den Devisenbastand 
des Reiches große Forderungen. Infolgedessen setzten sofort 
starke Bestrebungen ein, die- deutsche Rohstoffbasis durch 
Mt ore Erschließungen und durch Bau von synthetischen An- 
lagen zu stärken, eine Mainahme, die später durch den Vier- 
jahresplan ihre große Förierung fand. Im einzelnen wird 
darauf an späterer Stelle eingegangen. 

Die Schwierigkeit der Finanzierung lag nicht darin, 
die erforderlichen Summen aufzubringen, sondern allein in 
dem Verfahren der Finanzierung, das keinesfalls zu infla- 
tionistischen Erscheinungen führen durfte. Das Verfahren 
wurde im Laufe der Zeit mehrfach gewechselt, zielte aber 
in der Hauptssche daraufhinaus, die in der Industrie durch 
i H große Auftragsbelegung anfallenden Gewinne, möglichst 
schnell wieder in die Reichskasse zgurückzubekommen LOERT 
die bei den Banken und Sparkassen laufend zunehmenden Geld- 
bestände zu neuen produktiven Aufgaben heranzuziehen und 
sie dadurch inflationistischen Gefahren zu entziehen. Daß 
diese Finanzierung der Aufrüstung und-die sonstigen großen 
öffentlichen Arbeiten so ungestört vor sioh gehen konnten, 
lag allein in dem Vertrauen, das das deutsche Volk den 
Führer und seiner Regierung entgegen brachte. Der Regie- 
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fung war es wohl klar, da8 angestrebt werden mußte, diese 
kurzfristige Verschuldung des Reiches möglichst bald durch 
eine Anleihe oder sonstige Mainahme in eine langfristige 
Verschuldung umzuwandeln; 
Es war anzunehmen, daß die großen deutschen Aufrüstungs 
* maGSmahmen allmählich die Aufmerksamkeit unserer Weltkriegs- 
gegner erregen mußten und daß die Aufrüstung zu großen, 
menen politischen Entwicklungen führen mußte, Die deutsche 
F e Wirtschaft war aber nach dem Weltkrieg und nach dem Nieder- 
+ J gang, den sie bis 1953 erlebt hatte, alles andere als ge- 


on Signet, neuen politischen Belastungen oder gar kriegeri- 


e 


. sohen Auseinandersetzungen gewachsen zu sein. Infolgedessen 


= warden vom Wehrnirtschaftsstab von Beginn der Aufrüstung an 


dimmer zwei Grundsätze vertreten: 
| a) die Aufrüstung möglichst geheim zu betreiben, 
b) nicht nur eine rein militirische Aufrüstung durch- 
zuführen, sondern suzleich die wirtschaftliche 
Rüstung mit allen Mitteln zu fördern. | 
K = Vom ersten fage an war der Wehrwirtschaftsstab von dem 
Gedanken besselt, daß ein kommender Krieg ein langer Krieg 
— k sein wird und daß die Aufrüstung alle die Maßnahmen mit- 
i * ‚umfassen muß, die gesignet sind, einen längeren Krieg 
1, zn durchzusetzen. Leider traf der Wehrwirtschaftsstab in der 
— dieser Ansicht auf Fiderstand, da der Gedanke, 
| durch einen Kbörrkschenäen "Blitzkrieg" die Vorteile 


= Ei 
s A N U 
» ho j 


2 = @er deutschen Rüstung auszunutzen und den Gegner duroh 
g 


Fa unseren Rüstungsvorsprung und unsere überlegene Führung 


var gu schlagen, immer mehr an Boden gewann. 
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Über den Kampf des Webrwirtsohartsstabes um diose sei- 
ne Ansicht wird an späterer Stelle berichtet. Jedenfalls 
wurden die Forderungen, die der Wehrwirtschaftsstab in die- 
ser Hinsicht stellte, vom Reichskriegsninister nicht erfüllt 
Ebenso blieb der Wunsch des Yehrwirtschaftsstabes unerfüllt, 
mit Boginn der deutschen Aufrüstung alle nicht unbedingt 
militärpolitisch wichtigen Vorhaben der Sffentlichen Hand 
am Interesse jer Rüstung zurückzustellen und daduroh die 


finanzielle Belastung und rohstoffmäßige Beanspruchung des * 
Reiches zu verminiern. | 

Eine weitere Frage war die Form, in der der "Aufban 
der neuen Rüstungsindustrie erfolgen sollte. Die Bestre- 
bungen in dieser Riohtung waren sehr versohledenartig. Die 
Waffenimter, insonderheit die Luftwaffe, strevten, teils 
aus Geheimhaltungsgründen, teils aus dem fälschlichen Ge- 
danken, daß eine staatliche Industrie sohlagkräftiger und 
billiger arbeitet, teils aber such aus personellen Ressort- 
gründen danach, wehrmachteigene Werke aufzubauen. Ehrgei- 
zige Industrielle stellten sich für diese Aufgaben zur Ver- 
fügung und föürderten diese Ideen. Große Teile der Industrie 
standen den großen Forderungen der Waffenimter auf Neubau 


von Werken abwartend gezenüber, andere stürzten sich mit 


} j 
— Eifer in diese Vorhaben und sahen hier ihren Weizen 


blühen. Die Linie des Wehrwirtschaftsstabes ist in dieser 
Bezi chang immer die gleiche geblieben. Er stand auf dem 
Standpunkt, daß der Bau von wehrmachteicenen Anlagen auf 

das Höchste eingeschränkt werden muß und daß, wenn sie über- 


haupt geschaffen werden, diese nicht nach fiskalischen 
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Grundsätzen, soniern rein nach kaufmännischen Grunds'tzen 
geführt werden müssen, Er vertrat aber weiterhin den Stand- 
punkt, daß die zweckmäßisste Wirtschaftsaufrüstung die 
Erneiterung der vorhandenen Industrie durch Vergrößerung 
der Werke und durch Vorbereitung der Werke auf 2. und 3. 
Schicht ist, und daß endlich die beste wirtschaftliche 
Kriegnvorbereitung eine blühende, in sich finanziell star- 
ke und rohstofimäßig gut eingedeckte Industrie ist. 

in Verfolg dieser Ansicht vertrat der Wehrwixtschafts- 
stab die Auffassung, daß es erwünscht sei zur inneren 
Stärkung der Industrie die deutsche Wirtschaft wieder 
stirker an der Weltwirtschaft zu beteiligen und hierduroh 
möglichst viel ausländische Rohstoffe einsufiihren. Es war- 
de daher nicht verstanden, daß der Gedanke der Autarkie 
und die Loslösung von der Weltwirtschaft propagandamisig 
in der deutschen Presse so stark vertreten wurde. Der Wehr- 
wirtschaftsstab vertrat vielmehr die Ansicht, daß man den 
autarkischen Gedanken als Kriegsvorbercitung im Stillen 
vorbereiten und die notwendigen Mainahmen dafür treffen 
sollte, daß man aber nach außenhin den Gedanken der Welt- 
wirtschaft weitestgehend unterstützen müßte. Der Aufbau 
der die Autarkie ftrdernien Werke, hätte eine geheime 
Mobilmachungsmaßnahme bleiben müssen, ihre Produktion 
konnte zum Austausch gegen fehlende wichtige Rohstoffe be- 
nutzt werden. Man mute sich immer klar sein, daß Deutsch- 
land auf eigener Rohstoffgrundlage keinen Krieg führen 
konnte, sondern da3 es wichtig war, much für den Krieg 
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zumindest in dem gesicherten Mitteleuropa die fremden 
Rohstofflieferanten zu erhalten. Daß der später einsetzen- 


de, auf Autarkie abzielende Vierjahresplan als hervorrasen- 


de Kr iegsvorberei tung vom Wehrwirtschaftsstab aufs Höch- 


ste begrüßt wurde, ist selbstverständlich. 





mm 


Mitarbeit der Wehrwirtschaftsor 
utschen Aufrüstung. 


„Die durch den Ausgang des Weltkrieges 1914/1918 und 
duroh die Auswirkungen des Versailler Vertrages hervor- 
gerufene defaitistische Einstellung der deutschen Wirt- 
G-t hatte sich bei großen Teilen der Wirtschaft auch 
auf die Jahre nach 1930 übertragen. Wenn sich auch die Ver- 
hältnisse gegenüber den in Absohnitt I geschilierten der 
Nachkriagsjahre gebessert hatten, so konnte man doch gera- 
de in den großen Industriekonzernen die Feststellung ma- 
chen, daß bis 1933 eine Mitarbeit dieser Konzerne an den 
Aufrüstungsaufgaben sehr ungern erfolgte, teilweise so- 
gar noch abgelehnt wurde. Die Wehrwirtschaftsorganisation | 
betrachtete es daher als ihre erste Aufgabe, in dieser Be- 
ziehung Wandel zu schaffen und durch eine großzügige Pro- 
Bagandaarbeit das Interesse an der Mitarbeit am wehrwirt- 
Bam Aufbau zu weoken, den Wehrwillen in der Wirt- 
schaft wieder zu festigen und die Wirtschaft auf den Ge- 
danken der Wehrwirtschaft umzustellen. Wenn heute der Be- 
griff "Wehrwirtschaft" genannt wird, weiß jeder, was 
unter ihm zu verstehen ist. 1953 war dieser Begriff bei 
Volk , Soldat und Wirtschaft unbekannt. Es ist das große 
Verdienst der Wehrwirtschaftsorgnnisation, T Propa- 
gandaarbeit geleistet und die Wirtschaft wieder zu tat- 


kräftiger Mitarbeit erzogen su haben. Selbstverst&indlich 
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ist, daß diese Proparandaarbeit nur Erfolg haben konnte, 


weil die soitens der nationalsozislistischen Volksführung 
in das Volk zetragenen nationalsoziallstischen Gedanken- 
ginge die Möglichkeit hlerzu boten. 

Es wurde der Wirtschaft zunichst klar zemacht, daß 
die Wehrwirtschaft keine Rückkahr zur Kriegswirtschaft 
oder ein Hinsteuern suf eine Planwirtschaft bedeutet, son- 
deme daß die Wehrwirtschaft eine Umstellung des wirtschaft- 
lichen Denkens und Handels auf den Gedanken der Landesver- 
teldigung fordert und daß eine deutsche Wirtschaft nur 
blühen kann, wenn ihr Leben durch ein scharfes Schwert ge- 
dichert ist. Diese Aufklärungsarbeit wurde won der Wehr- 
wirtschaftsorganisation in zahlreichen Vortrigen und Pro- 
pegandaschriften und durch Tausende von Besuchen von In- 
dustriebetrieben geleistet "und hatte den Erfolg, daß die 
Wehrwirtschaftsorganisation sehr bald von der gesanten 
Wirtschaft als der Triger der wirtsohaftlichen Landasver- 
teidizung angesehen und ihr größtes Vertrauen antzgezenge- 
pnt wurde. 

Dooh nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch in 
militärischen Kreisen war eine derartige Aufklärungsarbait 
erforderlich. Wie schon vorher angedeutet, hatte dia in 
der Erziehung des alten Generalatabes aufgewachsena Fiihrer- 
sohicht des Offisierkorps für dia wirtschaftlichen Landes- 
verteidisungsaufgnben weni» Interesse. Die Erfahrungen des 
Weltkrieges waren schnell vergassen und die militärische 
Führung beschäftigte sich in der Hauptsache mit den opa- 


rativen bezw. organisatorischen and personellen Fragen der 
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Landesvorteidigung. Die neu gebildete Dienststelle der 
Wehreirtschatt d dar Wehrnirtschaftsstab = fand daher 
aaah bei den militärischen Dienststellen der Truppenführung 
— wenig Anklang und es bedurfte intensiver Aufklärungs- 
| arbeit, um auch bei der Truppenführung ein Interesse für die 
| in i Bedeutung der wehrwirtschaftiichen Aufgaben zu erwecken. 
‚Der Chef des Wehrvirtschaftastabes und die ihm unter- 
" stellten Gensralstabsoffiziere betrachteten es als ihre 
J ‚besondere Aufgabe, in Generalstabskreisen das Verstünädnis 
fe Br die Wichtigkeit des wehrwirtschaftlichen Sektors in 
iz künftigen Kriege zu stärken und bemühten sich, durch 
iche Vorträge vor der Wehrmachtsakademie, vor Gene- 
. ı und bei jeder sich bietenden sors tigen Ger ' 


+ aufklärend. and Anteressierend in diesen Kreisen 


+ Da ate Rüstungsmaßnahnen der Wehrmachtteile sich 
r Energie der Vergrößerung und Ausrüstung 
z auvandten und die wirtschaftliche Rüstung 
nt in den Hintergrund trat,sah sich der Chef des Wehr- 
‚sohn. sstabes laufend veranlaät, die Oberste Führung 
d Chefs der Generalstibe auf die Notwendigkeit einer 
> Mefenr hinzuweisen. Bin diese Frage behandelnder 
Py — + tte me Breite der Rüstung” ( ».Anl. VIII,1) ~ 
F Baier im Rundschau vom Jahre 1937 
, mit diesen Problemen auseinander und weist 
, das in Frisdenszeiten immer eine möglichst große 
+ — gefordert sird, und daß bei dem Ansatz 
Wer Behan tied wiesen. große Mittel für die zunächst nicht 


i — Vorbereitungen für eine Tiefenrüstung angesetzt 
en. Schon án ən ersten Jahren der Aufrüstung wies der 
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Asr Cher qt Wehrwirtschaftsetäbes daher mit aller Dring li oh= 


kait aareut hin, daS fiir jen künftigen Krieg die Durchhalte- 
kraft eiae größere Rolie denn je spielen wird dns dae die 
‘PurchheAtexratt nur zu sohaffen ists wenn im Großen wehr- 
wirtschaftliche Vorbereitungen getroffen werden. Dank dieser 
dauerdden Aufklirungsarbeit, die durch wehrwirtschaftliche 
Generalstabsreisen und Kriegsspicle untermauert wurde, wuchs 
des Veratändats und das Interesse und es kam allmählich zu 
ya angen Zusaanenarbeit zwischen der Obersten Truppen- 
führung und dem Wehrwirtschaftsstab, als deren Ergebnis bei 
Kriegsausbruch die immerhin erfreuliche fabrikatorisone 
Rüstung zu buchen ware | 
In gleicher Weise versuchte der Chef des Wehrwirtschafte- 
stabes beim Generalstab Interesse zu erregen für ein enges 
Zusanmenwirken von operativer Führung and kriegswirtschaft- 
licher Führung. Ein Aufsatz ther "Operatives und wirtsahatt- 
liches Denken" in den kriegswirtschaft lichen Jahresberichten 
1937 gibt einen Einblick über die Gem ken und Forderungen, 
die von wehrwirtschaftlicher Seite auf Gicsem Gebiet erho- 
ben wurden. Da diese Gedanken grundlegend wurden für Aufbau 
und Titigkeit der Yehrwirtschaftsorgani sation im Krieges 
ist ein Abdruck des Aufsatzes als Anlage VIII,2 beigefügt» 
Die gleiche Aufklärungstitigkeit wurde seitens des 
Wehrwirtschaftsstates im Kreise der anderen Reichsbehiirden 
und der Wirtschaft getrieben. Auch hier gelang es Surch 
sahlreiche Vorträge das interesse der Dienststell en fiir 
die Welirwirtschaft zu wecken und sie allmählich gu einer 


erfreuliohen Mitarbeit zu bewegen. 
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ılrtschafts-Inspektionen Aureh Jen 
aneehalten wurden, in ihren Gebieten dic: elbe 


su entirlten, ist es dem WStb in fünfjühriger 


orzani-satlionen voll für h l üstungswirtschanft- 
i 
lichen Probleme zu 3 ressleren und Ale Sitarheit aller 
cb: noch andere 
fichtune zeurbeitet haben, bleibt 
hrnirtsch"ttsargan’sation in 
fie große Aufriistong be— 
der -irtecheft die Gruandeetan— 
einzehäuncrt zu habe: Srst nvoh 
des 2. Vierjshresplanes i: J: re 1958 wurde 


.. 


Seite aus eine tatkrivtise Inte -stützunzg ge- 

die cigentliche Aufrliatung der drei tohr= 
nachtteile unter der Verantwortung ihrer Oberbefehianaber 
stnttfand und diese besonderen “ext darauf iog*m ihre 
Aufraben ver OFF mörlichst enbeh@llinzt in eiwener Verant=- 
wortung carchguflihren, zeigte sich Asch sehr ball, daß nicht 
nur fiir die wirtscheftliche Mobilmacndne eine einheitliche 
Steuerung innerhalb der Wehra:cht notwendig war, sondern 
dal auch für dia Durchführung ier durch die Au’rüistung gë- 
gebenen Sesct.affuncsapline der Wahrmachtteile eine Steuerune 
durch eine O”W-Dienstatelle erforderlich war. 
| Hier lag die praktische Mitarbeit dos Wehrnirtaschaits- 


i 


/ stsbes und der Tehrnwirtschifteorganisntion auf folunnden 


ji Hauptgebleten: 
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a) in der Erkundung und Feststellung der Fertigungskapa- 
zitit der deutschen Riistungewirtschaft, 

b) in der Steuerung der Beschaffungsprogramme der drei 
Wehrnyohtteile und in der Herstellung eines Ausgleichs 


bei Shberschneidaungen der Programs, 


in der Klarlegung des Rohstoffbedarfs der Rüstung und 


in der Aufstellung von Forderungen für Jie Verbreite- ` 
rung der Rohstoffgrunädlage, 

®.. der Mitarbeit bei der Darohführung £, febrikatori- 

sohen Vorhaben der Wehrmachtteile und des Vierjahres- 
plenes. 

Dazu traten eine Zahl von Einzeleufgaben, auf die sam Schluß 

noch eingegangen werden muß. 

Zu a): Die Erkundung der Feriigungskeaparität der deutschen 
Wirtschaft und ihre Festlezung in einer übersichtli- 
chen Form war eine der iauptvoraussetzungen für sine 
kehnelle und sachrenäße Unterbringung der friedens~ 
nigizen, Aufrüstungsprogramse der Wehrmachtteile und 
wurde guglcich zur Grundlage für die nirtsohaftlichen 
Vobilmachungsvorarbeiten. Die Feststellung der For- 
tieungskapasitit erfolgte nur sum kleinen Teil sen- 
tral durch den Wehrwirtschaftsstab bezw. durch die 
Waffenimter der Wehrmachtteile mit den in Frage kom- 
menden Spitzen der Industrie-Organisation. In der 
Hauptsache wurden slo desentrsliriert durchgeftihrt 
durch die AuGenstellen der Wehrwirtsahnftsorganisa- 
tion, die vehrwi rtsohafts-Inspektionen und Wehrwirt- 
schaftskommandos. Die Offiziere und Techniker der 
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wehrvirtacha ft lichen Organisation warden Aurch dese 
Eykundungstitigkeit und durch den großen Uberblick, 
den sie sich im Laufe der Zeit erwerben konnten, zu 
auszeneichneten Auskunftsorganen für die Wehrm cht- 
teile und es gelang den "Taffenäntern bei der Unter- 
bringung ihrer Auftrige in hohem Masse eine tatkräf- 
tige Hilfe su leisten. Diese Erkundungstitigkeit 
Aehnte sich sehr bald aus auf die Erkundung der fiir 
dis Rüstung notwendigen Vorfabrikate und Zulieferun- 
gen, sodas bei Kriogsausbruch die Stellen der 
Rüstungsorganisntion ate einzigen Dienststellen waren, | 
bei denen ein geschlossener Überblick über die Ferti- 
gangsmöglichkeiten des betreffenden Bezirkes vor- 
lagen. Durch klare Richtlinien, Einführung entspre- 
$hender Muster und Formblitter wurde seitens des 
Wehrwirtschaftastaves eine Einheitlichkeit in der 
Festlecung der Fertigungskapazititen geschsffen und 
durch frühzeitige Einführung des Lochkartensyst ems 

( Juni 1937 ) eine einfache und schnelle Auskunfts- 
möglichkeit über die gesamte Rüstungsindustrie und 
ihre Zulieferungen fastgelegt. 


Nach den Bestimmungen des Führers und Reiohskanzlers 
waren die Oberbefehlshaber der Wehrmachtte ile allein 
verantwortlich für die Durohrühruns ihrer Aufriistangs- 
programme, Trotadem wurde es aber bald klar ersicht- 
lich, daß eine Stuuerang der Beschaffungsp rogramme 


der Wehrmachtteile dureh eine tihergeordnete Dienst- 
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stelle erfolgen mußte. Diese Steuerung wurde dem 
Wehrwirtschaftsstad Übertragen. 

Die Aufrüstung setzte im Jahre 1934 ein, als 
sich die Industrie noch in einem Baschiftigungstief- 
stand befand. Sowohl in den Rüstungsbetrieben wie 
bei den Vorlieferanten und in den Rohstoffbetrieben 
konnten die Forderungen nur nach einem bestimmten 
Anlauf erfüllt werden, Da aber in den ersten Jahren 
$ Aufrüstung sowohl Konschen wie Maschinen und Roh- 
stoffe genügend vorhanden waren, liefen die Beschnf- 
fungsprogramme der Wehrmachtteile im Großen plan- 
»äßig an. Etwa ab 1935 stellte sich jedoch heraus, 
daß auf vielen Fertigungsgebieten sich Aufträge der 
Wehrn-chtteile liberschnitten und bestimmte Fertigun- 
gen nicht erminmäßig herausgebracht werden konnten. 
Dazu kan, daß auch auf vielen anderen Gebieten der 
Aufschwung steil in die Höhe ging und daß neben der 
Aufrüstung andere große Projekte zur Durchführung 

en - vor allem auf dem Baumarkt ~ , die sich 

sonders auf dem Gebiete der Vor- und Halbfabrika- 
te mit den Beschaffungsprogrannen der Wehrmacht 
überschritten. Der Wehrwirtschaftsstab bemühte sich 
von diesem Zeitpunkt ab, diese Überschneidungen der 
Programme klersulegen und Vorschläge für die Abstel- 


lung der Sohnierigkeiten\vorzulogen. Durch die enge 


Verbindung seiner Außenstellen mit der Wirtschaft 
gelang es ihm einerseits die notwendigen Vorschlä- 
ge für die Steuerung der Beschaffungsprogramme der 
Vehrmacht zu machen und andererseits für einen Aus- 


A COSCHE 








WE 


H2296 - 0053 





za 


a 
si 
lagérherstellung und ähnliches. 

Außerdem ermöglichte die ence Zusammenarbeit 
zwischen wehrnirtschaftlichen Dienststellen und 
Betrieben, daß die Betriebsleitung ihre Fertigungs- 
erfahrungen und Verbesserungsvorschläge für die 
Fertigung schnell an den Mann bringen konnten und 
daß die Betriobserfahrunren des Auslandes durch den 
Wehrwirtsohaftsstab schnell an die deutsche Wirt- 
Schaft gebracht werden konnten. Es steht haut» fest, 
Gas die großen Besohaffungsau‘träge der Wehrmicht 
in der Aufrüstuneszeit der deutschen Wirtschaft ei- 
nen erheblichen Antrich gegeben und Möglic'keiten 
geschaffen haben für technische Fortschritte und Ver- 
besserunzen in der Hirtechaft. Die militärischen 
Forderungen mußten von Tag zu fag höher getrieben 
werden; sie haben die 4 entsche Wirtschaft dazu er- 
soren, zu neuen Fertigunesverfahren Überzuxehen, 
Hochleist ıngsmaschinen zu bauen, neue Schneide- und 
Schneißvertahren anzuwenden und sonstige Verbesse~ 
runren in der Fertigungstechnik vorzunehmen, 

Die Uberbesch fticuns in der deutschen Wirt- 
schaft und die sich dauernd steleernden militiri- 
schen Forderungen an Qualität und Quentit .t führten 
dazu, daß in den Jahren vor den Kriege allmählich 
eine starke Auftragsüberlastunr bei der deutschen 

iustrie eintrat, jie vedhtheitie aoh eine Ein- 
führung einer Dringlichkeit der erteilten Staats- 


aufträze hitte Besteuert werden missen. In Sonier 
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heit blockierte das von der Obersten [Führung pe- 
fohldne Schi ffbsuprorgramm der Kriegsmarine stark 
die Fertizunesprogramme der anderen beiien Wehr- 
mschtteile, sodaß von diesen erheblich Kl ze geführt 
wurde. Die vom Wehrwirtschsftsstad reforderte Ein- 
führung von Dringlichleitslisten wurde yon der Ober- 
sten Führung. nicht genehmigt und kam erst später 

im Verlaufe des Krieges zur Durohfuhrunc, weil der 
Führer den Standpunkt vertrat, daß es zveckmiligzer 
sei, sich die konkarrierenden Kräfte gegeneinander 
auswirken zu lassen. Die Steuerung erfolrte ab 
1.5.1937 vielmehr durch entsprechende Rohatoffzu- 
teiluncen, auf die unter co) besonders eingegan- 


gen wird. 


Zu Beginn der Aufrüstung konnte der Rohstoff- 


bedarf für Ale Beschaffung der Wehrm:chtteile voll 
erfüllt werden. Bald stellte sich jeiooh hernus, daß 
die Ankurbelunz der Wirtschaft und Ale Jamii ver» 
bundene Durchfiihrune der verschiodenen staatlichen 
großen; Vorhiben soviel Rohstoffe in Anspruch nahn, 
aag ale Deckung des Rohstoffbedarfs der Yehrm cht 
nicht mehr voll erfolgen konnte. Der chrwirtschafts- 
stab leitete infoleedessen eine genaue Berechnüng 
des Hohstoffbedarfe für die Beschaffungsprogramie 
ein und übernahm zasanmen mit det Heichsewirtschafts= 
ministerium eine Berechrung der in den einzelnen 
fahren möglichen Röhstofflieferungen, Beide Ergeb- 


nisse wurden in übersichtlichen Tabellen zusemmen= 


J A 
B 





gestellt und der Obersten Führung laufend zur Vor= 
lage gebracht. Diese für die Rüstung bede itunes] 
volle Benrheitune fihrte sehr bala ga der Erkennt- 

iS, daß einmal die Beliefernng mit Rohstoffen kon- 
tinrentiert werden muß und da? andererseits arhebli- 
ohe Maßnahmen zur Verbreiterune der Rohstofferund= 
lage getroffen werden mußten . 

Das Kontingentierungsverfahren der Rohstoffe 
hat sich in den ersten Aufriistunesjahren voll be- 
währt und mußte erst im Kriege einer\'nderuns anter- 
a sarden, weil die Vehrm chtteile ab? Grund 
neuer Fiihrerbefehle und sich steigernder Forisrun- 
gen mit den ihnen zūretei lten Rohstoffkontingenten 
richt suskamen und selbständig erhebliche Uberzie= 
hungen in ihrem Rohstoffvarbranch vornehmen. EBS 
darf aber festrestellt „erden, daß es dem Nahmirtr 
sch ftsstab gelunren ist, in der Aufriistungsperiode 
die Steuerung der “ehrmechtproer«mme sachzenäß 
durchzuführen, wobei der Tehrwirtschaftsstab jahre- 
lane — schweren Kampf mit dem Reichswirtschafts- 
ministerium zu fiihren hatte wagen der geringen Zu- 
teilung der Rohstoffmenge an Ale Wehrmacht und wegen 
des zroßen Verbranchs.an Rohs'offen durch Als tbri- 
ge Industrie, Auf tiie Einzelheiten wird im Rahmen 


einzelnen Kriecsiahre eiriceraneren werden. 


fabrikatorischen Vorhabkn 


leh. der Ausbau der Industrie— 


jßere Fertirtne im Mob-Falle 





bedurfte ebenfalls 
jen Wehrwirts 
biete erhe bi 
sonders der Aut 
und Halbfabrik 
von Badeıtunr 
betriebe bedurfte 


Zussumensrbeit mit dem Vier | 


@..... des Viarjahresplanes 


arbeit geleistet, Die Arbeit 

Größen derart, da 

deruneén der Yehrmachtteile für ihre obilmachungs= 
programme eirholte, die er susammenstelite und in 
entsprechende Zahlen für Jen Rohstoffbedar? über- 
setzte und dann au? Grund br sohon vorhandenen Lie- 


farungsmöglichkeiten die Nauforderunren für den Aus- 


ry, A 


au der Rohs?to rundlazren aufstellte. Der eigent- 
liche Aufbau erfolgte dann auf Grund der militäri- 
ı Bu Forlerungen duroh jan Vier Jahresplan, wobei 


= 
i 


os wieder Aufgube Jer Wehruirtsah:ftsorganisation 
sarde, die sigh it an Vierjohresplanbauten erge- 
penden Forierungan in die Beschaffungsprogramme der 
Wehrmachttetle mit einzubsven. Besondere Erw hnung 
muß in dieser Verbindune finden ñar großzügige Aus- 
bau der Treibstoffgrundiagen, das Palver= und | 
Sofere stoff{proxramn, ier Austou der Leichtmetall- 


produktion, Jor Neueufbeu der synthetischen Gummi- 


herstellung, die tUrschlieSfung der Lisenvorkommen 








im Harz, in Verarbeitung von elsenarmen 


Sywetteruns der Zellwollprod 


rafordert 


$ 
J 


nge 


ung des damalir 

mit der Durehfiihrung des zweiten Vierjahres; 

hat die von ^3 | ehrmncht geforderte großz 

Varbreiterung der Rohstoffbasis in Gane 

Die Firderunge der Mobilmochungsvorbdereituneen 

auf dem Nineralöl biet wurde von dem 

sonderem Nachdriuck betriebens Vou Jahre 1935 an 

jearte dar 'Stb von dem GBY die Zusanneonfae 

Treibstoffbelange bei einem neu einzuse! 
@>::%o missar, der für den Ausbau unser: 

Mineralölbnsis, für die Förderunr der Ei 

für den Ausbnn eines Tanknetzes un 

fung der notwendigen Transportmittel 

gu soreen hatte. Der GBW lehnte dies 

dn er der Anricht war, @aS die: 

Berebau-Abtutilung des FENIN durch 

Saqhiottaan genugend vertr 


auch anertannt „erden muß, daß Oberberrnh: 





m 


Scohlot kt man den Aufbau der Brabar-Anla- 
sen förderte, so bliaben die übrigen Forderuneen des 
"Stb doch erheblich im Riickstande bis der WStb selbst 
derch Gründung eines Arbeitsstabes und von Arbeita- 
gemeinschaften die Vorbereitungen in die Hand nahm 
und süsnumen mit tem RWIM die Mob-Vorbereit meen 
vorwärts triab, Spät»r tibernahm enf Weisung des Ui- 
misterprisidenten Gö r ing der Rohstoff- und 
Devisenstab den Ausbau der Mineralëölzrundlazen. 

Ein Punkt, der vom WStb von Beginn der Auf- 
züstung an besonders betont wurde, ist leider nicht 
zu dem gewünschten Erfolg geführt worden, Ale: Ver- 
kehrsriistung. Alle Versuche, für dieses wehruirt- 
schaftliche Arbeitsgebiet eine besoniere Lanze zu 


brechen, schlugen fehl. Die Reichsbahn verstand sich 


nicht durchzusetzen, sodea8 ihre Beschaffungpprorrnn- 


me in keiner Weise den wehmirtschnftlichen Forde- 
zungen entsprachen. Erst der Krieg hat den Auf- 
fassungen das Wehrnirtsohnftsstabes Recht gege`en. 
x Wenn es in wenigen Jahren geglüokt ist, aus 
den 32 konopol-Fabriken des Versailler Vertrares 
eine für unsere profe VYehrm cht rzenürende Rüstunrs- 
industrie hinzustellen, so heben die Dienststellen 
der Wehrwirtschaftsorganisation daran hervorrarenden 
Anteil. Weder die Waffenüntar der Wehrmachtteile 
wären allein in der Lire zaweson, diese Ricsenar- 
beit zu vollbrinren, noch hätte die deutsche Wirt- 
sohaft als solche ihren Ausbau ohne die fachminni- 
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tschaftsorganisat ion 
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Hoch chulen und sonstiger Forschungsstellen angeregt 
hat, die betreffenden Persönlichkeiten 
skursen in die Forderungen der Wehr- 
und so den Forscher- und Er- 
indereeist des deutachen Volkes für die deutsche Auf- 
riistung dienstbar gemacht hat. Der irfolg Baer Ti- 
tigkeit war so ‘freulich, daß in den Jahren vor dem. 
Kriege derartige viele Anforderungen von Hochschulen, 
Industrie-Organisationen und aus sonstigen Wirt- 
s ftskreisen an den WStb herangebracht wurden, daß 
ein wehrwirtschaftlicher Lehratab gebildet werden 
mußte, der naben der Ausbildung der eigenen Offiziere, 
Beamteiund Techniker die Vortragsarbeit in oben ge- 


nannten Kriesen zu übernehmen hatte. 





m] 


iche Mobilmachune im Weltkrieg 1914/18 
war, soweit ne solche überhaupt stattfand, völlig impro- 
visiert worden Ha: ache hatte sie sich allmäh- 

E Dii auf zar an die Wirtschaft gestellten Forderun- 
gen selbst entwickelt. Vorbereitende Bestimmungen für die 
wirtscheftliche Mobilmachung waren nicht bearbeitet wor- 
den. Was an Bestimmungen und Vorschriften aus dem Welt- 
krier noch vorlag, war für einen künftigen Krieg nicht be- 
nutzbar. Es wurde also erforderlich, für die Vorbereitung 
der wirtschaftlichen Nobilmnchung aus dem Nichts ein völ- 
lig neues Vorschriftenwerk zu schaffen, das die notwendi- 
gen Bestimmungen. für. Vorbereitung und Durchfiihrung der 
Moblilmachune enthielt. 

Die Offiziere des WStb, denen diese Aufgabe übertra- 
L wurde, standen dabei vor einem völlig neuen Aufpa- 
benechict, für das irgendwelche Vorg nge oder Erfahrungen 
nicht vorlazen, so4dnß sie gezwunren waren; in schöpfe- 
rischer Arbeit und in eigenen Gedanken dieses umfargeiche 
Werk zu schaffen. Wenn man bedenkt, daß für diese Arbeit 
weder die leitenden Grundideen noch irgendwelche Grundla- 
gen vorlagen, bedeutet die Tatsache, daß das große Vor- 


sohriftenwerk, wie es jen Kriegsvorbereitungen für den 








am 


in Jahresfrist 


eine außerordentliche Laistune, Leider 


7 


manra inaen Interessa an ħöch , 


Arbeit 
alle befre 
mit ein großes historische Verdienst erworben. 

[3 Das Vorschrifter t für die Vorbereitung der wirt- 
schaftlichen Mobilmachune wurde in drei große Abschnitte 
AT AR 

Der erste Abschnitt umfnßte die Aufstellung einer 
Wehrwirt chaftsordnung ( Wewio), 
der zweite die Aufstellung eines Mobilmachungsplanes 
Rüstung ( Mob Pl Rü ) 
und der äritte Air Pearbeitune Aer BPestimmuneen zur 


purchführung des Fertiennesplanes et cat 


Ea Die Aufstalluns einer ji ehrwirtschaftsordnunc. 


Dem Chef des 7Stb war von Beginn der Vorarbeiten klar, 
| 
bel der durch das teichsverteidigungsgesetz erfolgten 
jer wehrwirtechaftlichen Yobilmachungsarbeiten es 
t erforderlich war, eine Vorschrift zu schsaffen, 


Linheitlichkeit der Vorarbeiten im Reiche sicher- 








stellte. In ihr mußten alle Pestim 

licher Art zussmmenzefnßt werden, 

aller mit sehreirtschatt lichen Aufgaben | 

stellen der Wahrmacht und aller anderen 

gelten, Infolzedessen regte der 

sitzenden des Reichsvertsidigungss 

mit der Aufstellun 

die den Namen * Wehrwirtsch ftsordnung" erhaltan 

Am 8.5.1935 wurde der WStb beauftragt, die Aufstellung der 
Wehrwirtschaftsordnung vorzunehmen, 


Da in dieser Vorschrift fast alle Grundlagen der 


Reichsverteidicung berührt wurden und da zur Aufstellung 


jer Bestimmungen erst zahlreiche Grundfragen mit den ande- 
zen Ministerien geklärt werien mußten, konnte die Bear- 
beitung der WeWi0 nur in enger Zusammenarbeit mit dem 
Sekretariat des Arbeitsausschusses des Reichsverteldisungs- 
rates und mit den ani riri ftlicher 
interessierten Minister. N. Dies 
gestaltete sich zu einer 5; 

werschisdenartigen Auffassung: BW und | m RWiM 
Mber zahlreiche grundlegende Frage: | | erzielt 
werden konnte und weil, wie schon fr tet, kei- 
ne übergeordnete Dienststelle bereit ntschei- 
dung in diesen Fragen beim Führer und 

beizuführen. So hat eich trotz dauernder | 

die Bearbeitung der Wewio auf Jahre) hingezo 

Entwurf des wstd lag am 5. Juli. 1935 vor, elr 
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Entwurf wurde am 9. April 1938 fertiggestellt, Infolge 
der Einsprüche des GBW gelang es aber nicht, diesen Ent- 
wurf untsrschriftsreif zu beenien, sodaß bei Ausbruch des 
Krieges nur ein Entwurf für die WeWi0 vorlag, Auch hierin 
zeigte sich der Fehler unserer Spitzenorgnnisation und der 
angel an Interesse und Energie für diese Arbeiten bei 


zivilen Dienststellen, 


Die Stofigliederung des vom WStb aufgestellten Ent- 


Pd 
warfes der WeWiO enthielt fol»rende Hauptpunkte; 
ırs'pllune der wehrwirtschaftlichen Srundba- 


5*2 yi A 
tsorganisation, ihr Umfang und ihre 
1 ~ an... oe 
u ‚on Auf; aben ( Jas Ziel, die 


er wenrmnicht und der enderen Bedarfs- 


den ( Rüstungs- 


hstoffwirtschaft, 


ıfraben des 
unter- 


iit allen 
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Versorgungs- 


scheinunren vorzu- 


ier Risi 
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faktoren ( Menschen, Rohstoffe, Maschinen, Trens- 

nportmittel) die Dringlichkeit’ zu regeln. 

Ss war der Zusammenhang der wehrwirtschaftlichen 

Vobilmachungsma@nahmen mit den für die Aufstellung 

der Kriegswehrmscht »atroffenen Maßnahmen sicher- 

zustellen. 

Jeiterhin wurden im Mob Pl Rü die für die Betri ebs- 

fiinrune der Rüstungsbetriebe notwendigen Grundlagen festge- 


we und zwar: 


i. a) die für die Umstellung von der Friedens- auf die 


» 


Kriegsfertizung erforderlichen Maßnahmen, 
b) die für die Versorgung der Betriebe im Kriege not- 


wendiren Bestimmungen, eg 
Ñ 


c) die Weisungen für die Arbeitsweise der ee 
Kriege. 

Der Mob Pl Rü fute auf folgm den Gesetzen: 

a) Reichsverteidigungsgesstz vom 21.5.1935 

bd) Kriegsleistungsgesetz vom 21.5.1955 


o) Gesetz über dan 4eutschen Volksdienst vom 21.5.1935 


d) Gesetz über den Sicherungszustand zum Schutze von 
Vdk und Staat vom 21.5.1935 

e) Das Wehrgesetz vom 21.5.1935 

f) Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
20.1.1954 

g) Gesetz zur Einführung des Arbeitsbuches Re 2.1935 

h) Gesetz zur Fürderung der Energiewirtschaft vom 


16.12.1955. 
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ten Fertieunrsplan 


rersonalbewirtschaf- 
ustrie und über 
das Wehrnirtschnftsführer-Forps. 
Die Bestinumungen über die Verso reunge 
mit Rohstoffen und Halbroueren. 
Best innungen über die Produktions- 
mittel. 
“nmmalherft Je Bastimmunren Übar die Tranz ortmittel 
der Ristunesiniustrie. 
Sanmelheft 8): Bestimmungen über die Räumung und 


Bergune Bedrohter Gebiete. 


aman 9): Bestimmungen iiber den Lutt- und "erk- 


schutz der Riistungsindustrie. 
Sammelheft 10) ,Bestimmungen über die kaleniermäßige 
Bearbeitung der wirtschaftlichen Mobil- 
machung e 
Sammelheft 11) Bestimmungen des — und Preis- 


prüfwesens für den Kriersfall. 
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Die Samelhefte 
Anlage beigezeben lessen w ird verzichtet auf 
ze)heiten ihres i se sinzurehen ( 8.Anl. IX, 
Für iie Mobilmschun ‘er Riistunesbetriebe und der 
shrwirtschaft ichen Dienststellen wurden verschiedene 
Palle vorbereitet. Auf Grund der Bestimmungen ces ‚sichs- 
krfersministers sollte eine Mobiluschung der Rus tungsbetrie- 
be auch ohne öffentliche Bekanntgabe durchgeführt werden 
können. Dementsprechend wurden folgende Stufen des Ablaufs de) 
Mobilmechun. vorbereitet: 
a) Vorauswaßnahnen für Ale Ristungswirtschaft und 
die Wehrwirtschnftsdienststellen; 
b) Mobilmachung ohne öffentliche Verkündigung; 
o) allvemeine vopilmachung mit öffentlicher Verkün- 
digung. 
Die Mobilmachung ohne Sffentliche Verkiindieung war noch 
e Bestimmungen des Reichskriegsministers so vorzubereiten, 
daß eine Mobilmachung der ehrinacht ein: hlie2lich der 
Ristungswirtschaft aber auch eine Mobilmachung der gesamten 
Wehrmacht ohen Rüstungswirtschaft erfolgen konnte, | 


Die Leitune ser wirtschaftlichen Mobilmachung lag beim 


OKW / WStb, wobei die Oberkommandos der Wehrmnchtteile die 








Yobilmnchur; 


Rüstungsb:« 


wehrwirtsch: 
digen Vehrkreiskoumar 108 

Wahrena der Fobvort 
Grund voratehender Besti: 
und en'sprechend gut voran rame blieben die Arve 
des GEE infolge fehice: der Best: neen stark im 
Der wetb forderte caher vou Br d3 Aufstellung 
gleichen Verso! 
planes der “irtschsf zer nach lengen Er? rungen endlich 
in Jahre 1 
machungspisnes 
folrer, seine 
vorgesehen. 


pisnes der 
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Als Ausganszslagė für 


Mob-Vorarbeiten der Riis 


— 


industrie war es zunächst rder\ich, ein men -en= und 
der Wehrmacht 
nur ganz im Großen ein Bild 
iar Ausrüstung der drei ‘ehr- 
ohsnisierunr and Motorisierun: 
ier Waffen,’ 


unfenrreichen Be- 


ier Uberzeu- 
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diese Vereinheitlichung lediglich aus Ressortbedenken 
leisteten, war ganz erheblich und es bedurfte größter An- 
strengungen der Offiziere des WStb, um diese, für unsere 
heutige Auffassung selbstverstindlichen Grunds'itse zur 


j 


Darchfihrung zu brinzens 
Überhaupt bestanden seitens der Tehrnachtteile gegen 
Gig Aufstellung des fertigungsplanes die größten Bedenken, 
wail w.hrend des Aufbaues der neuen ‘ehraacht der Wechsel 
nu 
® .. Art und Menge in den Ausrüstungsnachweisuneen und 
in den Bedarfsberechnuncen fiir jen Krieg so groß war, daß 
es schwierig war, allein die physische Arbeit zu leisten, 
ug den sian imme, ui dew Laafenden zu halten. Trotzdem 
waste an dieser jährlichen Riesenarbeit festgehalten wer- 


den, um mit deu Fertigungsplan überhuupt erst eine brauch- 


bare Crundlage zu schsffen für das Ausmaß der rüst ungs# 


Stigs aa re 


Pi 


wirtschaftlichen Kriegsvorbereitungen. ; 
Der Gang der Aufstellung des Fertigungsplanes war.der- 
art, daß zun.chst die Vehrmachtteile ihre BedarfsfomMerun— 
2 Em: ailen Gebieten dem WStb vorlegten und dleser-die“ 
susaamenstellung und die Nachprüfung der Durohfihrbarkeit 
übernahm, va die Forderunsen der Wehrmachtteile teileweise 
den voraussichtlich wirklichen Dedarf überschritten und | 
Oitmals völlig utopische Forderungen gestellt wurden, mußte 
durch den. WStb zun :chst xzeprüft nerieny, ob diese Forde- - 
Lsunszoplanes rohstoffmüßig und 
aaren. Nachdem diese 


prutunsen erfolgt waren, wurde 
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der Webrwirtschaftsoreanisation. 


Als im Jahre 1934 zur Aufstellung der Wehrwi 
Organisation geschritten wurde, standen hierfür die wen 
Offisiere des WStb und bei jedem Wehrkreiskommmio ein Yirt- 
echeftsoffizier zur Verfügung. Aus diesem kleinm Stamm muß- 
te in kurzer Zeit eine grosse Organisetion, die im Kriege 

i 35 Zahl von weit über 30 000 Persünlichkeiten Eberschrätten 
"hat, aufgebaut werden. Da die Personal inter der Wehrmacht- 
teile es ablehnten, aus dem vorhandenen aktiven Offiziers- 
korps Persönlichkeiten zur Verfügung zu stellen, weil jeder 
Offizier und technischer Beamter zur Verrrüsserung der Wehr- 
macht benötigt wurde, war der Wehrwirtschnftsstab darauf an- 
gewiesen, Surch eine energische Werbet itirkeit sich aus In- 
dustrie, Handel und sonstigen Berufskreisen ehem. Offiziere 
und Ingenieure zi suchen, die für den Aufbau der neuen Or- 
ganisation in Frage kamen. Die Aufgabe wurde dadurch erleich- 
ext, daß in diesen Jahren das Interesse an der Wiederwehr- 
ftnachung Deutschlends besonders stark auflebte und zerade 
den Offizieren, die nach Kriegsschluss Unterkunft in der Ine 
dustrie gefunden hatten, schien die neue Aufgabe einer wirt- 
schaftlichen Kriegsvorbereitung besonders verlockend. So pa 
lang es in verh iltnissm ssig kurzer Zeit, einen Kreis von 
brauchbaren Offizieren und Ingenieuren für die wehrwirt- 
schaftsorcanisastion zusammen zu stellen wid fiir die Riick 
Gbernahme in die Wehrmacht vorzusehen. 
Das Wissen, das diese Offiziere mitbrachten war völlig 


verschiedanartir. Schon auf dem militärischen Gebiet drach- 
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ten aie einen Generalstabskenntnisse, andere technische 


Erfahrungen, wieder andere nur reine Kenntnisse eines Front- 


offiziers mit, ebenso vorschiedenartig waren die wrtschaft— 


lichen Kenntnisse. Die einen hatten als Betriebsführer Dienst 
getan, andere waren kaufminnisch und die Dritten rein tech- 
nis ch beschäftigt gewesen. Die Branchen ihrer Tätigkeit wa- 
ren völlig verschiedenartig, kurzam, das ausgesuchte Per- 
sonal hatte in keiner Weise eine Ausbildung, die genügend 
für eine erfolgreiche pitigkeit beim Aufbau der Wehrwirt- 
schaftsorganisation sein konnte. Eigen war eigentlich nur 
allen ein grosses Interesse für den Aufbau der neuen Orga- 
nisation und äer Wunsch im Rahmen der Wehrmacht ihrem Va- 
terland dienen zu können. 

ts kam nun zunächst darauf an, diesem Grundstock der 
Wehrwirtschaftsorganisstion die Ausbildung zu geben, die 
für ihre Aufbaut tigkeit erforderlich war. Hierzu gehörte 
aber ein vielseitiges wissen. Zunächst mussten die Persön- 
lichkeiten einmal in das Problem der gesamten Wehrwirtschaft 
eingewiesen werden, wobei as notwendig war, ihnen nicht nur 
jie theoretischen Begriffe ihres neuen Arbeitsgebietes klar 
zu machen, sondern wobei as besonders darauf ankan, ihnen 
Ale praktische Seite der Wehrwirt schaft beizubringen, sodaß 
sie die neue Idec guch ranssen vor der Wirtschaft mit Er- 
folg vertreten konijten. 

Es wurde dann) weiter erforderlich, sic einzuweihen 
in das im Aufbau befindliche grosse Vorschriftenwerk für 
Jie wirtsohsftliche Yobilmachung, dessen Kenntnis erst die 
Möglichkeit für eine praktische s„irtschnftliche Mobilma~ 


chung in den Betrieben schuf. Alsdann war notwendig, ihnen 
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as technische Wissen zu verschaffen, das sie zur Duren 
führung ihrer Aufgaben in den Betrieben benötigten. Endlich 
musste ihr Allgemeinwissen auf dem neuen Fachgebiet s30 ge- 
hoben werden, dass sie in der Lage waren, draussen als 
Kinder und Verfechter der neuen Wehrwirtschaftsidee auf- 
zutreten. Daneben mussten auch alle die Ausbildungsmass- 
nahmen laufen, die notwendig waren, um die Offiziere un! 
Beamten der Inspektionen wieder zu einem geschlossenen und 
ausgerichteten Offizierskeps zu formen. 

Die Leitung der Ausbildung lag in den Händen des Chefs 
des WStb und seiner wenigen Offiziere und wurde in der 
Hauptsache durch zahlreiche Vortrüge dieser Herren in Ber- 
lin und in den Unterkunftsorten Jer Inspektionen sowie 
Aurch häufige Besprechungen beim j vorgengmmen. Erst 
nach einiger Zeit war es mig lich, die Aufgabe zen Inspek- 
teuren zu übertragen und sie für die Ausbildung des sich 
Aauernd -verzrüssernden Offizierskorps verantwortlich zu ma- 
chenes 

Weben dieser Ausbildung der Angehörigen der Wehrwirt- 
schaftsorganisation war es aber notwendig, auch zugleich 
die Männer auszubilden, mit denen die Inspektionen draussen 
Aie Arbeit zu leisten hatten, also jie Betriebsfiihrere Auch 
hierfür wurde seitens des WStb eine ungeheure Arbeit gelei- 
stet, indem Aurch Vorträge in der Industrie und durch die 
Zundising von entsprechendem Propagandamaterial und Ausbil- 
dunzsmeaterial eine grosse hl von Betriedsfiihrern sehr 


sohnell in den Gedanken der Wehrwirtschaft eingeführt und 


mit dem sie angehenden Gebieten vertraut gemacht wurde, 
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Die Au ine wehrwirtschaftli 
und Ausbildung durchzuführen, ante sich nicht darauf be- 
riinken, nur Priedensfertigung und Mobilmachun.svor rbei- 
ıhmen der militärischen Organisation zu ] ‘en. BS 
n Faktoren und verschiedenen 
die mit der Vo! 
lan unfssate 
jie entsnreche 
Vergleiche mit der deut irtechaft und ihre 
®..rt1ichen Orcanisat! nh gexoOgen rden, u 
Landesausnatgsung be Ts 
chen ehrmacht 
Böhmen-Mähron wurde i Grund der gewonn 
der Eins wehrwi ftlicher Di 
ten in besotzten Gebiaten in den Vordergrund der Ausblläung 
geachotense In § ‚rl inzen wurd io N db. lduns von 
IV Wi-O2 pater a ichnune Arneowirt- 
schaftoftührer 
rfahrungen betrieban, Der Dë ab übernahm Le ar = in 
| Pılhrung. k “ane * 
"technischen Kommandos", aus r die Technischen | 
Abteilun en entstanden, 
e Ausbildungstätisckeit im Laufe des 


.rleres wirt ı späterer 5 lo berichtet, 





Das wehrwirtschftliche Führerkorps, 


Sohon in den Jahren vor 1933 wurde vom Aa 
des Stabes des HWas ler Gedanke 
liches Reserve-O ffizier-Korps zu schaffen, um 
auf die Offiziersehre verpflichteten Perstn’ 
Geheimen wehr- und rustungswirtschaftliche Fragen beh: 
oo zu können. Die Idee kam aber nicht zur Durchführung, 
weil in der Wirtschaft und in Sonderheit in der Großin- 
dustrie wenig Persönlichkeiten vorh nien Waren, die be- 
dineunzslos bereit waren, sich für diese Aufgabe zur Ver- 
fügung zu stellen. Der Plan wurde im Jahre 1935 von Sei- 
des WStb wiede) aufgenommen. Der Sth nahm Verbindung 
den Wehrmachtteilen auf und mußte aber fests 
sowohl von den Personal mtern der Wehrmachtteile zeren 
wirtstdh-ftiiches Reserve- tf&zjer-Korps Bedenken er- 
hoben wurden und da8 auch bei den 'affen'imtern für diesen 
neuen Gedanken keine ausgesprochene Sti munr bestand, 
Otzdem wurde der Plan “ater verfolet, Es wurde von Tai 
Begriff eines Reserve- ffizier-Korps Abstan4 renommen und 


= 


der neue Begriff Yehrwirt ohaftsführer-Krops in Vorschlag 
| p f 


gebre cht v 


Der WStb betriebh Aa Schaffung eines solchen Führer- 


korps aus folgenden Gr niers 
8) es sollte ein Stam von besonders geeigneten Wirt- 


schafteftihrern geschaffen werden, die in ein be- 
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stimntes militärisches Verhältnis un 

ier mit der wirtschaftlichen obilmachun 
von wehrwirtscheftlichen Dionststel len 
Kriezgsministeriums Bestellt wurden. Diese 
fuhrer sollten durch eine plemwäßize Ausbiläu: 
enge Zusermensrbeit die Vertrauens: 

schaft uni die Träger der wehrwirtachaf 

gegenüber ihren Berufskameraden werden 

suseruen die Retgaber in ier pracvischen Vorbersitun- 
der wirtschaftlichen Nobilmachung für 

Waffenämter und ihre Außenstellan arsts 

sollten aus ihren Reihen im Kriegsfoall 

zogen waruen, die zur Verstärkung der 

lichen Dienststel len im Mobdfell benbtirt 

Der zuwsite Grund lag in dem Bestreben in 
Vertrauenswiriige Kräfte heranzuziehen, 
Läge waren, durch ihre praktischen 


reitstellung der fertlisungsunterläazen 


Vorbercitunzen für di» Wirtschaftliche “oo0limachune in 


deu Betrieben zu verbessern, das Anlaufen 
zu beschb unizen und die Lelstungsstei, 
héh-n, 

Enilich hoffte man 

Führerkorps on Erfaohrungssustausch 


schaftsgeuinnken zwischen jen einzel: 


fostizen uni Ale aus unbilliven 
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— 


den. und Preisbildungen im Mobfall su erwartenden 


Schwierigkeiten herabzumindern. 


Als Wehrwirtschaftsfiihrer sollten nicht nur Betriebs- 
führer, sondern auch Persönlichkeiten ausgewählt werden, 
die sich für den Gedankbn der Landesverteidigung besonders 
interessierten und die in der Lage waren, bereits im Frie- 
den in der Vorbereitung der Mobilmachung tatkriftig mit- 
zusrbeiten. | 

Wenn später diese — stark verwissert worden 
sind und man die Ernennling zum Wehrwirtschaftsführer als 
besondere Ehrung auf Beben aus Berufskreisen, die so gut 
wie nichts mit der Riistang zu tun hatten, ausgeweitet hat, 
sọ lag das nicht im Sinn der Begründer dieser Organisation. 

Seitens der Industrie wurde die Gründung eines Wehr- 
wirtschaftsfühter-Korps| ganz besonders begrüßt; 

einmal aus sach offen Grönden, weil nur bei entspre- 
chender Auswahl und Aufbildung der Betriebdsfiihrer das 
Anlaufen der Betriebe gesichert War, 

dann aus persOniijchen Grinden, weil auf diese Art 


f j | 
und Weise! das Dricketprgertum im Kriege ausgeschaltet wur- 
! 


: 
de und adn Betrieben /im Frieden ein geordneter Aufbau des 
Mob-Führkrtuns möglijch war 
und endlich aud diszipliniren und psycholorischen 
| 
Gründen, weil nur Ja aie Autorität jes Betricebsführers 
im Kri¢ge den not drd igen Rückhalt im Betrieb erhielt. 


Das Wehrwirtsähaftsführer-Korps wurde auf Vorschlag 


des WStb im März 19355 g@echaffen, und zwar auf der gesıtz- 
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we des Hilfsbeamtengesetzes. 
Wehrwirtschaftsfiihrer sollte suf 


haftsinspektionen durch den WStb 


SLM nach vorheriger' Einverstündniserklärung durch 
dof WStb. Auch diese Bestimmungen wurden auf Betreiben 
Aes Reichsw irtschaftsministers sehr bald vermässert, in 

dem einmal der Reichswirtschaftsminister für sich allein 
in Anspruch nahm, Herren aus der Nicht-Rüstungsindustrie 
zu Wehrnirtschaftsführern zu ernennen und weil seitens 
der Partei gefordert wurde, daß auch sie ein Mitbestimmunges- 
recht bei der Ernennung zum Wehrwirtschaftsführer haben 
mlisse « 

Der Erfolg, der mit der Ernennung zum Wehrwirtschacts- 
führer in der “irtschaft erreicht wurde, war erheblich 
größer als von Seiten des WStb erwartet wurde. Der Titel 
Wehrwirtschaftsfihrer wurde zum Ehrentitel und führte 
dazu, daß er duroh das Reichswirtscheftaministerium er- 
heb!ich mehr verliehen wurde, als es vorher beabsichtigt 
war, Immerhin hatte die Schaffung dieser Organis=tion 
den gewünschten großen Erfolg ana nat dazu geführt, daß 
die zum Wehrwirtschaftsführer ernannten Industrieführer 
sich mit den ihnen übertragenen Aufgaben eng verbunden 
hielten und anstrebten, dem Titel Ehre zu machen. 

Die niheren Unterlagen für Aufbau, Organi ation und 
Ttigkeit ergibt das Sammelhaft 3). ( S.Anl. I%,B }. 


Der-Chef des WStb bemühte sich ganz, besoniers, die 
: 
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Ausbildung der vom WStb ernannten Wehrwirtschaftsführer 
möglichst zu fürdern and erreichte dieses durch zahl- 
reiche Vortrige, die er teils in Berlin, teils in Indu- 
striegebieten hielt und bei denen er den Zuhörern alle 
neuen Ideen und Erfolge auf dem wehrwirtschaftlichen Ge- 
biet des In- und Auslandes vermittelte und später im 
Kriege vor allem die Probleme der Kriegswirtschaft und 


äer Verwaltung der besetzten Gebiete behandelte. 


è Es wurde erreicht, daß bei Kriegsausbruch in ganz 


Deutschland ein großer Kreis wehrwirtschaftlich geschulter 
Männer bereitstand , die in der Lage waren, die Mobil- 
machung der Wirtschaft im Sinne der wehrwirtschaftlich 
leitendeh Stellen durchzaftihren und Nie'soweit vorgebil- 
det waren, dai sie ihre Tätigkeit in den wehrwirtschaft- 


lichen Dienststellen mit Erfolg aufnehmen konnten. 


© 
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nadiekeit einor Planarbetit 


afsteliung ein 


R haen Epy 


i — no h un = 


ese Dankachri? 





Imm 


erneut grosse Porderuncen auf dem Devisengebi 

lehnte dies r in einem scharfen Schreiben die 

lung weiterer Bardovisen ab und forderte, di 

Lagè auf dem Devisen-, Rohstoff- und ürnährung: 

einer grunädlezenien Untersuchung durch einen Be: 

des Führers gemacht rde (Abschrift des Schreibens an den 
Reichsernährungsministor siehe An1./II,1). Im April erfolg- 
taput Grund einer Ministerbesprechung (Niederschrift siehe 
Anl. XII 2) eine Führerweisung, wodurch der preussische 
Ministerprisident G Öring mit der Prüfung und Anord- 
nung aller erforderlichen Maßnahmen zur Besserung der Roh- 
stoff- und Devisonlage beauftragt wurde. Reicheminister Dr. 
5 ch ao h  Üübersanäte am 25.April ale Unterla hierfür 
einen Bericht Über die gzeren ärtige Roh toff- and-Devisen= 
lage (siehe Anlage XII,3). 

Auf Grund dieser Beauft gung durch den Führer rab 
Generaloberst Göring in einer Ministerbesprechung 
seinen Plan zur Durchführung dieser Aufgabe bekannt, (Siehe 
M... XII, 4)und ordnete die Bildung eines Rohstoff- und 
Devisenstabes on, der Anfang Mei 1936 seine Arbeit saufnehm, 
Als Stabeleiter dieses Stabes wurde Oberstleutnant D Ö b 
eingesetzt, vom Oberkommando der ‘ehrma ht forderte Mini- 
sterpräsident ¢ 6 ring Oberst Thomas für diese 
Aufgabe an (S,Anl. XII,5)s | 

Durch den Rohstoff- und Devisenstab wurden die or. ten 
Grundlagen für die spätere Tätigkeit des Vierjahrosplunes‘ 
geschaffene 


Die Arbeiten, die Ministerprisident Gbtrine« an=- 


ordnete, lagen zuniichst auf dem Gebiet der der deviven- 


5 #4 : N 
>, ” 
N U wu JM 





mässigen Finanzierung der Aufrüstung, zum anderen 
Klärung der Rohstofflage zur Sicherung der weit ren 
rUstung. Pür beide Aufgaben war die Schaffung neuer Devi- 
| senbestünde die Hauptsache, Uber den Weg der dazu einreschla 
| ‚gen werden sollte, bestanden zwischen dem Ministerpriisidente 
‚und dem Präsidenten De. Schacht arhebliche Diffe- 
| 'renzen, Bin Bericht über eine Ministerbesprechung am 
| 42.5.1936 über diese Frage liegt als Anlage XII, 6 bei» Das 
Ergebnis dieser Besprechungen war die ¿rkenntnis, dass der 
‘Export erheblich erhöht werden musste, um neue Devisen für 
| ‚den Aufkauf von Rohstoffen aufzubringen und die Erkenntnis, 
dass der Srotbrunzeninister gezwungen werden musste, die 
deutsche Ernährung ohne die bisherige erhebliche Devisen- 
_ inanspruchnehne sicherzustellen. 
u; 
1.4 
| digkeit einer erhöhten Ausfuhr gegen die Auffassung der 


Der WStb unterstützte in klarer Erkenntis der Notwen- 


Wehrnachtteile die dnutschen Exportbestrebunren mit -ller 
Energie, auch wenn dadurch in einzelnen Punkten der&latte 


9 Ablauf der Rüstung auf kurze Zeit gestört wurde, 


. 


wo 7 Die Zusmmenarbeit mit den Rohstoff- unå Devisenstab 


- Y ‚wurde seltens des WStb so geregelt, daß der WStb Unfang und 
Er} ven Ger fehlenden Rohstoffe klarstellte und der Rohntoff- 
5 ; Pena Devisenstab die Durchführung der dazu notwenliren Mal- 

nahmen übernahm, 

Als die Erkenntnis von den bestehenden grossen Lücken 
auf dem Ernährungs- und Rohstoffgebiet und ihre g% fahr. für 
einen Kriegsfall immer grüsser wurde, schritt ier Puhr r 
zur ontscheidenden Tat durch Verkündung des Vierjahresplane g 
auf dem Reichtparteite, 1936. Durch Verordnung vom 18.10, 26 
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warde Ministerprisident 5 r ing mit der Durchführung | 
des Vierjahresplanes beauftragt und ihm die einheitliche 
Lenkung aller Kräfte des deutschen Volkes und die straffe 
Zusannenfassung aller einschlägigen Zuständigkeiten in Par- 
tei und Staat übertragen. Mit dieser Massnahme wurde ein 

bedeutsamer Teil der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung 
eingeleitet, 

Die Arbeiten des Vierjahresplanes lagen in der Haupt- 
sache auf vier Gebieten: 

a) in der Steuerung der deutschen Devisen-Nirtschaft, 

b) in der Steuerung der Massnahmen zur Fürderung unse- 

rer Ernährungsfreiheit, 

c) in den Massnalımen zur Besserung unserer Rohs toffla- 

ge 

4) in der Steuerung des Arbsitseins.tzes für die Rü- 

stung und die sonstigen Vorhaben der Uffentlichen 
Hand. | 
. Die Aufgaben wurden in einer Sitzung des kleinen Minister- 
rates am 21.10. vom Winisterpriisident Bu ri de fest- 
gelegt (s.Anl.Aktennotiz XII,7). 

Die grosse Bedeutung, die die Arbeit des Vierjahres- 
planes für die Rüstung hatte, führte zu einer engen Zusan- 
menarbdeit zwischen den Dienststellen des Vierjahresplanes 
und dem WStb, Der Um/ang der zu lisenden Aufgaben naha. 

. stlindig zu, sodaß aus dem Rohstoff- und Devisenstab bald 
me: | ein Amt für deutsche Roh- und Werkstoffe geschaffen wurde. 
o o Dieses Ant, das dem Oberst Löb unt retand, umfanste 
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1 Abt. Gesamtplanung und Statistik unter 
Major Dr, Czimati sa, 


1 Abt. Mineralölwirtschaft unter 
Major von Heembkeroc k, 


1 Abt. Forschung und Entwicklung unter 
Dr. Krauch, 


1 Abt. Finanzierung unter Prüsident 


Lange, 


und die Hauptreferate 

Eisen und Metalle unter Herrn Plei ser, 

Zextilien unter Herrn Kehril, 

Holz unter Forstmeister von Homloy, 

Chemie und Kautschuk unter Dr. Bo kealıl k 

Schless- und Sprangstoffe unter Major Wimmer. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Abteilungen dieses Amtes 
und dem WStb war sehr eng und führte zu einer erfreulichen 
positiven Arbeit, Allerdings musste der WStb immer dafür 
sorgen, dass Einzelvorhaben auf den verschiedensten Gebie— 
ten durch übereifrige und ehrgeizige Referenten nicht in 
übertriebenen Ausmassen aufgezogen worden, die nicht in den | 
Rahmen der Gesumtrüstung ‘ielen. Bei den oftmals in ihren 
Umfang weit übertriebenen Planungen hat der WStb mit kla- | 
rer Sachlichkeit vielfach den richtigen Boden der Tatsachen 


wieder hergestellt, Besonderes Interesse wendete der WStb 


EZ 


fur das Mineralölrebiet auf und alle Bestrebun on, die syn- 


thetische Mineralölerzeugung zu erhöhen, wurden mit grosser 
Tatkrift unterstützt, Diese Feststellung ist besonders 


wichtig für den weiteren Aufbau der Ris tung, da die Wehr- 


» 
E 
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achtteile und das spätere Reichsministerium für Bewaffnung 


Munition immer dazu neigten, dan Ausbau der Mineraltl- 
industrie hint r den eigenen Rüstungsvöorhaben zuriicksustel— 
len, EBs wurde daher bei jeder nich bietenden Gelegenheit 
von dem WStb betont, dass in einen Kriege ger Zukunft die 
lineralölorseugung einer der ausechlagge bens ven Faktoren 

‚rringung des Sleges sein wird und dass die Erzeun- 
notwendigen Treibstoffes mal wichtiger sein kann, 
Herstellung von Waffen und Munition, 7 
Der Ausbau der Treibstoffanlagen selbst lag nach Wei- 
deo Beauftragten für den Vierjahresplan bei dem "Ant 
h=und Werkstoffe", das im Jahre 1938 in de "Reichs- 
für Wirtschafteausban" umgewandelt wurde, Da diese 
telle dem R.Wi.Min. unteratellt wurde, kehrte die 
Verantwortung für den Ausbau der Mineralölindustrie nach 
drei jähriger Irrfahrt wieder in das R,W1.Min, zurück, ein 
gang, dor der Gosamtfürderunz nicht gedient hat, Wäre 
ie vom WStb zeforädert, ein hauptamtlicher Treib- 
iffkommiesar eingesetzt \ orden, wäre vielleicht das Er- 
ebnis der Mob-Vorbereitungen auf dem Kineralöligebiet noch 
erfolgreicher zewesen. 
Mit der Ernährungswirtscha t hat sich der WStb nur 
am Rande beschäft 5 n vor der Zinrichtung des 
| Gas Heereaverwaltungsant 
orden war, die! Wehr- 
rungsminliotor walwzuneh- 
mans Da ausrerden zwischen de "Stb und dem damalicon Ghef 


des Heerveverwaltangeamtes, Generel Karmann, und seinen 1, 
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i T TD 2 L ter, Min io L 
rbeit bost 


®erTosver 


antreten zu las ‘ones Sowe ; Ge 
ehrmacht durch die Srnibrungsfragen b rührt 
Zusammenwirken zwischen den zu töndiren 
eresverwal tan samt und dem Vi hruirtsch 
In Verlauf des Arieres hat si die Zus 
zwischen Wehrwirtschaft: organisation und 
lend vertieft, 
Dre Zusammenarbeit zwischen dem vom Führer ernannten 
Benuftragten für den Vierjahresplan Minist rpräsident 
ng und dem vom Führer ernannten GBW Reiche 
Dr. l hach ë gestaltete sich w nice? 
freulich, Bin in den Anlagen XII, 8 und 9 beigefticter 
Schriftwechsel gibt die verschiedenen Auffassungzo: 
Die Differenzen führten in Jahre 1938 zu de; blisung 


~$ Doankpräsidenten Dr. ah acht als GBW und 


ner Ersetgung durch Reichsminister P unk 





lichen 








Im 


mit den wirtschaftliche; 

digan Kenntnisse 

ten des betre? 

können, 

aus der 

and häufig Cì Jachrichten 


lage gab für 


Be golang dem WStb bie gum Be; 
persönlichen S:chkennerapparat 
Abt. Ausland des WStb bew. des 
ausgezeichnetes Auskunftsorgan 
s ndern auch für andere Reichsb 
schaft erwies, 

Die zweite Aufgabe war, die notwendice: 
Hachrichtenwece 
eschaftenaterial 
Dieses war besonders sc! 

ZeBe Italien, nach 
dungen nicht darchref 


für die Tätigkeit der Abteilung Ausla 


Te dle amtlichen Statietiken 


die bis kurz vor Ausbruch 
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4. Die Indus trie—Handbiicher,’ 
Se Untersuchun;en und Daretellunren doutecher und asus- 
länlischer institute wie zum Beispiel 
des Instituts für Weltwirtschaft der 
Universität Kiel, 


does Hanbarrischen seltwirtschaftsinstitute, 


des Deutschen Instituts für Wirtscheftsforschun 
(Institut für Konjunkturforschung), 


des Gmelin-Ins titute, : 
des Reichsamtes für Bodenforschung, 


der Volkswirtschaftlichen Abteilungen und Arch! 


va grossor deutscher Industrie=Konzerne wie 
JG-Yarben, Siemens, Deutsche Dank, Reichs kredit 
gosellschnft, Metallgesallschaft usw, | 


Vv 


P a 


Wirtschaftsatlanten von Industriefirmen, Behörden 
Hochschulen, 
Borichte der deutschen Vailanattachds bei den diplo- 
tischen deutschen Vertretungen im Aus 
te den Auswärtigen Antes eici.s' 


inng 
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oblaze 
Mit allen dies 
die besonde 
führte 
Alle diese D 
wurden sorgsanst au 
oft vielleicht unbe: 
suikartig zusmmmengebaut 
karteimisooir verfolrt ste 
worde. 
Die Erkundun 
senden Staaten sehr ve 
yearhältnlsmnissig gross, 
In Enrland wurde mit 
senprogramas genau wie in I 
nicht ceavattet, sie wurde er 
USA verhinderte der danali e deut: 
unfengrsiche Erkundun stitigkeit, 
Drübung seines guten Verhältnisses zu den USA bef 
Im Kriege ist der Brkun-cungsapparat dann er 


dichtet worden, Vor allen wurden in fast al en u tetiadten 


des besetzten bzw. befreundeten Buropas Anasenstellcn des 


aC G50S2 
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U Agte unter der Bezeichnung oO (Wehrmir'schaftsoffi- 
Jor) eingerichtet, die eine besonders wertvolle Nachrich- 
‚arumelle darstellten. Ebenso brachten die \uslunlsbrief- 

neenenbefragung und die Vberwe- 
hung s Rundf hea yonstigen Tunkbotriebes des Aus- 
Landen gute Nachrichten, Näheres darliber ergibt die ale 
unies XIII 1 beigefticte Bearbeitung des Major Ve Payr e 


Die Brkundune der Wehrwirtschseftekraft der fremden 


+. wurde nach einen bestimmten Schema durchzeführt und 


Lasste folgende Kanptpuskter 


a) Industrielle Leistungsfähickeit, insbesondere der 
Ruistuncsininuetrie, dsl. dio Fertigung von Kriegs- 
rert unter Beriücksichtigunr von Engpässen, inän- 
strielle Zusammenballun en, Grenznähe usw., 
ohstoff- und Energieversorgung, und zwir vorhandene 
Rohstoffquel’en wie ouch fehlende Rohntoffe und da- 
mit die Abhängigkeit der Rüstunzsindustrie von kon- 
tinentalen oder übersoeischen Importen, 
Arbo.tseinsntzlage und ihre voraussichtliche Ver 
inderlichkeit im Kriege, 
srniihrunzslare, 
inanrlage und Finanzkreft eines Landes und seine 
evtl. Abhingiskeit von Verbündoten, 

Aussenhandel, 

Verkehrsverhältnisse im Land und über die Grenzen, 
Hafenanlagen, Umschlagseinrichtungen und deren Ver- 
lagerune mi lichkeiten, | 

Soziale Verhältnisse, 


Versorrunsseiln richtungen, | A C uw aD 


wur 
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in grossem Umfange vor dem Kriere und beson? 


wehrwirtschaftliche Beurteilun 


Vberaten Eriegftihrung in den betreffenden Eri oF 


gen Tüm ihr» Entechlilsse zu geben. 


ie Sonderbearbeitung deo Major von 
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Im inte 
fess die durch die mos 
Bourtoilung der 
Aer Foinäotnaten fast mit mathemsti 
tige Zahlen ergeben haben, Ganz be: 
Sanrtellunewon der wehrwirtecheftlichen Kraft 
marikas in den verschiedenen Zeitphasen 
-O and erwiesene 


krieres eingehendes Material bereitzustellen, ias sowohl für 


die Kriecenarine wie für die Luftwaffe von besond 


deutung geworden iste 

Die im Jahre 1934 aus kloinen Anfängen aufgebaute Sr- 
kundanssorgsnisstion der wehrwirtsen ftlichen Kraft der 
fremden Staaten ha* sich im Kriege zu einem ausgezeichneten 
and nie versagenden Apparat entwickelt, der al lerortis, be- 
gonder bein Reichemarechall G&U ring » stete hohe An- 


erkennung cefunden hite 
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Wehrwirtechaftlich aland das Jahr 1957 
Spannungen, da die Ernährungslage und der 
benötigte Röhstoffbedarf die auf das Höchote 
visenlage stark belastete. Die durch Sondermaßnahnm a Bo- 
en für den Vierjahresplan beschafften Deyisen gingen 
gu Ende, sodaß erforderlich wurde, den Export mehr als bis- 
her in den Vordergrund aller wirtsch ftlichen Maßnahmen zu 
rücken, um dadurch neue Deviseneingänge für die weitere 
_ Stitzung der Ernührungslage uni für die Fortführung der 
k * Anf rile tang gu schaffen, Der WStb hielt es daher für seine 
| Pflicht, einmal die Exsortbestrebungen des Ralchswirt- 
* > schaftaministere gu unterstützen, andererseits immor wie- 
"der darauf hinzuweisen, daß alle anderen grossen Offs nte- 
lichen Arbeiten — vor allem die grossen Bauvorhaben = zu- 


4 riicktreten müssen, wenn der Fortgang der Aufriistung gesi- 
F chert sein soll. 


Näheres ergeben die nachfol; enden Ausführungen, 


 Bstungslage: 


Das vom Führer auf Vorschlag des Reichsicriersminis ters 


~ 


_angeordnete Rlstungeprogromm äer ärei Wehrmachtteile konnte 

- dank der ausgezeichneten Leistung der doutschen irtschaft. 
und der tatkriftigen Arbeit der Dienststellen der Wehrmacht 
—* Ende 1936 planmäne ii durchgeführt werden, Wenn auch das 
Tenpo der Beechaffungsauftriige der Wirtschaft oftm als er- 
hebliche Schwierigkeiten bereitete und Rohstoffechwierig- 


"nor 
ACG OUee 








nr H2296-0102 


keiten an der Tagesordanu g waren, war es doch geglückt, die 
Forderungen der Wehrmacht terminmissig zu erfüllen, Die 

für 1937 vorgesehenen Rüstungemaßnahnen brechten verstärkte 
Forderungen mit sich, die die Gesamtwirtschaftslage erhob- 
lich beeinflussen mussten, In Sonderheit wurde es klar, daß 
die militärischen Forderungen nicht durchzufüh:en waren, 
wenn der Rohstoffverbrauch der anderen Bedarfatriger auf 
glöicherfiöhe blieb. Für das Oberkommando deriehrmacht kan 


es darauf an, eine Sicherheit zu schaffen, dass beim Heer 


die vorgesehene kafstellung der neuen rn. und ihre Be- 


waffnung durchgeführt werden konnte, dass das vom Führer be- 
fohlene Kriegsschiffbauprogramm fortgeführtwerden konnte 
und dass bei der Luftwaffe die Umbewafinung auf die neue 
Typen erfolgen konnte, Die Schaffung von Materialreserven, 
der Ausbau der Rilstanzgeindastrie, die Landesbefesticunge 
und die Rüstunrsvorhaben anf dem Eisenbahn- und Nachrich- 
tenzebiet sol tən erst in zweite Linie treten, weil es der 
Obersten Führungs daranf ankam, infolge der Personalersatz- 
lage zunächst den Rahmen der Wehrmacht so weit zu spannen, 
daß unsere heranwachsenden Jahrgänge militärisch ausgebil- 
det werden konnten, Ebenso sollte beim Unterkunftsban, 

auf den Luftschutz und anf alles nicht unbedingt Erfarder- 
liche zunächst Verzichtet werden. 

Trotz dieser vom Reichskriegeminister angeordneten 
Beschränkuns in der istung blieb der Stahlbedarf, der Wehr 
macht ab so hoch iaß der Reichswirt ‘chafteminiater Bë- 
ienken Tur ses schaft anmeldete. Derkeichskriegs- 


tinister è nte £ laG bei der ben\shenden Bevisenlage 
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santwirtechaftelazge und damit auch die 

den davernd zurückzehenden Export gefähräet 
tragte Gduher die Einführung einer Rohetoffkontir 
durch die die Steuerung der Rüstung und der ande 
‘tigen Programme vorgenoämen werden sollte,‘ Einze 
der Kontingentierungsfrage ergibt 
lage", 

venn auch die Kontingentierungsmassnahmen auf 


Rohstoffgebiet der Telirmacht nicht die Erfüllung 


Wünsche brachte, so trug sie doch dazu bei, dass die 


etungs programme dor Wehrmachtsteile, soweit sie die erste 


Ausrüs ung betrafen, auch im Jahre 1937 planmisaig zur 
Durchführung kamen, Erhebliche Einschränkungen werden in- 
dessen notwendiz beim Heer auf dem Gebiete der Unterkunfts- 
bauten, in der Ausstattung des Eriegsheeres wit Munition 
und Kraftwagen, im Bofestigungsprogramm und bei den operati- 
ven Eisenbaehnbsuten, Die Marine forderte stärkare Stahl- 
guteilung zur &Srweiterung des UV-Boot-Prorramms und zum Bau 
vor. Hellingen für den Bau der weitere Großkampfschiffe, 
die Luftwaffe forderte Mehrzawecicung, um in Sonterheit die 
Lace auf dem Munitionsgebiet zu bessern. Diesen Forderungen 
konnte jedoch nicht nachgekommen werden. 

Die Mobilmachunrsbereitschaft der deutschen Industrie 
war durch die grossen Aufträge der Wehrmachtsteile erheblich 
verbessert worden. Yas schnelle Tempo für die Auftrassauslie, 
terung führte aber leider dazu, daß die Heranziehung nmitt- 
lerer und kleinerer Firmen zur Fertigung von Kriegercerit 


nicht so erfolgen kon te, wie es die Vorbereitung der Mas- 


J 


wna 
A Lou, i 





H2296-0 104 


- 129 = 


ung dee Krieges verlangte, Der WStb forderte daher, 
tenämter wenigstens dazu übergingen, kleine Lehr- 
' die mittleren und kleinen Firmen zu verteilen, 
um diese fiir den Mob-Fall praktisch vorzubereiten, Weiterhin 
wurde den Waffeniimtern aufgegeben, möglichst mehrjährige 
\uftragepläne h uszugeben, um eine Stetigkeit in der Bë- 


schüäftigung der Industrie zu sichern. Diese Stetigkeit in 


u Bee hiftigung der Betriebe war nicht nur eine Forderung, 


die der Mobilnachungsbereitschaft derBetriebe diente, son=- 
dern auch eine Forderung, die sich erheblich af die Gestal- 
tung der Preise auswirken konnte, 

Endlich wurde vom WStb den Waffenämtern und der Wirt- 
schaft noch die Forderung gestellt, die Belieferung mit 
Halbfebrikaten und Rohstoffen so zu organisieren, daß dazu 

ilichst geschlossene Serienfertigung und geringe Trans- 


 portwege erreicht wurden. 


g Die Rohstofflage war schon seit dem Jahre 1936 ge- 
spanat., Die Forderungen der Wehrmacht auf Zuweisung genügen- 
der Rohstoffe glaubte der Reichswirtschaftsminister nicht 
erfüllen zu können, weil die in Deutschlanä befindlichen» .- 
Rohstoffreserven immer geringer wurden und die Beschaffung £ 
neuer Rohsatoffbestiinde aus dem Ausland in Olge der Devisen 
Lage immer schwieriger wurde, Ausserdem’ lag ein erheblicher. 
onetoffbedarf für die neben der Rüstung laufenĉen grossen 
‘rogramme der Öffentlichen Hand vor, sodaß von Monat sú No- 
nat zwischen den Bedarfsträügern der Kamof um die Rohstoffen- 


teilung stiirker entbrannte, Zur Regelung dieser Schwierig- 
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weiter vorn 
n « mit der Uberwachane 
toff- und Devisenlage beauftragt, Im Pruhjahr 1957 erfolgte 
ric, sministers eine Kontingentierung 
fre, di mnächst eine cewiese Ordnune in die 
sse brachte, Deffehrmacht wurden durch diese Kone 
ntierang bei einen Anfall von 1,8 Hill, Stahl pro Monat 
SQA 000 % überwiesen, eine Menge, die einem Bedarf von 
750 000 t ge enüberstand, Der Reichskriersminiutrr fand sich 


u % 


jedoch mit diesem Kontingent ab, weil er einsah, cass die 
ne schnelle Erhöhung unserer Txbortleistung 
urch die Ernithranscslage ga bessern 
aslan’ vornehmen su können, Bald zeigte 
sich jedoch, daß das Kontingentierungssysten nicht funk- 
ionlorte und dad die Wehrmachtteile nicht rechtzeitig in 


on Besitz ihrer Kontincente kamen, Der Grund für das 


Nichtfunktiönieren lace dur n, dab bei den Betrieben der. 


Stai lináustrie Bestellungen vorlagen in einsam Ausmass, die 
®. monatliche Produktionsmiglichkeit weit Ubatrafoen, wei- 
ter darin, daß von den Bedarfoträrern keine Disziplin in 
der Stahlvorsorgung gehalten wurde und end- 
lich darin, daß die durch die Kontingentierung angeordnete 
ongenzuweisung an die einzelnen Hauptverbraucher nicht 
den wirklichen Bed irfnissen entsprach, Der WStb stellte An. 
her am 18. Juni 1937 bei Generaloberst G Öri ngë fol- 
ende Forderungons . 
a) Die bisherige Aontinsonticrung wird aufgehoben, Pë- 


ste Kontingonte erhalten nur Wehrmacht und Vierjah- 


regplan. 


A GU5029 








H2296-0 106 


1 verteilt 


fülluns, 

Rustunesprocramme 

Staates zu einer 

weisung führte und dis Haltu 
Stmlversorgung untererub. De 

allen auch nicht erlaubten Wit: 
hauptete, ihr Auftrag sei der 

ellen Mit'eln auf eine bevorzurte Dur 


auete die Autorität des Reichswirtschaftemi 


ee notwenätge Ordnung in die Stahlversor-ung hineinzu- 


bringen, soda&8 de ampf um das Eisen weitere Jahr 


K 


fortdauerte. 


Die Lage auf dem Gebiet der Nichteisenmetalli 


hindurch 


ip 


ebenfalls seit 1936 dauernd gespannt, Durch Bereitsetollung 


| 


von Devisen durch Min, Präsident Gö ring elang es 


„eaoch, die Belieforuns für die Wehrmacht noch 80 


Zu pes 


stalten, dass die wichti sten Programme durchgefiihrt werden 


konnten, Einschränkungen durch M: gel an Nichtei: 
warden allerdin.s erforderlich auf dem Gebiet dex 


herstellung und beim Ausbau des Pernkabelnetzes, 


Abbyat 


'nmetallen 


Nunltions. 
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Der lesereswaff: 
Übergang 
auf Eisen vollzog sich leider 
war, weil fabrikatorische 
Beschaffung de: dazu notwendicen 
durch den Stalmangel laufend behindert wurde, 

Da die durch den Vierjahresplan in Anz l genommenen 
Vorhaben zur Verbreiterung der Rohstofflage i nggam an= 
luufen konn en, blieb nichts anders übrig, als zur Stär- 
Kung der deutüchen Rohstoffbestiinde erhebliche Devisenmengen 
einzusstzen, was besonders kostepielig wurde, 
hochkonjunktur eine erhebliche Steigerung de 
marktpreise hervorgerafen hatte. Durch den 
BeGarf der Luftwaffe machten sich auch auf den 
Leichtmetalle die ersten Mangelerscheifiunzen be 
dase auch sur Kontingentierung der Aluminiumzuteilung Fe- 
Schritten werden musste, 

Die Vorbereitungen auf dem Min-r»lölrebiet hatten seit 
1955 laufend eine Verbesserung erfahren. Der Bau syntheti- 
echer Preibetoffanlagen wurde durch die hi rfür gegründete 
Brabag tatkräftig gefördert, auch die Einfuhr-und Vo rats- 
lage wor befriedigend, sodass man auf dem Fluc- und Kr 
fahrzeug-Vergapertreibstoff mit einer Deckung des vollen 
Bedarfs für 4 - 5 Monate, auf dem Diesel- und jeizölgebi t 


alleräinge nur für etwa 2 Monate rechnen konnte, Der Bau 


reichseigener Tanklager nech militärischen Forderunrsn wer 


im Gange, auch die Beschaffung der fehlenden Transportmittel 


War Gingeleitet. Trotzdem bedurften die Vorbere tungen 
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ernden Grad der Motorisierung 
WStb 1 ufend betrieb. 
frühzeitig darauf hin, dass aug) 


hwefelsäure und able auf der Phenol 


asis ıhenden Kunststoffe einer Bewirtschaftun; 


‘den missen, am nicht plötzlich riatungemssig 


su etehene 
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Die wehr- und rüstungswirtschaftlichen Nassnahmen vom 


—— 


-e 


Einmarsch in Österreich (1958 bis zur Mobilmachtung (1939). 


Das Jahr 1938 brachte gleich zu Beginn für die Wehr- 
macht erhebliche organisatorische Änderungen und militär- 
politische Verwicklungen, die auf die Tätigkeit der Wehrwirt 
schefts-Organisätion grossen Einfluss nehmen sollten. Durch 

n Rücktritt des Reichskriegsministers übernahm am 4.Februs 
der Führer selbst den Befehl über die Wehrmacht und befahl 
die Umbildung des Wehrmachtsamtes des bisherigen Reichs- 
kriegsministers in ein Oberkommando der Wehrmacht. Der WStb 
wurde dadurch Amtsgruppe im OKW und hat diese Stellung bis 
zu seiner Umwandlung in das Wehrwirtschafts—- und Rüstungsamt 
zu Beginn der Mobilmachung beibehalten, Die Gliederung 
des WStb blieb wie bisher in 4 Abteilungen (WWi, WRü, WRo 
und Prfrüf). 

Die am 12. Februar stattgefundene Besprechung des Füh- 
rers mit dem österreichischen Staatskanzler Schuschnigg führ 

e zu den militär-politischen Massnahmen gegen — terre ich nr 
die am 13.März mit dem Einmarsch in Österreich ihre Beendi- 
eung fanden, Dieses Unternehmen gegen Österreich, das unter 
dem Decknamen "Unternehmen Otto" in kurzer Zeit vorbereitet 
wurde, hat eine Fülle von Erfahrungen mit sich gabraskt; 
die für die Vorbereitungen der Mobilmachung und vor allem 
für die wirtschaftlichen Vorbereitungen von lies grösstem 
Wert waren und im Laufe des Jahres durch Änderungen der 


Mobilmachungsbestimmungen ihre Auswirkung gefunden haben. 
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GOJA 








H2296-0111 


Amnmwnnti@aart4 s SEP N e 
ne UI mni isatiıion betreilié!: 


“Stb vom. 11. April 1938 


ius: 


Beteilizun 
der Wirtschait 


ft zunächst unerfreuliche Zustände verurs 
Weiterhin zeigte sich lass das Fehlen klarer Bestim- 
mungen über di 7aständigkeiten ( givilen und militäri- 
schen Dienststellen a ‘hlauf der Mobilmachungsmassnahmen 
erheblich störte. Vas Pehlen d Vehrwirtschaftsordnung und 
von Bestimmungen uber 
haftung der esamten Bevölkerung und über die 
telbewirtscha! 2 ihrte zu unerfreulichen Kompetenz- 
streitirkeiten. Wenn trotzdem der Ablauf der militärischen 
ssnahmen noch sufriedenstellend glückte az es daran, 
Stellen, in Sonderheit die zivilen Dienst- 
en an hrw) chaftsinspektionen wandten und die- 
waren, die Belange der gesamten Wirtschaft 
gegenüber der Wehrers tz-Inspektion zu vertreten." 


Der WStb forderte aaner beschleunigte Herausgabe des 


na ww ae 


J J re? J J 
— der Nehrwirtschaftsordnung 


und die Veröffentlichung des Volksdienstgesetzes sowie 
einer Vorschrift "Die Versorgung der /ehrmacht", Weiterhin 


a 


wies der WStb darauf-hin, dass schondie Vorgänge bei dem 


r p” 
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‘er Führungsanspruch 


> 


Menschenverteilung, die Rohstoffverteilung und 


á 


teilung der Transportmittel innerhalb der Kri 


= £ & > Wi 
festgelegt werden muss. Die Versorgung der Heimat mit 


: 
= | Cie 


Ssmiiteln und anderen Bedarfsmit 1 muss jedoch - nach 
cht des WStb - in der alleinigen 
blei ben, 


"Die personellen Mobilmachungssvorbereitun 


Ue . A nt, E N UI nan * u 
Verteilung der Gesamtbevolkerung erwi: 


: ls mar elhaft Le irtscr ar im ri; 
an a iil CA ay Aatat VG =v i aD NLI scnatt in yLe 


Arbeitskrälte entzogen wurden und 


“~ 


4 u} 


aoa S moka tol | * m ie Po ur sla i ‘ ba tI 
ers CA czaiıiens vn LS; 4 J en un A DKOMmM.L 4 u Az d sk te 
y> n i an * * * >. . à r n s u T , p us J 
dernes ri EIULULI Ww 44 \ A ' ` nO W > n elin, in vonde heit 
in der Rüstunrswirt- 
: - $ ‚w ) T nA * V7 ya 
rbeitung der Mob-Vor- 
a . , > m = PR ui D 
war und in keiner militärie 


Wwe 517 
ni Zeug = 


und dadurch die Mi und Lebensmittelversorzung |sowie 


die Versorzung der. Mühlen + Pray stellt v ie. Wenn 


durch die mangelhaften Vorbereitungen des GB keine ernsten 
Folgen für die Frihjahrsbestellunven eintriten, so lag dies 


nur daran, dass die Binberufenen schnell wieder zurückkeh#»- 
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nen 


gezogenen Schlevn: bald zurück 


Prerdeaushebunzg gab zu Schwierigkeit 


Organisation 
sste den WStb zu der 
Reichsfinanzminister mn schnellstens die Aussenstellen 
des GB personell und materiell fina 
reitungen für die Kriegswirtschaft iirksam vorwärts; 
Leben werden, und dass ein Kriegsverwaltungsgesetz er- 
lassen wird, welches die Regelung der | sicherstellt. 
Als Ergebnis der Erfahrungen stellte der WStb fest, 
dass ein Funktionieren der wirtschaftlichen Mob-Vorarbei- 
ten nur gesichert ist, wenn 5S GB erheblich ein- 
gehendere Vorbereitungen getroffen werden, als bisher, und 
wenn andererseits aber auch die Wehrmacht lar erkennt, 
dass die Beanspruchung der Wirtschaft im Mob-Falldurch 
die Wehrmachtteile ihre grenzen hat und dass ein Ausgleich 
der Forderunzen der Wehrmachtteile una der der Kriegswirt- 
aft von einer Dienststelle cetroffen werden muss, die 
nur beim OKW liegen kann. 
Wichtige Einzelerfahrungen konnten bei dem Unterneh- 


men auf dem Gebiet der Mineralélversorgung gesammelt wer- 


den. Eine Forderung des WStb auf Vermehrung und Fertig- 
f 


stellung der grossen Nachschubtanklager, auf vermehrten Bau 
von Kesselwagen und Fässern und auf Ausdehnung der Vorar- 
beiten auf die Mineralölfirmen wurde zur rundlage für 


die weiteren Vorbereitungen auf diesen Fachgebiet, 


AERNTT 
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Die wehrwirtschaftliche Organisation fang bei dem Ein- 
marsch in Österreich ihren ersten Binsatz ausserhalb der 
Reichsgrenzen, lt; Nagel wurde als VO zu den die 
Operationen leitenden’ AOK kommandiert und hatte reichlich 
Gelegenheit, für diese Tätigkeit die notwenäigen Erfahrungen 
zu sammeln. Er nahm sehr schnell die Verbindung mit der in 
Österreich bestehenden wehrwirtschaftlichen Organisation 
auf und übernahm bereits am 15. März die Leitung des in 


Dienststelle verschaffte sich der VO sehr schnell ein Bild 


Nien befindlichen Kriegswirtschaftsamtes, Mit Hilfe dieser 


uber die Fertigungsmiglichkeiten im neu besetzten Gebiet 
und es gelang in den ersten agen für 60 Mill. Mark Auf- 
n,/ die einer erheblichen Men-e von Ar- 


.roeit und Brot brachten. Der VO nahm auch 


der Technischen Nothilfe auf, um et- 


ler Kraftzuführung oder an sonstigen Stek 
Ebenso glückte es, dank der seschulten 


4 
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runatragen zu 
des Jahres 
nannte 
ung onne Betej 
gemeinsa- 
J)lenststellen Richtli- 
der 
schaitlj 2 Mo! ereitungen gab und bestimmte 


dungen trar in de inlage/XV,1 beizefticte P 


ww — 


GBYW vurde 


Abgrenzung 
gegenteil wur- 
weiteren 
istunzsbetrieben zu 


> Rüstunssvorbereitun 


‘> > n r w 
affenkrie 


‚lich alle anderen Verantwortlichkeiten abzugeben. Diese 


tscheidung musste bei der Tatsache, dass der GBW über- 
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zu grossen 

Anlas 

nicht anwe- 
en diese Entscheidung. lei- 
"ur die Mobilmachung 


satz getroffenen Entschei- 


zemachten Erfahrunge 
5, neue Bestimmungen 
Nobilmachung der Wehr- 
zilen Bereiches vomah. Es 
acht ohne Öffentliche Ver- 
die Möglichkeit 
der alleinigen Mobilma- 
je Gesamtmobilmachung von Staät, 
perzurenen, is sollte. davon ausgegan- 
Hanclungen und Porderunfen des X-Fal- 
nsgesetzgebung gegründet wurden, der 
nicht erklärt und die Kriegsgesetze 


Jie Massnahmen hierfür würde 


Ee " 


tiy 


w am 5. Juli angeordnet. WStb und ERW mach- 
Lese Neuregelung ihre berechtigten Bedenken.gel- 
Wera. U 
tend, da eir ler wirtschaftlichen Mobilmachung vorausgehen- 
de Mobilmachung der Wehrmacht in der Wirtschaft erhebliche 
Störungen hervorrufen und den glatten Ablauf der wirtschaft- 


lichen Mobilmachung gefährden mussten, Da die Forderung 


~ . ` ⸗ * J — A à “7 
einer geteilten Mobilmachunz aber einer militär-polfitischen 


Notwendigkeit entsprane im sj gegen die Einsprüche des 
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74 u 
ale rordel 
| rme. 


macnurn 


npenkon- 
ceilt , 


innen v 


Ei endlich 


e hd 


militar-politische Entwj g bei der Besetzung des 


+. tai Gebietes führte daz dass sowohl die Verbin- 
j 


dunssoffiziere wie die technische nehrwirtschaftseinhei- 


Eu 


ten und die WWi-Stellen nur zum gerinven Einsatz kamen. 


Trotzdem brachte die planmässize Vorbereitung des Einsatzes 


ee. — TAL 5 
dieser Dienststellen sowie ihre Tätigkeit im sudetendeut- 


nz 


schen Gebiet Erfahrungen, die für dij päi »n Mob-Vorbe- 


ebenfalls von Wert waren., Zunächst wurde von ale 
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ienn ‘tseinhei- 
ten meist 


> +% = u 
ein L1nNSA er ADTE: ren zur 


we Ad 


scenen 


SAna oc. u 
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rstellen, 
lurch 
Stillezun-en Äroh- 


einheiten zur Ste und 


Ausrüstung, und Bekld@dune der ‚inheiten war unrenürend, 


~ 


Ad fur die Zusammensetzun. or Linheiten brachte das Un- 


vernehmen Erfahrungen, sodass auch auf diesem Gebiet die 


>, 


Unternehmung Suđetenlandwertvolle Unterlagen für den Ein- 
| 
satz bei späteren Operationen bot. Die vehrwirtschaftsstel- 


len 2.b.V. kamen nicht zum Einsatz, 


Die wehr- unä rüstun swirtschaftliche Lage stand Wh- 


e CS 


rend des ganzen Jahres 1938 stark unter den kinflüssen der 
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militärpolitischen 

und 

ten 

fen 

Beschleunicung 

gebende Druck 

der Wehrmachtteile 

Gie Durchfiih 

wollte und so die Wehrmachtteil der Industrie 

‚stark als Konkurrenz auftraten. Daz, Kam, dass zu Beginn 
des Jahres 1938 die Ausbauten am Westwal als besonders 
Qringliches Programm hinzutraten, wodurch der bereits stark 
Uberlasteten Wirtschaft neve erhebliche Aufgabe zurewiesen 
wurden. Diese Aufgaben stiessen Sich stark mit dem Rüstunss- 
programm der Wehrmachttsile, soda im Gén,. Feld 
Marschall Göring sich genötiz al Besprechung 
einzuberufen, in der die Unterbringung der Aufträge 


u J E J mn yF 14 T$ - 7 a e u p” r f - _— se, 3 
Wes Alpi C x ung Ln Ql uprizen . à Ad H ie s le ` t v: urades r 
Die Auswirkungen der grossen Nestbefestigun er sich 

} 4 u i > >| m ’ i F Zw. ar ~ | 3° +- f C4 nr ‘ X “Zz ~ b 
nicht nur auf dem Rohs Vem miter, Iindern be- 
Sonders auch auf dem Menschengebiet, da seitens der Orrani- 


sation Todt für die Aufgaben der Westberesticune za reiche 


Techniker und grosse Arbeitermenven herangeholi wurden, 


die anderen Programmen entzogen wurden. Ebenso wurde es not- 


wendig, das Transportproblem zu ordnen, da die Wesjtbefesti- 
gung sowohl auf dem Eisenbähnsektor wie auf dem Kroftwagen- 


sektor erheblichen Raumbedarf in Anspruch nahm. 
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Seitens der Wirtschaft gingen laufend Klagen ein über 
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rbelastung der Betriebe und über den dauernden Wech- 
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Programme. Durch fortdauernden Ausglei 


Neuzuführuns von 
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At Grund eines Vortra- 
der Führer am 27.1. eine leisung er- 
ss, dass Narineaufträge allen anderen Aufträgen voran- 
zugehen haben. Das OK der Kriegsmarine brachte diese gehei- 
me Weisung des Führers ohne Wissen des OKW zur Kenntnis der 
Inäusirie, Hierdurch wurden die Aufträge des OKH und in Son- 
derheit die der Luftwaffe behindert, weil vor allem bei der 
Halbzeugindustrie die Heeres- und Luftaufträge denen der 
Marine nach 
& ausserdem die Lieferungen für 
die Westwallbefestigungen immer grosseres Ausmass annahmen 
E] üle Klagen des OKH und der Luftwaffe über Lisferunesver- 
zunahmen, erbat am 30,6. der Chef des 
KW beim Führer die Festsetzung einer 


Dringlichkeit, um die Aufträge der beiden anderen Wehrmacht- 


teile in ihren Lieferterminen vorwärts zu bringen. Der 


Führer ordnete an, dass die Schwierigkeiten der beiden 
anderen Wehrmachtteile durch Aufweitung der Engpässe in 
der Inäustrie beseitigt werden müssten, Wenn es auch ge- 
lang, bis zum Kriegsbeginn einige der Schwierirkeiten zu 
beseitigen, so blieb doch das Grosschiffbauprorramm und 


das U-Boot-Programm der Kriegsmarine bis zu Beginn des 
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Industrie terminmissig zurück. Die Gründe hierfür lage 


B 


in der Hauptsache in der unzweckmässigen Kontingentierung, 


UV 


Die ausgegebenen Kontingent: 


samnterzeugung an Eisen und Sta) odass überall in der 


eisenschaflenden Industrie überhöhte Auftragsbestände vor- 
lagen und die Liefertermine für Eisen und Stah 
9 Monaten anstiegen. Ende 1938 waren “über 20 
‚ugeteilten Kontingente nicht ausgeli 
auf einzelnen Stahlgebieten (dünnwandiger Guss, 
2 ahlsuss, Schmiedestücke) Engpässe bestanden, 
Ausnützen der Kontingente nicht möglich wurde. 
ten die Forderungen für die Westbefestigung umfangreiche 
und tiefigreifende kurzfristige Eingriffe ind Beliefe- 
rung der Wirtschaft notwendig gemacht, die auch den Gesant- 
ablauf in der Stahlindustrie erheblich stirtensOKW und 
Wehrmachtteile stellten daher Ende Februar die Forderung 
uf Neufestsetzung von Stahlkontingenten, die der Leistung: 
fähigkeit der Wirtschaft entsprachen, und Abstimnune der 
Aufrüstung und sonstigen Vorhaben auf die: 


te. Das OKW forderte ‚ausserdem die Inan rifinahme zusätz- 
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Um die Tätigkeit und Bedeutung der Preisprüfun 


C 


die deutsche Aufrüstun beurteilen zu können, 


rn 
Be ee Be ke ee —— 


sen zu unterscheidens 1.) Die Preisbildung vor der Aufri- 
Stung, 2.) während der Aufrüstung und3.) seit Beginn und 
Verlauf des Kriees, 

In der Zeit vor’der Aufrüstung war die Preisbildung 
für alle Kampfmittel sowie für die Bekleidung und 


mit dem Verfahren der Aut tragsverzebung eng verknii 


zu vergebenden Mengen standen im Missverhä’tnis zu den für 
5 . 


die Bederfsdeckung zur Verfügung stehenden Fertigungsmöglich- 
keiten. Der Bedarf konnte vorwiegend auf dem lege der 
schränkten Ausschreibung gedeckt werden. Dabei wurden 

der Rerel nur die Anbieter mit Aufträgen bed 

und bedingungsmissig zu den "gziinstigster 


konnten (Verdingungspreis). Aber euch diese 
schreibunssverfahren erzielten sogenannten 
lagen volkswirtschaftlich eesenen hoch, Die Anbi: 


-s ôd- 


fen unter sich Preisabreden, um den Preisstand laufena auf 


awe de VA 


einer gewissen Höhe zu halten, Teilweise bildeten s 
Preisringe, die ihre kalkulatorischen Unterlagen kerensei 

sustauschten, um eine Nivellierung der Preise herbeizufüh- 
ren. Jedenfalls kam die gewollte Wirkung, die mit dem Aus- 


schreibungsverfahren erzielt werden sollte, nämlich einen ge 
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sunden Wettbewerb herbeizuführen und zu erhalten, in den An- 
gebotspreisen nicht voll zum Ausdruck, Diese üblen Preismani 
pulationen mussten zunächst einmal durch entsprechende Ge- - 
senmassnahmen, soweit als möglich unterbunden werden. Ring- 
bildungen und der Austausch von Preiskalkulationen wurden 


verboten und unter Strafe gestellt, 


Mit dem Beginn der getarnten und Später nach der Macht- 
erzreifung offenen Aufrüstung erfuhr die Lage eine grundle- 


gende Änderung. Der zunehmende Bedarf zwang zu einer über- 
wiegend freihiindigan Vergebung der Aufträge. Man war nicht 
wie früher in der gleichen Lage, sich zur Deckung des Be- 
darfs die nach den Verdingungsergebnis im Preise an güns tig- 
sten liegenden Lieferer auszusuchen, sondern sah-sich ge- 
zwungen, auch Ufternehmen mit weniger zweckentsprechenden 

Be triebseinrichtuncen heranzuziehen. Die kad thats cel 0. DIOR 
Unternehmen war anfänglich im Vergleich mit den rationeller 
eingerichteten Betrieben unzünstig und bedingte höhere Prei- 
se. Im Zusammenhang hiermit traten Preisauftriebstendenzen 
in Erscheinung, die sich mit der Zunahme des Bedarfs und 


Verteilung der Aufträge auf das Reichsgebiet weiter ver- 


Schärften. Auch die bis dahin günstig erzielten Preise wur- 


den in die Höhe ‚eschraubt, um den Freisstand nach den höher 
gelegenen Preisen zu orientieren und den Wettbewerb einzu- 
engen, 

Eine Preisbi idung verbunden mit dem vor fahrer dae Aus- 
schreibun; war aus diesen Gründen nicht mehr zu verantwor- 
ten. Es musste zu einer eingehenden Nachprüfung der inzebots- 


preise der Betriebe nach Massgabe der Kosten- und Leistunes- 
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gestaltung gesähritten werden, um zu einer volkswirtschaft- 
lich gerechtfertigten Preisbildung zu gelangen, Selbstver- 
ständlich war bei der nunmehr einsetzenden Nachprüfung des 
Kostenaufbaues, der Kostengestaltung und der Preise auf 
breiter Linie Rücksicht auf eine reibungslose Bedarfsdeckung 
zu nehmen. D.h., die Gewinnmöglichkeiten aus; dem Wehrmachts- 
umsatz durften nur insoweit eine Einengung erfahren, als 
erforderlich werdende Verbesserungen und Ausweitungen der 
Betriebseiurichtungen und Fertigungsverfahren nicht in Fra- 


ge gestellt wurden. Hierzu bedurfte es der Ausarbeitung 
i 


eines —— — und Prüfverfahrens aufderGrundlage 


volks- und betriebswirtschaftlicher Erkenntnis, um das 
Preisgebaren im finanzpolitischen Interesse einheitlich zu 
steuern. Die erstmalig hierfür von der Preisprüfung erar- 
beiteten Richtlinien und Verfahrensgrundsätze wurden zu- 
nächst intern als P ETERA für die Preisprüfer er- 
lagseni Ihre Anwendung führte zu dem Erfolg, dass die an- 
fängdlich in Erscheinung tretenden Preisauftriebstendenzen 
verhindert und eine allmähliche Senkung der Preise auf ein 
ehgemessenes Mass erreicht werden konnte, 

Die Rüstungsinäustrie brachte dem angewendeten Prüf- 


7 


verfahren Verständni% und Interesse entgegen und wünschte, 
dass auch ihr die flix den Dienstgebrauch herausgegebenen 
Richtlinien el gemacht würden, um den kalkulatori- 
schen Preisaufbau entsprechend vornghmen zu können. Um die- 
sen Wunsch zu erfüllen, bedurfte es auf Grund der bis đa- 
hin gesammelten praktischen Erfahrungen einer Neubearbei- 


tung und gleichzeitigen Erweiterung der Richtlinien, um 
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sie eindeutig, klar und objektiv zu gestalten, sodass sie im 
Mob- und Kriegsfall ausnahmslos auf alle neu hinzukommenden 
Betriebe im Rüstungssektor angewendet werden konnten, 

Nach Fertigstellung wurden die Richtlinien und Verfah- 
rensgrundsätze dem inzwischen gesetzlich bestellten Reichs- 


kommissar für die Preisüberwachung mit der Bitte um Einver- 


2 ME und Genehmigung vorgelegt. Die durch die Praxis 


erwiesene Zweckmässigkeit veranlasste den Preiskommissar, 
diese auf sämtliche öffentliche Bedarfsträger in der Form 
von Richtlinien für die Preisbildung öffentlicher Auf- 
traggeber (RPO) und Leitsätzen für die Preisermittlung 

auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche 
Auftraggeber (LS0) anzuwenden. Durch Runderlass vom 24.11. 
1958 verordnete er die allgemeine Anwendung. 

Die in den RPO und LSO enthaltenen Vorschriften er- 
gänzen sich. In den RPO sind die Anweisungen für die öffent- 
hic Auftraggeber niedergelegt, die ver- 
p£lichtet werden, im Interesse einer einheitlichen, der Ge- 
santwirtschaft dienenden Preisgestaltung die bestehenden 
sonstigen Preisvorschriften, die Preisstopveroränung, Spinn - 
stoffgesetz, Lederpreisverordnung, Auslandswarenpreisver- 
ordnung usw. und die Leitsätze .anzuwenden. Diese 
LSO wenden sich andererseits an die Auftragneh- 
mer und geben lückenlos alle zur Ermittlung des Selbst- 
xostenpreises erforderlichen Bestimmungen an. Führender 
Grundsatz dabei ist, dass erstens nur die auf das anbeding-- 
te betrieusnotwenäige Mass begrenzten Kosten bei der Preis 


| 
bildung berücksichtigt werden dürfen, und’ zweitens fiir die 
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Lieferer der Leichen brzeugnisse nurder mittlere Selbst- 
Kostenpreis anerkannt wird. Aufschluss für die für Tätig- 
keit und Erfolge der Preisprüfung grundlegenden Bestimmun- 
gen der LSO in Verbindung mit dem Später eingeführten Ein- 
heits- und Gruppenpreisverfahren wird in dem alsAnhang bei- 
gefügten Merkblatt gegeben, 

* Im Verlauf der zunehmenden und in schnelleren Umfang 

geführten Aufrüstung ab 1937 wurde die Rüstungsindu- 

Strie gezwungen, durch Aus- und Neubauten die vorhandenen 
froduktionsbasen wesentlich zu erweitern und Ausweichbe- 
triebe zu Schaffen, um für den Kriegsfall gerüstet zu sein, 
falls durch feindeinwirkung oder andere Umstände ein Teil 
der Produktion ausiiel. Hierzu waren erhebliche finanziel- 
le Mittel notwendig und die Va rsuchung gross, diese neben 
den bewilligten Voraus- und Abschlagzahlungen Soweit irgend - 
möglich durch entsprechend hohe Forderpreise im Verlauf der 

©: aufgenommenen Periigungzu gewinnen, 


Die Absicht dabei : var, die Ve TSchuldung gegenüber dem 


sid: oder disponiblem privaten Leihkapital in engsten Gren - 


zen zu helten und das Firmenrisiko zu mindern, Allerdings 
muss betont | werden, dass bis zu einem gewissen Grade durch 
die Zurückhaltung der Kreditinstitute die Aufnahme von Leih - 
Kapital erschwert wurde. Auch diesen erschien dae Risiko, 

das mit einer stark zunehmenden Produktionserweiterung von 
Riis tungsgiitern verbunden war, ZU hoch. Der angemessenen Er- 
höhung des Fremd- und Eigenkapitals aber stand die Emis- 
Sionssperre hinderlich ig Wege. Infolgedessen war der Staat 


gezwungen, die betroffenen Unternehmuncen zur Erfüllung 
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ihrer Aufgaben durch Bewilligung von Darlehen, verlorenen 
Zuschiissen finanziell zy unterstiitzen oder ihnen reichseire- 
ne Maschinen für die Produktion zur Verfügung zu stellen, 

Bei der unterschiedlichen Finanz- und Betriebsstruktur 
der einzelnen Unternehmen war eine Vergleichbarkeit der Lie - 
ferpreise nicht gegeben, solanze die Kosten und Leistungs- 
gestaltung der einzelnen Betriebe unbekannt Waren,Auch in 
digger Periode traten in noch stärkerem Masse als zuvor 
Preisauftriebstendenzen in urscheinung, die zurückgedrängt 
werden mussten, um den Wert der Geldeinheit nicht absinken 
zu lassen. Durch die Anwendung der auf die Kosten- und Lei- 
Stungsgestaltung abgestellten Richtlinien and Verfahrens- 
grundsétze wurde das Ziel erreicht, Die Preise konnten 
nicht nur auf ihren ursprunglichen Stand zurückgsführt, 
sondern darüber hinaus wesentlich gesenkt werden. Nunmehr 
waren auch die Voraussetzungen gegeben, eine Preispolitik 
zu Gunsten derjenigen Lieferer durchzuführen, die sich 


durch echte leistungen auszeichneten und sich laufend be- 


nen. eine weitere Steigerunz der Produktion herbeizu- 


führen. Denn nur auf diese Weise konnte erreicht werden, 
dem Leistungsprinzip Geltung zu verschaffen, die rückstän- 
digen Betriebe: zu rationalisieren, anzuspornen und die 
Preise der gleichen Erzeugergruppen einander anzugleichen. 
Mit Krie ginn wurde die Rüstungsindu- 
strie besonders durch die Einbeziehung der noch in grüsse- 
rem Umfang für die Konsumgütererzeugung arbeitenden Unter- 
nehmen ausgebaut. Die Folge war, dass Preise fiir diezlei- 
chen Erzeugnisse wiederum stark auseinanderklatfter, bie 


der Umstellungsprozess vollzogen Ware 


Muvk 24 
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Nach wie vor war die Tendenz, die Preise im Verlauf 
dea Krieges stabil zu halten, wenn möglich zu steigern, bei 
den Preisverhandlungen sehr deutlich zu erkennen. Diese Be- 
strebung sowie auch die beabsichtigte Steigerung wurde durch 
behördliche Stellen begünstigt in der Meinung, dass durch 
höhere Verdienste als im Frieden höhere Leistungen zu er- 
zielen seien, Demgegenüber vertrat die Preisprüfung auf 
Grund ihrer in der Aufrüstungsperiode gemachten Erfahrungen 
den Standpunkt, dass durch einen berechtigten Druck zur 
Kostensenkung einerseits und durch die Anerkennung höherer 
Gewinne nurbei besonderen Leistungen andererseits Leistungs- 
steigerungen erzielt werden können, An dieser grundsätzli- 
chen Auffassung hat die Preisprüfung mit Erfolg festgehal- 
ten. Die Rentabilität der gawerblichen Wirtschaft erlitt 
dabei keine Einbusse sondern blieb voll erhalten und stei- 
igerte sich, 

Eine neve Ausgangslage fiir die Preispriifung entstand 
im Verlauf der ersten drei Kriegsjahre durch mehrfache 
Abänderungen der Nachschub- und Rüstungsprosramne sowie 
_ durch Änderungen und Neuanschaffung von Kampfmitteln aller 
Art. Alle diese Umstände beeinflussten die Produktion und 
Preisbestimnungsgründe von neuem erheblich. Ein annähernder 
Preisvergleich in Verbindung mit einer Preissenkung zwi- 


schen den gleichen Erzeugergruppen liess sich erst allmäh- 


lich durch entsprechende Anbahnung der Preisprüfung erzie- 
len, X | | 


Das Gesamtergebnis war, dass der Preisstand innerhalb 


der ersten 3 Kriegsjahre um 18 % gesenkt werden konnte, Die 
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Rentabilität der Unternehmen erfuhr dabei keine Schmälerung. 


Ihre Liquidität hatte in dieser Zeit zugenommen. Der Wehr- 


machthaushalt erfuhr durch die fortgesetzte Gegenwirkung der 


Preisprüfung in der Zeit vom 1.4.1939 bis 31.3.1943 auf 
Grund nicht bewilligter Forderpreise eine unmittelbare Ent- 
lastung von rd. 4,950 Mrd.RM ohne Berücksichtigung der Auf- 
träge, die von, vornherein von den Lieferern zu den von der 
Preisprüfung gesenkten Preisen akzeptiert wurden, Zu dem 
angegebenen Betrage treten noch Riickzahlungen in bar von rd, 
262 Mill.RM aus überhöhten Gewinnen hinzu, ungeachtet der 
Belastung von Leistungsprämien für erfolgreich durchgeführte 
Rationslisierung in Höhe von 2,5 % vom Umsatz über den 150. 
Gews/an hinaus, In derselben Zeit wurden marktgängige für die 
Wehfmacht in Frage kommende Geräte um etwa 400 Mill.RM ge- 
senkt, sodass sich eine Gesamtentlastung des Haushaltes von 
rd. 5,01 Mrd.RN ergibt. 
Im Vergleich hierzu trat im ersten Weltkrieg eine 
issteigerun« der Ris tungsgüter von weit über 100 %, teil- 
250 % ein. Während im ersten Weltkrieg die Währung 
aurch die fortschritende Inflation als Folge der ununter- 
brochenen Freissteigerungen zerstört wurde, konnte sie in 
Giesem Kriege durch ein Festhalten der Preise für die Waren 
lnerseits und durch die bewirkte 
smyfmittel aller Ar 


ırstere abor 
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saustausch durch di bertragung des Best 
Betrieb auf den anderen = gesteurrt 
und Kunitionsministerium -— Hand in Hand ging, 
Preise nach 
Durchschnitt wei 
ssic, wollte man die Wirksamkeit 
der Einheits- und Gruppenpreisbildung mit den nach LSÖ 
gebildeten Preisen in Vergk ich setzen, denn ehe man an die 
Bildung der ersteren herantreten konnte, musste der Preis- 
stand durch laufende Überprüfungen der Kostenlage ausge- 
glichen und soweit gesenkt werden, dass eine Normierung 
der Preise von Staats wegen kein allzu grosses Risiko mehr 


in sich barg. Mit anderen Worten, die LSÖ-Preisbildung war 


die Grunävoraussetzung für die Bildung von Einheits- und 


Gruppenpreisen, 

Da die Prüfungen und Regulierungen der Preise nach dem 
LSÖ-Verfahren entfallen, können erst die Jahresabschlüsse 
der Lieferer ein Bild vermitteln, ob die Preise, gemessen an 
den verbliebenen Gewinnen, richtig geschätzt wurden oder 


nicht J 
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Neben den Preisen der eigentlichen Rüstungsgüter 
sind die Preise der von der Wehrmacht bezogenen marktgängi- 
cen Waren das zweite Haupttätigkeitsgebiet der Wehrmacht- 
preisprüfüng, Die Preise dieser Erzeugnisse, bei denen es 
sich besonders um Waren des täglichen Bedarfs, ferner um 
Roh-, Bau-Betriebsstoffe, Halbzeug, Maschinen usw, handelt, 
—— sich gemiss den Richtlinien für die Preisbildung | 
bei öffentlichen Aufträgen nicht nachSelbstkosten sondern 
auf Grund bestehender Marktpreise. Die hier gestellte Auf- 
gabe betraf in erster Linie, für den Wehrmachtsbezug Höchst- 
rabatte zu erlangen. Das Ergebnis der darauf ab ielenden 
Preisverhandlungen ist gleichfalls zufrie: i. Da 
vielfach ein grundsätzlicher Gegensatz ins seht, 
als die Verbände und Firmen ihre Vertriebs Lonen 
oder Händler einschälten und schützen wol! ehrmacht 
aber beansprucht¢, direkt beim Erzeuger zu ndels- 


i Se 


preisen zu kaufen. Es war nicht im: e überge- 


ae Interessen des Staate der Kriezs- 


wirtschaftsordnung (KWVO) durchzusetz veit Bestimmun- 
gen der Marktordnung, Kartellsatzungen oder Händlerreserve 
dem entgegenstanden, nussten diese Bindungen im Einvernehmen 
mit dem Preiskommissar gelockert werden, Noch schwieriger 
war, wenn bei ungewöhnlich grossen Jahresbezügen ein zu- 
sätzlicher Bonus beansprucht wurde, da sich ein solches 
Preiszureständnis nicht auf ein einzelnes Gerät, sondern 

auf ein ganzes Fabrikstionsprogramm einer Firma oder sogar 


eines Industriezweiges erstreckt. Es erwies sich jedoch, 
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abgesehen von einzelnen Fällen, dass Industrie und Handel 

Verantwortunssgefühl genug bessassen, sich f die Dauer den 
Forderungen der legszeit nicht zu verschliessen, und ihre 
Preise auf die KWVO abzustellen. Neben dem Durchsetzen der 
Meistbegiinstigung wurden durch umfangreiche Vergleiche von 
Preisen und Qualität bei einer Reihe von Waren die günstig- 


sten Bezugsquellen ermittelt, Wo der Preis- und Qualitäts- 


— —— nicht möglich war, wie bei Nonopolstellunsen von 


Firmen, musste zunächst durch Betriebsergebnisprüfungen 
festgestellt werden, ob und wieweii die Preise _überhöht wa- 
ren. Die daran anschliessende Preissenkungsaktion hat nicht 
selten zur Senkung der Katalogpreise um 20 v.H. und mehr 
geführt, Für die zahlreichen Fälle, in denen Beschaffungs- 
stellen statt unmittelbar beim Erzeuger über den Handel 
kaufen müssen, wurden des weiteren mit den beteiligten Fach- 
gruppen des Handels Abkommen über die Handelsaufschläge und 
Mengenrabatte getroffen. Alle mit Fachgruppen, Verbänden 
einzelnen Herstellern getroffenen Preis- und Rabatt- 
regelungen wurden den zentralen Beschaffungsstellen, Rech- 
nungsprüfstellen, Abrechnungsintendanturen und dem Rech- 
nungshof bekanntgegeben, sodass auch die richtigen Bezugs- 
quellen benutzt und die Preise und Rechnunsen im einzelnen 
auf Richtigkeit geprüft werden können. Zur Kontrolle, ob 
die bestehenden Preis- und Rabattabreden von den Handels- 
unternehmen tatsächlich eingehalten werden, wurde eine 
"fliegende Kolonne" der Prüfungsstelle beim Wehrkreis III 


eingesetzt. Von dieser wurde eine grosse Anzahl Firmen ins 
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ganzen Reich geprüft und ein erheblicher Teil davon zu 


Rückzahlungen veranlasst. 


Sowohl hinsichtlich der Rüstungsgüter für ausschliess- 
lichen Wehrmachtbedarf als auch der marktgängigen Waren er- 
wuchs der Preisprüfung in den besetzten Gebieten ein weit 
susgedehnter Arbeitsbereich. Während die Preise zu Beginn 
d Besetzung im allgemeinen erheblich unter dem Niveau 
| lagen, machten sich meist bald starke preisstei- 
gende Tendenzen geltend. Diese waren besonders darauf zurück- 
zuführen, dass sich das Verhältnis zwischen öffentlichen 
Einnahmen und Ausgaben in diesen Ländern zu Ungunsten der 
ersteren verschob. Auch die nicht selten bestehende Ansicht, 
dass hohe Wehrmachtpreise Sympathien in den besetzten Gebie- 
ten erwerben könnten, spielte eine Rolle. Die Preisprüfung 
vertrat demgegenüber den Standpunkt, dass ein Kaufkraftschwund 
der fremden Währung schädlich ist, nicht zuletzt deshalb, 


weil er auf die mit festem Umrechnuneskurs verbundene deut- 


© Währung übergreift. Um zu angemessenen Preisen zu kom- 


men bzw. diese nach Möglichkeit zu halten, mussten grössten- 
teils erst die rechnungsmässi gen Voraussetzunsen für einen 
Nachweis der Kalkulationskosten nach deutschem Vorbild ge- 
schaffen werden. Trotz steigender Löhne und Materiälpreise 
und erhöhter Kosten durch Ausfälle infolve von Transport- 
schwierigkeiten u.ä. konnten die Preise für Rüstunsszrüter 
durch gründliche Kostenkontrolle und verbesserte Arbeits- 
verfahren im allgemeinen unter den ver leichbaren des 


Reiches gehalien werden. 
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Neben der Preisbildung und -prüfung der Riistungszgiiter 


Sind ferner die Preise fiir Bauleistungen, diese allerdinzs 
hauptsächlich in grundsatzlicher Hinsicht, bearbeitet worde 
Die Tätigkeit erstreckte sich besonders auf die Mitarbeit 
an der normativen Baupreisregelung. Da zahlreiche Verstösse 
gegen die Baupreisvorschriften zeigten, dass die einschlä- 
gigen Kalkulations- und Preisvorschriften bei den bauverge- 
benden Dienststellen nicht immer bekannt waren, wurden die- 
Se vielfach über die geltenden Vorschriften zur Baupreis- 
bildung unterrichtet und ihnen Richtlinien über die Ver- 
tragsgestaltung und Preisermittlung bzw. Preispriifung zuge- 
leitet. Grundsätzliche Fragen wurden ausserdem in Runder- 
lassen geklärt. Bei Einzelprüfungen wurden die festgestell- 
ten Übergewinne dem Wehrmachtfiskus zum srössten Teil äurch 
freiwillige Vereinbarungen mit den Firmen wieder zugeführt, 
Die durch Zusatz- oder Stillegungsforderungen der Fir- 
men veranlassten Teilprüfunsen führten in fast allen Fällen 
dazu, dass diese fallen gelassen oder stark herabgesetzt 
warden. Die Prüfungen erstreckten sich auch auf das be- 
setzte Gebiet. In Frankreich wurde dergrüsste Teil der von 
Wehrmechtdienststellen vergebenen Bauauftrige erfasst und 
dabei allgemeine Senkungen der Vertragspreise durchgeführt, 
Im Zuge der Zusammenarbeit mit den beteiligten Reichsbehör- 
den wurde veranlasst, dass von den Finanzbehörden detaillien 
te Meldungen über Firmen, die Übergewinne bei Wehrmechtbau- 
ten erzielt haben, erstattet wurden. Dadurch war es möglich, 
in vielen Fällen ohne Durchführung eigener zeitraubender 


Prüfungen die Wehrmachtdienststellen zu veranlassen, geeig- 


RUHT FT 
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nete Schritte zu unternehmen, um das Entstehen unzulässiger 
Gewinne schon während des Baues zu verhindern. 

Die Fortschritte der Kriegstechnik sowie unerwartete 
Wendungen im Kriegsverlauf erforderten eine teilweise Um- 
steuerung. der Rüstungs roduktion. Im Herbst 1940 wurde daher 
eine Gruppe für die Prüfung von Firmenansprüchen aus wider- 
rufenen oder angehaltenen Aufträgen gebildet, deren Tätig- 

i nemn neuen wichtigen Arbeitsbereich entwickel- 
r Prüfungen waren zunächst die zahlreichen, 
zug zurückgezogenen Munitionsaufträge, für 


res Restabgeltungsverfahren entwickelt waur- 


wurde bald auf Rüstungsgulträge aller Art ausge- 


dehnt. Später wurde das Prüfungsgebiet besonders durch die 
Anordnuncen der Reichsstelle für Eisen und Stahl und des 
Munitionsministers zur Mobilisierung von Eisenreserven er- 
weitert. Die Abrecl > von ruhenden Aufträgen, deren späte- 
lauf beabsichtigt war, musste infolgedessen da- 
sofort durchgeführt werden.Auch diese mit Hilfe des 
und mehr verfeinerten Restabzgeltungsverfahrens durch- 


habenein günstiges 


Jia mM 


D 


Ergebnis gezeitigt. 
Yon Oktober 1940 bis Ende September 1942 wuréen rund 2 000 
zurückgezogene Aufträge abgewickelt, wobei die gestellten 
Forderun,en um fast 1/3 herabgesetzt wurden, Nebenbei er- 
gen gesammelten Erfahrungen 
haben. Da es sich bei 
| 
wirtschaftlicher Teil- 
liefern aie wertvolle Unterlagen für 


n ne È < 4 
den Priedensstand. 
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dem Gebiet de: 


grundsätzlichen Fragen betreffende 
iie Binheitlichkeit zwischen den 
Die dabei geleistete Arbeit 


warischen Erfassung. Erwähnt sei nur 


undVertretern, die auf Grund einer eigens durchgeführten 


Erhebung in zahlreichen Fällen erfolgte und durch Senkung 
y 
en Vertretef-Provisionssätze bedeutende Erspar- 
herbeiführte, i 


j 
y D | j r 
Ząusammengefassý kann gesagt werden, dass die Gewinne 


in dem Rüs ungesek for durch die Überwachung, Prüfung und 


Rezulierung der ach den durch die Preisprüfung aus- 


. - 
Aa / a 


nge 


| /f i b ‘ 
gearbeiteten un) angewende ten Verfahrensgrundsätzen auf eint 


volkswirtschaftlich gerechtfertigten Höhe gehalten werden 
konnten, und zinar in Gegensatz zu den Feindstaaten. Dort 
gilt der Grundsatz, dass sich das wirtschaftliche Verhalten 
am Ertrage ard der Gewinnerwartung auszurichten habe. Die 
Kontrolle det Bücher durch die vereidigten Revisoren be- 
schränkt sich lediglich auf die formale Richtigkeit der 
"Buchungen ah Hand der vorgelegten Ausweise. Ein industriel- 
les Rechnuri;swesen auf Grundvon branchenüblichen Kontenplä- 


nen, wie sie: unter Mitarbeit der Preisprüfung in Deutschland 


geschaffen! und verfeinert wurden, kennt man in den Feindsta» 


N 


f 24 er f 
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ten nicht. Infolzedessen fehlen auch die Grundvor- 
aussetzungen für einen einwandfreien kalkulatorischen 
Aufbau der Preisberechnung. 

Die feindlichen Westmächte haben es nicht durchzu- 
setzen vermocht, zur Beurteilung der Angebotspreise die 
Preiskalkulationen heranzuziehen, sondern schöpfen zu hohe 
Kriegsgewinne nachträglich allein durch Steuermassnahmen ab. 
E konnten nicht verhindern, dass ein ansehnlicher Teil 
der Rüstungsindustrie, insbesondere solcher, die ihre Pro- 
duktionskapazität durch Neugründungen erweitert hat, 30 % 
und nöch weit höhere Prozentsätze Dividende verteilte, 
trotz der scharfen Bestimmungen des Kriegsbesteuerungsge- 
setzes. Hieraus lässt sich erkennen, dass der Weg, Kriegs- 
gewinne nur durch Steuermassnahmen abzuschöpfen, eine Halb- 
heit bleibt, wenn nicht die Beurteilung der Preise bei der 
Preiskalkulation einsetzt und das Entstehen von Übergewin- 
nen von vornherein verhindert wird. Man muss das Eine tun, 


darf aber das Andere nicht lassen, Die unkontrollierte 


RE en ist eine Schwäche dieser Preispo- 


litik. In Deutschland dagegen konnte durch die in den 150 
herausgearbeiteten preiskalkulatorischen Verfahrensgrund- 
sätzen sowie durch die eingeführten betrieblichen Nachprü- 

| Pi. 
fungen bei planmässigem Einsatz der Prüfer das eingangs ero 

Amen 
wähnte weit mehr befriedigende Ergebnis erzielt werden. Die 
Gewinne hielten sich in dem Rahmen, der volkswirtschaftlich 
ch 

im Sinne‘ der, “rhaltung und des: Wachstums der Produktion ge- ° 


rechtfertigt ist. Die ausgesprochenen Rüstungsunternehmen 


konnten nur durchschnittlich 6 % Dividende zur Ausschüttung 
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nd das auch bevor der Ertrag der Aktie 
tsprechende Massnahmen auf diesen Durchschnitts- 
stand gesenkt 
Der Gesamtkomplex der einschlägigen Fragen beginnend 
mit dem Finanzierunssproblem, der zahlenmassigen Entwick- 


Tung der Kriegsfinanzen und die getroffenen steuer-, spar- 
2 


= P= 2ispoli tischen Massnahmen sowie deren Auswirkungen 


ferner die organisatorische Gestaltung der Amtsgruppe auf 
Grund des zunehmenden Aufgabengebietes ist von Min.Dir, 
ziehm in einer Denkschrift über "Aufgaben, Tätigkeit 
und Ergebnisse des Vertrag- und Preisprüfwesens im OKW in 
den Jahren 1939/43" aufgezeigt worden. 

Verfügung des OKW/Wi Rü Amt/Preispr. Nr. 577/42 A, 
Die LSÖ als Grundlage der Preisbildung in der Riis tungswirt- 


schaft siehe Anlage XVI, 16 


t 
— 
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Die wehr- und rüstungswirtschaftliche 


Lage bei der Mobilmachuns, 
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Die wehr- und rüstunzswirtschaftliche Lage bei der Mobil- 


machung 1939. 


Der WStb hatte sich von Beginn seiner Tätigkeit an 
den Standpunkt gestellt, dass es seine Aufgabe ist, 
wehr- und rüstungswirtschaftlichen Kriegsvorbereitun;g 
einen langen Krieg abzustellen. Er vertrat dabei die Auffas - 
Sung, dass, wenn sich die Völker zu einem neuen Kriege ent- 
schliessen, dieser Krieg um Sein oder Nichtsein geführt 
wird und alle Kräfte des Volkes und alle materiellen Mit- 
tel des Landes in Anspruch nehmen wird. Aus dieser Begrün- 
dung heraus vertrat der Chef des WStb bei jeder sich bie- 
tenden Gelegenheit den Grundsatz, dass man in seinen wirt- 
schaftlichen Massnahmen nie mit der Durchführung eines 
schnellen Blitzkriezes rechnen sollte und auf wehr- und 
rüstungswirtschaftlichem Gebiete entsprechende vorbereiten- 
de Massnahmen auf weite Sicht zu treffen habe. Dieser 
Standpunkt wurde sowohl bei den vorgesetzten Dienststellen 
wie in öffentlichen Vorträgen und bei sonstigen Gelegenhei- 
ten vom WStb immer wieder betont. Der WStb wurde hierzu. 
noch besonders veranlasst, weil die deutsche Aufrüstung in 


den Jahren 1933-1938 sich auch in erster Linie auf die 


Breitenrüstung (Aufstellung neuer Verbände und Ausrüstung 


dieser) verlegte, während die Tiefenrüstung (Bereitstellung 
von Nachschub, industrielle Vorbereitungen, Bevorratung mit 


Rohstoffen) bei der geschwächten Devisenlage des Reiches 


s 
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sehr vernachlässigt werden musste. Diese mangelnde Bevor- 


ratung deutsche Wirt- 
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etwa wie 


Schrottan- 


it etwa 45 % aus. Bei 
Auslandsabhängigkeit un- 
wendung für Zink 


ür Zinn 90 %, für 


lineralölen 66 %, bei 
erken schie- 


offvorräte in den 


zu sein, haben sich aber im 
herausgestellt, 
Im allzsemeinen konnte man an- 


en und Ganzen - soweit sie 


eigenen Lande erzeugt werden - für eine 


telluns von Treibstoli, 


Die synthetische 


lilwolie und 


bei Kriegsbeginn 


Sie zenü sber noch 
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Die Vorbereitung der Massenerzeugung von Munition war 
in der Aufrüstungszeit nur insoweit vorwärts Betrieben wor- 
den, ale die Maschinenparks zur Fertigung des laufenden und 
des Ausrüstunssbedarfs benötigt wurden, Dies genügte in kei- 
ner Weise, WStb und Heereswaffenamt hitten daher während 
der Aufrüstung in zahlreichen Denkschriften auf die Schwäche 
unserer Rüstung auf dem Munitionsgebiet hingewiesen, waren 
aber immer damit vertrostet worden, dass die Bereitstellung 
der notwendigen Kapazitäten für die Massenfertigung im Krie 
ge erst am Schluss deyAufrüstunrg erfolgen könne, Auch wurde 
oft der falsche Standpunkt vertreten, dass Munition in 
Jeder kleinen Maschinenfabrik und auf jeder Drehbank gefer- 
tigt werden könne, wid es im Weltkriege 1914/18 auch gewesen 
sei. Die Einwendungen des Heereswaffenantes, dass die heu- 


tige Munitionsfertigung moderne Maschinen benötige, Wurde 


tie nicht beachtet, 


A 


PA Als grosszügige Aktion war die Verbreiterung der Pul- 


ver- und Sprengstoffertigung in die Wege geleitet worden. 
Gen.Feldmarschall Gö ri ng hatte au! Vorschlag des 
WStb im Jahre 1938 die Ausarbeitung eines Pulver- und. 
Sprengstofferzeuzungsplanes angeordnet und die Durchf! rung 
dem Gen.Dir.Dr. Kr auch von der JG-Parben übertragen. 
Der Plan wurde am 12.7.1938 als sorenannter Karinhallplan 
aufgestellt und sah bis 1.10.1940 die Schaffung einer Er- 
zeugungsmöglichkeit von monatlich 12 000 t Pulver, 

19 000 t Sprengstoff und 4 000 t Kampfstoff vor, Bis zum 


1.10.1941 sollten die Kapazitäten betragen: 


b .# 
ACLS: av 
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Pulver 18 000 | 
Sprengstoff 24 000 | 
Kanpfstoff 8 000 /Mon. 

| 


Infolge zahlreicher Schwierigkeiten, | besondere infolge 
Fehlens von Devisen für die Maschinenkäufe Bringen Roh- 
stoffzuteilung und mangelnder Arbeitskräfte konnte das von 
Dr. Kra uch vorgesehene Bautempo nicht inne gehalten 
werden, sodass bei Kriegsausbruch die vorgesehenen Zahlen 
nicht erreicht waren. 

Der WStb hatte daher bei Ausbruch des Krieges gemeldet, 
dass bei einem grösseren Munitionsverbrauch ana bei dem 
Mangel an entsprechenden Vorbereitungen für die Massenher- 
stellung nach wenigen Monaten der Kampfführung Schwierigkei- 
ten in der Munitionslage eintreten müssten. Diese Tatsache 
wurde in den Tagen vor der Mobilmachung dem Chef OKW und dem 
Chef OKH in deatlichster Form klargelegt. Ebenso warde auf 
die Lage auf dem Pulver- und Sprengstoffgebiet werwiesen und 
ein Vergleich unserer Leistungsmöglichkeiten mit denen der 
westlichen Feindnächte vorgelegt, aus dem die Überlegenheit 
der Feinämächte nach einen bestimmten Anlauf hervorging. Bei 
der Hoffnung, den Krieg schnell zu beenden, wurden obige | 
Bedenken vorläufig nicht ellzuernst beurteilt. Bret als 
Janusr 1940 die Notlage eintrat, wurde der Schuldige ge 


’ 


sucht. | J | | 
So waren die Vorbereitungen der snchaninchen Munitions- 

fertigung durch die Hichtbenitiigung. der fabr: | | 

Vorbereitungen im Frieden he Krie 
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Fertigungsprogramm war das F.P. 1938/39. Ende 1938 hatte 
das Heereswaffenamt euf Veranlassung des WStb einen Muni- 
tionserzeugungsplan aufgestellt, der im Jahre 1939 seine 
Durchführung finden sollte. Dieser enthielt 2 Varianten. 
Die erste Lösung stellte die Forderung Auf Bereitstellung 
von 37 000 Maschinen, die zum grossen Teil mit Devisen im 
Auslande beschafft werden mussten, Die zweite Lösung war 
in ihren Forderungen geringer, jedoch auch so hoch, dass 
die Mittel hierfür nicht bereitgestellt werden konnten. 
Die inzwischen eingegangenen Forderungen der Wehrmacht- 

teile für den F.P. 1940/42 tiberstiegen die Forderungen des 


F.P. 1938/39 ganz erheblich, teilweise um das 10-fache, so- 
dass sich das Heereswaffenamt nicht in der Lagé sah - nach- 


dem ihm die Bereitstellung der Maschinen für den Mani tions- 
erzeugungsplan abgelehnt worden war - diese Porderungen der 


_ Wehrmachtteile zu erfüllen. Der WStb forderte daher die 
Aufstellung eines neuen Muni tionserzeugungsplanes, der den 
gegebenen Möglichkeiten entsprach. In diesen Moment kan 


es zu den kriegerischen Ereignissen, sodass im Grossen nur 


der F.P. 1938/39 seinen Anlauf finden konnte, Be steht 
x ‚ausser Zweifel, dass das Heereswaffenamt bei diesen Vor- 
 bereitungen stark gehemmt worden ist durch die Nichtbereit 


stellung der im Munitionser ungsplan geforderten Maschi- 
men. rd scheint r auch die bürokratische Ar- 
— des Heereswaffenentes und die Belegung zahlrei- 
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Die Gründe 
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arbeitern bei Polizei und Luftschutz haben 


an Arbeitskräften wesentlich verstärkt, 


Die Wehrmacht, in Sonderheit die Luftwaffe, hatte daher 

bei ihren Hauptristungsfirmen Massnahmen zur 
Schulung von neuen Facharbeitern getroffen und eigene Kürse 
dafür eingerichtet. Hierdurch wurden die Massnahmen des 
Reichsarbeitsministeriums zur Schaffung neuer Fachkräfte, 
auf di@ an anderer Stelle eingegangen wird, erheblich 


gefördert, 


Besondere Vorbereitungen y auf dem Gebiet der Räu- 
mung undBergung getroffen worden. Die Räumung hatte den 
Zweck, die im beärohten Reichsgebiet ansässige wehrfähige 
Bevölkerunz vor dem Feind in Sicherheit zu bringen und: 
alle Sachen, die für die Kriegswirtschaft von besonderer 
Wichtigkeit Pan; dem feindlichen Zugriff zu entziehen, 

Die Räumung war in den Grenzgebieten gegenüber Bel- 
gien, Frankreich und Polen vorbereitet worden. - 

Grundsätzlich erstreckte sie sich auf die Rückführung 
von 
a) Beständen und Einrichtungen der Wehrmacht und des Reichs- 

arbeitsdienstes (Militärräumung), 
b) Wehrpflichtigen, kriegsbrauchbaren Pferden und Kraft- 
fehrzeucen ohndilob-Verwendung (Rückführung der Wehrer- 


gänzungen), 


fur die Kriegswirtschaft wichtigen Pachperspnal, Roh- 


see industriellen und landwirtscha a ı Er zeug- 


nition, einzelnen besonders hochwertigen Maschinen (wirt- 
schaftliche Rumuna in, 
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Verkehrsmitteln und Verkehrs 
räumung), 

Kassenbeständen, Dokumenten 
ten der Behörden 


Abschub 


Das Räumung 

sollte mit Beginh oder während 

werden, die Zone II frühesten: 

Das Räumufgszut sol 

werden, und zwar sollten die industri: 

in gleiche oder verwandte Betriebe 

möglich = das Wasserstfässennetz 

Die friedensmissige Vorbereitung 

haber des Heeres durch die jährlich 

anordnungen durchgeführt worden. Auf Grund (ieser Anweisung 
waren von allen Dienststellen und Behürden Riumun-spläne 
aufgestellt worden für deren Durchführung die Wehr kreis. 
kommsndos die notwendigen Befehle gaben. Nurfie Verkehrs. 
räumun? wurde zentral durch den Chef des TTamBportweiens be- 
arbeitet, Die industrielle Räumung wer von den Wehrwirt- 
schaftsinspekteuren im Benehmen mit den Ausse@nstellen des 
seneralbevollmächtigten tür die KriegewirtscHaft vorberei- 


tet’ Die praktische Vorbereitung erstreckte sich suf die Er- 


fassung der zurückzuführenden Güter, Vorräte dnd Personen, 


auf die Vorbereitung der Rückfiührungsorgane, auf die Vor- 


| bereitong der Verteilung im Riumungscebiet und auf die Nie- 
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derlegung von Vorräten für Müchtlinge an den rückwärtigen 
Grenzen des Riumungsgebietes. 

Für die Durchführung der Räumung waren bei den Wehr- 
kreiskommandos bestimmte Räumungsstäbe gebildet, 

Auf wehrwirtschaftlichem Gebiet waren bei Beginn des 
Krieges die Vorbereitungen soweit abgeschlossen, dass so- 
wohl die industrielle Räumung, wie die landwirtschaftliche 
Räumung, die Bankenräumung und die Rückführung des Pachper- 
sonals planmässig erfolgen konnte, 

Die Durchführung nach der Mobilmachung erfolgte nicht 
planmässig, weil wenige Tage nach der Aussprechung der Mo- 
bilmachung die Räumung den militärischen Dienststellen ent- 
zogen und in die Hände der Reichsverteidigungskommissare g e- 
legt wurde. | 

Neben diesen Vorbereitungen für Räumung und Bergung 
waren für das Saargebiet in enger Zusammenarbeit zwischen 
Generalstab, Wi RU Amt und GBW eingehende Vorkehrungen ge- 
troffen worden für die Lähmung der Saarindustrie für den 
Fall eines überraschenden feindlichen Binbruchs. Die Vor- 
arbeiten waren durch die Wehrwirtschaftsinspektion Wiesba- 
den in unmittelbarem Zusammenwirken mit der Industrie durch 
geführt worden, Durch das Vorschieben der deutschen West- 
befestigungen wurden im Juli 1939 die Vorarbeiten einze- 
stellt, da man die Gefahr für das Saargebiet als behoben 
sah, Im Verlauf der ersten Kriegsmonate haben sich die 


getroffenen Lähmungsvorarbeiten im Abschnitt Saarbrücken 


jedoch noch bewährt. 


AUSSE9 
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XVIII, 


Der Ablauf đer wirtschaftlichen 


Mobilmachung, 








H2296-0158 


er wirtschaftlichen Nobilmachung. 


Bevor auf den eigentlichen Ablau? der wirtschaftlichen 
Mobilmachung eingegangen wird, halte ich es für meine 
Wort , aut die Einstellungghinsuweinen, ale ich ale Chef. 
des WStb zu der wehrwirtschaftlichen Möglichkeit einer er- 
folgreichen Kriegfiihrung in den Augusttagen 1939 eingenommen > 
habe. In diesen Tagen fanden beim damaligen Generaloberst 
Keitel zahlreiche Besprechungen statt, in denen die 
Kriegsbereitschaft und der Rüstungsstand zwischen uns und 
den zu erwartenden Feindstasten besprochen wurde. In allen 
Besprechungen wurde von mir der Standpunkt vertreten, daß 
ein Krieg gegen Polen für uns kein Problem bedeuten könne, 
daß aber für einen großen Weltkrieg von langer Dauer unsere 
Wextschäftliche Rüstung noch zu schwach sei und daß im 
Fall eine Weltkrieges sofort durchgreifende Maßnahmen im 
Sinne eines totalen Krieges durchgeführt werden müßten. 
Diese Bedenken und die daraus sich ergebenden Forderungen 


fanden.jedoch kein Gehörr 


Der Ablauf der deutschen Mobilmachung im Jahre 1939 


wurde auf das höchste durci den Gang der militaérfolitischen 


Lage beeinflußt und stand im Zeichen der zeitlichen Über- 
raschung des Gegners. Die bei- den Öperationsri gegen Öster- 

» „adetenland und Tsohec oslowakei *gemachten Erfahrun- | 
gen, die zur geteilten und getarnten Mobilmachung geführt 
natten, bildeten die Grundlage fir die zu treffenden MaB- 


nahmen. Die seit Juli 2Wischen Deutschland un! Polen beste- 
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w 21 ri aben 
tschaftsorgani sation lle Aufstellung 


Einheiten, die den Aneriffsarmeen 


olste die Aufstellung und Einweisune der 
n AOK zugeteilt wurd 4.8. die Auf- 
irtschaftlichen Einhsiten für die betref- 
‚en. Am 25.8. erging die Auseabe des Bo- 
die geétarnte Mobilmachune, wobei als erster Ä-Tag 


lie d’8, Anl. AVIII,1 und Anl. AVIII,2). 


Damit war die MObilmachungsform befohlen, 


schaftliche Mobilmschung die 


Jie seitens des WStb noch am 24.8. erneut ' sprache ge- 

$a E o) en Bedenken egen die rereilte Mobilms nune wurden 
JKW zurückgewiesen, weil seiten Jer Obersten 

Führuns die Auffassune vertreten vurde, daß ein Krieg gegen 


ine Nobilmschune erforderlich mäche und 


andere Form aus politischen Gründe: nicht in Frage 


je eines Auszuges 
les A-Falles an 
j. Anl. XVIII, 
Der Befel | +6, bestimmt ausdrücklich, 


Vesamtheit nicht 
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suszedehnt wird. Wenn auch angeordnet wurde, daß später 
Qurchzuführenäe Kobmaßnahmen durch unplanmäßire Beorderun- 
sen „ Requisitionen und Beschlaena hmen nicht gefährdet 
werden dürfen, so laren in der zeitlichen Trennung der Yo- 
bilmachune doch erhebliche Gefahren. Besonders mußte ies 


für die Wirtschaft zelten, weil die Anordnung für die Wirt- 


t dahin lautete, daß unter weitgehendster Sehonunz der 


sesamtwirtschaft nur die wichtigsten W-Betriebe auf den 
bisherigen Stand erhalten werden und daß nur einzelne 
Rustunesbetriebe schnellstens auf erhöhte Ausbrinrune pe. 
bracht werden sollten. Diese Bestimmunren mußten bei der 
Einstellung der Wirtschaft, die jede unnötize Umstellung 
ablehnte und bei der gunächst eingeschlarenen Proparanda 
dazu führen, daß der planmäßire Ablauf der wirtschaftlichen 
© 
Mobilmachune in Frage eestelilt wurde, 

Die in Jangjährirer Arbeit vorbereiteten Mob-Maßnahmen 
Wi: Wirtschaft wurden hierdurch zum groen Teil hin- 
fällig, Diese Maßnahme sollte sich leider später für den 
Anlauf der küstunesindustrie und der Krierswirtschaft 
störend bemerkbar machen und hat sich während der ersten 
vier Kriersjahre bis zur Srklärune des totalen Krieges im 
Jahre 1943 fühlbar gemacht, Eine ‘rroge Zahl der Maßnahmen, 
die in den Mobvorbereitunsen des WStb enthalten waren und 
durch obige MaBnahme nicht zur Auslösuns gebracht worden 
sind, ist erst in Verlaufe des Jahres 1943 auf Grund der 

ren des Reichsministers für Bewaffnune und Munition 
‚ur Durchführung reKkommen. 


Am 27.8.1939 erfolete die Verordnung iber die Wirtechafte 








H2296-0 161 


schattsamter, der Landesernährunesänter und 
»ftsämter angeoränetwadurch endlich 
die als Mobilmachun?-s- 


. 
est hätte erfolzen müssen, 


Nr. 149 vom 27.8.1939). 


Am 29.8. erging der erste Befehl des WStb an die 


WT zur Regelung aller wirtschaftlichen Maßnahmen, die im 


Rahmen des X-Falles zu treffen sind ( s.Anl. XVIIl,4). 


50.8, brachte einen Führererlaß über die Bildung 


= 


ines Ministerrates für die Reichsverteidizung, wodurch 
Gebiet der Spitzenorgani sation eine Nenordnung 
Der bisnerige Reichsverteidizungsrat wurde in 
Ministerrat für die Reichsverteidigung umgewandelt, 
Leitung der Bearbeitung der Landesverteidizung 
en Händen des OKW in die Händes des liinisterrates für 
die Reichsverteidigung unter dem Vonsitz des Reichsmarschalls 
verlagert wurde. Die Gesch:fte des Minister- 
ür die Reichsverteidigung wurden vom Chef der 
Reichskanzleifipbemommen ( s. Anl. XVIII,5), während bis- 
her der WFSt die Frage federführend bearbeitet hatte, 
Am 4.9. erließ der Vorsitzende des Ministerrates für 
die Reichsverteidigung Anordnungen, die die Aufga'en des 
Chefs des OKW nach der Neureglung der Spitzenorgnnisation 


festlecten. Die Verordnunc, die als Anlage XVIII,6 beige- 


fügt ist, bestätigte dem Chef OKW seine bisher bestehenden 
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Aufgaben auf dem Riistungsgebiet, ‘inte abe isoine Tä ~ 
tigkeit auf allen anderen Gebieten et 8 der früheren 
Tätigkeit als Leiter des Reichsverteidigungsausschusses 
erheblich ein. 

Durch Verordnung vom 1.9.1939 ( Reichsgesetzblatt 
1939 Seite 1535) erfolgte die Bestellung von Reichsvertei- 
digungskommissaren, denen die Steuerung der Verwaltung aller 
zivilen Verwaltungssweige im Bereiche der Wehrkreise sowie 
die Maßnahmen für die zivile Landesverteidigung übertragen 
wurden. 

Hierdurch wurde eine neue Dienststelle im Bereich 
des Wehrkreises geschaffen, die auf den Ablauf der Mobil- 
machung und auf die zu treffenden Maßndhmen für die Lan- 
desverteidigung zunehmend Bedeutung gewinnen sollte. 

Als Fortführung dieser Maßnahme erfolste am 22.9. hei 
den Reichsverteidiguneskommissaren die Bildung von Vertei- 
digungsausschiissen ( Reichsgesetdlatt I Seite 1937 )» die 
den Reichsverteidigungskommissaren als Berater dienen soll- 
ten. Der Wunsch des WStb, in diese Verteidigungsausschiis se 
grundsttzlich den Rüstungsinspekteur zu berufen, wurde 
leider nicht erfüllt. 

Auf dem Rüstungsgebiet hatte sich die Lage im Laufe 
des August wie folct entwickelt: 

Die Oberste Führung verl ngte von Tag zu Tag stärker 

hung der Ausbringung an Waffen, Munition and Gerit, 
eilt auf dem Gebiete der Munition, Hampfwagen und 


ine Steigerung war nur beschränkt möglich, weil 
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tzt war und 
Hilfe von durhegreifenden 
en, die aber die Sesamtwirtschafts- 
daher zunächst nicht gewünscht 
hef OKW erneut die £rhöhung der 
des WStb stellte sich auf den 
sine Erhöhung der Rüstungsfertigung nur durch 
Anlaufen der Riistungsindustrie auf die mob- 
zu erreichen sei, wobei hinsichtlich des Ar- 
und der Rohstoffbewirtschaftune dur chgreifen- 
de Maßnahmen in de esamtwirtschaft notwendig würden, d.h. 
der planmäßige Anlauf der wirtschaftlichen Mob-Vorbereitun- 
gen. Da diese Maßnahme von der Obersten Führung abgelehnt wur- 
de, schlug Chef WStb vor, nur die Fertigungszweige riistungs- 


mäßig zu steigern, die für eine Kampfführung gegen Polen be- 


sonders wichtig waren, wie Munition, Kampfwagen, Flugzeuge und 


einzelne Waffen, die einem hohen Verschleiß unterlagen und 
von denen nur geringe Bestänie vorhanden waran. Voraus- 
Jiese MaSnahme mußte aber sein, daß der abso- 
lute Vorrang des Schiffbauprogramms.der Marine sufgehohen 
und eine klare Weisung fiir die Dringlichkeit herausgegeben 
erhielten daraufhin Weisung, ihre Fabriken 
die diese Engpässe fertigten, auf höhere Le istungen zu 
bringen. Der Vorrang des Schiffbauprogramms wurde zun'chst 
noch nicht aufgehoben. Der Wob-Befehl vom 25.8. brachte 
keine srundlegende Änderung. Es blieb zunächst bei der Wei- 
sung, daß die W.T. nur ihre wichtigsten Fertigungsgebiete 


daR aber die itibri<e 


2086457 
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Jurch diese Ma8nahme möglichst unbehelligt blei- 


` 


gen sollte. Man hoffte anscheinend, daB der Polenkrieg keine 
militärpolitischen Weiterungen ziehen würde und daß man mit 
den getroffenen Maßnahmen der Rüstungsindustrie auskommen 
würde. Nit Ausgabe des X-Befehles forderte der Chef des WStb 
erneut die Inkraftsetzung des F.P. Bin Entschluß wurde zu- 

St nicht gefaßt, nur für die Kriegsmarine wurde am 1.9, 

angeoränet, daß das Friedensprogramm der Kriegsmarine in 
Wegfall kommt und an seine Stelle der Dringlichkeit nach 
treten: 

1.) Reparaturen von in den Werften befindlichen Schiffen, 

2.) Ausriistung und Umbau von 466 Hilfsschiffen, 

3.) Fertigstellung größerer Schiffe, und zwar Schlacht- 
schiffe bie cas Fertigstellung in einem Jahr, Groß- 
kreuzer bis zur Fertigstellung von 3/4 Jahr Dauer, 

4.) Schi ffsneubauprosrann 1t. Fertigunesplan. 

ue. 9. wurde der Chef des WStb wiederum vorstellig wegen 
inkraftsetzung des P.P. und wegen Einstellung einiger großar 
Priedensverhahen, die len Schnagllen Anlaaf dər istang hemm- 
ten bezw. rtvolle Rohstoffe ina iSpruoh nahmen. 

Am 3.9. befahl der Fihrer die vesantuobvilmachung gar 

Wirtschaft und den planmi@Bigen Anlau? des PeP. ler Wahr- 


i 1. 4 + , a, Wat atni : | A ~~ ; 

macnt. Dis misprecheanie % Lsung an Ale Wr. ging wa 

d d ` = u a ”ı — - ~ -o 

Pie OL GtAe Je. LL @ ÄVIII, 

RR 


Damit war zwar die Gasantnobilnachung ler Wirtschaft 


s AA a F .* 
reat P 


angeordnet, ihr misiger Ablauf inlssgan gehen; weil’ 


D J. | R 
on r 4% — we 
oF 201. Tanase Zaren tte wOOLLMaGhuns Jar Wahrmaaht in nahrere 


Tage in Rückstand kam, was eine stärkere Herausziehung von 
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Arbeitskriften aus der Wirtschaft und sonstige unplanmäßige 
Auswirkungen zur Folge hatte. Außerdem enthi 

nung auch die für den Ablauf der Mobilmschung gefährliche 
Einschränkung, daß in der Wirtschaft nur das Dringlichste 
durchgeführt werden sollte. Da zu diesem Vorbehalt in den 
weitesten Kreisen der Bevölkerung noch der Wunschtraun kam, 
ue dem schnell beendigten Polenfeldzug der Krieg bald 
Sein Ende haben würde, kamen alle Mab-Ma3nahmen der Wirtschaft. 


nur langsam in Gang und überall in der Wirtschaft einschl. 


RWiM blieb das Bestreben bestehen, die Friedenserzeugung 


Möglichst weitgehend aufrecht zu erhalten. 

Der Gedanke vom totalen Krieg war den meisten Stellen 
noch fremd, die Propaganda tat nichts; um diese Einstellung 
Zu bekämpfen - im Gegenteil - sie propagierte auch die 
Aussicht auf einen kurzen Krieg und störte dadurch den plan- 


mäßigen Ablauf der wirtschaftlichen Miobilmachung. 
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= t SW chaftlichen 


Maßnahmen von Kriegsbeginn bis zum Ende 
| des Jahres 1939, 
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Die wehr- und riistungswirtscheftlichen Massnahmen von Kriegs- 


besinn bis zum Ende des Jahres 1939. 
—— eS nde Ges Janres 1959. 


Ehe ich den Ablauf der wehr- und rüstungswirtschaftli- 
k Massnahmen des Krieges sçhildere, halte ich es imfn- 
teresse des Wi Rü Amts und der kriegsgeschichtlichen Fest- 
legung der Tatsachen für geboten, einen Punkt zu behandeln, 
der im Laufe des Krieges mehrfach zur Sprache gekommen ist 
und später auch einen Einfluss auf die Organisation der 
Wehrwirtschaft genommen hat. 

Die Arbeit und Tätigkeit des Wi Rü Amtes hat vor dem 
Kriege und in den ersten Kriegsmonaten allerorts höchste An- 
erkennung gefunden, ganz besonders beim Reichsmarschall 
Görin 8 - Auchspäter haben die Minister a Mo Br u - 


und Speer bei ihrem Amtsantritt die grossen Verdien- 


ste des Wi Rü Amtes besonders ansrkannt, wie es aus ihren an 


späteren Stellen aufgeführten Reden hervorgeht. Der Reichs- 
marschall bezeichnete die wehrwirtschaftlichen Vorbereitun- 
gen für den Russlandkrieg für mustergültig. Im Verlauf Ges. 
Krieges deutete jedoch Feldmarschall K e itel dem Chef ” 
des Wi Rü Amtes hin und wieder an, dass man im Hauptquartier 
der Auffassung sei, die allzu sachliche Einstellung des Wi 
Ru Amtes zu verschiedenen Fragen der Rüstung und in Sonder- 
heit die Auffassung Uber die materielle Uberlegenheit unse- 
rer Feinde habe auch auf die Wirtschaft abgefärbt. Die In- 
dustrie müsse durch das Wi RU Amt mit mehrfOptimismus er- 
füllt werden.- 


J 


j A 
REO oL 
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Dieser Vorwurf traf das Wi Rii Amt und insbesondere 
Seinen Chef tief, da er fiir sich in Anspruch nahm, gerade 
die Wirtschaft zu hichster Kraftentfaltung und Leistung. 
erzogen zu haben. Infolgedessen sei zu diesem Punkt noch- 
mals Stellung genommens 

Nachdem durch die taikräftige und grosszügige Propazan- 
datäti;keit des WStb die Industrie erst wieder zu einer 
wehrhaften Einstellung erzogen worden war und nachdem der 
wehrwirtschaftliche Gedünke durch die emsige Arbeit des 
WStb allen Stellen der Wehrmacht, der Wirtschaft und der 
Zivilbehörden eingehännert worden war, ist gerade vom WStd 
die Industrie immer wieder auf die Notwendigksit einer posi- 


tiven Mitarbeit in der Landesverteidisung hingewiesen wor- 


den. Der Chef ds Wi Rü Amtes hielt es aber für seine Pflicht 
i} 


in seinen Vorträgen im Laufe der Aufrüstung auf die Lücken 
hinzuweisen, die sich auf wehrwirtschaftlichem Gebiet und 
auf dem Rüstungsgebiet zeigten, weil er es als eins seiner 
Aufgaben ansan, möglichst schnell eine Sschliessung der 
Lücken zu erreichen. Der Chef des Wi Rü Amtes hat dabei 
allerdings immer den Standpunkt vertreten, dass man bei den 
wirtschaftlichen Kriegsvorbereitunsen immer den ungünstig- 
sten Fall — den langen Krieg - vorausetzen muss und daher 
alle Vorbereitungen auf wehrwirtschaftlichem und rüstungs- 
wirtschaftlichem Gebiet auf einen langen Krieg abgestellt 
sein müssen, Ä | 

Der Chef des Wi Ru Amtes hat weiterhin darauf hinge- 
wiesen, dass man nicht immer nur an die Breite der Rüstung 
denken darf, sondern dass die Tiefe der Rüstung, besonders 
für einen langen Krieg, eine zenau so grosse Bedeutünz ha- 


a 
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be. Weiterhin hat er oft auf die Gefahren eines Wirtschafts- 
krieges verwiesen und dabei betont, dass man sich bei den 
Sriegsvorbereitungen nicht allein auf eine autarke Kriegs- 
führung einstellen sollte, sondern dass man im Frieden die 
Leistungen der deutschen Wirtschaft ausniitzen müsse, um im 
Welthandel die Rohstoffe einzuhandeln, die in Deutschland 
nicht vorhanden sind und bevorratet werden müssen. 

Er hat es auch im Frieden schon für seine Pflicht ge- 
halten, ein klares Bild zu geben über die Wehr- und Wirt- 
scha'tskraft der befreundeten Länder und der voraussicht- 
lichen Feindländer, worauf es ihm dabei ankam zu zeigen, was 
man von den befreundeten Ländern erwarten dürfe und welche 
Gefahr in der Wirtschaftskroft Enzlands, Amerikas und Russ- 
lands liegt.Hier klare Verhältnisse zu schaffen, war be- 
sonders wich‘ig, weil von zahlreichen Stellen die Wehr- und 
Wirtschaftskraft dieser Staaten, in Sonderheit Russlands 
und Amerikas, unterschätzt wurde. Für den Wehrwirtschaftssta 
kam es darauf an, die Tatsachen klarzulegen, wie die Füh- 
rung sie verwandte, war ihre Sache. 

In Auswertung dieser Unterlagen und zur Fortbildung 
der Offiziere der Wehrwirtschaftsorganisation wurden in den 
Jahren vor dem Krie:se wirtschaftliche Gencralstabsreisen 
und Planspiele abgehalten, in denen die durch die Arbeit 
gewonnenen Unterlagen untersucht und geklärt wurden. Dass 
dabei nicht die optimistischen Lagen, sondern schwierige 
Situationen angenommen warden, war zur Erreichung des 


Zweckes selbstverstindlich. 


Wenn von anderer Seite an den Führer über die Tätig- 


keit des WStb andere Nachrichten herangebracht worden sind, 


i "=a 
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beruhten diese auf falschen Unterlagen. 

Mit Ausbruch des Krieges hat sich das Wehrwirtschafts- 
und Rüstungsamt dann bewusst voll auf die höchsten Forderun- 
gen des Krieges umgestellt und vom ersten Tage an auf dem 
wehrwirtschaftlichen und rüstungswirtschaftlichen Gebiet 
eine erheblich schärfere wirtschaftliche Kriegführung ge- 


fordert, als sie zunächst zur Durchführung kam. Alle die 


— die im Jahre 1943 zur Durchführung des totalen 


Krieges tropfenweise getroffen worden sind, sind vom Wi Rü 
Ant zu Beginn des Krieges, erneut zumahreswende 1939/40 
und mit besonderem Nachäruck vor Beginn des Russlands-Fela- 
zuges gefordert worden. Sie kamen nicht zur Durchführung, 
weil sie anscheinend dem Führer gar nicht vorgelegt worden 
sind. Leider ist dem Chefes WStb während des Krieges ver- 
sagt geblieben, diese Forderung persünlich beim Führer zu 
vertreten. Es wäre bei Klarlegung der Lage dann sicher man- 
ches zur Durchführung gekommen, was unterblieben ist. In 
@ zelnen Zeitabschnitten wird an Hand der Aktennotizen 
nachgewiesen werden, dass währenä der ersten drei Kriegs jah- 
re das Wi Rü Amt stets der treibende und fordernde Teil ge- 
wesen ist und stets den Standpunkt vertreten hat, dass nur 
durch scharfe uni ganze Massnahmen auf dem Wirtschaftsge- 
biet.der Sieg an unsere Fahnen geheftet werden kann. Diese 
scharfen Massnahmen waren jedoch - nach Äusserung des R.Wi, 
Min, Funk - in.den Jahren 1939 = 1942 für die Partei 
aus psycholozischen Gründen nicht tragbar. | 
Allerdings hat es das Wi Rü Amt immer für erforderlich 


gehalten, klare sachliche Lagebilder und Beurteilungen über 


—_ 
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die feindliche küstungslage zu geben, die manchmal mit der 
Beurteilung anderer Stellen nicht übereinstimmten, die aber 
im Laufe des Krieges sich als richtig erwiesen haben. Diese 
Beurteilungen wurden allein der Führung vorgelegt und sind 


anderen Stellen nie zugänglich geworden. Der Chef des Wi 


E hätte es für eine grobe Pflichtverletzung angesehen, 


wenn er diese durch eingehende Unterlagen unterbauten Beur- 
teilungen der wirtschaftlichen Feindlage nicht oder in ge- 
schminktem Zustande der Führung vorgelegt hätte. 

50 ist festzustellen, dass der WStb und später das 
Wi RU Amt vor dem Krieze und im Kriege ihre ganze Kraft ein- 
gesetzt haben, um der Landesverteidigung nach bestem Wissen 
und Können zu dienen und dass es ihr Ziel gewesen ist, der 
Obersten Führung die Unterlagen zu schaffen, die für die Er- 
ringung des Sieges erforderlich waren. Der WStb bzw. das 
Ru Amt ist stets erfüllt gewesen von dem Gedanken, dass 
der Krieg gewonnen werden kann und muss und hat diese feste 
Slegeszuversicht auch stets vertreten, 

Das Offiziers-Korps des Wi Rü Amtes sowie die Offizie- 
re, Beamten und Angestellten der Aussenorganisationen sind 
laufend in diesem Sinne erzogen und besonders in ernsten Mo- 
menten ermahnt worden, übsrall diese positive tinstellung 
zur Kriegführung zu vertreten und über alle Unterlagen, die 
geeignet waren, Zweifel zu erregen, Stillschweizen zh bewah- 
ren. Chef- und Offi zierkorps der Wehrwirtschaftsorzanisation 
nehmen für sich in Anspruch ihren vollen Anteil zur Errei- 


Chung des Sieges geleistet zu haben. 
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zanisation und Wehrwirtschaft. 


Nachdem beim Einmarsch in Österreich und im Sudetenland 
die mobilmachungsmässig bei den AOK's vorgesehene Einrich- 


tung von Verbinäungsoffizieren (VO) des OKW (Wi Rü Amt) nur 


j geringes Tätigkeitsfeld gefunden hatte, fand beim Feld- 


zug gegen Polen die VO-Organisation erstmalig einen grössere 
Einsatz. 

Wie die Kampftruppen, war auch die VO-Organisation ge- 
tarnt als "Herbstübung 1939" aufgestellt und in die Auf- 
marschräume im Grenzgebiet abtransportiert worden. 


Bei Ausbruch der Mobilmachung standen bereits 


Major Weber bei AOK 3 in Mohrungen/Ostpreussen, 
Obstlt. Gutscher bei AOK 4 in Jastrow/Pommern, 


Obstlt. Dr.Frhr.v. Schrötter bei AOK 8in 


Breslau, 
Obstlt. Dr. Petri bei AOR 10 in Oppeln, 


Oberst Nagel bei AOK 14 in Neutitschein/Mähren. 


Den VO's wurden techn. Wehrwirtschaftseinheiten und Er- 
kundungstrupps zugeteilt. 

Die besondere Art der Kriegführung —— Polen, die 
schnelle Überrennung der Feinäkräfte und die blitzartige 
Besetzung des polnischen Gebiets brachte für die VO-Organi- 

sation von Anfang an erhebliche und wichtige Aufgaben, Zu- 
nächst kam es darauf an, dafür Sorge zu tra; ‘en, dass in den 
polnischen Grenzgebieten, vor allem in Ostoberschlesien, 


Gie dort befindliche umfangreiche Industrie durch die Kämpfe 


um MESET: 








gr H2296-0173 

möglichst nicht zerschlagen, sondern schnell in unseren Be- 
| sitz genommen wurde. Im weiteren Verlauf der Kämpfe war es 
besonders im Raum un Warschau, Tchenstochau und Radom wich- 
tig, möglichst die Betriebe vor der Zerstörung zu retten, 
die eine ausschlaggebende Hilfe für die deutsche Kriegsma- 
Schine darstellten, Da ausserdem der Pole stark mitZerstö- 
Tunzsmassnahmen in den Versorgungsbetrieben arbeitete, hat- 
ten die VO-s in hohem Umfange Gelegenheit, die technischen 
Einheiten für Instandsetzungsaufgaben einzusetzen, die sich 
Wandra im Raume von Warschau grosse Verdienste erwarben. 
Ihre hervorragende Arbeit wurde von den Truppenführern in 
hohem Masse anerkannt. Eine wichtige Aufgabe der VO's war 
auch die Beeinflussung der Truppe in der Richtung einer 
— Behandlung der vorgefundenen Vorräte und Beute, 
da sich allerorts zeigte, dass der Nasse der Truppen die 
Notwendigkeit einer sparsamen und sorgfältigen Bewirtschäf- 
tung unserer Agrar- unä Rohstoffbestände nicht bekanntwar, 

Die VO's fanden leider in dieser Richtung auch bei 
vielen Truppenftihrern zunächst wenig Verstindnis. 


Wie sich die Tätigkeit der wehrwirtschaftlichen Orga- 


Misation ausgewirkt hat, möge ein Auszug aus einem Bericht 


aus jenen Tagen zeigen: 


" Das Wi Ri Amt stellte im Mob-Fall Verbindung 


> 


soffiziere zu 
- den Heeresgruppen und AOK's, die die Aufgabe hatten, 
die betreffenden Befehlshaber in ihren Entschlüssen und 
in Sonderheit bei der Besetzung von Feindgebieten wehr- 
wirtschaftlich zu beraten.- Ausserdem wurden mobilmachung s 


massig wehrwirtschaftliche Einheiten - sogenannte Techn, 
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Kommandos -~ aufgestellt, die der kämpfenden Truppe 

dicht auffolgen und durch schnelle Wiederinstandsetzung 
und Inbetriebnahme der Versorgungsbetriebe und Sicher- 
stellung von Nachschubeinrichtungen, Betriebsstoffen 

usw. der kämpfenden Truppe schnell Unterstützung gewäh- 
ren sollten, die darüber hinaus aber auch eine Wieder- 
ingangbringung der Wirtschaft im Feindesland vorzube- 
reiten hatten. 

Endlich wurde für den Mob-Fall die Aufstellung wirt- 
schaftlicher Erkundungs- und Erfassungstrupss, bestehend 
aus Fachleuten, vorgesehen, deren Hauptaufgabe es war, 
vorhandene Rohstoffbestände zu erkunden, diese der Ver- 
nichtung zu entziehen und abzutransportieren. 

Ich kann feststellen, dass diese Organisation sich auf 
das Beste bewährt und die volle Anerkennung der kämpfen- 
den Truppe gefunden hat. Wenige Beispiele mögen Ihnen die 
Aufgaben erläutern: 

Im Polenfeldzug rückten die wehrwirtschaftlichen Ein- 
heiten mit den kämpfenden Truppen in Kempen, Schildberg, — 
Ostrowo uhdvielen anderen Städten ein und brachten noch 
am selben Tage für die dort bleibende Truppe die gestüör- 
ten Versorgungsbetriebe wieder in Ordnung. Bin Techni- 
sches Kommando besetzte als ets EEE Truppen- 
körper Litzmannstadt und sorgte durch Ingangsetzung des 
Schwer beschädigten Elektrizitätswerkes für Wiederinbe- 
triebnahme des gesamten Uberlandmetzes und sicherte damit 
auch die Ingangsetzung der Wasserversorgung, die für die 
Truppenversorgung und für die Feldlazarette von besonde- 
rer Bedeutung wars 
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Ein besonderes Ruhmesblatt haben sich die wehrwirtschaft- 
lichen Einheiten erworben, die die stark.beschädigten 
Versorgungsbetriebe von Warschau in einer.nicht für mög- 
lich gehaltenen kurzen Zeit von wenigen Tagen wieder in 
Gang gevbacht haben’ Ich darf daran erinnern, dass bei 
den Übergabeverhandlungen von Warschau der polnische Kon- 
mandant darauf hinsewiesen hat, dass die schnelle Kapitu- 
lation vor allem äurch die unerträgliche Wasserknappheit 
verursacht worden sei. Bei dem unglaublichen Zustand der 
Versorgungsbetriebe stand man einer riesenhaften Aufgabe 
gegenüber. Nicht nur die Werke selbst, sondern auch die 
Vertetisini nriphtunced, also Kabelnetze und Rohrleitungen 
waren völlig unbrauchbar. Beim Bau derSchützengräben, 
Strassensperren und Tankfallen war manches Rohr und Ka- 
bel der Spitzhacke zum Opfer gefallen, Wasser war nur noh 
aus den völlig unzureichenden artesischen Brunnen zu er- 
halten, Keine Fäkalien, keine Abwässer wurden mehr weg- 
gespült, Mit der vorgehenden Truppe war ein Technisches 
Kommando vorgerückt und nahm zunächst das etwa 15 km 
südwestlich Warschau gelegene Dampfkraftwerk Pruszkow in 
Betrieb. Bereits innerhalb des Gefechtsgebietes vor War- 
schau waren vorausschauend Vorbereitungen getroffen wor- 
den, um did Stadt schnellstens mit Notstrom versorgen 

zu können. Nachdem das Fort Bema in unserer Hand war, 
wurde dort die nach Modlin führende Hochspannungslei tung 
abge trenak una damit die Stromversorgung der noch im Be- 
sitze der Polen befindlichen Festung Modlin lahmgelegt. 


J 
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Noch vor dem Einmarsch der X. Division in Warschau wurden 


am 1.10.39 durch wehrwirtschaftliche Einheiten die lebens- 
wichtigen städtischen Betriebe besetzt und die die Werke 
besetzt haltenden polnischen Milit&rposten entwaffnet. 

Es konnte Licht und Wasser zunächst für die besetzenden 
Truppen und dann für die Bevölkerung von 1 1/2 Millionen 
gesichert werden. | 

Ähnliche Beispiele könnte ich aus Oberschlesien anführen, 
wo in grossem Umfang Gruben vor dem Ersaufen gerettet wur 
den, oder in Galizien, wo die Erdölförderung und die Erd- 
gasgewinnung in kürzester Zeit wieder in Gang gebracht 


i 
wurden." N] 


Mit der Besetzung Polens wırde sofort zur Errichtung 
einer Wehrwirtschafts- und Rüstungsorganisation in Polen 
geschritten, um die polnischen Betriebe und Vorräte in die 
deutsche Rüstung einzufügen und um das besetzte Gebiet wehr- 
wirtschaftlich nei tubtechend auszunutzen, 

‘ Es wurden eingerichtet: 
a) für die Übernahme der ehem.deutschen Gebietes 


am 14.9. eine W Wi Stelle in Danzig, die am 1.11.39 
| in die Rü In XX umgewandelt wurde, 


am 11.9. eine W Wi Stelle Gleiwitz mit einem vorgescho- 
benen Arbeitsstab in Kattowitz, die das zesamte 
Oberschlesische-Mährisch Ostrauer Gebiet über- 
nahm, während das Olsa-Gebiet zur W Wi Stelle 
Troppau geschlagen wurde; 


die W Wi Stelle Posen, die später zur Rü In um- 
gewandeit wurde, 


N: 
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b) Für die Übernahme der polnischen Gebietes” 


eine W Wi Stelle Krakau, die an 28.11. bereits nach Ra- 
dom verlegt wurde (Am 1.3.40 wurde dafür ein neues Rü 
Kdo. Krakau aufgestellt). 


am 3.10.39 eine W Wi Stelle Lodz, 

am 4.11.39 eine W Wi Stelle Warschau und endlich 

am 25.9. die Wehrwirtschaftsinspektion Oberost, die 
zunächst in Lodz ihren Standort nehm, aber am 31.10. nach 
Krakau verlegt wurde. 

Am 5.12. wurde mit@em Befehl OKW W Stb/Rü Ia Nr. 
6943/39 die enägültige Organisation geschaffen. Sie umfasste 
für die polnischen Gebiete die Rü In Oberost, die Rü Käos 
Warschau, Radom und Krakau miteinigen Aussenstellen und = 
dustriebeauftragten. 

Einzelheiten über Einrichtung und Tätigkeit dieser 
Dienststellen siehe Bearbeitung des Rittm. Vare Ian 
und Geschichte des. Gen.Gouvernement, 

Zum Inspekteur der Rii In Oberost, die Mitte 1940 in 
Rü In Generalgouvernement unbenannt wurde, wurde am 29,9, 
Oberst Nagel ernannt.Am 11.11.1939 wurde Oberst 
Nagel für andere Aufgaben abberufen und für ihn General 
leutnant Barckhausen zum Inspekteur ernannt, 
| Die Rüstungsorganisation traf in Polen auf eine über 
Erwarten gut eingerichtete, teilweise noch im Aufbau befind- 
liche Industkie, die für die deutsche Rüs tungswirtschaft 
eine sehr bedeutende Unterstützung darstellte. Die: Weisungen. 
für die Ausnutzung der polnischen Wirtschaft, die von der | 
Obersten Führung gegeben wurden, änderten sich im Laufe der 
Entwicklung grundlegend. Wahrend ‘zunächst angeordne twurde, 


Roose ; 
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dass die ehemals deutschen Teile sofort in Betrieb zu neh- 


men seien, während im übrigen Polen alles bis zum letzten. 
auszuschlachten und abautransportieren sei, wurde später 
auf mehrfaches . Intervenieren. des Wi RU Amtes angeoränet, 
dass die brauchbaren'und modernen Betriebe doch für die 
deutsche Rüstung in Gebrauch zu nehmen seien. Erst später 
bekannt man sich zu dem vom Wi Rü Amt vertretenen Stand-. 
punkt, dass es zweckmässig sei, die polnische Rüstungsin- 
dustrie schon wegen seiner luftschutzmässig,günstigen Lage 
wieder voll in Gans zu bringen und = soweit Arbeitskräfte 
vorhanden sind - noch auszubauen. 

Das Wi Rü Amt stand in dieser Beziehung stark im 
Kampf mit dem deneralkeuvernenr, der in seinen Massnahmen 
zunächst auf Polen wieder befriedende Richtlinien hin- 
steuertä oh Polen als selbs tiindiges und abgeschlossenes 
Wirtschaftsgebi let ansah, während danii Rü Amt einzig und 
allein die\Stärkung des deutschen ren MDO MA gree im Auge 
haben müsste, 

Die polnische Industrie, der deutsche Industrie-Beauf- 
tragte zugetei lt wurden (Dienstanweisung s.Anl. XIX, 1), 
brachte aber -ehr bald besonders. für Heer und Luftwaffe 
allmählich eine erfreuliche Produktionssteigerung, sodass -= 
nachdem’ noch weitere Ausbauten erfolctwaren - das General- 
gouvernement als wichtigs tes Riis tuncsze biet bezeichnet 
werden konnte.. Bin ‘besonders schwieriges Problem war von An- 


| | 
Pane an die ernährungen! ssige KIEBOTZUNG der polnischen In- 


dustrie. 
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Alle Einzelheiten über Aufbau und Tätigkeit der Wehr- 


wirtschafts- und Rüstungsorganisation in Polen und über Aus- 


nutzung der polnischen Wirtschaft sind zu ersehen; 


a) aus der eingehenden Bearbeitung des Rittm. Varain 
"Deutsche Rüstungswirtschaft in Polen 1939/40" und 


b) aus der Geschichte der RU In Generalgouvernement. 
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Wehrwirtschaftliche Verhandl en mit den befreundeten und 


neutralen Staaten und Kriegslieferungen an diese, 


Schon in der Aufriistungszeit bedeutete dieMitarbeit an 
der Belieferung der Auslandsstaaten mit Kriegsgerät und son- 
stigen wehrwirtschaftlich wichtigen Pradukten ein wichtiges 
Arbeitsgebiet des WSth. Während vor dem Umbruch Russland an 
vorderster Stelle der Abnehmer gestanden hatte, waren seit 
1933 die Hauptlieferungen an Ungarn, Italien, Jugoslawien, 
Bulgarien, Schweden, China und während des spanischen Bürger- 
krieges an die Regierung Franco erfolgt. Bei Kriegeberinn 
standen 3 Länder im Vordergrund des Interesses: Italien, 
Sowjet-Russland, Runänien.X 

Auf Grund der Besucht den Führers und der Chefs der WT 
in Italien stellten die Italiener zunächst Forderungen über 
Grossadmiral Raeder auf Schiffbaustahl, Minenleger 
und bestimmte U-Boot-Teile, über General Mi l ch auf 
200 Battr. 8,8 Flak, während die italienischen Heeresforde- ` 
rungen erst Ende 1939 anlässig des Besuchs einer italieniscien 
Generalskommission eingingsen. Die Lieferungen kamen jedoch 
zunächst nur sehr langsam in Gang, 

Mit Russland wurden ab Oktober 1939 Besprechungen einge- 
leitet, die einen grosszügigen Austausch von Lebensmitteln 
und Rohstoffen gegen Indus trieerzeugnisse, Schiffe, Waffen 
und Lizenzen aller Art zum Ziel hatten, Russland wollte 


liefern: 


1 Mio. t Getreide 
1/2 " " Weizen | | 
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Baumwolle, Holz, Phosphate, Flachs, Manganerze, 
Platin und Sojabohnen im Transit. 


Gesamtwert: 6 — 700 Mio. Reichsmark. 
Deutschland sollte dagegen liefern: 


Maschinen aller Art, Schiffe, Schiffsausrüstungen, 
Waffen, Lizenzen besonders für kriegswichtige in- 
dustrielle Verfahren. 


Da die deutschen Lieferungen möglichst schnell erfolgen soll- 
ten, belasteten sie erneut die deutsche Kriegswirtschaft und 
..e8 bedurfte intensiver Arbeit des Wi Rü Amtes, der Waffen- 
ämter und des Beauftragten für die Werkzeugmaschinenproduk- 
tion, um diese Wünsche in die deutschen Programme einzu- 
gliedern, 

Im November erschien zur Förderung des Geschäftes und 
zur Besichtigung der deutschen Gegenlieferungen eine russi- 
sche Offizierskommission, die auf Weisung”der Reichsregie- 
rung einen Einblick in die deutsche Rüstungsindustrie er- 
hielt. Am 4.9. wurde ein Ausschuss zur Durchführung des 
Russlandgeschäftes eingesetzt, zu dem neben dem Botschafter 
Ritter, die Staatssekretire Landfried und | 
Neumann , sowie General Thomas traten. Über 
den Ausgang dieses Geschäftes wird später berichtet. 

Dazu traten erhebliche Forderungen der jugoslavischen 
Wehrmacht an Paks, Flaks und Flugzeugen und der bulgari- 
schen an Kriegsserät aller Art. 

Auf die Entwicklung des Kriegszgerätezgeschäftes mit Ru- 
mänien wird später eingegangen, ebenso auf die Lieferungen 


an Finniend und Italien. 
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B. 


Rüs tungswirtschaft. 


eteilten und nicht öffentlichen Mobil- 


Nenn auch die wirtschaftliche Mobilmachung für den Aus- 
senstehenden einen einigermassen glatten Verlauf nahm, so 
zeigten sich schon in den ersten Tagen und in zunehmenden 
Masse in den nächsten Wochen die Folren der ge teilter 
nicht öffentlichen Mobilmachung. Die vom W Stb und GBW sei- 
nerzeit gegen diese Mobilmachungsform geäusserten Bedenken 
fanden ihre volle Bestätigung, 

Durch die im Falle Österreich, Sudetenland una Tsche- 
chei gemschten Erfahrungen bestand auch in den Mo bilma- 
chungstagen des September bei den Zivilbehirden, in der 
Wirtschaft und im ganzen Volke der Eindruck oder zumindest 
die Hoffnung, dass auch diese Mobilmachung nur eine Sicher 
heitsmassnahme sei und dass zum wenigsten der Krieg auf 
eine schnelle Operation gegen Polen und auf eine kurze 
Zeit beschränkt werden würde. Gefördert Arie diese Ein- 
stellung durch eine entsprechende Propaganda unä dureh die 
Tatsache, ass bei der Wirtschaft die vorbereiteten Kalen- 
derarbeiten nur zum Teil suscelist wurden, sodass der Ein- 
druck einer Gessmtmobilmschung von Staat, Volk und Wirt- 


schaft nicht bestand, So kam es, dass die mit der Nirt- 


schaft befassten Zivilbehördei die Mobilmachang in 


Disie als eine Angelegenheit der Wehrmacht betrachteten, 


und dass sie in ihrer Masse in ihrer inneren Einstellung 


= 
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auf Friedensbetriebe blieben, Wie Sich die als politische 
Pubrungsmassnahme Sicherlich richtige geteilte Mobilmachung 
ausgewirkt hatte, zeigt sich z.B. darin, dass der GBW in 
Seiner grundlegenden Verordnung vom 5.9. — also nach Beginn 
der Peindselickeiten = bekanntgab, dass die Worte "Mobil- 
machung und Krieg" in den amtlichen Verlautbarungen nicht 
erscheinen durften. Wenn diese Massnahme Sicherlich auch 
politische Gründe hatte, so wurde Sie in der Wirtschaft 

i en gedeutet und führte zu halben Massnahmen, Auch 
die Verordnunanies GBW trugen völlig den Stempel der Halb- 
heit., Da schon ein Grossteil der GBW-Firmen mobilmachungs- 
zässig noch garnicht vorbereitet und infolgedessen personell 
nicht gesichert war, mussten Veroränungen, die keine schar. 
fen Weisungen darstellten, sondern Ausfliichte zuliessen, bei 
der Wirtschaft Verwirrung hervorrufen. So führte die Ver- 
Ordnung, dass kriegsunwichtige Produktion nur einzustellen 
ist, wenn es unbedingt notwendig sei und dass Stillegungen 
von unwichtisen Betrieben nicht ausdrücklich verfügt werden 


sollten, in der Wirtschaft zu einer völlig negativen Haltung 


— den Mobilmachungsmassnahnen. Da ausserdem die Er- 


zeugungspläne des Wirtschaftsministeriuns, soweit sie tiber~ 
haupt schon bestanden, nur in beschränkten Umfange in Kraft 
gesetzt wurden, blieb die Masse der deutschen Industrje 
in der ihr erwünschten Friedensproduktion., | 

Die Folgen fiir die Riistung mussten naturgenäss höchst 
störend sein, Der Wehrmacht wurden durch diese Massnahmen 
die Grundlasen für einen schnellen Anlauf des F.P, entzogen. 


Die Facharbeiter trafen nicht ein, weil das R.Wi.M. die mob- 


nem 
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mässigen Stillegungen nicht ausgesprochen hatte. Die fehlen- 
den Maschinen wurden seitens der eigentlich stillzulegenden 
Werke nicht bereitgestellt, weil die Werke in ihrer Friedens- 
fertigung weiterarbeiteten. Die Rohstoffe standen in dem not 
wendigen Umfange nicht zur Verfügung, weil die Verfügung 22 
des Beauftragten für Stahl und Bisen, die die Verarbeitung 
des Eisens nur für kriegswichtize Aufträge vorschrieb, sei- 
tens des Reichswirtschaftsministers wieder zelockert wurde, 
Die Einsparung von Kohle und Strom konnte nicht erfolgen, 
weil die Stillegungen nicht stattfanden. Wenn auch die eigent 
lichen Rüstungsbetriebe, die ja schon seit Monaten auf vol- 
len Touren liefen, hieräurch zunächst keine direkten Stö- 
rungen erlitten, so zeigten sich doch sehr bald bei den per- 
sonell nicht gesicherten oder nicht zum Anlauf gebrachten 
Unterlieferungsfirmen erhebliche Lücken, Bei diesenfirmen 
strömten die jungen Kräfte zur Truppe, der Ersatz für sie 
blieb aus, Wie verworren die Lage wurde, zeizte sich darin, 
dass der Reichsarbeitsminister und der Reichswirtschaftsmi- 
nister erhebliche Bedenken anmeldeten wegen sintretender Ar- 
ve Losigkeit und daher die für den Nobfall geplante Kon- 
zentration der Aufträge bei den leistungsfähigen Firmen 
aufhob und zur Streuung der Aufträge überging, wie wie der 
Friedensbetrieb vorgesehen hatte, 


Wenn später erhebliche Klage über den mangeln den An- 


lauf des F.P., in Sonderheit des Munitions-Programmes erho- 


ben wurde, und wenn sich bald die Kämpfe zwischen Front und 
Heimat um den Facharbeiter entwickelten, und wenn man dann 


sehr schnell dazu überging, den Facharbeiter der Front nach 
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der Heimat zurückzubeordern, so hat dies alles seinen Grund 
Räderwerk der wirtschaftlichen 
Mobilmachune nicht ze löst wurde und man eigentlich zu 
einer improvisiert wi Ä seschrit- 
ten ist, Wie lange und wie stark sich diese Massnahme aus- 
gewirkt het, wird in späteren Zeitabschnitten dargestellt 


werden, Ob diese Massnahme politisch erforderlichwar, kann 


T u nicht beurteilt werden. Sicherlich hat auch sie 


einen bestimmten Zweck erfüllt, Für den Anlauf der Wirt- 


schaft wer die Nassnahme höchst nachteilig. 
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Pertizunes— 


Nachdem in den ersten ilobilmachunssiagen aut Grund der 
im Vorabschnitt besprochenen Weisunr den WI völlige Freiheit 
über den Anlauf. oder Qie Ransoränung ihrer Fertigungsprorram 
me überlassen worden wer, wurde am 7.9. die erste Weisung 
des Führers über die Dringlichkeiteranrordnung Ger Ferti- 


gubesprogramme erlassen, Diese bestimmte: 


1) "Die vorärinzliche Aufgabe der deutschen Wirtschaft ist 
die Versorgung der kimpfenden Wehrmacht mit der notwen- 
digen Munition und den dem Verschleiss am meisten ausge- 
Setzten wichtigen Waffen una Geräteteilen. Die WT haben 
daher diese Aufgabe an die Spitze ihrer Fertigung zu 
Stellen, alles nicht Gringen erforderliche Gerät dee 
Fertizungsplanes muss zunächst zurücksestellt werden, 


Neben den wichtigsten Aufgaben des Pertigungsplanes laufen 


folgende Programme mit nachstehender Dringlichkeitsfolge; 


2) Ju 88-Programm 

3) Ausbau der. Munitions- und Sprengstoffbasis, 

4) Umstellung der Sparstoffe au? Austauschstoffe, 

5) Ausbau des Treibstoff-Programns, 

6) Ausbau der Festungsflughäfen in einfacher Forn, 

7) Durchführung des allerwichtigsten Reichsbahn-Procranns 
gemäss Forderung der Wehrmacht, 

8) Ausbau der Buna-und Kanpfmittelstoffbasis, 

9) Fortführung der Westwallarbeiten, 

10) Iuftschutzbauten. 


Wenn auch die WT angewiesen wurden, sich Zunächst den 
dringlichsten Auteaben guzuwenden und wenn auch die Bauvor- 


haben, die nicht zur Erfüllung dieser Programme dienten, 


stillgelegt oder einreschränkt werden sollten, so brachte 
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dieser Befehl im Rahmen der gesamten Kriegsauftragsgestal- 
tung nicht die eindeutige und klare Entscheidung über die 
"Schwerpunkthildung, die bei der Fülle der Programme und bei 
der Überbeschäftigung der Wirtschaft erwünscht gewesen wäre 
Im Gegenteil, die Masse der Prograiie lief weiter und neue 
wurden darauf gepfropft. j 

Der Verlauf des polnischen Krieges führte sehr schnell 
dazu, dass diese Rangordnung der Programmgestaltung eine 
Änderung erfuhr. Bereits am 4.10. wurden nach den Weisungen 
des Führers folgende Aufgaben in die erste Dringlichkeits- 
stufe der Fertigung gesetzt. 


Beim Heer; 


Die Aufrechterhaltung der Fertigung von Waffen, 
das Munitionsprogramm, die Ausstattung der 


Schnellen Truppen, 
bei der Kriessmarine;s 


die Durchführung des U-Boot-Programms und die Fer 
tigatellung der im Jahre 1940 verwendungsfähig 
werdenden Schiffe, 


bei der Luftwaffe: 
das Ju-88-Programm, die Verbesserung der Bomben- 
ausrüstung und das notwendige Flakprocramm. 
Diese Aufgaben sollen dabei in gleicher Dringlichkeit vor 


allen anderen Aufgaben der Wehrmachtteile stehen. 


Bereits am 10.10. wurde auf Grund des starken Ausfalls 
an Fahrzeugen der Schnellen Truppen ein Befehl des Führers 
herausgegeben, demzufolge vor allen anderen Programmen der 
WT die Wiederinstandsetzune der Schnellen Truppen durchzu- 


führen war, und zwar innerhalb von 4 - 6 Wochen, 
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Mitte November 1939 fand die Rangoränung der Aufgaben 


eine erneute Änderung, indem der Führer die Forderung auf 
schnellste Durohftihrung eines erhöhten Munitions- und Minen- 
programms stellte, das nunmehr den Vorrang gegenüber allen 
anderen Fertigungsprogrammen erhielt, Da die Forderungen 
des Führers, die bisher vom Heereswaffenamt festgestellten 
Möglichkeiten weit übertrafen, mussten Luftwaffe und Kriegs- 
marine dem Heer Munitionsfertigungs-Kapazitäten zur Verfü- 
gung stellen, was natürlich eine Störung des Marine- und 
Bag? twat tenprogramme darstellte, Auf die Einzelheiten dieses 
Programmes wird später eingegangen. Bis zum Jahresschluss 
blieb das Munitionsprogramm in der Dringlichkeit an der 
Spitze aller Massnahmen, wobei besonders die Fertigung der 
schweren Munition bevorzugt wurde. 

Dazu kam die Anordnung, eine schnelle Erweiterung des 
auf der Donau vorhandenen Schifftransportraumes durchzuftih- 
ren, der für die Mineralöl-Transporte erforderlich wurde, 
sodass die Ziffer 5) der Dringlichkeitsrangordnung vom 7.9. 
noch auf ein Donau-Schiffbau-Prosramm erweitert wurde. 

Dieser starke Wechsel der Programme und die Tatsache, 

% dass die Masse der Friedensprogramme in Sonderheit die Bau- 
programme weiterliefen, veranlasste den W Stb, die Forde- 
rung auf Einrichtung einer Planungsstelle zu stellen, die 
weitsichtig die Fertigungsprogramme aller Dienststellen und 
Behörden mit den vorhandenen Möglichkeiten in Einklang|brin- 
gen sollte, | 

Am 15.9. wurde seitens des W Stb zu einer Besprechung 


einselsden zur Bildung eines Planunssausschusses. Die Not- 
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wendigkeit dieses Planungsausschusses wurde sowohl vom 
Reichwirtschaftsministerium, Reichsarbeitsministerium, dem 
Vierjahresplan und dem Chef des Transportwesens anerkannt, 
während Generalbauinspektor Dr. Todt von der Bespre- 
chung ferngeblieben war. Es wurde beschlossen, den Planungs - 
ausschuss ohne besondere Weisung des Feldmarschall 
Göring zu bilden und anschliessenä den Generalfelämar- 


schall über die Lage zu unterrichten, Weiterhin sollte der 


Mb: -21re1ämarschall gebeten werden, die Oberbefehlshaber 


der WT anzuweisen, dass eie künftig ihre Forderungen der 
Rohstofflage anzupassen haben, und dass sie den Planungs- 
ausschuss rechtzeitig zu unterrichten hätten, Der Führer 
sollte über die Bildung unterrichtet und sein Einverständ- 
nis durch den Generalfeldmarschall G 56 ri ng einge- 
holt werden, 

Der Planungsausschuss ist leider nie zum Einsatz ge- 
bracht worden. Seine Arbeit kam dadurch nicht zum Erfolg, 
dass zunächst der Generalbauinspektor Dr. Todt es ab- 

te, seine Bauvorhaben in den Planungsausschuss zu brin- 
gen, da er Sonderweisung vom Führer habe und da ausserdem 
iie Oberbefehlshaber der WT auf Grund der gegebenen Führer- 
sonderweisung ebenfalls die -Verpflichtung nicht einhielten, 
inie Programme der Rohstofflage anzupassen und dem Pla- 
nungsausschuss vorzulegen. Die Arbeiten des Planungsaus- 
schusses gingen jedoch insofern weiter, in dem der W Stb 
zusammen mit dem R.Wi.M. laufend Rohstoffplanungen vornahn 


und diese in klaren Übersichten vierteljährlich der Ober- 


sten Führung vorlegte, 
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Der schnelle Ablauf des Polenkrieges und die völlig 
defensive Haltung Englands und Frankreichs hatten die Hoff- 
nungen auf einen kurzen Krieg erhöht und verstärkten bei 
vielen Stellen die Ansicht, dass man auch wirtschaftlich = 
ohne Rücksicht auf die Möglichkeit einer langen Kriegsdauer - 
alle verfügbaren Mittel einsetzen sollte, um den Krieg 
durch einen vernichtenden Schlag gegen Frankreich und Eng- 
land zu beenden. Da der W Stb stets vorsorglich zu wirt- 

ften suchte und da bei den Ausmass der Programme, der 
gegenseitigen Konkurrenz der WT und der zum Teil stark an- 
| gespannten Rohstofflage eine Planung für die nächsten Monate 
erforderlich waren, suchte der Chef des Wi Rti Amtes am 
27.9.1939 durch eine kurze Denkschrift eine klare Stellung- 
nahme der Obersten Führung zu erreichen und Richtlinien für 
die Wirtschaftsführung zu erlangen. Der in der Anlage XIX, 2- 
beigefügte Schriftwechsel zwischen Wi Rü Amt und Chef des 
Wehrmachtfiihrungsamtes zeigt, dass eine Klärung zu diesem 
Zeitpunkt nicht zu erreichen war. Diese Tatsache war für die 


wirtschaftliche Führung, die auf lange Zeit voraus planen 


y eine grosse Belastung, und die Entscheidung, ob man die 


vorhandenen Rohstof N ganz für die erhöhte Produktion von 
Waffen und Munition einsetzen oder ob man einen grossen Teil 
auf weite Sicht zur Verbreiterung der fabrikatorischen Basis 
verwenden sollte, blieb eigentlich in den ersten Kriegs jah- 
ren ungefällt. Der Verlauf des Krieges und die Auffasanngen 
der Führung über die militär-politische Lage brachten die 


Forderungen mit sich, dass die Wirtschaftsftihrung sich sehr 
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beweglich auf die immer wieder neuen Situationen einstel- 
len musste und dass die so dringend wünschenswerte Stetig- 
keit der Durchführung der Fertigungsprogramme nicht er- 
reicht werden konnte, 

In einzelnen wird auf die Rohstofflage im nachfolgen- 
den Sonderabschnitt eingezangen, 

Eine der dringlichsten Aufgaben zur Durchführung der 
Fertigungsprogramme war die Regelung der Werkzeugmaschinen- 
auns. Da die Freimachuns von Maschinen in nichtkriegs- 
wichtigen Betrieben garnicht oder nur sehr zögernd auf Grund 
der nicht erklärten Gesamtmobilmachung erfolgte, wurde es 
zur Ausweitung der Rüstungskapazitäten besonders dringlich, 
den Wehrmachtsteilen neue Wekzeugmaschinen zur Verfügung 
zu stellen, Das Wi Rü Amt gründete daher am 4.9. einen Werk 
zeugmaschinenausschuss, der in engster Zusammenarbeit mit 
dem Bevollmächtigten für den Maschinenbau die Dringlichkeit 
der Lieferungen in einen Sofortprosramm festlegte. Auf Vor- 


schlag des Wi Rü Amtes wurden vom Generalfeldmerschall 


Y ing den Wehrmachtsteilen als erste Rate folgende 


Werkzeugmaschinen zur Verfügung gestellt; 


Heer 2 500 Stück 


Luftwaf- 
fe 1500 " 


Marine 75300 — - 
Ausserdem wurde das Volkswagenwerk zur Durchführung ihres 
Ju 88 -Programms der Luftwaffe zugewiesen, 
Eine weitere, besonders äringliche Massnahme war die 
Regelung der Bauwirtschaft, Gemäss einer Vereinbarung des 
GBW vom 5.9. wurde der Einsatz der Bauwirtschaft dem Gene- 


rapes 1 OF 


Ves, Ue 





H2296-0 192 


-214- 


ralinspekteur für das deutsche Strassenwesen Dr. Todt 
Ubertragen, die Luftwaffe übertrug den Ausbau ihrer Indu- 
strie den Generalbauinspektor Professor Speer, 
Auffintrag des Wi Rü Amtes erfolgte am 11.10. seitens 
desGeneralfeldmarschall Gir ing eine Anordnung tiber 
abänabung und Einschränkung der Bauwirtschaft, Durch sie 
wurde folgende Dringlichkeit der Bauten festgelegt; 
1.) Programm der U-Boot-Waffe und Ju 88 und Vorhaben 
Peenemiinde; 
2.) Rüstungsbauten des HWA und der Sprengs toff-Chemie; 


3.) Bauvorhaben der Luftwaffe, Hafenbauten der Marine, 
Bauten des Heeresverwaltungsantes, Bauten des Vier- 
Jahresplanes und der Reichswerke Hermann Göring, 
soweit diese nicht unter 1) und 2) erfasst sind; 


4.) Bauten des ZivilrSektors. 

Leider erfolgte durch diese Bestimmung keine durchgrei- 
fende Stillegung der kriegsunwichtigen Bauten, sodass der 
Reichsautobahnbau und die zahlreichen reprisentativén Bau- 
ten noch weiter Arbeitskräfte und Material in Anspruch nah- 
nen. 

Der durch die vorstehend ausgeführten Gründe erfolgte 
langsame Anlauf der Fertigungsprosramme und der verhältnis- 


nässig grosse Munitionsverbrauch im Polenkriege, sowie der 


grosse Verschleiss an Kraftfahrzeugen führten dazu, dass die? 


Oberste Führung Anfang November mit dem Eingang der aus Neu- 
fertizung. stamnnenden Waffen, Geräte und Munition nicht zu- | 
‚frieden war und eine erhebliche Mehrerzeugung forderte, 


Schon damals konnte der Chef des Wi Rü Amtes auf die wirk- | 


lichen Gründe dieser schlechten Fertigung hinweisen. Zur Äb-| 
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‚ stellung der Misstände erfolgte ab Mitte Oktober seitens 
des Wi Rü Antes ein erheblicher Druck, um nachträglich zu 
einer georäneten und schnellen Mobilmachung der Betriebe 
des GBW zu kommen, und um die Kräfte für die Verstärkung 
der Rüstungsindustrie freizumachen. Andererseits wurde sei- 
tens der Gauleiter die Forderung erhoben, die Dienstverpflin 
tungen, die innerhalb der Wirtschaft viel böses Blut gemacht 
hatten, aufzuheben, und zu einer gleichmässigeren Beschäf- 
tigung der Wirtschaft im Kriege zu kommen, die solche Dienst 
verpflichtung nicht benötigt. 
Da der GBW, der für die Abstellung der Misstände verant 
wortlich war, keine Massnahmen ergriff, um zu einer Änderung 
des Verfahrens zu kommen, begab sich General Thomas 
am 7.11. zu Minister Funk und forderte von ihm durch- 
greifende Massnahmen für eine Änderung der Kriegswirtschafts- 
führung. Das Ergebnis der Unterredung war negativ, Eine von 
Staatssekretär Poss e vorbereitete Denkschrift über die 
Lage zu unterschreiben und sie dem Generalfeldmarschall 
Gö ring vorzulegen, lehnte Funk ab. Die Aussprache 
hatte aber den Erfolg, dass es am 15.11. auf Einladung des 
Chefs Wi RU Amt zu einer Besprechung mit dem GBW, R.Wi.M., 
Reichsarbeitsministerium, Vierjahresplan kam, die den Erlass 
neuer Massnahmen zur beschleunigten Überführung der Friedens 
wirtschaft in die Kriesswirtschaft zum Ziele hatte. Protokoll 
über die Besprechung siehe Anlage XIX, 3. Das Protokoll er- 
gibt die klare Beweisführung, dass die Masse der deutschen 
Industrie Mitte November infolge der nur teilweise durchge- 


führten Mobilmachung sich noch nicht im Mobilmachunsszustan 
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befand, sondern noch völlig += Bahnen der Friedenwirtschaft 
arbeitete, 

Als Ergebnis dieser Sitzung wurden beim Generalfela- 
Marschall Gö5 rin 8 , als dem Vorsitzenden des Minister- 
rats für die Reichsverteidigung, durchgreifende Massnahmen 
beantragt,- die die schnelle Uberfiihrung der Friedenwirt- 
schaft in die Kriegswirtschaft Sicherstellen sollten, Das 
Wi RU Amt legte Richtlinien festzur Zusammenfassung aller 
Kräfte zur Fertigungssteigerung der Wehrmacht, die am 29,11, 
von Generalfeldmarschall Görin 8 gebilligt und in- 

‚kraftgesetzt wurden (Anl. XIX,4). Durch diese Richtlinien 
wurde der Grund dazu gelegt, dass endlich eine Unstellung 
der Wirtschaftauf die Kriegswirtschaft zur Durchführung kan. 

In Verfolg der am 29.11. von Generalfeldmarschall 
Göring erlassenen Richtlinien zur Zusammenfassung al- 
ler Kräfte zur Steigerung der Rüstung stellte Wi Ri Ant an 
das R.Wi.M. die als Anlage XIX, 5 aufgeführten Forderungen 
und erliess an die WT die in Anlage XIX,6 beigefügten Wei- 

sungen. 

9 Zur Verstärkung dieser Massnahme und zur Unterrichtung 
der Industrie erbat der Chef Wi Rü Amt eine Zusammenziehung 
der führenden Wirtschaftsführer in Berlin bei der Reichsgrup- 
pe Industrie, bei der den Wirtschaftsführern über die Notwer į 


digkeit der schnellen Umstellung eingehende Ausführungen ge- 


machtwerden sollten, 

Am 29. November fand im Rahmen &iner Sitzung der Reichs 
gruppe Industrie diese Zusammenzi ehung der Wirtschaftsführer | 
Statt, in der der Chef des Wi Rü Amtes in einer längeren 
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Ansprache (Anlage XIX, 7) die allgemeine Lage darlegte und 
dann die Forderungen der Wehrmacht aufstellte, die der 
schnellen Umstellung der Wirtschaft dienen sollte, Diese 
Forderungen enthalten im Grossen die gleichen Gedanken, die 
im Jahre 1943 bei der Erklärung des Totalen Krieges durch 
den Reichsminister Dr. Goebbels zur Durchführung 
gebracht worden sind. Am Tage nach der Ansprache sprach 
Feldmarschall Göring denGeneral Thomas auf 
MB: Rede vor der Reichsgruppe Industrie an und meinte, 
sie habe eine Kritik an der bisherigen Wirtschaftsführung 
enthalten. Erst als sich Generalfeldmarschall Gö ri neg 
von dem Wortleut des Vortrages tiberzeugthatte, war er mit 
diesen Ausfiihrunven einverstanden, erklärte aber, dass er 
nicht glaube, mit diesen scharfen Forderungen durchkommen 
zu können, weil die Partei durch solche Massnahmen eine 
starke Beeinträchtigung der Kriegsstimmung befürchtete, Wie 
die späteren Ausführungen ergeben werden, kam es auch leider 
nur auf Teilgebieten zur Durchführung dieser Massnahmen, 


W der Glaube und die Hoffnung auf einen kurzen Krieg im- 


mer noch in der Masse der Bevölkerung erhalten blieb und die 


Kriegspropagenda die Durchführung obizer Massnahmen in kei- 
ner Weise unterstützte, 

Das Versagen der Dienststelle des GBW und die Über- 
achneidungen dieser Dienststelle mit der des Vierjahresplans 
führte im Dezember zu einer ‚grundlegenden organisatorischen 
Anderung. Der GBW wurde auf die Angelegenheiten des R.Wi.M. 
und der Reichsbank beschränkt, die Gesamtlenkung der Wirt- 


schaftspolitik übernehn Generalfeldmarschall Gö rin g 
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als Beauftragter des Vierjahresplanes. Durch Befehl des Vor- 
sitzenden des Ministerrats für die Reichsverteidigung vom 
17.12.1939 wurde der Generalrat für den Vierjahresplan hier- 
zu zum kriegswirtschaftlichen Führunssorgan ausgebaut. Ge- 
neral Thomas wurde in den Generalrat berufen. Die 
Dienststelle des GBW wurde aufgelöst, ihre Befugnisse über- 
nahm — soweit sie nicht das R.Wi.M. und die Reichsbank be- 
trafen ~ der Vierjahresplan, 

ra Näheres ergibt die Anlage XIX,8. 

Um die vor der Reichsgruppe Industrie am 29.11. ver- 
tretenen Forderun en auf tätigere Mitarbeit der Wirtschaft 
und aufischnellere Umstellung der Betriebe zu vertiefen, 
bat der Chefdes Wi Rü Amtes am 18.12. die führenden Persön- 
lichkeiten der dautschéen Industrie zu sich und leste ihnen 
die Lage nochmals in aller Offenheit dar. (Ansprache s.Anl, 
XIX,9). In der Aussprache wurde seitens der Wirtschaftsfüh- 
rer als Grund für den langsamen Anlauf die durch das J— 
R.Wi.M. angeordnete um 20 % verringerte Stahlproduktion, 


die schlechte Iransportlage und in Sonderh:it das Durch- 


. eee in den verschiedenen Wehrmachts- und sonstizen 


Staatsprosrammen bezeichnet, Allgemein bestand der Wunsch 
nach einer einheitlichen Wirtscha tsführung und nach einer 
Regelung der Drinzlichkeit der Programme, einer Forderung, 
Ni RU Amt von Kriegsbeginn vertreten hatte, 
| 

Nachdem der Polenkrieg einen überraschend hohen Ver- 
brauch an Pulver unä besonders Sprengstoff durch Heer und 
Luftwaffe ergeben hatte und nachdem durch ilesen Feld zug 


eine erhebliche Lücke in die Vorräte auf dem Munitionsze- 
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-wie nicht anders zu erwarten 
schnellstem Anlauf eines Munitions- 
programms. aussage des Wi RU Amtes trat also schnel- 
ler ein, al erwartet worden war und es war natiirlich, 
dass sich die Mängel in der Vorbereitung des Munitionser- 
Zzeugunes proeranmes jetzt schnell offenbaren mussten, 


Der Verbrauch an Pulver- und Sprensstoff im Polen- 


krieg, umgerechnet auf einen Monatszeitraum von 30 Tagen, 


E i beim 


Pulver 5 650 t 


Sprengstoff 21 200 t. 
November 19359 bestehende Fertigungsk: 


~A 


Pulver 6 800 t 
Sprengstoff 12 700 t. 


Es wurden also verbraucht gegenüber der Erzeugunssmöglich- 
keit an Pulver 82,5 %, an Sprengstoff 167 %. Die Folge 
dieser Festetellungen wär, dass für den Ausbau des Pulver- 
und Sprengstoffplanes sofort eine Erhöhung der Baustoffzu- 
Waisungen vorgenommen wurde und dass Dr. Krauch an- 
Pate wurde, den Pulver- und Sprengstoffplan miterösster 
Dringlichkeit zu beschleunigen, Es sollten als Monatslei- 


stungerreicht werden: 


bis 1,10,1940: 


10 000. Pulver. . 

18 000 Bdelsprenestoff 

t1 000 t Krsatzspren«stoff und 
3.000 Kampfstoff; 
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bis 1.10.1941; 


15.000 t Pulver 
41 000 t Bdelsprengstoff 
15 000 t Kampfstoff. 


Die nachstehenden Ausarbeitungen werden zeigen, dass sich 
der Ausbau in diesem Umfange terminmässig nicht srfüllen 


liess. 


Dieser industriellen Planung gegenüber standen die For- 


derungen der Generalstäbe, die sich auf den Erfahrungen des 
polnischen Feldzueges und auf den grossen Sprengstoffbedarf 
des Ju 8841Prosramms aufbauten. Sie forderten sobald als mög- 
lich eine Bereitstellung 
Pulverbedarf von 13 000 moto 
Edelsprengstoff von 38 000 moto 


Ersatzsprengstoff v. 11 000 moto 
Kampfstoff von 3 000 moto. 


Bis 1.10.1941 forderten sie eine Brzeugunsskapazität von 


monatlich 

20 000 % Pulver 

51 000 Ft Edelsprengstoff und 

15 000 t Kampfstoff. 
In diesen Zahlen waren aber noch nichtenthalten Sonderfor- 
derungen, die der Führer aufstellte, z.B,die Steigerung 
Ger Fertigung der 1,P.H.-Produktion von 1,7 Mill. auf7 Mill, 

Dieser Ausbauplan auf dem Pulver- uni Sprengstoffge- 

biet und der damit in Verbindung stehende Plan zur mechani- 
"schen Fertigung der betreffenden Munitionsmengen hätte ter- 
minmässig nur geleistet werden können, wenn er rückhaltlos 
an die Spitze aller Riistungevorhaben und aller sonstigen 


Programme gestellt wordenwüäre, Dies erfolgte indessen zu- 
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nächst nicht, sodaß der Anlauf des Munitionsprogramnes bei 
weitem nicht den Wünschen der Obersten Pührung entsprach, 
Neben der Überbelastung der gesamten Rüstungsindustrie räch 
te sich in diesem Moment ganz besonders die Tatsache, daß 
das HWaA bezw, das, AHA in Priedenszeiten keine Lehrat träge 
erteilt hatte zur Einarbeitung der Munitionsindustrie. 


Es rächte sich aber auch ganz besonders das Fehlen einer 


Tiefenrüstung, wie sie in den Aufrüstungsjahren immer wie- 
der vom WStb gefordert worden war. 

Im November 1939 ließ sich klar überblicken, daß - 
wenn der Westkrieg im größeren Umfange einsetzen sollte - 
Schwierigkeiten in der Munitionsversorgung eintreten würden 
Die im Prieden getroffene Munitionsbevorratung war zu gerina 
der Verbrauch im Polenfeldgug überraschend hoch, Besonders 
der Verbrauch an schwerer Munition und an Bomben übertraf 
bei weiten die Planung. Da andererseits der Anlauf des F.P., 
nur sehr langsam vor sich ging und die Forderungen nur dem 
F.P. 1938/39 entsprachen, war es natürlich, daß diese Si- 
tuation bei der Obersten Führung erhebliche Unruhe hervor- 
rief. Da diese Situation letzten Endes der Grund zur Ein- 
richtung des Rm. f. B.u.M. wurde, muß an dieser Stelle noch- 
mals auf die Gründe des langsamen Anlaufens der Munitions- 
fertigung eingea.nren werden. Sie li»gen im folgenden: 

l.) In dem Fehöen der seit Jahren geforderten fabrikato- 
rischen Vorbereitunzen auf den Munitionsfertigungsgebiet 

2.) In der Nichtbewilligung der für 1939 vorgesehenen Ma- 
schinenkäufe zur Durchführung des Manitionserzeugunge- 


planes g 
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3.) In der Beschränkung der Zahl der Rustungsbetriebe durch ` 
die Verordnung des Generalfeldmarschalls G Gring 
vom 16.7.1938. 

4.) In den Fole ‚en dergeteilten Mobilmachunc. 

5+) In der Überbelastung der deutschen Wirtschaft mit zahl- 
reichen nicht kriegswichtigen Aufträgen. 

6.) In der Hintenansetzung der Mani tionserzeugung bei dem 
Pertigungsprogramm der Aufriistungszeit. 

7.) In der erheblich langsaneren Nurohführurng des Pulver- 
und Sprengstoffplanes und endlich | 


8.). in der Propaganda, die zu Kriegsbeginn getrieben wur. 


de, die dem Volk einen kurzen Krieg in Aussicht stell- 


te und den Ernst der Lage nicht wahrhaben wollte, 


Dass nebenbei noch weitere Mängel des Heereswaffenamtes 
vorlagen, wie Rückstäni igkeit in der Massenfertigung von 
Munition, falsche Einsatzgewichte bei der Zuweisung von 
Rohstoffen, fehlende Lehraufträge, zu zahlreiche Konstruk- 
tionen an Geschossen und Zündern, kann nicht bestritten 
werden, | 

Hätte man in diesem Moment den Chef des OKW die glei- 
chen Vollmechten erteilt, wie sie Später der Reichsminister 
für B.u.M. erhielt, so hätte seitens des OKW vielleicht 
eine ebenso schnelle Lösung der Munitionskrise gefunden wer- 
den können, als es im Laufe des Jahres 1940 durck den 
Reichsmin,f, B.u.M, geschah, 

Auf Grund dieser Situetion war der Dezember 1939 ausge- 


füllt mit Planungen für ein neues Munitionsprogramn. Der 


ACSO794 





H2296-0201 


-223- 


Führer ordnete Ende November die Bearbeitung eines neuen 
Munitionsprogramms an, das die Aufstellung einer Endlésung 
und Festlegung der Leistungen in den einzelnen Zeitabschnit- 


ten enthalten sollte. In den Vordergrund wurde gestellt die 


Minenfertigung für Marine und Luftwaffe für die endgültige 


WW Perrone Englands von seinen Zufuhren. Die Fertigung von 
Lufttorpedos sollte aufgegeben werden. Bei den Hauptkalibern 


des Heeres forderte der Führer eine Fertigung von 


_ 


4-5 Mill. Schuß 1.F.H., 
500 000 ad S.F.H., 
250 000 “ 10 cm Ks, 
300 000 - ' " 21 cm Mrs. 
Diese Forderungen wurden am 12. Dezember vom Führer 
noch erhöht auf 


5 Mill, Schuß 1.F.H., 

1 Mill, | . S.F.H., 

Y) 1/2 Mill, " 10 cm K., 
100 000 " 8.1.G,, 


während die Fertigung von.8,8 Plak-Munition von 400 000 auf 
200 000 Schuß erniedrigt und die Fertigung der Kriegsmarine-. 
Munition (10,5 cm und15 om) auf 1/3 gekürzt werden sollte, 
Dieses Puhrerprogramm entsprach auf der chemischen Set- 
te einem monatlichen Bedarf von 47 000 t Sprengstoff und . 
20 000 t Pulver. Es ergab sich also, dass dieses Progranm 
in übersehbarer Zeit nicht durchführbar war. Das Heereswaf- 
fenamt wurde daher beauftragt, die Méglithkeiten der Stei- 
gerung auf dem chemischen und mechanischen Sektor nochmals 
zu untersuchen und zum 10.,Januar 1940 seine Stellungnahme 


und gegebenenfalls einen neuen Vorschlag vorzulegen. 
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‚Stoillage wurde auf Grund der ersten Kriegser~ 
des Bedarfes im Polenkriege und unter Berücksich- 
C kurz vor dem Kriege noch eingeführten Rohstoff- 
vorräte im Einvernehmen mit dem R.Wi.M, erneut wiersucht 
und ergab ein besseres Bild, als es sich in den Uberlegun- 
gen vor Kriegsbeginn gezeigt hatte. Die Untersuchung ging 
j Mbonierheit darauf hinaus zu prüfen, wie lange man auf 
den wichtigsten Rohstoffgebieten den Krieg wird durchhalten 
können. Das Ergebnis der Untersuchung ist in der Anlage 
XIX, 10 beigefügt. Es spricht sich dahin aus, dass, wenn 
nicht. ein überraschend hoher Verbrauch seitens der Wehrmacht 
eintritt, man mit einer Versorgung mit Rohstoffen und Mine- 
ralölen auf etwa 2 Jahre rechnen könne. Voraussetzung für 
diese Annahme ist allerdings schärfstes Haushalten, Stirkung 
der Leistungsfiihigkeit der Rohstoffindustrie, keine Störung 
der Sinfuhrméglichkeiten aus den nordischen Staaten und 
a dem Südostraum, Schutz der Rohstofferzeugung gegen Duft- 
angriffe und senügende Ernährung der Bevölkerung, Gerechnet 
wurde dabei mit einer Bereitstellung für die Gesamtwirt- 
schaft von monatlich rd. 1,5 Mill. t Eisen, rd. 20 000 t 
Kupfer, 20 000 t Blei, rd. 7 - 800 + Nickel, rd. 7 - 800 i 
Zinn, 20 - 21 000 t Aluminium, 4 500 - 5 500 t Kautschuk, 
rd. 180 000 t Vergasertreibstoff, 100 000 t Plugtreibstof?, 


150 000 t Diesel und 100 000 t Heizöl für das erste Kriegs- 


jahr; 


U 
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Der spätere Kriegsverlauf im Westen brachte dann über- 
raschend erhebliche Rohstoffbestände als Beute, die dieses 
im Frieden nicht erwartete günstige Bild noch verbessern 
konnten, sodass im Grossen die Rüstung in den ersten beiden 
Kriegsjahren durch die Rohstofflare keine ausgesprochene 
Binschränkung erfahren brauchte. Wo Schwierigkeiten auftra- 
ten, lagen sie entweder in der Rohstoffverteilung, in dem 


überhöhten Gewicht der Einsatzgebiete bei vielen Waffen- 


J Munitionsarten, im Arbeitermangel oder am Fehlen des not 


wendigen Maschinenparks, 

In der kohstoffverteilung bestanden die seit mehr als 
Jahresfrist bekannten Spannungen. Der Wehrmacht wurde schon 
vor Kriegsbeginn vorgehalten, dass sie die deutsche Roh- 
Stoffdecke zu stark in Anspruch nehme und dass die übrigen 
Verbraucher dadurch zu kurz kämen. Hierzu muss zunächst 
festgestellt werden, dass für die reinen Wehrmachtsvorha- 
ben der Rohstoffverbrauch verhältnismässig gering war. Im 


Sommer 1939 nahm die Wehrmacht nur 30 % der Stahlerzeugung, 


j des Kupferverbrauches, 14 % des Kautschukverbrauches, 


24 % des Holzverbrauches, 14 % des Treibstoffverbrauches 
und 45 % des Zementverbrauches in Anspruch. Im ersten Quar- 
tal 1939 war auf dem Stahleebiet aervehrmachtsverbrauch rd, 
600 000 t pro Monat, während der übrigen Wirtschaft über 
1,1 Mill. t und der Ausfuhr 340 000 t zugewiesen waren. Die 
Forderungen der Wehrmacht lagen etwa auf der dophelten Höhe, 


Auf dem Kupfergebiet war denWehrmachtsverbrauch 2,900 t bei 


einen Gesamtverbrauch von 29 400 t. Die Forderungen der 


WI lagen bei 19 400 t. Ähnlich lagen die Verhältnisse auf 
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allen anderen Metallgebieten, Wenn auch zugegeben werden 
muss, dass die Forderungen der WT sehr Stark überhöht wa- 
ren, weil die Binsatssewlöhte in der Fabrikation nicht ge- 
ni end nachkontrolliert wurden, muss doch festgestellt wer- 
den, dass die der Wehrmacht zugebilligten Zuteilungen nicht 
den militärisch-politischen Verhältnissen entsprachen und 
eine Überforderung seitens der Wehrmacht gegenüber der an- 
deren Wirtschaft nicht stattgefunden hat. Aufschlussreich 
ist weiter, dass auch nach Kriegsbeginn die erhöhte Stahl- 
zuteilung zu einem grossen Teil nicht in die reine Waffen. 
und Munitionsfertigung ging, sondern sehr stark für fabrika- 
torische und Festungsbauvorhaben Verwendung fand. 

Bei Kriegsbeginn wurde die Wehrmachtsauote an Sthl von 
680 000 t um 144 000 t erhöht bei einer Erzeugung von 1,5 
Mill, t, 


Davon wurden im Winter 1939/40 durchshnittlich einge- 


-Setati 


a) für Kriegsgerät- und Muni ionsfertigung 335 000 moto 
b) für fabrikatorische Ausbauten der weiter- 
verarbeitenden Industrie 177 000 moto 
©) für Ausbau der Rohstoffindustrie 139 000 moto 
a) für Festungsbau und sonstige Bauten 188 000 moto. 
Diese Zahlen sind ein Beweis dafür, dass die Tiefe der 
Rüstung in der Aufrüstungszeit zu kurz gekommen war. Inner- 
halb der Wehrmacht bestand ein andauernder Kampf um die Roh- 
stoffe zwischen den WT, wobei Testzestellt werden kann, 
dass bei dem grossen Interesse, das seitens der Obersten 
Führung für den Kriegsschiffbau und für die Vergrösserung 
‚der Luftwaffe bestand, das Kontingent des Heeres gerenüber 


den anderen beiden WT zunächst als Sehr gering bezeichnet 
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werden muss. Im ‚Laufe der nächsten Jahre traten dann er- 
hebliche Verschiebungen innerhalb der Wehrmacht ein, 

Die Hauptsorge blieb für das Wi Rü Amt einmal die 
. Kupferlage, da die Marine für das U-Boot-Programm zunächst 
üÜbermässig hohe Forderungen stellte und dann die Kautschuk- 
lage, da die Bestände an Naturkautschuk nur gering und die 
Zufuhren sehr unsicher waren und da die Buna-Produktion bei 
Kriegsausbruch erst 3 000 moto betrug, 


In der Rohstoffbewirtschaftung blieb es bei dem bereits 


im Frieden eingeführten Kontrollnunmersysten, Jedoch riefen 
die zahlreichen neuen Verafinungen über Beschlagnahme und Ver- 


brauchsregelung in der Wirtschaft erhebliche Verwirrung her- 
vor. J 

Am3. Januar 1940 gab Unterstaatssekretär General von 
Hannecken in der 2. Sitzung des Generalrates einen 
Überblick über die Rohstofflage zur Jahreswende 1939/40. 
Da diese Ausfiihrungen des die Rohstoffversorgung lei tenden 
Hauptabt.Chefs des R.Wi.M. fiir die späteren Massnahmen des 
Wi Rü Amtes von ausschlaggebender Bedeutung wurden und die 
Grundlage bildeten für die Rohstoffbewirtschaftung des Jahre 


1940, werden sie auszugsweise nachstehend wiedergegeben: 


I, Eisen, 


"Die Eisenerzeugung ergibt, was ihre Höhe undidie 
Rohs toffversorgunz anlangt, folgendes Bild. Die irzeucung 
der Walzwerke und der Giessereien betrug im Jahre 1939 im 
Altreich und der Ostmark bis zum August monatlich mit gewis- 


sen Schwankungen etwa 1,505 Mill. t Walz- und 0,360 Mill.t 
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Gussgewicht, zusammen 1,865 Mill.t. Diese Erzeugunesmenge 
ist ab September; dem 1. Kriezsmonat, auf etwa 1,550 Mill,t, 
also nur om 18 % zurückgegangen, 

Die vor etwa Jahresfrist noch gültigen Rohstoffplanunse 
hatten nur eine Menge von1,300 Mill.t für das 1. Kriegs jahr 
und für später nach Aufbrauch der Vorräte nur 0,800 Mill.t 
ale zulissig und verteilbar erscheinen lassen. Die wesent- 
liche Verbesserung der Erzeugungsmenge auf Jetzt tatsächlich 
über 1,500 Mill,t ist in der Hauptsache eine Folge der gün- 
Stigen Entwicklung der Schiffahrtslage in Ost- und Nordsee, 
Das Rückgrat unserer ganzen hisenerzeugung ist und bleibt 
das schwedische Erz, nicht nur wegen der grossen Mengen, son 
dern insbesondere wegen seines hohen-Eisengehaltes von 55 
und 60 %. Aus einer Statistik der Erzeinfuhr aus den Haupt- 
ländern für die einzelnen Monate des Jahres 1939 ergibt 
sich, dass von dem aus dem Ausland im ersten Halbjahr 1939 
eingeführten Erzmengen, die etwa 59 % des ganzen Zuganges an 
eisenhaltigen Rohstoffen zu den deutschen Hochöfen ausmach- 
ten (ohne Hochofnschrott, der etwa weiteren 6 % entspricht) , 
60 ,- 70 % dus Schweden stammten, etwa 20 % aus Frankreich 
und Kolonien und 10 = 20 % aus anderen Liindern wie Spanien, 
Brasilien, Norwegen, Lander, die heute fast ausnahmslos von 
uns abzeschnitten sind. Die Einfuhr aus Schweden kann für 
die Zukunft günstig beurteilt werden. Wir können we heute 
zuverlässig mit 8 Mill, t Erz aus. Schweden rechnen. Die aus 
der Zeichnung für die Wintermonate 1940 sich ergebende Bin- 


fuhrverminderung ist lediglich durch die Vereisung des Bott - 


nischen Meerijusens bedingt, Die handelspolitischen Verein- 
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barungen mit Schweden’ sehen 10 Mill. t vor und wir haben u 
auch zu Gegenlieferungen, insbesondere von Kohle und 


in entsprechendem Umfang verpflichtet. 


€ 
L 


Die Inlandförderung ergab in den Monaten Januar bis _ 


August 1939 einen siemlich #leichnäßigen Monatedurchschni¢y || 
von 0,370 Mill, t Eisen, Das Kriegsprogramm sieht hier eine 
Steigerung auf 0,517 Mill. t, also um 0,150 Mill. + montlich 
gg: ‚8 Mill. t jährlich vor. = 
Es ist gelungen, big Ende 1939 die Pürderung wenigstens 
auf 0,450 Mill, t, also etwa um die Hälfte des vorgesehenen, | 
zu steigern, Leider ist aber auch dies der Eisenversorgung r 
zum Teil zugute gekommen, da seit Kriegsbeginn kaum mehr als. 
75 des angeforderten Transportraumes zu Wasser und zu lands’. 
zur Verfügung gestellt worden sind. Dies hat su einer Stän- 
digen Erhöhung der Erzbestände bei den Ergzeruben geführt, 
Diese Transportschwierigkeiten müssen im Laufe des Jahres aid 
1940 unter allen Umständen beseitigt werden, wenn die zegen- 
wartige Traeugung dae ganze Jahr durchgehalten werden zoll, 
| Die Gesartbestände, d.h. hed Gruben una Hochofenwerken 
an Erz hden sich seit ériegsbeginn nicht unwesentlich vere  - 
ringert, Zu einem Teil liegt dies an dem seit Dezember ein- — 
zetretenen Ausfall des noreschwedischen Hafens Lulea, der’ 
zursfroren ist, zum anderen Teil’ leider auch daran, daß wira 
von unseren Erzvorräten zehren. Hier muß der Auagleteh dureh 
Gie geplante aber bis jetzt nur teilweise erreichte Steige- { 
rung der Verwertung deutscher Erze kommen, zum anderen Teil: 
durch vollständige Ausnutzung aller en. o 


=. =. 


lichkeiten bei der Srzeinfuhr, 
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Lage beim 

Die Bestände nehmen 
Hauptzrund hierfür 
Schrotteinfuhren. 
Schrottverbrauchs. Sis stammte 
Staaten, aus Belgien und Holland 
maßnahmen werden 1940 nötig sein. Gewisse Hoffnungen können 
ferner auf die Schrotterfassung im Generalzouvernement Polen 
on werden. 

Bei den Hauptlegierungserzen fiir Stahlveredlung, Wolfram, 
Molybdän und Chrom ist die Bevorratung, die durchweg 15 Monate 
und mehr im Verhältnis zu den Zuteilungen des l. Vierteljahres 


1940 beträgt, befriedigend. 


II. Eisen- und Stahlverteilun . 

A) Allgemeines. 

Für das letzte Friedensquarta 1 waren rd. 2,2 Mill. t 
Eisen und Stahl ( Fertiggewicht) verteilt worden. 

EJ Für das erste Kriegsjahr war im Mobprogramm zunächst 

nur mit einer monatlichen Erzeugung von 1,3 Mill. t gerech- 
net worden. 

Schon bald zeigte sich, daß mit einzelnen Kontingenten 


die vorliegenden Aufga ben nicht effüllt werden konnten. Ich 


entschloß mich daher, die Erzeugung unter Heranziehung aller 


rs 
4 
; 


Vorräte an Erz, Schrott und sonstigen Fe-Tragern auf 1,55 Mill. 


t zu erhöhen, 
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Zu der Erzeugung im Altreich und in der Ostmark mit 
1,55 Will.t ist noch die Erzeugung im Protektorat ind in Po- 
len insoweit zuzuschlasen, als sie in den genannten Gebieten 
nicht selbst benötiet wird. Aus dem Protektorat stehen bei 
einerGesamterz>uruing von rund 100 000 t noch 40 000 t und 
aus Polen von rund 120 000 + noch 60 000 t zur Verfügung, 
adag inszesant 1,65 Mill. t zur Verteilung gebracht werden 


konnten. Tatsächlich sind inzwischen 1,7 Mill. t verteilt 


MB. Die Differenz von 50 000 t {3 % ) ist erfahrungsge- 
Fa 


maS Ohne sichtbaren Einfluß auf die Belieferung , da sie in- 


senauirkeitserenze der Kontingentierung überhaupt 


Ich will nun zunächst kurz auf die Höhe der Kontingente 
selbst eingehen: 
B. Bedarfsgruppen 
l. Wehrmacht 

Wie bereits erwähnt, standen im Kriegsfall zunächst 1,3 
Mili. t Walzzewicht Eisen und Stahl zur Verfügung, Die Wehr- 
aco hatte dagegen bereits im Dezember 1938 für die frie- 
denamäßige Aufrüstung für die Jahre 1939 und 40 1,27 Mill.t 
Je Monat gefordert. Wenn diese Zahl auch vermutlich durch 
reines Zusammenzählen von Einzelanforderungen mit hohen 
Sicherheitszuschlägen entstanden ist und sie allein für Wehr- 
machtszwecke schon aus kapazitätsgriünden nicht verarbeitet 
werden könnte, so ist doch interessant, daß die Wehrmacht 


im Frieden theoretisch die zesamte im “riegsfall mögliche 


Da die Wehrmacht im Kriere selbstverständlich das erste 


Anrecht auf Eisenzuteilunren hat, wurde go vorgegangen , 
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daß Zunächst der Bedarf aller übrizen Gruppen darauf un 
sucht wurd~e, wieweit er eingeschränkt werden konnte. 

sondere Aurch ganz erehbliche Einschränkungen bei der 
verarbeitenden Industrie und verschiedenen öğ <entlichen Kon- 
tingentsträgern = ich komme hierauf noch im einzelnen zu 
Sprechen — konnten für die Wehrmaht Zunächst 600 000 t in 
Monat m 46 < der kriegsmässigen Erzeugung Vorgesehen wer. 
dens Dieser Menge wurden weiters 60 000 t, die fiir die Unter 
stützung Italiens im Falle seines Eintrittes in den Krieg 


u See waren, zugeschlagen, Durch die Einbeziehung der 


Bauten des Generalbevollmächtigten barb. Sonderfrazen der che- 
mischen Erzeugung in das Wehrmachtsprogramm erhielt das Wehr. 
mechtskontingent die Höhe von 5580 000 + je Monat = 52,5 x 
der Erzeugung. 

Schon nach kurzer Zeit erklärte die Wehrmacht, mit die- 
sen Mengen nicht auskommen zu können. Nach einer einmaligen 
Sonderzuteilung 
Grundkontingent bereits im ry. Quartal 1939 auf 854 000 t 
Je Monat erhöht, Einschließlich einiger Sonderzuteilungen 

Z j bestimnte Zwecke ( Ju B8 ~ Programm Usa.) beträgt das 
Kontingent der Wehrmacht im I, Quartal 1940 885 000 t. Bei 
der Sugenblicklichen Erzeugung von rund 1,55 Mill. t ein- 
schließlich der Zuflüsse aus dem Protektorat und den Ost- 
gebieten hat damit die Wehrmacht 2335 % des zur Verfügung 
stehenden Eisens erhalten. Während des Weltkrieges betrug der 

. Wehrmachtsanteiı an der Jesamterzeugung im Juli 1917 = 4) %, 
im Sommer 1918 = 52 Ée Mengenmäßig erhielt die Wehrmacht 
im letzten Weltkriegsjahr rund 620 000 t = 70 % der jetzigen 
Zuteilung von 885 000 * 
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2. Öffentliche Kontingentsträger. 


Den öffentlichen Kontingentsträgern waren friedensmäßizg 
für das III. Quarta 1 1939 rund 400 000 t Je Monat zuge- 
teilt worden. 

Ale Kriegskontingente waren für den öffentlichen Bə- 
darf zunächst nur 130 000 t = 1/3 der friedensmässigen Zu- 
teilung vorgesehen worden. Mit Ausnahme der Reichsbahn, die 
wegen ihrer Bedeutung im Kriegsfall zunächst 55 % ihres 
Friedenskontingentas erhielt, wurden die Kontingente der Par- 
tei und des Strassenbaues auf 6%, der Reichspost auf 23 %, 
für die Wasserstrassen auf 10 %, für den Bausektor auf 15 %, 

and für den Vierjahresplan ohne Sprengstoffprogramn auf 
16,5 % herabgesetzt. Diese einschneidenden Kürzungen liessen 
sich is ersten Kriegsquartal jedoch nicht in voller Höhe 
aufrechterhalten. Insbesondere verlangten die Aufgaben der 
Reichsbahn ( Fahrzeugbauprogramm) die nicht unwesentliche 
Erhöhung von 100 000 t a uf 145 000 t * I«Quartal 1940. 
Insgesamt sind für den öffentlichen Bedarf zur Zeit 175 000 t 


Je Monat = rund 10,5 % der augenblicklichen Gesamterzeugung 
Zugeweilt. 


3- Schliisselindustrie. 


Unter dem Begriff S,hliisselindustrie ist der Bedarf fiir 


die Energieversorgung, den Bergbau, die Eisenschaffende und 
die Nichteisenmetall~Industrie, ferner für den Ausbau der 
Reichswerke Hermann-Göring zusammengefa sst. Für diesen Sek- 
tor, dem im letzten Friedensquartel 310 000 t je Monat zuge- 
teilt waren, war für das erste Kriegsquartal 171 000 t deh. 


eine Kürzung um 45 % vorgesehen. Auch hier zeigte sich schon 
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bald, daß insbesondere bei der Eisenschaffenden Industrie 

und den Reichswerken Hermann Göring mit den Kriegskontin- 
genten nicht auszukommen war ohne die Versorgung der Rüstungs- 
industrie ernstlich zu gefährden. Die vorgenommene Erhöhung 
der Kontingente beträgt bisher 55 000 t+, wobei der Bergbau 
und die Nichteisenmetall-Industrie trotz großer Schwierig- 
keiten auch auf diesen Gebieten bisher zusätzliche Zutei- 


lungen nicht erhalten haben. Mit insgesamt 321 000 t im Monat 


stehen diesem Sektor zuraeit 13,5 % der augenblicklichen Er- 


zeugung zur Verfügung. 


4. Eisen verarbeitende Industrie. 

Für die Eisen verarbeitende Industrie waren im letzten 
Friedensquartal insgesamt 360 000 t bereitgestellt. Die Zu= 
teilungen hierfür wurden für das erste Kriegsquartal auf 

29 % des letzten Friedensquartals herabgesetzt. Diese außer- 
orpntliche Kürzung hat seit Kriegsausbruch bereits zu recht 
erheblichen Schwierigkeiten geführt, die weniger darin lie- 
gen, daß der private Bedarf nicht genügend befriedigt werden - 
kann — dieser muß eben im Kriege zurückstehen -— , als viel- 
mehr darin, daß der mittelbare Bedarf 2. und 3. Ordnung für 
Zwecke der Wehrmacht, der als solcher in vielen Fällen nicht 
mehr klar erkennbar ist, nicht mehr gedeokt werden kann. Zum 
Beispiel konnte dem Maschinenbau nur so viel Eisen zur Ver- 
fügung gestellt werden, daß aus ihm nicht mehr als 60 % 
des Bedarfes an Maschinenersatzteilen befriedigt werden kann. 
Neue Maschinen können aus dem Maschinenbaukontingent über- 


haupt nicht mehr hergestellt werden, sodaß Ersatzteilbeschaf- 
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fungen bei Ausfall vorhandener Maschinen nicht mehr mög- 
lich sind, wenn nicht z.B, ein Wehrmachtbedarf 1. Ordnung 
vorliegt und die Wehrmacht deshalb eine Kontrol lnummer aus 
ihrem Kontingent zur Verfügung stellt. Ähnlich liegen die 
Verhältnisse bei allen anderen Wirtschaftsgruppen, von denen 
insbesondere die Elektro-Industrie genannt sei, für die in 
Bezug auf elektrische Maschinen, Fernmeldeanlagen usw. das 
Kr gilt wie für den Maschinenbau. Die Herabsetzung aes 
Kontingents der Wirtschaftsgruppe Werkstoffverfeinerung auf 
40 % des letzten Priedensquartals hat z.B. zu einem oft sehr 
störend in Erscheinung tretenden Mangel an Verpackungsma- 
terial ( Bandeisend rsht, Négel) geführt. 

Auf die Deckung des privaten Bedarfs wirkt sich vor 
allem die Kürzung des Kontingents der Wirtschaftsgruppe 
Eisen, Stahl — und Blechwarenindustrie auf 25 % und des 
Handwerks auf 39 % aus. Trotz der notwendigen Drosselung 


des privaten Bedarfs scheint hier die ausserst vertretbare 


E3 erreicht zu sein, da bereits in einer großen Reihe 


tat ächlich lebenswichtiger Artikel wie Öfen und Herde und 
dergleichen erheblicher Mangel entstanden ist. 
Insgesamt betragen die Erhöhungen in diesem Sektor 
aber nur 17 000 ty soda B für ihn im I. Quartal 1940 


125 000 t = rd. 15 % der Gesamterzeugung zur Verfügung gə- 


stellt sind. 


Se Hilfskontingente und freier Markt. 


In dieser Gruppe sind die Kontingente für den landwirt- 
schaftliohen Bedarf, für den Unterhaltungs- und Erneuerungs- 


bedarf der nichteisenverarbeitenden Industrie und der freie 


. y Aly, 
A Goaz J 
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Markt Zusammengefaßt. Im letzten Frledensquartal waren 
hierfür 158 000 t vorgesehen, im ersten Krlogsauartal nur 
noch 90 000 t = 57 Z. Diese hier verhältnismäßig gering er- 
scheinende Kürzung ist vor allem auf die an sich bereits nie- 
drigen Kontingente zurückzuführen. 

Für den freien Merkt, d.h. für den nichtkontingentier- 
baren Verbraucher wie den kleinen Landwirt u.ä. sind z.Zt. 


monatlich nur noch 20 000 t vorgesehen. Da unter dem Ein- 


fluß der Kriegspsychose dee Händlerläger weitestgehend aus- 


| gekauft wurden und Nachlieferungen infolge Herabsetzung der 
Hersiellerkontingente nur in recht geringem Umfange möglich 
sind, habe ich zur Deckung des dringendsten privaten Bedarfes 
eine einmalige Sonderaktion fiir den Elsenwarenhandel mit 
einer Gesamtmenge von 20 000 t eingeleitet, Auch hiermit 
wird der tatsächlich vorliezende Bedarf nur zum geringsten 
Teil befriedigt werden können, doch erwarte ich insofern 

eine gewiss« Gatspannung, als die wenigstens zeitweilige 
ulefermögsichkeit Jetzt ausverkaufter Artikel zu einer Be- 
ruhigung der Bevölkerung beitragen wii. Neben dieser Sonder- 

l a läuft noch eine andere, durch die insgesamt 10 000 t 
Verpackungsmaterial dem Handel zugeführt wird. Auch diese 
Ma Snahme dürfte viele Schwierigkeiten beseitigen. 


+ Export. 


Im letzten Friedenquartel waren für den direkten und 
indirekten Export zusammen 375 000 t vorgesehen worden. Fiir 
das erste Kriegsquartal waren zunächst 126 000 t eingesetzt, 


Sehr bald schon zeigte sich, daß diese Menge wesentlich durch 
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die eingehenden Exrportaufträge überschritten wurde. Da duroh 
die Grenze der Erzeugungsmöglichkeit von Eisen und Stahl 

ein ungehemmter Export zu einem eisenmässigen Ausverkauf 
bezw. zu einer Benachteiligung der Wehrmacht und Wehrwirt- 
schaft geführt hätte, sah ich mich gezwungen, auch für den 
Export feste Kontingente zu bestimmen. Trotz einer Erhohung 
dieser Kontingente auf insgesamt 190 000 t im Monat kann 


aus ihnen nur etwa 60% der eingehenden Best: :llungen aus dem 


f 4g en? Ohne RuBlend gedeckt werden. Der. Bedarf für Rußland, 


| für das allmonatlich ellein 70 000 t benötigt werden, muß 
ebenfalls aus dem Exportkontingent von 190 000 t gedeckt wer- 
den, da weder eine Erhöhung der Erzeugung noch eine Kürzung 
der verschiedenen Kontingente möglich ist. Dies bedeutet, 
daß der Export nach den anderen offenen Ländern noch wesent- 


lich unter 60 % herabgesetzt werden muß. 


Ce Zusammenfassung. 


Wie ich bereits eingangs sagte, werden zur Zeit im Alt- 
reich mit der Ostmark 1,55 Mill. t erzeugt. Diese Erz eugungs- 

ee geht zur Zeit allerdings auf Kosen der vorhandenen Fe- 
Vorräte. Eine der wichtigsten Fragen ist daher die Aufrecht- 

erhaltung der Einfuhr von Schwedenerzen und die Steigerung 

der deutschen Förderung, deren Ausnutzung dabei zur Zeit vor 
allem eine Transportfrage ist. | 
Wenn auch die jetzige Höhe der deutschen Eisenerzeugung 
voraussichtlich noch längere Zeit durchgehalten werden kann, 


bestehen in Bezug auf die Höhe der Kontingente noch gewisse 


Schwierigkeiten. So muß das Kontingent des Bergbaues unbedingt 
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erhöht werden, wenn er die ihm gestellten Aufgaben ( Ex- 
portkohle n=ch Skandinavien, Kohlenversorgung der Hydrier- 
werke ! ) erfüllen soll. Ein weiterer “Wchtiger Punkt ist die 
Bereitstellung des Eisens für die RuBlandlieferungen. Eine 
der brennendsten Fragen ist der Unterhaltungsbedarf der In- 
dustrie». Zur Erhaltung des Wirtschaftsgefüges muß hier spä- 
testens im kommenden Sommer etwas durch zusätzliche Eisen- 
zuteilungen getan werden. 

Die insgesamt zur Bereinigung der genannten Schwierig- 
keiten erforderiiche Eisenmenge beträgt etwa 120 000 t 


monatlich, 


- Eine weitere Überziehung der Erzeugung zum Ausgleich 


der noch notwendigen Kontingentserhöhungen kommt bei ihrem 
"Umfang nicht in Betracht, da sie nur die Wirkung ungedeck- 
ter Schecks hätte und durch Erhöhung des Auftragsbestandes 
bei den Walzwerken zu einer gerade im Kriege unerwünschten 


Verlängerung der Lieferzeiten führen würde ". 
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II. Die Lage auf dem Metallgebiet. 


A) Versorgungslage 


l. Schwermetalle. 


"Die deutsche Metallvera rgung war mit Ausnahme von 

Zink auf Grund der geringen deutschen Metallerzvorkommen 
immer in sehr starkem Umfange von der Einfuhr aus dem Aus- 
landes abhängig. Zink ist bei nachfolgenden Betrachtungen 
außer Acht gelassen worden, da durch den Anschluß der ost- 
oberschlesischen Zinkgruben der deutsche Bedarf an Zink nun- 
mehr aus eigener Produktion befriedigt werden kann. Im Jahre: 
1939 wurden bis zum Kriegsbeginn monatlich etwa folgende 
Metallmengen verbraucht: 

Kupfer rund 29.000 t/Monat 

Blei " 23.700 t/ " 

Nickel v 1.000 t/ " 

Zinn " 1.300 t/ ©, 
Von diesen Verbrauchsmengen mußten aus dem Auslande in 
Form von Hüttenmaterlal und Metall eingeführt werden: 

Kupfer rund 68 % 

Blei a... E 

Nickel n 95 % 


Zinn — 97 % 4 
Mit eae tt wurde die Metalleinfuhr fast ganz abge- 


schnitten, erst nach und nach ist es gelungen, die Einfuhr 
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wenn auch in geringem Umfange, wieder aufzunehmen. In den 
Monaten September bis November 1939 konnten im Monatsdurch- 
schnitt aus dem Auslande beschafft werden: 
Kupfer 2.000 Moto gegenüber 20.000 Moto v.d.Kriege= 10 % 
Blei 1.000 " " 14.000 =" nn m 7% 
Nickel 50°. = . 950 " — + 5% 
Zinn 2090 * — KELOU MT, Bm. We BSS. 
Hieraus ist zu ersehen, daß die deutsche Metallversorgung 
jetzt im Kriege in der Hauptsache auf den Metallanfall im 
Inlande und auf Ate Bestände angewiesen ist. In Erkenntnis 
dieser Lage wurde gemeinsam mit dem OKW eine Planung in der 
Versorgung auf drei Jahre vorgenommen, die beginnend mit dem 


September 1939 etwa folgendes Bild ergibt: 


Die einsetzbaren Metallbestände im Reichs ebiet betrugen 
— 7 700, 0sstande im Reichsgebi st: 


( einschließlich der in Polen zu erfassenden Mengen ) am 


1. November 1939 etwa folgende Mengen: 

Kupfer | rund 120.000 t 

Blei P 142.000 t 

Nickel | od 5.800 t 

Zinn a 3-500 t. 
In den obigen Bestandszahlen sind die in Polen erbeuteten 
und noch herauszuziehenden Metallmengen mit enthalten. Bis- 
her wurden aus Polen herausgeholt: 

Kupfer rund 15-000 ¢ 

Blei ° | " 500 t 

Zinn | “ate 160 t 

Nickel 9 | 9% 


Aluminium ” 1-000 t . 


af Nae 49 
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Nech der Kriegsplanung für die ersten drei Kriegsjahre 
werden aus der innerdeutschen Produktion und aus dem Anfall 
von Altmaterial, einshließlich der Mobilisation in Polen 
und im Reich und aus der Einfuhr aus dem Auslande, aber 
ohne Einsatz der Bestände, voraussichtlich sicher zur Ver- 
fügung stehen: 

leJahr _ 2.Jchr 3.Jahr 


Kupfer 11.800 Moto 10.000 Moto 9.000 Moto 
Ble 13.900  ,* 12.900 ™ 12.600 * 
Nickel 4 210 * 
Zinn | ‘ 320 


Davon atsdeutschen Erzen: 


l+Jahr 2.Jahr 3.Jahr 
EEE” te An SS 
Kupfer 2 «000 Moto 2s 400 Moto 2.600 Moto 
Blei 7-500 * 7.700 * 7.900 * 
Nickel 45 " 80 " 80 ~” 


4 28 * 35.8 $5... 9 
Als unsichere Beschaffungsmöglichkeiten kommen noch 
in Frage: 
l.) der Transitverkehr über RuBland, 
2.) Steigerung der Einfuhr aus den neutralen Ländern 
( in der Hauptsache aus Jugoslavien und den Nordstaaten). 
Die geforderten Bedarfsmengen können nicht in vollem Um- | 
fange, auch nicht in der eraten Zeit, befriedigt werden, 


vielmehr wurden für die Monate November und Dezember 1939 


kluvald 








Kyfer 
BIY 
Nickel 


Zinn 


H2296-0220 


die nachstehenden Meta imengen z2ugstellt, bezw. sind für das 


I». Quartal 1949 vorgesehen: 


November und Dezamber 1939 I Quartal 1940 
in Monatstonnen: in Monatstonnen: 
in Monatstomnen: 
Ziv.Wirtschaft Ziv. Wirtschaft 


Wehrmacht( einschl. Wehrmacht (einschl. 
Ausfuhr ) 7 Ausfuhr) Zus. 


Se WET TREE 
12.000 2.000 | | 10.000 22.000 
9 .500 35: | 9.500 19.700 

175 710 

240 425 665. 


Die Unterschledsmenge Zwischen den nach der Planung zur 
Verfügung stehenden Metallen aus Meta'lanfalı im Inland so- 
wie Einführ und den vorstehenden Zuteilungen wird aus den 
noch vorhandenen Beständen gedeckt, 

Bis zum April 1940 wird gegenüber der Kriegsplanung 
bereits _ein sehr ar starker Vorgrifr vorgenommen. Dies bedeu- 
tet eine entsprechende Verminderung der Deckungsdauer aus 
den Beständen. Ab April 1940 ist eine stärkere Drosselung 
des Verbrauchs auf allen Metallgebieten bis auf Blei und 
Zink nicht mehr zu vermeiden. 

Die "ersorgungslage bel Bled ist im seati i 
günstiger, da die deuts- he Erzeugung verhältnismäßig groß 
und eine gewisse Einführ aus dem neutralen. Ausland gesichert 


ist, 


Beil Zinn dagegen ist die Lage äusserst schlecht, 


weil die Vorratslage bei Kriegsbeginn besonders ungünstig 
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aus dem neutrslen Ausland nur in ge- 


2s Leichtmetalle. 
EEE 


Aluminiumverbrauch betrug in den letzten Monaten 
ng 
Kriege 

Wehrmacht 8.300 Moto 


Ziv.Wirtschaft 
(einschl.Ausfuhr) 11.200 * 
—__ 


zusammen 19.500 Moto. 


lese Mengen konnten fast genz aus der eigenen Produktion 


aus Rohaluminium und Umschmelzmaterial gedeckt werden. Der 
egebedarf wurde gemeinsem mit dem OKW wie folgt einge- 
schätzt: 
Wehrmacht 15.700 Moto 


Ziv.Wirtschaft 
(*inschl.Ausfuhr) 12.000 " 
und ne A 


zusammen 27.700 Moto (einschl. 
Umschmelzaluminium),. 


ieser Bedarf konnte mit Kriegsbeginn mangels ausreichen- 
den Frzeugungsanlagen nicht gedeckt werden; diesem Bedarf 
en folgende Zuteilungen gegenüber: 


November u.eYezember 1939 I Quartal 1940 
in Moto in Moto 


‘macht 14.000 15.400 
Ziv. Wirtschaft 6.300 5.100 


(einschl. 
Ausfuhr‘) | 
20.500 


Zusammen; 20 » 300 
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$e Legierungsmetelle. 


Die Versorgungslage bei Kobe)t ist besonders schwie- 
rig, da Beschaffungsmöglichkeiten aus dem peutralen Aus- 
lend nicht mehr gegeben sind. Bei den übrigen Metallen, 
Quecksilber, Antimon und Cadmium wird die Versorgungslage 
einigermassen befriedigend sein, wenn die Zufuhren sus 
dem neutralen Ausland auch weiterhin aufrecht erhalten 
werden können. Dies gilt besonders für Quecksilber, das 

k in erster Linie aus Italien in Sleering bezogen wird. 
Der Quecksilberpreis ist jedoch seit Eriegsbeginn bereits 
auf das Doppelte gesteigert worden. 


B. Maßnahmen zur Sicherstellwy der kriegswichti 
Produktion. 
— — ı 


Der in vorstehenden Ausführungen dargelegte Über.lick 
über die Versorgungslage zeigt, dass einschneidende Keö- 
nahmen erforderlich sind, um die Versorgung der kriegs- 
wichtigen Produktion sicherzustellen, insbesondere auch 
für eine längere Kriegsdauer, Diese MeSnehmen können un- 

WB: ertei lt werden: 
l.) in Maßnahmen zur Lrosselung des Metellverbrauchs 
auf dem zivilen Sektor und für die Ausfuhr, 
2.) in Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungslage 


allgemein. 


Mit Kriegsbeginn wurde durch die Mob-Anordnungen grund- 


sätzlich der Metallverbrauch des zivilen und lebensnotwen- 
digen Verbrauchssektors auf rund 50 vom Hundert des bis- 


herigen Verbrauchs herabgesetzt. Lie weitere “rosselung 
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des Verbrauchs ist nach und nach über die Metallzuteilung 
durch die Reichsstelle für Metalle durchgeführt und wird 
weiter fortgesetzt. 

Abgesehen von der Drosselung des zivilen Verbrauchs 

wurden Maßnahmen zur Abwicklung und Aufrechterhaltung des 
wichtigen interessanten Exports durchgeführt. 

Für die Einschränkung auf dem zivilen Verbrauchssek- 
tor sind von besonderer Bedeutung die allgemeinen Verwen- 
dungs- und Herstellungsverbote. Diese Verwendungsverbote 
haben bereits in der Vorkriegszeit zu einer erheblichen Me- 
talleinsparung geführt. Mit Kriegsbeginn wurde die Reichs- 
stelle für Metalle beauftragt, weitere stärkere Verwendungs- 
beschränkungen durchzuführen, insbesondere die noch beste- 


henden Ausnahmen einzuengen. 


Ce Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungslage. — 


Diese umfassen die Steigerung der Metallerzförderung 


im Inland, die Gewinnung von Metallen aus Schlackenhalden 
und sonstigen Rückständen und die Mobilisation von Metallen 
sowie eine möglichst intensive Steigerung der Metalleinfuhr 
aus dem Auslande, 

Der Steigerung der Metallerzförderung kommt unter die- 
sen Maßnahmen eine bevorzugte Bedeutung zu. Nach den bi sho- 
rigen Feststellungen wird es möglich sein, die Metallgewin- 


nung aus deutschen Erzen wie folgt zu steigern: 
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(in Monatstonnen) 
Kupfer auf 2.000 auf 2.400 auf 2.600 
Blei p 1.500 "7.1700 ~ 7.900 
Nickel " 45 p 80 y 80 
Zinn : 28 . 35 — 45. 
Ausser der Steigerung der Metallerzförderung wird die 
Gewinnung von Metallen aus Schlackenhalden una sonstigen 
Rückständen stark gefördert. Hierdurch werden Metalle ge- 
wonnen,die bisher aus wirtschaftlichen Gründen nicht ver- 
hüttet werden konnten. 

Die Aluminium-Erzeugung wird von 204.800 Jato auf 
246.800 Jato bis Frühjahr 1941 gesteigert werden. Darü- 
ber hinaus ist ein zusätzlicher Ausbau auf 266.000 Jato 
möglichst bis Ende 1941 vorgesehen. Auch die Magnesium- 
Erzeugung wird erheblich gesteigert werden. 

Neben diesen Maßnahmen zur Steigerung der Metall- 
erzeugung wird ein grösserer Met4llanfall durch Mobili- 
sation in der Wirtschaft und in den Haushalten erwartet. 
Die Vorbereitufgen hierzu sind eingeleitet. 

Mit Rücksicht auf die schlechte Versorgung mit Zinn 
wurde bereits Jetzt u.a. der Austausch von Bierleitungen 


aus Zinn in die Wege geleitet. 


Es ist selbstverstiindlich, dass alle Möglichkeiten 


ausgenutzt werden, um die Einfuhr der kriegswichtigen 
Metalle aus den neutralen Ländern zu steigern. Mit Jugo- 


slawien konnte bereits ein besonderer Erfolg erzielt wer- 
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den, indem infolge eines Kompensationsgeschäftes mit 


Kriegsmaterial rund 1 500 t Kupfer und 2 000 t Blei je 
Monat zunächst für die Dauer eines Jahres eingeführt wer- 
den. Diese Metalleinfuhr ist im Dezember 1939 zum Anlauf 


gekommen. 


Weiterhin wurde versucht, aus Finnland zusätzliche 
Mengen an Kupfer und Nickel hereinzuholen. 


Sere Bemühungen durch den finnisch-russischen Konflikt 
aufgehalté@n.. worden. | | 

Unsere diesbezüglichen Ansprüche sollen aber bei den 
deutsch-russischen Verhandlungen geltend gemacht werden. 

Zur Erleichterung der Metallversorgungslage werden 
gleichzeitig mit den Verwendungsverboten auch die Möglich- 
keit. der Umstellung laufend verfolgt. Leider wira die Aus- 
wahl der zur Verfügung stehenden Austauschstoffe immer ge- 
ringer. An metallischen Austauschstoffen steht im Vorder- 
8rund das Zink", | 


Leider sina un- | 


P 


\ 
‘ 
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Ill. Versorgungslage in _wineralölerzeugnisse 
l.) Zur _Klarsteil 
"Die Versorgung mit Mineraldlerzeugnissen wird nach 

Beobachtungen des RWi Min an vielen Stellen, auch solchen, 
jie entscheidend beim Einsatz des Wineralöls mitwirken, 
nicht richtig beurteilt. Man glaubt, dass Mineralöle, ins- 
besondere Benzin, für eine absehbare Zeit in ausreichenden 
Mengen zur Verfügung stehen. Demgegenüber muss darauf hin- 


gewiesen werden, dass bereits in den ersten Kriegsmonaten 


u liche Einbrüche in die Bestände vorgenommen werden 


mussten, obwohl in diesen Monaten der Bedarf, der aufge- 
treten ist, nicht einem Höchsteinsatz der Wehrmacht ent- 


spricht. 


2.) Die Ausgangslage. 

Bei Ausbruch des Krieges wurde festgestellt, dass die 
voraussichtliche Dauer der vollen Deokung des Mob-Bedarfs 
durch eigene Erzeugung und einsetzbare Bestände ab 1.0k- 
tober 1939 

für Flugverzaserkraftstoff 4,5 Monate 

ür Kraftfahrzeugvergaserkraftstoff 4,4 Monate 


für Dieselkraftstoff für Wirtschaft 
und Landfahrzeuge der Wehrmacht 3,0 Monate 


betrage. 

Nach Ablauf der hier angegebenen Monatszahlen sollte 
nur noch die heimische Erzeugung zur Verfügung stehen. 
Sie war bei Flugvergaserkraftstoff mit 30 % des Mob-Be- 
darfs, bei Kfz.-Vergaserkraftstoft mit 63 % des Mob.-Be- 
darfs und bei Dieselkraftstoff nit 30 % des Mob.-Bedarfs 


anzunehmen. Hieraus ging hervor, dass nach den Vor- 
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te 


schitzungen vor Beginn des Krieges damit gerechnet wer- 
den musste, dass wir nur für wenige Monate in åen wich- 


tigsten Kraftstoffen noch eine zureichende Deckung hat- 


ten. 
3.) Tatsichliche Gestalt ung der_Lage in den ersten 
SESS. 

Wider Erwarten hat Sich gegeniiber den Vorschätzungen 
die Lage in den ersten 4 Kriegsmonaten günstiger gestal- 
t was auf folgende Ums tände zurückzuführen ist; 

a) der Bedarf der Wehrmacht an Kfz.-Vergaserkraftstoffen 


belief sich auf 244 000 t gegenüber einer Vorschätzung 


auf 460 000 t, wobei allerdings der Monat September 


allein 107 000 t gebraucht hat. 


der Verbrauch an Flugbenzin betrug rd. 178 000 t gegen- 
über einer Vorschitzung von rd. 600 000 t. 


in den Vorschitzungen waren Importe nicht enthalten. 
Hs konnten aber in den 4 Monaten insgesamt noch 


Fluskraftstoff 11 000 t 
Kfz.-Vergaserkraftstoff 108 000 t 


E) Dieselkraftstoff 107 000 t 
zusammen 226 WO £ 


eingeführt werden. 
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4.) Die am l.Januar 1940. = 
Mineralölversorgung Januar-Juni 1940. 


Flug- andere Diesel- Schiffs- Schiffs- 
kraft- Verga- kraft- diesel- heiz- Zusammen 
stoff ser- stoff kraft- öl 

kraft- stoff 

stoffe 


1.1.1940 Einsetzba- 425 1 
ee Bestan- * 
E 


Januar (Erzeugung = 1 452 
«(Import C 715 


ty | 3 741 
Br: Verbräuch 3 470 
30.6.1940 Endbestand 271 


| 


Für die Ergebnisse der angestellten Uberlegungen bedeatet 
es nur eine entsprechende Verschisbung, wenn man das Ein- 
setzen stärkerer Kriegshandlungen früher oder später an- 
setzt. | | 

Die Schmierölversorgung ist für das Jahr 1940 als ge- 
sichert anzusehen. 

Die Aufstellung zeigt, Jass bei vollen Einsatz der 
Kriegshandlungen ab 1.Februnr 1940 bezw. später die Be- 
stände bis zum Juni aufgebraucht sind und man praktisch 
auf die Erzeugung und möglichen Einfuhren angewiesen ist. 

Zu der gesamten Entwicklung sind folgende Bemerkun- 


gen zu machen: 


die Mob-Produktion ist bereits in den ersten 4 Monaten 


programmassig verlaufen. Eine wesentliche Steigerung ist 


in den nächsten 6 Monaten nicht zu erwarten. Bei den bis- 


A Ott, Sees 
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herigen Überlegungen ist man davon ausgegangen, dass diese 
Produktion auch in Zukunft ungestört weiterläuft. Es muss 
aber darauf hingewiesen werden, dass sowohl mit Störungen 
in der Roh- und HBilfsstoffversorgune infolge von Transport- 
Schwierigkeiten sowie mit Zerstörungen durch Angriffe des 
Feindes in gewissem Umfange gerechnet werden muss. 

die Einfuhr hangt von der politischen Entwicklung au? dem 
Balkan und in Russland und den derzeitigen Möglichkeiten 
des Transports ab. Zurzeit sind die Aussichten hinsichtlich 
der Lieferwilligkeiten und Liefermöglichkeiten von Rumäni- 
en und Russland günstig zu beurteilen. Gelänge es, von den 
in Aussicht genommenen Gesamtmengen in den genannten Erzeug- 
nissen 90 000 Moto aus Rumänien und ca. 60 000 Moto aus: 
Russland zu beziehen, so könnte bei Bleichbleibender ruhi- 
ger Lage voraussichtlich der jetzige Gesamtbedarf aus Er- 
z2eugung und Import gerade noch gedeckt werden. Bei größe- 
ren Kriegshandlungen werden jedoch die Bestände auch bei 
derartigen Importen in wenigen Monaten verbraucht sein. 

Es kann aber für die nächsten Monate mit der Durchfüh- 
rung der angegebenen Importziffern nur bedingt gerechnst 
werden. Für die Zeit der Stillegung des Donau-Schiffsver- 
kehrs ist die Bewältigung der Transporte mit den jetzt 
zur Verfügung stehenden Transportmitteln nicht möglich. 


Es sind eingesetzt: 
a) für Rumänien 1 700 Kesselwagen mit einer Transportkapa- 
>! zität von monatlich 25 000 t 


b) für Przemysl 980 Kesselwagen = monatlich 45 000 t., 


Ausserdem kann Russland Ende Januar 35 000 t Heiz- und 


Schmieröl nach Constanza liefern, so dass von Rumänien 
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im Gesamtbild auf längere Zeit möglich wäre, denn die 


Schwierigkeiten in der Versorgung bestehen auf allen Ge- 
bieten. 


Es kommt hinzu, dass noch einige andere Mineralölprodukte, { 
die lebensnotwendig sind, aber in den grösseren Gesantzah- 
len nicht hervortreten, hergestellt bezw. importiert wer- 
den müssen. Diese Stoffe (es sind Petroleun, technische 
Benzine, technische Benzole, Paraffin zur Fetterzeugung 

und Bitumen) beeinträchtigen die Versorgung auf den Gebie- 


é” anderer Mineralölprodukte um insgesamt rund 60 000 Moto. 


f) Für die Ersparnis an Kraftstoffen sind in den ersten Kriegs- 


monaten in immer zunehmendem Maße schirfste MaBregeln in 
der Wirtschaft und im Verkehr getroffen. Bei Dieselkraft- 
stoff musste eine ausserordentlich weitgehende Kontingen- 
tierung ab l.November 1939 eingeführt werden. Sie ist auf 
zahlreichen Gebieten der Wirtschaft und des Verkehrs 80 
weit getrieben worden, dass ernsthafte Gefährdungen der 
kriegsmässigen Versorgung sowie der Kriegsproduktion un- 
vermeidlich waren. Eine weitere Drosselung würde zu ernsten 
Schädigungen der Wirtschaft führen und insbesondere die -+ 
nährungslage gefährden. Wiohtig erscheint 6s, dass, nach- 
dem diese harten Drosselungen in der Wirtschaft durchge- 
führt worden sind, auch die Wehrmacht in eine weitgehende 
Prüfung von Ersparnismöglichkeiten, insbesondere im Ver- 
brauch von Kfz.-Vergaserkraftstoff eintritt, Ioh bin da=- 
von üherzeugt, dass, wenn die Führung bis herunter: gu den 
Divisionen darüber unterrichtet wird, warum Kraftstoff 
unbedingt eingespart werden muss, noch zahlreiche Möglich- 


keiten ausgenutzt werden könnten. 


MUC 
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g) Wit Beginn des zweiten Halbjahres 1940 muss dest ge- 
rechnet werden, dass die Bestände, abgesehen von Kraft- 
stoffen der Marine, aufgebraucht sind. Wem Störungen 
auf dem Balkan und ‘titer die Türkei nicht eintreten und 
damit die rumänischen und russischen Importmöglichkei- 
ten nicht beeinträchtigt werden oder zum Erliegen kom- 
men, und die im Inland vorhandene Erzeugungskapasitit 
wesentlich erhalten bleibt, kann alsdann nur mit der 
Deckung von 2/3 des vollen Mobbedarfes gerechnet wer- 
den." 

Die von besonderer Vorsicht getragenen Lagebeurtei- 
lungen des Vertreters des Reichswirtschafteministeriums 
haben sich glücklicherweise im Verlauf des Jahres 1940 


als zu"ungünstig" gesehen erwiesen. Allerdings muss dar- 
auf hingewiesen werden, dass der Wehrmachtsv erbrauch in 
Gem ersten Halbjahr 1940 über Erwarten PELET war und 
dass der grosse Beuteanfall durch den “estfeläzug das 
ganze Bild der Rohstofflage schlagartig zu unseren 
Gunsten verändert hat. Hätten wir diese Beutebestände 
nicht erobert, hätte das Jahr 1940 auf verschiedenen Ge- 
bieten zweifellos schwierige Lagen gebracht. | 
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4. Arbeitseinsatz. 


Das Gebiet des Arbeitseinsatzes ist in einer Sonderbe- 
arbeitung ( siehe Vorwort) behandelt, sodaß im Rahmen dieser 
zusammenfassenden Arbeit nur auf besonders wichtige Punkte 
hingewiesen ist. Eine eingehende Schilderung der Tätigkeit der 

| Wehrwirtschaftsorganisation auf diesem Arbeitsgebiet erfolgt 
= MED Stelle nicht. Die angeführten Befehle und Anlagen 
| sind als Anlagen der Sonderbearbeitung beigefügt. 

Die Arbeitseinsatzfrage erhielt zu Beginn des Krieges 
durch zwei grundsitzliche Verfügungen eine erste Regelung fiir 

den Krieg. Bin Erlaß des OKW vom 13.9.1939 - Nr.2289/39 Bs 

| Edos. WFA / L II bestimmte die Zurückziehung der Rüstungs- 
facharbeiter aus dem Wehrdienst im Wege des FM-Verfahrens; 
die Verfügung OKW Az. 1 K 35 AHA/Ag/E (Vb) Nr. 2880/39 geh. 
vom 27.9.39 regelte die Fragen der Unabkömmlichkeit während 
des Krieges. In die Durchfiihrung beider Befehle wurden die 
Dienststellen der Wehrwirtschaftsorganisation eingespannt und 
at einer Aufgabe unterworfen, die bei der lauen und ab- 
lehnenden Einstellung der Zivilbehörden eine Ricsenarbeit 
und einen unerfreulichen Kampf mit der Wehrersatzorganisation 
einerseits und mit den Betrieben andererseits bedeutete, 

Wie in den vorhergehenden Abschnitten ausgeführt, bestand 
schon bei Kriegsausbruch ein erheblicher Mangel an Fachar- 
beitern in der Riistungsindustrie. Andererseits war die Masse 
der Betriche noch nicht so durch rationalisiert, daß alle 


Möglichkeiten der Schaffung von weiteren Kräften aus dem Be- 


trieb heraus voll erschöpft gewesen wären. Durch die nicht 
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planmässig durchgeführte Mobilmachung wurde die Situation 
erheblich gespannter. Da ausserdem die WT befehlsgemäss 
nur einzelne Programmteile anlaufen liessen und nicht so- 
fort das Gesamtfertigungsprogramm inganggesetzt wurde, er- 
folgte der Abruf von zusätzlichen Arbeitern bei den Ar- 
beitsamtern durch die Betriebe nur sehr langsam, so dass 
die zunächst bereitgestellten Arbeiter zum Teil wieder in 
ihre alten Friedensbetriebe sortckkebsten und dort ihre 
Arbeit wieder aufnahmen. Auf der anderen Seite waren zahl- 
teiche Unterlieferungsbetriebe personell von den Dienst- 
stellen des GBW nicht erfasst worden, so dass die jünge- 
ren Arbeitskräfte zur Truppe eingezogen wurden und die 


Betriebe ohne den notwendigen Arbeitsstamm dastanden. Die 


Hauptschwierigkeiten traten im Metallsektor auf, weil ge- 


rade auf dem Metallgebiet durch Sich-rung aller Betriebe 
= auch derjenigen, die zunächst keine Mob-Auftrige hatten 
- eine grosse Zahl von Kräften zurückgehalten wurde, so 
dass der Ergänzungsbedarf auf diesem Sektor nur zu 65 % 
gedeckt werden konnte. Dank der ausgezeichneten Zusammen- 
arbeit zwischen Wehrwirtschaftsinspektionen, Wehrersatz- 
Inspektionen und Arbeitsäntern glückte es aber, zunächst 
die grössten Pannen zu überbrücken und den wichtigsten Be- 
trieben die notwendigen Arbeitskräfte zuzuführen. Aller- 
dings gelang es nirgends, schnell auf zweite und dritte 
Schichten zu kommen, was sich in den späteren Monaten in 
Sonderheit auf dem Munitionsprogramm, sehr unerfreulich 
ausgewirkt hat. Da der Fehlbedarf innerhalb der Bezirke 
der Landesarbeitsänter nicht gedeckt werden konnte - in 
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Sonderheit nicht in den Bezirken Nordmark, Niedersachsen 
und Mitteldeutschland - wurde seitens der WI verstärkt - 
die Deckung mittels Reichsausgleich gefordert. Dagegen 
stand die Forderung, die die Gauleiter beim Führer vor- 
gebracht hatten, auf Einschränkung der Dienstverpflichtun- | 
gen. Da der Führer in der Diénstverpflichtung eine Schwä- 
Chung des Kriegswillens sah, konnte von der Anwendung 
des Reichsausgleichs nur wenig Gebrauch gemacht werden. 
Er wurde nur für die oban genannten drei Landesarbeitsbe- 
zirke angeordnet. 

Die Wehrwirtschaftsinspektionen wurden angewiesen, ih- 


zerseits mit aller Schärfe auf die Betriebe einzuwirken, 


einerseits durch Rationalisierung der Arbeitsverfahren, 
andarerssits durch verstärkte Ausbildung den dringenästen 
Bedarf innerhalb der Betriebe selbst zu decken. Die For- 
derungen der Betriebe waren meist überhöht, in Sonderheit 
bei den Unterlieferanten und bei den vom GBW betreuten 
Betrieben, aber auch - wie sich später herausgestellt hat 
- bei den staatlichen Werftbetrieben der Kriegsmarine. 
Besonders die qualitativen Ansprüche, die seitens der Be- 
triebe gestellt wurden, entsprachen nicht den Kriegsver- 
hältnissen. \ 

Mit dem Ablauf des Polenkrieges und der Führerforderung 
auf schnellste Wiederherstellung der Kraftfahrzeuge der 
schnellen Truppen trat seitens der Industrie die Forde- 
zung hervor, die zur Truppe eingezogenen Facharbeiter wie- 
der zurückzuerhalten. Wi Rü Amt erbat daher beim AHA 
eine entsprechende Zurückbeorderungsaktion, die im Rah- 


men des F.M.-Verfahrens auch zur Durchführung kam, die 
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sich aber beim Widerstand der Front nur sehr langsam 
suswirkte. 

Im Durchschnitt waren bei Jahresende etwa 25 % der 
zurückbeorderten Facharbeiter wieder zu den Betrieben zu- 
riickgekehrt. Die ganze Aktion litt durch den Erlass des 
OKH und des RdL und Ob.d.L., wonach Entlassungen und Be- 
urlaubungen nur noch durchgeführt — sollten, wenn 
dies ohne Beeinträchtigung der Einsatzbereitschaft der 
Truppe möglich oder wenn Ersatz eingetroffen war.Wenn schon 
bei den Kommandostellen nicht das notwendige Interesse 
für die Rüstungsindus trie bestand, so war das Verhältnis 
für ihre Bedeutung bei den Frontkommandeuren noch verrin- 
gert und das Ergebnis musste sein, dass die ganze Aktion 
zunächst nur einen geringen Erfolg brachte. 

Festgestellt muss allerdings auch werden, dass in meh- 
reren Fällen Betriebe in leichtfertiger Weise unbegründe- 
te Antrüge auf UK-Stellung oder Rückführung von Arbeitern 

v Ti haben, die aber von den Wehrwirtschaftsinspek- 
tionen sehr schnell klargestellt und abgewiesen werden 
konnten. 

Laut Meldung der WT bestand im November 1939 ein 
Fehlbedarf von rund 100 000 Facharbeitern, der sich bis 
Jahresende noch erheblich erhöhte. Die Zahl der Diénstr 
verpflichteten belief sich im November 1939 auf rd. 

400 000 Mann. 

Zur weiteren Deckung des Arbeiterbedarfs der Rüstungs- 
industrie wurde schon im November 1939 auf Forderung des 
wi RU Amtes mit dem Reichsarbeitsminister die "Auskämmung" 


der Industrie-Betriebe von nicht dringend benötigten 
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Facharbeitem beschlossen und dazu am 21.November die Bil- 
dung der ersten Reichskommission in die Wege geleitet. 
Diese Einrichtung wurde de Grundlage für die später um- 
fangreiche Tätigkeit der Wehrwirtschaftsorganisation und 
der Dienststellen des Dr. Todt auf den Geblet der Frei- 
machung von Arbeitern durch die Auskämmungs-Kommissionen, 
Ende Dezember erfolgte eine Führerweisung, wonach vor- 
dringlich die Soldaten der Jahrgänge 1900 und älter, so- 
= sie Mangelberufen angehören oder für die Rüstungsin- 
dustrie geeignet sind, zu entlassen sind.- OKW Nr.3088/39 
geh. WA/L I u. II-. 
Erst im Jahre 1940 hat eine erneute Weisung des Füh- i 
rers die Masse der Kräfte der Kriegsindustrie gurlickgege-— | 


4 
ben. 


Ein besonderer Stein des Anstoßes seitens der WT 
blieb im 1.Kriegsjahr der Bauarbeiter-Sektor, weil durch | 
die Fortführung zahlreicher, nicht kriegswichtiger Bau- 
ten, z.B. der Bauten zur Winter-Olympiade in Garmisch, 
erhebliche Arbeitskräfte nicht den kriegswichtigen Aufga- 4 
Gad zugeführt werden konnten. | 

Als besondere Notwendigkeit erwies sich, der Wirt- 
schaft bei der verlängerten Arbeitszeit warme Betriebs- 
verpflegung zu geben. Auf Antrag des W Stb erfolgte am 
20.11.1939 seitens des Generalfeldmarschall Göring eine 
entsprechende Neuregelung der Betriebsverpflegung. 
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zu Beginn des Krieges in Zei- 

chen von Spannungen, die jadurch entstanden waren, dass 
die Reichsbahn ihr Eisenbahnnetz und ihr rollendes Mate- 
rial nicht den Forderungen der deutschen Großrüstung 
hatte anpassen können. Da der Transportchef sich für den 
Aufmarsch und auch später für sonstige operative Lagen 
einen erheblichen Teil des Lokomotiv- und Wagenpnrks be- 
reitgestellt und reserviert hatte, trat für die Wirtschaft 
sehr bald ein Wagenmangel ein.Dieser Mangel verstärkte 
sich von Monat zu Monat und wurde besonders mit den Aus- 
fall der Binnenschiffahrt im Winter für den Wirtschafts- 
sblauf ein höchst störendes Moment. Besonders im Ruhrge- 
biet wurde über den Wagenmangel geklagt. Im November konn- 
te die Waggongestellung für die Ruhrkohle nur 50 - 60 4, 
für die schlesische Kohle mit 40 %, für die Braunkohle 
mit 30 % bedient werden. 

Verstärkt wurde der “agenmäangel durch die grossen Koh- 


lenlieferungen nach Italien (700 000 t/Mon.), wozu noch 


= $ 000 t polniische Kohle kamen) unà durch den sonstigen 


hohen Wagenumla im Auslande, der für den Export unà Im- 
port erforder 
Dazu kaı Jass die Umlaufzeiten der Naggons infolge 
Verdunkelung und langsamer pntladung immer länger wurden. 
Vie gespannt ile Lage im November war, zeiet die Ak- 
ennotiz võm 1l0.] über eine sprechune mit Reichsbahn 
und Reichswirtschaftsministerium über Maßnahmen zur Bes- 


serung der Verkehrslage (siehe Anl. KIA ELY 
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Die Binnenschiffahrt wurde schnell 100 % zur Ent- 
lastung der Eisenbahn eingesetzt, war aber auch sehr bala 
überlastet, so dass besonders auf der Donau grosse Rück- 
stauansammlungen stattfanden. 

Im Strassenverkehr wirkte sich sehr bald die Tatsache 
aus, dass der Wirtschaft meist nur alte Lastkraftwagen 
belassen waren, die große Reparaturausfälle aufwiesen. 
Der von der Obersten Führung erwähnte Gedanke, nach Schluß 
des Polenkrieges mehrere Divisionen zu entmotorisieren 
und die Fahrzeuge der Wirtschaft zur Verfügung zu stellen, 
kam nicht zur Durchführung. 

| Anfang Dezember wurde Wi Rü Amt bei dem Chef OKW vor- 
stellig und forderte, dass im Rahmen der Kriegswirtschaft 
die Verkehrslage eine erhöhte Berücksichtigung finden muß, 
und daß für das Neubauprogramm der Eisenbahn groBere Roh- 
stoff-Kontingente freigemacht werden müssten. Der Antrag 
des Wi Rii Amtes wurde abgelehnt, da man nach Angabe des 
Chefs OKW nur mit einem kurzen Krieg zu rechnen habe und 
der Lokomotiv- und Wagenpark bis dahin ausreichen müsse. 
Die Eisenbahn sollte, sofern eine Erhöhung des Rohstoff- 
Kontingents überhaupt erforderlich sei, aus dem Export- 
Kontingent versorgt werden. Eine nennenswerte Erhöhung 
trat jedoch nicht ein. Im übrigen muss aber auch festge- 
stellt werden, dass die Reichsbahn in der Verwendung 


ihrer Rohstoffe sich nicht rechtzeitig den Kriegserfor- 


dernissen angepasst und organisatorisch und technisch 
manches versäumt hat, um der Verkehrslage Herr zu blei- 
ben. Erst im späteren Verlauf des Krieges konnte die 
Reichsbahn diese Mängel nachholen und hat dann hervor- 
ragende Leistungen in der Bewältigung der Kriegsforde- 


rungen vollbracht. E CREO es 
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Die wehr- un 


d rustuneswirtschaftliohen Ma 3nahmen 


im Jahre 1940. 
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XX. 


Die wehr- und rüstungswirtschaftlichen 


MaBnehmen im Jahre 1940. 


Organisatorisch standen die ersten Monate des Jahres 
1940 im Zeichen der Einrichtung eines Reichsminister für 
Bewaffnun; und Munition, einer Einrichtung, die im Interesse 
Jer Sache nur begrüßt werden konnte. 

Wie in den Vorkapiteln bereits ausgeführt, hatte die 
durch den Polenfeläzug dargetane schlechte kKunitionslage 
einerseits und der lanzsame Anlauf Ristungsprogramme 


jer Öbersten 
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den Vorschläge des Wi Rü Amtes vom GBW und dem RWiM be- 
kämpft wurden, war as erklärlich, da3 dar Führer die Auroh 
Dr. To dt an ihn herangebrachten Vorschläge gut hieß, 

So mag der Führer allmählich zu dem Entschlus gekömmen 
sein, eine Persönlichkeit wie Dr. To dt , die ihm nahe- 
stand und die in der Partei ein Ansehen hatte, mit beson- 
deren Vollmachten einzusetzen, um das Munitionsprogramm 

und die sonstigen bem nderen Führerwünsche aufs höchste zu 
fördern, Nachdem nun mal bei dem Wi Rü Amt infolge der 
ifangelnden Befehlsbefugnis die Schwierigkeit, sich mit seinen 
Ansichten durchzusetzen, bestand, mu8te dieser Entschluß des 
Führers, eine S,elle mit Vollmashten und Durohscohlasskraft 
zu sohaffen, nur begrüßt werden. Es wurde aben der Bawais 
erbracht, dad die Einwendungen, die der WStb bei der Griin- 
dung dieser Dienststelle gegen die Dienstanweisung-und die 
mangelnden Vollmachten erhoben hatte, zu Recht bestanden 
haben. Eine Riistungsftihrung, die ihre Aufgaben erfüllen 
sollte, mußte einmal unmittelbaren Vortrag beim Führer als 
dem Obersten Chef der Wehrmacht haben, um von ihm unmittel- 
bare Weisungen zu empfangen und um ihm mit technischen | 
Kenntnissen ein klares Bild über die Rüstungslage zu geben 
und andererseits mußte diese Rüstungsführung alle Vollmach- 


ten haben, um die Weisungen des Führers schnellstens zur 


Durchführung zu bringen. 


Beide Voraussetzungen waren beim WStb bezw. beim Wi 
Rü Amt nicht gegeben. 


General Thomas ist seit Kriegsbeginn, bis auf zwei 
„der drei unwichtige Ausnahmefälle, nie zum direkten Vor- 
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trag beim Führer vorgelassen worden, sondern die wehr- und 


rüstuneswirtschaftlichen Vorträge übernahm der Chef OKW. 
Vom Führer ist richtigerseise stets gefordert worden, 
daß der Soldat nur seine Forderungen stellen soll und daß 
‚eine zivile Rüstungsstelle diese Forderungen dann in die 
Tat umsetzen müsse. Leider entsprach aber die vorbereitende 
Spitzenorganisation nicht diesen Wünschen der Obersten 
Führung, denn die wehrwirtschaftlichen Mob-Vorbereitungen 
sowie die Vorbereitungen für die Durchführung der Rüstung 
waren allein von den militirischen Stellen, in Sonderheit 
dem WStb im OKW getroffen worden, da die zivilen Stellen 
in der Praxis überhaupt nichts getan hatten. 
So mußte es kommen, daß zu Beginn des Krieges, als 
die Organisation sich bewähren sollte, grundlegende Orga- 
nisationsinderungen vorgenommen werden mußten, die zu einer 
jahrelangen Doppel- und Nebeneinanderarbeit geführt haben. 
Die neue Stelle des Reichsministers für Bewaffnung 
und Munition wurde mit Führererlaß vom 17.3. geschaffen 
( 8.Anl. XX,1). Die ersten Durchfiihrungsbestimmuncen zu die- 
sem Führererlaß erfol.ten am 20.3. Leider brachte der Führer 
erlaß aber nicht die notwendigen klaren Abgrenzungen für 
die Arbeit des OKW und der Wemrmachtteile einerseits und 
der Dienststelle des Reichsministers für Bewaffnune und 
jererseits, sodaß es bald zu einer Doppelarbeit 


rs 


s draußen in der Wirtschaft schnell fühl- 


O dt führte in der Besprechung “us, 
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Lonel, wed ° 
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an ertetit werden 

los zu zestalten. 
ine neue Zentrale nach Berlin 
, sondern ‘as ganze Sohwergew! 80- 


Jer Industrie als auch meiner Organe 


an die Selle der Rüstungsinspektionen 


legen! * 


ist es zur Durchführung dieses Versprechans nicht 
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der Schwerpunk uf dle Außenstellen des Ministeriums, die 

Wehrkreisbeauftragten, verlagert wurde. Diese stellen, die 

in der Hauptsache it Persinlichkeite: aus der Parteiorzani- 

sation des Heichsamtes für Technik besetzt “Waren, sahen vom 

ersten Tage ihre Stellune jarin, die Riistungsinspektionen 

24 ersetzen und nicht etwa sie zu unterstützen. Im einzelne 

a wird auf diesen Punkt an spiterer Stelle eingerangen wer- 

—— | 
| Sogleich nach der Einsetzung des Reichsministers fiir 
Bewaffnung und Munition wurde von selten des Wi Rü Amtes 
versucht, eine klare Abgrenzung jer Aufgaben des OKW und 
des R.f.B.u.M. zu erreichen. Ebenso surde angestrebt, eine 
Hör ing der Aufgaben bei den AuSenstellen durchzufiihren. Die- 
se Klärung ist nie erfolet, weil Minister I o dt das Paral- 
lelarbeiten der Rüstungsinspektionen und Wehrkreisbeauftrsg- 
ten für nützlich hielt und nach seiner Ani cht sich der 


ur und Stärkere schon durchsetzen würde ( s. auch Anl. 


XX,3). In Wirklichkeit hat diese Nebeneinanderarbeit nur 
Reibungen hervorgerufen, viel Personal verbraucht und in 
die Betriebe Unklarheiten gebracht. Dabei muß betont werden, 
dal mehrere Wehrkreisbeauftragte fühige und energische Männer 
waren, die viel geleistet und gut mit den Rii-Dienststel len 
zusa mengearbeitet haben. 

Hätte man die Wehrkreisbeauftragten in die Riistungs- 
inspektionen eingebaut und durch ihr technisches Nissen 
die Schlagkraft der Rüstungsinspektionen verstärkt, so hätte 


man wenigstens in der Zwischeninstanz eine ideale Organisa- 











H2296-0246 


der Schwerpunkt auf die Aussenstellen des Ministeriums, die 
Wehrkreisbeauftragten, verlagert wurde. Diese Stellen, die 
in der Hauptsache mit Persoenlichkeiten aus der Parteiorgani- 
sation des Reichsamtes fuer Technik besetzt waren, sahen vom 
ersten Tage ihre Stellung darin, die Ruestungsinspektionen 
zi ersetzen und nicht etwa sie zu unterstuetzen. im einzelnen 


w auf diesen Punkt an spaeterer Stelle eingegangen werden. 


i vys 


Sogleich nach der Einsetzung des Reichsministers fuer 
Bewaffnung und Munition wurde von seiten des Wi RU Amtes 
versucht, eine klare Abgrenzung der Aufgaben des OKW und 
des R,f.B.u.M. zu erreichen. Ebenso wurde angestrebt, eine 
Klaerung der Aufgaben bei den Aussenstellen durchzufuehren, 
Diese Klaerung ist nie erfolgt, weil Minister Todt das 
Parallelarbeiten der Ruestungsinspektionen und Wehrkreisbe- 
auftragten fuer nuetzlich hielt und nach seiner Ansicht sich 
T essere und Staerkere schon durchsetzen wuerde (s. auch 
Anl.XX,3). In Wirklichkeit hat diese Nebeneinanderarbeit nur 

ıngen hervorgerufen, viel Personal verbraucht und in 
die Betriebe Unklarheiten gebracht. Dabei muss betont werden, 


dass mehrerer Wehrkreisbeauftragte faehige und energische 


Maenner waren, die viel geleistet und gut mit den Ri-Dienst- 


stellen zusammengearbeitet haben. 

Haette man die Wehrkreisbeauftragten in die Ruestungs- 
inspektionen eingebaut und durch ihr technisches Wissen 
die SGhlagkraft der Ruestungsinspektionen verstaerkt, SO haette 


man wenigstens in der Zwischeninstanz eine ideale Organisation 
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tion gé@schaffen. So blieb wohl nach Außen hin die Zusämmen- 


arbeit gwischen OKW und Rm.f.Bsu.M. gewahrt, Jedoch bestand 


T 


von Anfang an der Eindruok, daß seitene ies Rn.?.B.u.N. mit 


dem Ziel zenrheitet e don Soldaten allmihiich aus der 
en und den Ingenieur dafür elrnzusetzen, 
mer mehr zum Ausdruck KAM. 
ili die *4StUnesprogremme allmählich auf 
gekommen wren und die Hunitionskrise 'urch Aen Re- 
auch im Westen Ubervunden war, bé-= 
PeteM. diesen Noment, um in der Pros: 
nda zu machen, DaS diese Erfolre 
das Ergebnis der langjihrigen Arbeit 
inspektionen waren, wurde nicht erwähnt. 
in der großen Reich tarsrede vom 20.7, 
ler Nehrwirtschaftsorganisation keine 
wurde, wandte sich éer Chef des Wi Rü Am: 


7 . 


‚ in einem Schreiben an fener: 
we € ' An XX,4). General T h o 
aufhin 
befSrvert 
und arfole: 


gum Ausdr 
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geschaffen. So blieb wohl nach aussen hin die Zusammen- 
arbeit zwischen OKW und Rn. f.B.u.M. gewahrt, jedoch bestand 
von Anfang an der Eindruck, dass seitens des Rn.f.3.u.M. mit 
“dem Ziel gearbeitet wurde, den Soldaten allmaehlich aus der 
Ruestung herauszudruecken und den Ingenieur dafuer einzu- 
Setzen, eine Linie, die spaeter immer mehr zum Ausdruck kan. 

Als im Juli die Ruestungsprogramme allmsehlich auf 
Touren gekommen waren und die Munitionskrise durch den ge- 
ringen Munitionsverbrauch im Westen ueberwunden war, be- 
nutzte der Rm.f.B.u.M. diesen Moment, um in der Presse fuer 
— Erfolge Propaganda zu machen. Dass diese Erfolge 
zum groessten Teil das Ergebnis der langjaehrigen Arbeit der 
Ruestungsinspektionen waren, wurde nicht erwaehnt. 

Da auch in der érossen Reichstagsrede vom 20.7. der 
Arbeit der Wehrwirtschaftsorgani sation keine Erwaehnung ge- 
tan wurde, wandte sich der Chef des wi Ra Amtes, General 
Thomas, in einem Schreiben an Generalfeldnarschall 
Keitel (s.Anl. XX,4). General T homas wurde 
daraufhin am 1.3,40 bevorzugt zum General der Infanteie 
befoerdert und damit eine Anerkennung fuer die langjachrige 


und erfolgreiche Arbeit der Wehrwirtschaftsorganisation 


zum Ausdruck gebracht. FUN 52 40) 


Als im Herbst die Reibungen zwischen dem Wi RU Amt 
und dem Rm.f.B.u.M. durch das Nichtinnehalten der Aetroffenen 
Bestimmungen durch die Organe des Rm. f.B.u.M, immer mehr 
zunahmen, versuchte Chef wi RO Amt erneut eine Klaerung 


der Zustaendigkeiten zu erreichen. Feldmarschall Keite 1 
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t e 1 wünschte dabei eine Eins haltung des Rét ohsmarasha ttai 
Chef Wi Rü Amt trug daher die Lage dem Reichsmarschall u: | 
6.11. vor, der dabei entschied, daß Minister To dt allein — 


f 


für die Fertigung eingesetzt sei und daß die Führung der 


Rüstung einschl. Rohstoffverteilung und Arbeitseinsatz al- 
lein beim OKW liegen könne, das ihm in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender des Ministerrates für die Reichsverteidi- 
gung zu unterrichten habe. Der Reichsmarschsll wollte Mi- 

nister To d t über seine Auffassung unterrichten. 

In einem Schreiben an Minister To 4t vom 23.11. 

( s.Anl. XX,5) legte Chef OKW die Abgrenzung der beider- 
Seitigen Aufgabenzebiete wie folst fest; 

"Die sich aus den Absichten der Kriegsführung, aus der 
Kriegslage und der Organisation der wr ergebenden Forde- 
rungen. an die Rüstung werden im OKW vom Standpunkt der 
Wehrmachtkriegführung festgestellt ( Wehrmacht -Fiihr ungs - 
stab) und im Rahmen der gesamten Kriegswirtschaftsplanang 
nach den der Ristungswirtso chaft gezogenen Grenzen geprüft 
und zu einem Rüstungsprogramm gestaltet. ( Wi Rü Amt >. 

Die Durchfiihrung wird im Auftrag des Führers durch 
den Chef OKW an die WT befohlen. 

Das OKW unterrichtet den Rn.f. B.u.M. über die mili- 
tärischen Rüstungsforderungen und -planungen der WT und 
beteiligt ihn vor Anordnung der Programme an der Festetel- 
lung bezw. Ermittlung der riistungswirtschaftlichen Dur ch- 
führbarkeit, Die einheitliche Vertretung der den WT zuzuwei- 


senden Auftrige sowie notwendig werdender Verlageruncen 
oe? © 








H2296-0250 









in der Produktion gegenüber dem Rm.?.B.u.M, obliegt dem OKW, 
vertreten durch den Chef des Wi RU Amtes, der die amcor 
) Ubereinstimmung herbei führt. 










Das OKW ( wi Rü Amt) regelt federführend unter Be- 
teiligung des Rm.f.B.u.M. 





a) die Anforderung der für die mittel- und unmittelbaren 


| 

Erfordernisse der Rüstung notwendigen Rohstoffe und die | 
Aufteilung der zugewiesenen Rohstoffkontingsnte auf ate an 
aT; | 

b) die Bereitstellung der zur Durchführung der Gesant- 4 
rüstung benötigten Arbeitskräfte aus Wirtschaft, Wehr- 









macht-Kriegsgefangenen usw. sowie ihren Einsatk in der 






Rüstungswirtschaft; 
c) die Eingliederung der Waffen-, Munitions- und Geräte- 










fertigung in Dringlichkeitsstufen entsprechend der mi- 


4 





litärischen Zielsetzung sowie die Anoränung der für die 4 






einzelnen Dringlichkeitsstufen auf personellem und 






materiellem Gebiet zu treffenden Maßnahmen. 






Grundlegende Anordnungen auf den Gebieten unter a) 






bis c) bedürfen vor ihrer Herausgabe des gegenseitigen Ein- R 
i 






verst:ndnisses. 










Notwendig werdende äntscheii ungen des F ihrars werden 


in gemeinsamen Vortrag herbeigeführt. Hierzu werden von Fal 







zu Fall in grundlegenden Fragen der Fertigung die Ober- 









m - | 


‘befehlshaber der betr. WT » bei einschneidenden Fragen des 






Menscheneinsatzes aus dem Sektor der Wehrmacht als feder- 





führende Stelle des OKW der Chef H Rüst u BdE herange- 






zogen. 








H2296-0251 
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Dem Rm. ?.B.u.M. obliegt verantwortlich die Lenkung, 
Förderung und Überwachung der Munitions- und Waffenerzeu- 
gung, einschl. der Vorsorge für Schaffung der Fortigungs- 
stätten and Produktionsmittel. 

Hierzu stehen fas Wi Rù Amt mit seinen nachgeordnet en 
Dienststellen sowie die Waffenimter der WT dem Rn.2.B.u.M. 
voll zur Verfügung mit der Maßgabe, daß alle Anor dnungen 
an die WT und Rü-Dienststellen sowie Berichte und Vorschläge | 
an den Rn.?.B.u.M. über das Wi Rü Amt geleitet werden. | 

Der Rm.f.B.u.M. hat in Fragen der Produktion das Wei- 
sungsrecht ah dte auf diesem Gebiet eingesetzten Dienst- 
stellen der Wehrmacht; Anordnungen des OKW bedürfen der 
Zustimmung des Rm.?.B.u.M. 

Die VO der WT beim Rn.?.B.u.M. stellen im Dianstver- 
kehr des Ministers mit den WT die Beteiligung des Wi Rü Am- 
tes sicher. 

Die Beauftragten des Rm.f.B.u.M. sind bereohtigt, bei 
den für die Erzeugung örtlich zuständigen Rü-Dienststellen 
die mit dem OKW vereinbarten Produktionsforderungen unmittel- 
bar geltend zu machen und die für ihre Aufgaben nötigen 
— * Unterlagen zu verlangen. Die enge Zusammenarbeit 
der Außenstellen wird duroh — tates gegenseitige 
Beratung, nicht durch gegenseitige Kontrolle bestimmt", 

Auf Grund dieses Schreibens wurde einige Tage später 
eine Einigung über die Zusammenarbeit des Amtes mit Minister 
Tod t erzielt. Damit war eine Regelung geschaffen, die an 
und für sich eine gute Grundlage für die Zusammenarbeit 


hätte bilden können. 
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An ll. Dezambar wurden durch Verfaittlume des Reichs- 
ministers Dr. Todt die Riistungsinspektemre, die Wehr- 
machtsbeauftragten und die Leiter dex wichtfigsten Sonder- 


kommissionen des Rm.f.B.u.M. sowie die führfenden Herren 


des Wi Rü Amtes und des Rm.f.B.u.M. dem Führer vorgestellt» 


Ler Führer dankte für lig geleistete arbeit und wies auf 
die großen Aufgs)an hin, die der Orggnisatilon. noch bevor- 
stünden. Vor allem betonte ter Fiihrdr die [Notwendigkeit 
einer grogen Wendigkeit in der Führung der Wirtschaft 
und die Unmög'ichkeit, die Fartigungsprogranme auf weite 
icht fastzulagen. 

Der Vorstellungstag beim Führer war fiir die Rüst ungs- 

inspekteure ein Tag großer Befriedigung and ein Anerkannt- 


nis für ihre jahrelange flei3isa Arbeit. 
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Das Jahr 1940 wurde für die Wehrwirt cha? Drranise- 
tion zum ersten Prüfstein für ihren Wert und ihre Notwendie- 
keit, Nachdem sie sich in der Heimat bei den Maßnähmen zur 
wehrwirtschaftiichen Erstarkune Deutsechlands und in 
heit bei der Wiederwehrhaftmachunz der deutschen industrie 
und dem Wiederaufbau der deutschen Rilstune voll bewährt und 
fortlaufende Anerkennune durch ‚seneralfeldgarschail 35 = 
ring und den Reichskrieesminister geerntet hatte, galt 
eg nun zu beweisen, daß die Organisation auch zur Unter 
stützung der — ias Erfassung der Wirtschaft be- 
setzter Länder und zur Widerincangsetzun- dieser Wirtechafte 
geci zenet ist und daß für eine solche Organisation im heu- 
tieren Kriege eine unbedinzte Notwendirkeit besteht. Daß die 
se Auffascung richi ist, ergibt sich schon daraus, daß alle 
Preund= und FPeindstaaten nach dem deutechen Muster eine Ghn : 
liche Organisation aufrebaut haben. 

Die Unternehmen gegen Dänemark und Norwegen umd der 
Westfeldzuc zegen Holland, Belgien und Frankreich haben den 
Beweis voll erbracht, das Jahr 1942 hat diese Ansicht nehr 
als bestätigt, 


de Wehrwirtschaftiiche Maßnahmen bei 


von emark und Norwegen 


Sa 


>: ; | | 
l “Die Besetzung Dänemarks und Norwegens brachte für die. 
deutsche wehrwirtschaftliche Organisation eine dankbare und 








Il 
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i lune? ĉes Wi 
Vorarbeiten tref 
die nach den Weisu Ges OKM IFA — und deg 
Uberquartiermeister: ger mit de -rativen Vorbercitune be- 
auftrarten Gruppe XXI zu erfol-en hatten, Oberbefehlshaber 
Ger Gruppe XXI war ier eneral d. Infanterie v. I ee n= 
h or © %, Oberquartiermeister Oberst 1.G. 
Die unter Major Nee? zusammenvefasesten wehrwirtschaft- 
charbeiter wurden am 20.3. unter 
@ruppe Wehrwirtschaft" und als VO des OKW / Wi Rü Amt * 
ein eoränet, 
er Gru pe 
lung von liaterial über die 
Dänemark und Norwe FEN, Sie 


= 7 *4 * 44 
chaftlichėn und ristu: 


oränunren über das 
Norwegens", 

Alsdann wurde ur die in: Cenaen Wehrwirtschafts- 
Offiziere Goncerbearbeituncen anzelert und dabi ihre ersten 


Aufzaben folrende l 
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Führer zun Reichskommissar für die bes 


Gebiete ernannt wurae. Alle Versuche des Major Nee f, mit 
dem t Mitarbeiter leg Neichskommissars rauwirtschaftsbe- 
rater O tte zu einer Klärun» aer Zust ndivketten und der 
Arbeitsrebiete zu kommen, blieben zunächst ohne 


Os os ee Fe 
27.4. wurde die bisher; Verbi 


lve Ndunesstelle in den Wehr- 


wirtschaftsstah Norweren umgewandelt. 


Die Wo wurden ihm als 
AuBenstellen unterstellt, 


In Dänemark gelang es Freg.Kapt. Dr. For Stmann 


Te@sandten von Ren th 
und dessen Handelsattaché Dr. 


schnell mit dem deutschen “=>: tay 
Krüzer zur Klärung der 
Arbeitscebiete zu kommen und enges Einvernhmen mit ihnen 
herzustellen. Am 27.5. wurde die Dienststelle in " Wehrwirt- 
schaftsstab Dänenark"” umbenannt. 


Einzelheiten über die Sinsetzune der wehrwirt 


schaft- 
lichen Dienststellen, 


über ihren Aufbau und über ihre zahl- 


reichen Aufsaben sing in den teschichten des WStb Dänemark 


und Norwezen ‘chrizben.Infolre 


einrehend be: dessen wim im 
auf die Sinzelheiten 


In Kürze soll nur hinrawiesen werder 


Rahmen dieser Darstellun- 


nicht ainge- 
ganren, 


auf die Auf- 
saben im großen und auf aie hauptsüchlichsten “rfahrun zen, 
die bei diesen ersten #roßzüri+en Binsatz der Wehrwirt. 
Schafts-Orzanisation remacht wurden. | 


Die Aufgaben, vor die die wehrwirts 


chaftlichen Offi 
bei der Bese tzung Dänemarks und Norwegen 
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in der “Lage waren, wirtschaftiich-organisatorische Fraren zů 
lösen und als Sachverständige mit den dänischen und norwe- 
gischen Behörden Verhandlunren zu führen. Es erwies sich 

in diesem Moment der Wert der richticen Zusaimensetzune der 
Wehrwirtscha*ts-Organication, die Kräfte in sich bare, die 
sowohl suf militärischen, inuustriellem wie kaufmännischem 
gebiet verchult waren. So kam es, daß den WO Aufraben tiber- 
traren wurden, die eizentlich weit aus dem Rahmen ihrer Tä- 


tirkeit fielen. renannt seien nur folrende: 


Ver orsune der Truppe mit Lebensmitteln, 
Kraftfahrzeuren und Treibstoffen, 


Bescharfune von Unterbrinsuncsmielichkeiten 
fiir die Truppe, 


Geldbeschaffung und Regelung der Wahrungsfragen, 
Materialbeschaffung ( Zement, Holz usw.), 
Kohlenversoreune, 

Transportrerelune, 

Verfrachtunz von Truppen auf Schiffen, 


Beschaffunz von Rohstoffen und Fertigunss- 
erzeugnissen, 


Inganssetzune der Fischerei, 


Rationierune der Lebensmittel für die Wehrmacht 
und Zivilbevölkerune, 


Rationierung der Treibstoffe, 


Mitwirken bei der Absendune und dem Emp fang 


von aus- und einlaufenden Schiffen, | 


Verfigune über die Ladun- der Schiffe, 


Vorprüfune der Ansprüche auf Abceltune von 
-~ Krieesschäden und Requisitionen, 


Verwertung von Pischabfällen und Herstellung 
von Pischmehl, 
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Kauf- und Mietpreisregelunc für Grundstücke der 
Wehrmacht, 


leihweise Abrabe von Pferden und Saateut für die Land- 
wirtschaft. Ye 


Derartise und ähnliche Aufgaben mußten von den yo Ciencias 
men werden, weil die zus tändiren Stellen der Wehrmachts- 
teile nicht vorhanden oder nicht in dex Lage waren, die 
Aufgaben zu lösen. | 

Erst nach Durchführun» dieser Aufgaben konnten die WO 
an die eigentlichen wehrwirtschaftlichen Aufgaben heran- 
gehen, die zunächst in der Erfassung una Sicherung der 
wichtigsten landesvorräte und in der Wideringangsetzung der 
lebenswichtizen Versorgung bestanden, 

Die Aufgaben in Dänemark und Norwegen gestalteten sich 
alsdann infolge der Kriegslage verschiedenartie., ( 8.Anl. 
XX,6). Wir Dänemark konnte bereits an 15.6. bestimmt werden, 
daß Dänemark wie das Heimatkriegsgebiet zu behandeln ist. 
und damit die wehr- und ris tungswirtschaftliche Ausnutzung 
Dänemarks schnell einseleitet werden konnte, In Norwegen 
konnte die Ausnutzung der Rilstun*sindustrie nur lanrsaner und 
später efolgeñ, da es als Feindgebiet zu behandeln war. 

Die Nutzbarmachun> der dänischen und norwegischen Wirtschaft 
erfolrte im Rahmen der "Vorschläse der Wehrmacht für die 
Rerelune der all>emeinen wehrwirtschaftlichenung rüs tuncs- 
wirtschaftlichen Fraren ", { s.Anl. EX,7 ). 

Es bedurfte sehr bald eines scharfen Einereifens des 
Wi Rü Amtes und der wehrwirtschaftiichen Dienststellen in 


Dänemark und Norwegen, um das Fegeneinanderarbeiten und die 


trieben auszuschalten. Vor allem war es auch wichtig, 


f 
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Kauf- und Mietpreisrerelunr füy Trundstücke der 
Wehrmacht, 


leihweise Abrabe von Pferden d Saaterut für die Land- 
wirtschaft. 


Verartive und ähnliche Aufzaben mußten vor den WO übernom- 
men weraen, weil die zuständire tdlien der Wehrmachte- 
teile nicht vorhanden oder nicht in fier Ldge waren, die 
Au.saben zu lösen. 

Erst nach Durchführun» dieser feuban konnten die wo 
an die eigentlichen wehrwirtschaftlälchen feaben heran- 
gehen, die zunächst in der Erfassung und jicherunz der 
wichtigsten “andesvorräte und in de Wilerinranrsetzung der 
lebenewichtiren Versorgung bestanden. 

Die Aufgaben in Dänemark und N rwecen cestalteten sich 
alsdann infolge der Friegslace verschiedenartie. ( s.Anl, | 
XX,6). Pir Dänemark konnte bereits am 15.6. bestimnt werden, 
daß Dänemark wie das Heimatkriegsgebiet zu behandeln ist. 
und damit die wehr- und rüstuneswirtschaftliche Ausnutzung 
Dänemarks schnell eingeleitet werden konnte; In Norwegen 
konnte die Ausnutzung der Rüstunrsindustrie nur langsamer und 
später efoleen, da es ale Feinäzebiet zu behandeln war. 

Die Nutzbarmachune der TE und norwegischen. Wirtschaft 
erfolrte im Rahmen der "Vorschläge der Wehrmacht für die 
Regelung der all-eneinen wabrwirtechaftiachan ‘und rüs tunes- 
wirtschaftlichen Fra In "s ( s.Anl. XX,7 ). 4 
j Es bedurfte: al bald eines scharfen Eincreifens des | J 


Wi Rü Amtes und der wehrwirtschaftlichen Dienststellen in 
Dänemark und Norwegen, um das tegeneinanderarbei ten und de | 
Überschneid der WT in den dänischen und ———— 
trieben a : Hite Ae 
ce a Ta * — Ns > 32 ks } 


* ® 
‘4 „x 


f a » 
g S 


EN 
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währunegsmäßir eine feste Hand über den Einkäufern der WT 


zu haben, weil diese durch Uberschwemmung mit Rei chskredit- 
kassenscheinen Gefahren für die Währung der Länder verur- — 
sachten. Endlich machte sich sehr bald notwendie „ Maßnahmen 
für die Bereitstellung der Rohstoffe für die nach Dänemark 
und Norwegen zu lerenden Aufträze zu treffen, weil teilweise 
die Rohstoffe in diesen Ländern nicht vorhanden waren, die 
zur Durchführung der Aufträge erforderlich gewesen wären. 

Um eine möglichst schnelle Wiederingangsetzung der not- 
wegischen Industrie zu erreichen, entsandte Wi Rü Amt nach. 
Norwegen deutsche Persönlichkeiten aus der ‚Industrie und 
Wirtschaft, die als Mittelsmänner ein schnelles Vertrauens- 
verhältnis herstellen und den Wideranlauf der norwegischen 
Wirtschatt durch ihre Sachkenntnis beschleunigen sollten. 

Die Trfabrunsen aus den ersten Monaten der Besetzung 
erzeben, daß die Ausstattung selbständig operierender Ver- 
bände mit wehrwirtschaftlichen Dienststellen bei Besetzung 
fremder Länder eine unbedincte Notwendigkeit ist, da in 
einen modernen Kriege wirtschaftliche Aufgaben an die Trup- 
penführer heranezetragen werden, die nur von geschultem Per- 
sonal gelöst werden können.Daß später ein Großteil der 
Aufgaben an die einzurichtenden zivilwirtschaftlichen Stel- 
len Überzurehen haben und der Soldat nur die wirtschaft- 
lichen Aufgaben in der Hand behält, die der Truppe dienen, 
ist ist selbstverständlich, sofern nicht eine Lösung ge- 
funden wird, wie sie sich epätar in čen Niederlanden be- 
währte, 


Die Ausstattung der WO für Dänemark und Norwegen war 
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währunesmäßi>r eine feste Hand über den Zinkäufern der 


2% 
Ds 


zu haben, weil diese durch Uberschwenmung mit Reichskredit- 
kassenscheinen Gefahren fir die Währung der Länder verur- 
sachten. Endlich machte sich sehr bald notwendir , Maisnahmen 

die Bereitstellung der Rohstoffe für die nach Dänemark 

Norwegen zu lerenden Auftriive zu treff 

Rohstoffe in diesen Ländern nicht vor! 

Durchführung der Aufträge erforderlich gewesen wären. 

Um eine möglichst schnelle Wiederingangsetzung der not- 
wegischen Industrie zu erreichen, entsandte Wi Ru Amt nach 
Norwegen deutsche Persönlichkeiten aus der Industrie und 
Wirtschaft, die ale Mitteleminner ein schnelles Vertrauens- 
verhältnis herstellen und den wideranlau?f der norwecischen 
Wirtschart durch ihre Sachkenntnis beschleunigen sollten. 

Die Erfabrunven aus den ersten Monaten der Sesetzune 
ergaben, daB die Ausstattung selbständige operierender Ver- 
bände mit wehrwirtschaftlichen Dienststellen bed Besetzunge 
fremder Länder eine unbdedinete Notwendirkeit ist, da in 
einen modernen Kriege wirtschaftliche Aufraben an die Trup- 
penführer heranketragen werden, die nur von ceechultem Per- 
sonal gelöst werden können.Daß später ein Großteil der 
Aufgaben an die einzurichtenden sivilwirtechaftlichen Stel- 
len überzurehen haben und der Soldat nur die wirtschaft- 
lichen Aufzaben in der Hand behält, die der Truppe dienen, 
tet ist selbstverstänälich, sofern nicht eine Lösung ge- 
fünden wird, wie sie eich spätar in der Niederlanden be- 
währte, 

pie Ausstattung der WO für Dänemark und Norwegen war 


Korzor 


W v w J 








ger 
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sbiete zu groß waren. 
ie weh-wirtschaft- 
netetellen zerade in Dünemark und Norwegen in den 
ier Truppe unschätzbare Dienste geleistet 
’reurisation für die Wiederinranr- 
ir der Betriebe und die Unterbrineun. der Aufträre der 
unbedineter Notwendickeitist. 
Die hervorragende Arbeit der wehrwirtschaftlichen 
Dänemark und Norwegen war außerdem die 


zung dafür, daß im Jahre 1941 dive proBen Arbstten 


die Landesverteidigung plennäßie durchreführt werden 


ns der Oberstn Führung an die Wirtschaft 


Lander Dinemark und Norwegen gestellt wurden. 
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Die Operationer am Frenk eich, Holland 
brachten den ersten oBeinsat ter Wehrwirtsc 
nieation in Peindesland. 
dem Gen.Qu. des Heeres vorrenommen. 


Zu Beginn des Krieres waren die im Westen aufmarschier- 


ten Armeen auf "rund der im Polenfeldzue cemachte: Prfehrun- 
i i . i 
cen mit Armeewirtecha ih R ` ‘ ausgestattet 
¢ 
worden, die zurleich die ind u den im heimatlichen 


Wo an we 


u 7 v 
Grenzgebiet bestehende 


Kao.Behirde 
H.Gr. B 
H.Gre A 
A.O.K. 
AsO.Ke 
Ae Ke 
AsO Ke 
AeO.Ke 12 
A.O.K. 16 Kaio 
Den AWiFü der Webtarmeen 
Linie wirtschaftliche Räumunrs- und Lähnunrsaufen 


erst Ende des Jahres 1939 traten die Vorbereitun 


+) | { on | 
hre Bezeichnun» war zunäch: r V .0. ges | A /wi 


ter wurden sie in "krmeewirtschafteführer" us 
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den Einmarsch nach Holland, Belgien nà Frankreich in den 
Vordererund. Die Durehf hrune der wiytschafftlichen Räunungs- 
arbeiten im Heimateebset lar in der Hauptsache bei den zu- 
stänuiren Ru Kdos der Heimat, die hidrfür im Rahmen der be- 
reits im Prisder vorbereiteten Preimägchunsgmaßnahmen mobil- 
machunesmäßig die erforderlichen VorWerei tungen getroffen 
hatten. Besonders im Saargebiet wurden dig VO dabei vor 
umfanrreiche Aufraben zestellt und kdnnten Jauch in der Ver- 
teidigung den Wert ihres Vorhandenseins unter Beweis stel- 
lene 

Anfane Januar 1940 wurde die Organisation der VO 
verstärkt und teilweise personell geändert, sodaß am 15.1.40 
eingesetzt waren: 


H.Gr.B» VO : Oberst Nagel Köln/Godesberz 


(guzel. Leiter d.wirtsch. 
Abt. d.H.Gre) 


Vertr.: Obit. Heyl 


Oberstit. Dr. Petri Düsseldorf/Rheydt 
Vertr.: Baurat Geneuß 


Oberstlit. Gutscher Köln/Euskirchen 
Vertr.: Hptm. Oppe 


Oberstlt. v.Schroetter Koblenz (Mödlinz) 
(später Oberetlt. Gutscher) 
Vertr.: Sonierführer Noth- 

narel 


Oberetlt. Wendt Mayen 
Vertr.: Lt. Witte . 


Major Ludwig Bad Bertrich 
Vertr.: Oblt. Später | 


Oberstit. Sympher Bad Kreuznach 
Vertr.: Sonderftihrer | 
Dr-daroschek 
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AOK 18 : Major Weber 

Vatr.: Rittm. Bicke 
Gen. kKdo my 
Få VO: naur t . 


VL -Oreani: ati Zi 


EEE — 
der Weetrebicte 
tunz eineebaut,. 
Auf Grund der vom Führer für í Yerwalt 


setzten Westzebiete erläszse Weisung vom 9, 


waren beim 


Gen.Qu.M. ein Wirtscheftebevollmächtirter, 
bei den 


Heeresgruppen Militérverwal tunes tibe, 
Oberfeldkommandanturen Wirtschaftsabteiluneen und 
Peläkommandanturen Wirtechafterruppen 
zu bilden, in die die Organe der Wehrwirtschafts-Urzan- 
nisation einrefürt wurden. 
Hierzu wurde seitens des Wi Ri Amtes an-eordnet: 
" l+) Der vo des OKW /Wi Rü — OKH wird ste Sach- 
bearbeiter für die Rustuncowirtechaft in den Stab 
des Ten.Qu. M kommandiert. Sr iet zurleich Pachrefe- 


rent für die Riistunrewirtsecha?t bein Wirtechafte- 


yc. ff 
AGG. 2 Au; 
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— | | | : T 
bevollmächtigten, ` a 7 | 





2.) -Beim Mil.Verw.Stab der H.Gr. und bei den Mil.Vervelt 


Abteiluncen der Oberfeldkommandanturen ‘wird 
 Rüstuneswirtechaft eingerichtet, 












eine Grup 


die durch die Wehr- 
wirtschafts-Organisation des Wi Rü Amtes besetzt wer- 
den. 



















Nach den Weisungen des Pührers stellt OKW / Wi RU Amt 


seine Forderungen fiir die THs tungem’Sige Ausnutzung 
der besetzten Gebiete an OKH. 


4.) Die Wehrmachtsteile sind gehalten, 


ihre Forderungen 
für 


die Ausnutzung der besetzten Gebiete hinsichtlich 


der Rüstung an OKW / Wi Rü Amt zu stellen, das die Ver 


teilune der Betriebe auf die Wehrmachtteile vornimmt. 


Nach Zuteilune der Betriebe an die Wehrmachtteile ver- 


kehren die Wehrmachtteile zur Ausnutzune der Betriebe 


unmittelbar mit den Rü 'stunesdienststellen der besetzten 
Gebiete” , 


Zum Wirtschaftsbevollmichticten beim Gen.Qu. M wurde Staats— 


sekretär Dr. P O 8 6 e, der frühere Staatssekretär des 


GBW ernennt, VO des OKW/Wi Rü Amt zum OKH war zunächst 


Major Pabst ‚ alsdann Major vnGusov ius und 


später Major Dr. Ju S t 


Da die Abteilung bezw. Gruppe " Rüstung" einen Haupt- 


teil in der Organisation der ili térverwal tung ausmachte 


und da die Leiter der Gruppe “Rus tung" ausgewählte und er- 


fahrene Offiziere in der Wehrwirtschaftsorsanisation waren, 


wurde vereinbart, daß der Vertreter des Leiters der Wirt- 


Wirtschaftsgruppen grundsätzlich 
der Leiter der ruppe "Rüstung" ist 


schaftsabteilun-en begw. 


+. Außerdem wurde Oberst 
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Nagel zum Leiter der Wirtschaftsabteilune des Militär- 
verwaltungsstabes der H-Ar. B ernannt, 


Neben den VO-Dienststellen und den Dienststellen der 
Militärverwaltune wurden wie im Ostfeläzug technische Wehr- 
wirtschaftseinheiten in Porm der "Technischen Kommandos" 
und "Wirtschaftstrupps" zur Erfassun. der wirtschaftlichen 
Beute durch Wi Rü Amt aufgestellt und den Heereseruppen 
zur Verfügung gestellt., 

An Techn. Kdos. waren für den Westen zunächst bereit- 


pa gestellt: 
eo 


-3 Tech.Kdos. für Elektrizität, Gas und Wasser, 


3— " n" " " " Bergbau, 
sowie 


3 Reserve Kdos flir Blektrizitat 


l e ” " cas und Wasser. 
Dazu traten später noch in »roßen Umfange technische Ab- 
teilunzen, die in der Hauptsache von der Technischen Not- 


hilfe durch Vermittlung des OKH aufgestellt wurden. 





An Wirtschaftstrupps standen bei Berinn der Oprationen 
bereit: 


10 Wirtöchaftstrupps für die Oberfeldkommandanturen 


BR " gruppen Betriebsstorr ( je 1 für die 
H.Gr. A und B | 
A... _" trupps Betriebsstoff für Oberfeldkomman- 
| | | danturen. 


Der ranze wehrwirtscha tliche Apparat erhielt in den Monaten 


vor Beginn der Operationen eine einrehende Schulung in den 
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bevorstehenden Aufgaben, die vom Wi Rü Amt geleitet und 
von Oberst N a = e 1 und sonstigen erfahrenen Wehrwirtschafts4 
offizieren durchgeführt wurden. Unterlaren für die Ausbil- 
dung waren die vom Gen. Qu. herauszerebenen Bestimmunren 
für die Verwaltung der besetzten Gebiete ( Sammelheft Wirt- 
schaft) und die Richtlinien des Wi Rü Amtes über die Bear- 
beitung der gewerb.ichen und Rüstuneswirtschaft. ( s.Anl. 
Xx,8 ). 

Uber die Aufzaben der VO und tiber die Zusammenarbeit 
der VO und der Rüstunssäienststeillen der Militirverwal tune 
siehe Anlare XX,9 " Riistunesdienststellen bei den Komman-— 
dobehörden im Militär-Verwaltungszebiet einer Heeresgruppe" 
und Verfieung Wi Rü Amt Nr. 725/40 geh. Stab Ia vom 13.3.40. 

Es wird davon abzesehen, im Rahmen dieser Arbeit Ein- 
zelheiten über die Aufstellune, Bereitstellune und Ausbil- 
dung der wehrwirtschaftlichen Dienststellen aufzuführen, da 
die Kriegstacebiicher der Dienststellen diese enthalten. 
Festgestellt soll nur werden, daß bei Beginn der Westoffen- 
sive die wehrwirtschaftlichen Dienststellen planmäßig zur 
Verfügung standen und durch eingehende Pachausbildung für 
ihre Aufsaben geriistet waren. Die schnelle Erfassung und 
‚Wiederinranrsetzune der holländisch-belesisch-französischen 
Wirtschaft und ihre überaus schnelle Einschaltung in die 


deutsche Kriesswirtschaft sind ein Beweis dafür. 


| 


Der Ablauf des Einsatzes der Wehrwirtschafts-Organi- 


sation im. Westen nahm insofern einen anderen Ganr, als man 


es vorher annehmen konnte, weil durch den schnellen Fort- 
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gang der Operationen der Einsatz der Nilitärverwaltungen 
in Holland, Belgien und Frankreich viel schneller erfolgte, 
als es vorgesehen war. Hierdurch kamen die Stäbe der 


VO mit ihren nachgeordneten teehnischen Wehrwirtschafts- 


einheiten teilweise nicht so stark zum Einsatz, wie spä- 


ter bei den Kämpfen im Osten. Einzelne VO-Stäbe und mehrere 


technische Kommandos und Wi- Trupps wurden indessen fast 
täglich vor Aufgaben großen Ausmasses gestellt und konnten 
ihren hohen Wert voll beweisen. Auf Grund des MEERE ER 
gründlichen Studiums der französischen Wirtschaft und ae 
Erkundungen in ihren Angriffsstreifen waren die VO in der 
Lage, beim Eintreffen der Militirverwaltung dieser einge- 
hendes Erkundungsmaterial zur Verfügung zu stellen das für 
die Arbeit der Militärverwaltung, in Sonderheit für die 
Erfassung und den Abtransport der Rohstoffe von großer 
Bedeutung war. Besonders bewährten sich die Wirtschafts- 
trupps, da sie in der Lage waren, der kämpfenden Truppe 
sehr schnell erhebliche Verpflerunss-, Treibstoff- und 
sonstire -bestände zur Verfürune zu stellen, die den Nach- 
schub bei den schnellen Operationen sehr erleichterten. 

Der Einsatz der VO-Organisation und die Einrichtune 
der NMilitärverwaltunr in Holland, Belgien und Frankreich 
liefen im Großen wie folrt ab; | 

Die VO mit den ihnen unterstellten technischen .Wehr- 
wirtschaftseinheiten folrten den vordersten Teilen der 
kämpfenden Truppe dicht auf und fanden in den Industrie- 


gebieten Hollands, Belgiens und des östlichen Frankreichs 
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sofort reichlich Arbeit, Der VO des AOK 18 - Major W e =- 


‘ber = traf in Holland auf große Vorratslager aller Bran- 
ohen und hatte vom ersten Tage an große Aufgaben, die teils 
der Truppe zugute kamen, teils der Erfassung der großen Vor- 
rüte und der Wiederinganssetzung der elektrischen und Wasser- 
anlagen dienten. | 

Besoniere Verdienste erwarb sich der VO mit dem Techn. 
Kdo 13 bei der Lischune der großen Benzinvorrüte in Rotter- 
dam, Antwerpen und epäter in La Rochelie. Durch das tapfere 
Einereifen des Techn. Kdos. 13 wurden eroße freibetoffia- 
ger der kämpfenden Truppe erhalten. Besonders in Antwerpen 
traten an den VO Aufraben in einem Ausmaße heran, wie es für 
die Wehrwirt:chafts-Organisation bisher nirgends der Pall 
gewesen war. Auch die VO des AOK 2 umd AOK 4 - Oberstleut- 
nant Dr. Petri und MajorMaier- fanden-in Süd- 
Holland und Belgien, besonders in den Industriecebiet von 
Charleroi, sowie im Gebiet von Lens, Douai und Bethune um- 
fancreiche Aufgaben, die in Sonderheit der Sicherung der 
dortiren Vorräte dienten. Die ausgezeichneten Leistungen 
cas Organisation und ihm Bedeutung für die Truppe wurde 
durch den Oberbefehlshaber der 2. Armee - Generaloberst 
von Re ichenaun - dadurch anerkannt, daß er dem VO - 

Oberstleutnant Dr. Petri - friihzeitic die Spange zum 
E.K.I verlieh. Gleiche Verdienste erwarben sich die VO 
des AOK 12 und AOK 16 - Oberstleutnant We ndt und 
Major Ludwig =- , deren Aufgabencebiet in der Haupt- 


sache im Luxemburrer Industriegebiet und in dem Industrie- 
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gebiet von Le Creusot und Nancy-Diedenhofen lag. Auch in 
diesen Gebieten fanden die Techn. Kdos. hohe Anerkennung 
seitens der Oberbefehlshäber . 

In Saargebiet und in dem Industrieesbiet um Lunéville 
fand der VO des AOK 1 - Major § yapher - reichlich 
Arbeit. Die Erfassunz und Sicherung der..großen Hafenbestände 
von Bordeaux wurde in erster Linie durch Major v. Rhei n= 
baben «y0 des AOK 7 - aurchrefiihrt, 

Die Wirtschaftstrupps, die nit den vordersten Teilen 
der kämpfenien Truppe in die Gebiete eindranren, brachten 
sehr schnell einzehende Meldunren tiber die bestehenden Vor- 
ratslarer und sorgten fiir deren Sicherung und Erfassung. 


Ihr Einsatz hat sich in hohem Masse bezahlt gemacht, ihr 


Wirken wurde von Feldmarschall 4 8 ring besonders lo- 


bend anerkannt. 

Zur besseren Verbindung mit den VO und mit den Wirt- 
schaftstrupps richtete das Wi- Ru Amt zunächst in Brüssel 
einen Meldekopf ein, der dem Oberst Braun ti 11 er 
übertragen wurde und der sich für die Steuerung des Ein = 
satzes der Wirtschaftsgrupps und für die Verbindung zwi= 
schen vo und Wi Rü Amt sehr praktisch erwies. 

Durch den schnellen Vormarsch der Truppe und die über | 
Erwarten schnelle Entwicklune der Operationen waren auch die 
VO mit ihren technischen Einheiten gezwungen, der Truppe 
schnell zu folgen und hatten nicht die Möglichkeit, ihre 
Aufgaben in den besetzten gebieten so eingehend durohzu- 
führen, wie es bei länzerem Verbleiban erwünscht gewesen 
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wäre. Infolgedessen wurde sehr begrüßt, daß seitens des 
Gen.Qu.M. die Militärverwaltung schnell nachgeschoben wurde 
und die Abteilungen bezw. Gruppen "Rüstung" der Oberfeldkom- 
mandanturen die besetzten Gebiete übernehmen und die Tech- 
nischen Einheiten der VO ablösen konnten. Die Übergabe ging 
überall planmäßig vonstatten, die Dienststellen der Militär- 
verwaltung konnten auf Grund der Erkundungsergebnisse der 

vo ihre Arbeit ohne Verzögerung aufnehmen, . 

Es war vorgesehen, daß die H.Gr. B das holländische 
Gebiet,die H.Gr.A das belgische und französische Gebiet über- 
nehmen sollte. Durch den Zusammenbruch Hollands verschob 
sich die H.Gr.B. aber schnell entlang der Kanalküste nach 
Word-Belrien und Nord-Prankreich. Da außerdem in Holland 
die Militärverwaltung sehr bald durch eine Zivilverwaltung 
abzelöst wurde, kam die ursprünglich in Holland eingesetzte 
wilitärverwaltung der H.Gr.B nach Brüssel. Die Rüstungs- 
gruppe der Militärverwaltung bei der H.Gr.B verblieb indes- 
sen in Holland und wurde der Stamm für die dort zu bilden- 
de Rü In Niederlande. Die H.Gr. A war währenddessen weiter 
nach Frankreich vorgeschoben worden, hatte aber 3 Oberfeld- 
kommandanturen in Luxemburg, Lüttich und Charleroi zurück- 
gelassen, deren Rüstunzsgruppen die dortige Industrie über- 
nommen hatten und die später der in Brüssel eingerichteten 
Rü In Belgien unterstellt wurden. Die Rü In Belgien wurde 
aus der Gruppe Rüstung der Wirtschaftsabteilung der Militär- . 
verwaltung Belgien entwickelt. | | 


‚Die Rüstunzsgruppe der Militärverwaltung der H.Gr.A 


. 
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Außerdem in Holland 
eine Zivilverwaltung 


abgelöst wurde, kam die ursprtinclich in Holland eingesetzte 


Militärverwaltunz der H.4r.B nach Brüssel. Die Rüstungs- 


gruppe der Militärverwaltung bei der H.Gr.B verblieb indes- 


sen in Holland und wurde der Stamm für die dort zu bilden- 


de Rü In Niederlande. Die H.Gr. A war währenddessen weiter 


nach Prankreich vorgeschoben worden, hatte aber 3 Oberfeld- 


kommandanturen in Tüxenburz, Lüttich und Charleroi zurlück- 


gelassen, deren Rüstunksgruppen die dortige Industrie über- 
nommen hatten und die später der in Brüssel eingerichteten 


Rü In Belgien unterstellt wurden. Die Rü In Belgien wurde 


aus der Gruppe Rüstung der wirtschaftsabteilung dey Militär- 
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unter Oberstleutnant Gutscher mit 4 Rüstunzsrefe- 


raten der noch nicht eingesetzten Oberfeldkommandanturen 
wurden in Richtung Paris vorgeführt und für den weiteren 
Einsatz in Fränkreich bereitzehalten. Die Rüstunrseruppe 
wurde später der Stamm für die Rü In Frankreich, 

Nach der Besetzung von Paris wurde aus der Gruppe 
Rüstuneswirtschaft der Militarverwaltung Paris und dem Wi- 
Trupp unter Oberstleutnant Mu s se t die Rü In Paris 
gebildet, die dem Generalmajor Schubert unterstellt 
wurde, Ihr wurde zunächst der Bereich des Militärbefehls- 
habers Paris zugewiesen, während die Rü In Frankreich die 
übrigen Teile des besetzten Prankreich mit Ausnahme des 
Departements Nord und Pas de Calais zu bearbeiten hatte. 

Die weitere Einrichtung der Rü In in Holland, Belgien 
und Frankreich ist aus den nachstehenden Einzelschilderuneen 
ersichtlich, 

Die Bedeutung Hollands für die Kriegswirtschaft, der 
schnelle Ablauf der Operationen in den Niederlanden und 
in Belzien und der bevorstehende Einsatz von Militärver- 
waltungen in Holland und Belgien veranlaßte den Chef Wi 
RU Amt, am 22.5. den Feldmarschall Gö r i'n g in seinem 
Hauptquartier Trübs bei Mayen aufzusuchen und ihm die Ein- 
. richtung einer Ri In fr die Niederlande vorzuschlagen, die 
‚nicht nur die Rüstungsinteressen, sondern auch die Bear- 
beitunz der gesamten zewerb ichen Wirtschaft in Holland 
übernehmen sollte. Der Feldmarschall erklärte sich mit die- 


ser Maßnahme einverstanden, gab dem Chef Wi Rü Amt alle 
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Vollmachten und wünschte nur, daß MajorVeltjeng 

als Vertrauens- und Verbindungsmann zum Wehrnmachtbefehls- 
haber und Reichskommissar eingesetzt werden sollte. OKW / 
Wi Rü Amt ordnete darauf die Errichtung der Rü In Nieder- 
lande an. Die Einrichtung wurde Oberstleutnant Dr. Frhr. 
v.Schröt t er übertragen. Am 14.5. tibernahm Konter- 
admiral. Reime r die Dienstzeschäfte als Rüstunzsin- 
spekteur. Als Außenstellen wurden drei Rü Kdos 

Den Haag Frer.Kapt.Ancsernmnann, 

Zwolle MajorBisfhorff, 

8 Hertosenbusch Oberstleutnant Dr. Oswald 
aus den Referaten "Rüstunrswirtschaft" bei den Oberfeldkon- 
mandanturen 592, 570 und 511 aufgestellt. Diese wurden im 
Verlauf des Jahres wieder aufgelöst und die Bearbeitung 
bei der RU In zentralisiert. Bei den größten Firmen wurden 
deutsche Industriebeauftragte einresetzt. 

Über die Tätigkeit der Rü In gibt die "Geschichte der 
RU In Niederlande" seinrehenden Aufschluß. Infolredessen sei 
im Rahmen dieser Bearbeitung nur auf folzende Punkte hinge- 
wiesen: 

Die Zusanmenfassung der Bearbeitung der Rtistungswirt- 
schaft und der sonstiren gewerblichen Wirtschaft bei der 
Rü In hat sich voll bewährt. Der Versuch wurde hier in den 
Niederlanden erstmaliz gemacht im Einvernehmen zwischen wi 
Rü.Amt und RwiMin. Der Rüstun-sinspekteur erhielt seine Wei- 
sung für die rüstunzswirtschaft/ichen Auf caten von dem Wi Rü 


Amt, für die Aufgaben der gewerblichen Wirtschaft vom 


© J a 
- 
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RWiMin bezw. dem Vierjahresplan. Die Schwierickeiten, die 
in der Zusammenarbeit in Norwegen entstanden waren und nie 
zu einer klaren Arbeitsteilung geführt haben, sind in den 
Niederlanden durch die Zusammenfassung beim Rüstunesinspek- 
teur und seine Doppelunterstellunge in zufriedenstellender 
Weise gelöst worden, 

Eine der Sonderaufgaben, die die Rü In zu leisten hatte, 

war Jie Brechung des Widerstandes der holländischen Regie- 
< gestellen gegen die Inanspruchnahme der holländischen Virt- 
schaft für die Rüstung. Erst nach der Beseitigung des zum 
Dembbilmachungskommissar bestellten holländischen Militär- 
befehlshabers, General Winkelmann, gelang es am 
+5.40 den Weg zur eigentlichen Aufnahme der Arbeit für die 
Rü In freizumachen, 

Die Erkundung der holländischen Betriebe ergab, daß die 
Masse der industriellen Anlagen unversehrt war und daß große 
Teile der Wirtschaft, in Sonderheit die Schiffbauindustrie 
und die Maschinenfabriken, höchst moderne Betriebe waren mit 
i ausgezeichneten Maschinenpark. Außerdem befanden sich 
bei den Betrieben sehr zroße Lager von Rohstoffen, besonders 
an Stahl, Kupfer, Zinn, Gummi und Treibstoffen, da eine 
Béwirtechaftune bis zu unserem Einmarsch noch nicht Statt- 
gefunden hatte, Die Betriebe wurden verhältnismäßig sehr 


schnell in die deutsche Fertigung eingegliedert, in Sonder- 


/ heit erhielt die Marine und Luftwaffe durch die holländischen 


Betriebe eine erhebliche Erweiterung ihrer Fertirunsesbasis. 


In der verarbeitenden Industrie konnten bis zum Herbst 1940 
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Wiederinrangsetzune der Industrie leiens und Nora- 
frankreicis, um Rul * n n Lande schaffen, 
una zwar. in erster Linie solcher etriehe die fi 
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Die Ru In wurde durch Kapitän L e ı 
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Um eine enge Zusammenarbeit mit der Militärverwaltung 
zu sichern, wurde mit General v. Falkenhausen 
vereinbart, daß die Rii In genau wie der Kommandostab, der 
QeQ@u.Stab und der Verw. Stab zum Stabe des Militärbefehls- 
=> ncs gehört und daß der Rüstungsinspekteur dessen Berater 

und Sachbearbeiter in allen wehr- und rüstungswirtschaft- 
lichen Pragen ist. 
Die Ri In erwrb sich in Belgien dank der Geschicklich- 
keit des Inspekteurs und des Fachwissens der Bearbeiter 
— eine hervorragende Stellung. Wohl kam es oftmals 
"zu Überschneidungen der Aufgaben mit der Militärverwaltung, 
weil die Aufgabenstellung für die Wirtechaftsabteilung in 
der Wilitärverwaltung eine andere war wie für die Rü In. 
Aufgabe der Rü In war ausschließlich dureh weitestcehende 
T Ausnutzung der besetzten “ebiete die dentsche Kriesswirtschaft 
zu entlasten. Die Wirtschaftsabteilung hingegen sah ihre Auf- 
gabe unter einem anderen sesichtswinkel, weil sie auch den 
-Porderunzen der belgischen Verwaltung und den allgemeinen 
wirtschafte-politischen Belangen der deutschen Wirtschaft ge- 
ren: werden mußte, Trotzdem wurde im Laufe der Zeit eine 
erfreuliche Zusammenarbeit geleistet. 
a) in der Unterstützune der Truppe durch schnellste Rin- 
| richtung von Reparaturwerkstätten aller Art una Bereit- 


stellunz von Hilfsstoffen; 


b) in Ger Pestetellung und Sicherung aller für die deuteche 


Wirtschaft wichtigen Vorräte an Rohstoffen, Halbfabrika- 
ten und sonstigen Gütern; 
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°) in der Ingangsetzung der Industriebetriebe des Landes 


zur Entlastung der heimischen Kriegswirtschaft; 
å) in der Unterstützung der mit der Wiederherstellung des 
Verkehrs beauftragten Stellen, 
Die Durchführung der Avaben, die Überwindung der vorliegen- 
den Schwierigkeiten und die Erfolge der Tätigkeit sind in 
der Geschichte Belgiens eincehend dargestellt, Es wird da- 
her im Rahmen dieser Bearbeitung auf Einzelheiten nicht ein- 
gezangen, | 

Bei den Arbeiten entstanden in der Inspektion insofern 
Schwierigkeiten, als die Masse der führenden industriellen 
Persönlichkeiten geflohen war und zunächst neue Betriebs- 
führer für die Werke eingesetzt werden mußten. Das untere 
Personal und die Arbeiterschaft benahm sich im großen ar- 
beitswillig, sodaß die Rü In sehr bald daran gehen konnte, 
auch die sozialen Maßnahmen in den Betrieben für die willigen 
Arbeiter zu verbessern. Es ist ein großes Verdienst der wehr- 
wirtschaftlichen Organisation in Beleien, daß es ihr eelanr, 
in den großen süd-beleischen Industriezebieten eine laufende 
Mitarbeit der belgischen Bevölkerung zu sichern, Die belei- 
schen Industriegebiete wurden durch die hervorrazende Arbeit 
der Wehrwirtschafts-Organieation schnell * einer wichtigen 
Hilfequelle der deutschen Rüstung. 

Die für die Erfaseunc und den Abtransport der Rohstoffe 
in Belgien eingesetzten Wirtschaftstrupps, à erer Aufrabe eg 
war, die kriegswichticen blansel- und Spargiiter und die 
kriegswichtigen Produktionsmaschinen für die Zwecke der 


Kriegflihrune schnell zu erkunden, ihren Bestanä genau auf- 
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zunehmen, ihren Abtransport vorzubereiten und auf Weisung 
der vorgesetzten Stelle den Abtransport durchzuführen, haben 
sich besonders in Belgien in hohem Maße bewährt, 
In Frankreich entwickelte sich die Einrichtune der 
Rü In aue dem Verlauf der Operationen. Nach der Besetzung 
von Paris waren zunächst eine Rü In Paris für den Stadt- 
bereich und eine Rü In Frankreich für den übriren besetzten 
Teil Frankreichs gebildet worden. 
die Regelung der milit&ricchen Befehlsverhält- 
nise reich erkennbar wurde, wurde auch auf dem 
wehrwi iche Gebiet zu einer Regelung der Verhält- 
nisse resc e zunächst bestehende Militärverwal- 
tung Frankreich setzte sich aus der Militaérverwaltung Paris 
mit 3 Departements, 
der Oberfeldkommandantur A (Kanalgebiet) mit 13 Departemente 
" n n B (Atlantikgebiet)" 12 “ 


" " " © (Innerfrank- 
reich ) " 18 u 


zusammen. Durch die Neuresiung wurden die Oberfeldkomman- 
danturen zur Militärverwaltungsbezirken umgebildet, und. zwar 
A - Nordwestfrankreich, 


B - §tidwestfrankreich, 


C - WNordostfrankreich. 


Entsprechend dieser Organisation wurden aus den bereits 


bestehenden 3 Rü Kdos der Rü In Frankreich ( Rouen, Bor- 


deaux und Troyes ) und der Rü In Paris 4 Rü In geschaffen, | 


N 
f 


die dem neugebildeten Wi RU Stab Frankreich unterstellt 


wurden, 
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Es wurden gebildet: 
Der Wi Rü Stab Frankreich unter Generallt. Barckhau- 


s en, Chef des Stabes Oberstleutnant Cu t s o her, 


Rü In Paris in Paris unter Gen.Major Schubert, 
Rü In A in Rouen, später in St.Germain, unter Oberst 
Braumüller, 
Rü In B in Bordeaux, später in Angers, unter Kapt. z,8, 
nem Tr ici, | 
Rü è Q in Troyes, später in Dijon, unter Oberst Graf 
i zthum vonEckstädt. 
Den Rü In nachgeordnet wurden Rü Kdos bezw. Außenstel- 
len geschaffen, und zwar 
bei der Rü In A: Außenstellen in Laon, Rouen und 
Orleans, 
bei der Rü In B: das Rü Kdo Bordeaux und die Außenstel- 
len Le Mans und Brest, 
bei der Rü In C:AuSenstellen in Auxerre, Besangon und 
Nancy. 


Die Gebiete der ehemaliren Reichslande Elsaß-Lothrin- 


OA TEEN aus dem französischen Befehlsbereich ausreschie- 
j 


den und für das Departement Moselle ein Rü Kdo Metz, für die 
Departements Bas Rhin und Haut Rhin ein Rü Kdo Straßburg 
gebildet, die zunächst den zueständiren Mil.Bef. unterstellt . 
wurden ( s.Anl. XX,10 ). 

Außerdem wurde sik Wi Kdo Bourges gebildet zur Verwal- 


tung des dortigen Arsenals und zur Sicherstellung der dor- 


tigen Beutegüter, 
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Endlich erfolgte eine klare Regelung der Unterstellung 
der Wi-Trupps, Techn. Kdos, Bergungskolonnen und sonstigen 
— Dienststellen, 

Die Ausnutzung der besetzten Gebiete Frankreichs und 
Belriens erfolrte zunächst nach der in der Anlage XX,1l1 
beigefügten Weisung des Feldmarschalls G G ring und des 
OKW / Wi RU Amt. Diese Weisung wurde bald durch Bestimmun- 
een überholt, die erhehlich schärfer die französische Wirt- 

aft für die deutsche Rüstung in Anspruch nahmen ( s. 
Anl. XX,12 ). 

De Hauptaufeaben der Wi Rü Dienststellen in Frankreich 
waren durch die Zielsetzung bestimmt, die Wirtshaft des 
besetzten Frankreichs zur Stärkung des deutschen Kriegspo- 
tentials weitestgehend auszunutzen, d.h. 
le) durch Unterstützung der im besetzten Frankreich einge- 

setzten Verbände der 3 W.T., damit diese voll kriegs-— 
verwendunesfähir blieben, insbeondere auch durch schnel- 
le Einrichtung von Reparaturwerkstitten, 
Abtransport von Rohstoffen und Maschinen, soweit 
hland benötiet wurden, 
‘lagerung von Aufrräzen nach Frankreich, 


ischer Arbeitskräfte nach 


für die Rtistunesdienst- 


} 
ieutschen Wehrmachtiner- 


von der französischen 


den unbedinrten Vor- 
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bei der Vora 


zune, erung die fehlen- 


den Arbei 


Kraftstoffeinfuhr 


seiner in 


2 engen 








H2296-0288 


Arbeit der einres-tzten Wi Trupps. Die Unterbrineune 
verlacerten deutschen Aufräre wurde einer zentralen Au 
tragestelle ( Zast) 

für den Bereich des Mil.Bef.Frankreich mi 

Paris eingerichtet wurde. 

Wie im Einzelnen die vorstehend genannten Auf 
äurchzeführt wurden, ergibt die einrehende Sonderbearbeitunz 
des Wi Rü Stabes Frankreich, die dieser zusammenfassenden 
Bearbeitung beigefüst ist ( siehe Vorwort). Aus ihr ist 
auch der nähere Organisationsausbau der Hehrwirtschaftsorga- 
nisation in Frankreich ersichtlich. Ein Zingehen auf Einzel- 
heiten erübrigt sich daher im Rahmen dieser Bearbeitung. 

Hingewiesen sei nur auf folgende Punkte: 

Am 16.6. oränete der Pührer an, daß Generalfeldmar- 
schall Göring ale Beauftragter des Vierjahresplanes die 
einheitlich Planung der Wirtschaft ger Wesizebiete zu liber- 
nehmen habe ( s. Anl. XX,13 ). 

Am 21.6. nahm der Rn. R . Einfluß auf die Ferti- 
gung in den bege \ bieten durch Einsetzung von 


tragten und übernahm damit die Mitverantwortung fiir 


rüstunzsmäßire Ausnutzung des bes: 


Anl. XX,14 ), 


Dadurch wurde auch auf die 
Reich bestehende Zustand verlarert 
behörden - OKW, Vierjahresplan, RWiM 
Befehlsbefugnis über die Wirtschaft 
dem Anséhen der deutschen Verwaltu: 


A, 


bieten nicht zuträrelich gewesen 
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Pah o ate Einbau aller Stellen in die Militi grorua itang hat 
diesen Zustand — * 

Die französische Industrie ist im Verlaufe des Krieges 
zu einer bedeutenden Hilfsquelle für die deutsche Rüstung 
geworden. Die französischen Industriellen und in Sonderheit 
die Arbeiter haben nach Ablauf der kriegerischen. Ereignisse 
und nach Beseitigung der ersten Spannungen in den ersten 
Kriegsjahren gute Arbeit geleistet. Erst im Jahre 1943 war 
an vielen Stellen ein erheblicher passiver Widerstand fest- 
zustellen. Die Erfolge hätten aber erheblich größer sein | 
können, wenn eine politische Verständigung oder wenigstens 
ein Vorfriedensschluß — Frankreich möglich gewesen wire, 
Der Chef Wi Rü Amt hat? diese Möglichkeit mehrfach hinzewie- 
sen, fand aber beim Chf OKW mit seinen Vorschlägen eine 


Ablehnung aus politischen Gründen ( Schriftwechsel s. Anl. 
XX,15). 


Auch die landwirtschaftliche Ausnutzung Frankreichs 
hätte unter anderen politischen Verhältnissen und bei Ein- 
satz eines Apparates von deutschen landwirtschaftsfiihrern, 
wie er später in der Ukraine erfolcte, noch ‚rue Er- 
folge zeitizen können. | 

Von wehrwirtschaftlicher Seite aus wurde auch die 
Rückgabe des Departements Norä und Pas de Calais an Frank- 
reich fir ratsam cehaliten, da die wirtschaftlichen Bosio- 
hungen zwischen Paris und den nördlichen Wirtschaftsee- 
bieten durch die Trennung doch erheblich gestört waren. 


Dank der Zusammenarbeit der Militärverwaltuneen Frankrei 
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zeiren Zahlen 
. s w rai > ‘es 
Aeutschen Aufträge: 
aer nach den besetzten 


vergebenen unmittelbaren und mittelbaren Wehrmachtauf- 


träge; 


Auftracsbestinde ¥ 
ep — a LA 


te ————————— —_——— 


des Waffen 
Frankreichs auf ristunsswirt: 


sine Aufgabe, ç bei stetig Zunehniender Ye rune 


Aufträge aus Deutschland nach Frankreich immer mehr zusammen- 


schrumpfte und sich durch eine Entscheiduns des Vorsitz» 
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von Aurust 1940 im besetzten Frankreich 


Überwachung der Fertigung zur Verhinde- 


hmister französischer Aufträge und der Aus- 


it erstreckte. 


Am 2.3 AO wurde durch Mihrerbefehl die Zivilver- 


Lothringen und Luxemburg eingeführt 


l 4 ta s ry 
Wa Ltun: J „545,5, 


iiese Gebiete dem Heimatzebiet ancreschlossen. 
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abgeschlossen, die Einberufung der führenden Persönlich- 
keiten und ihre Einweisung in ihre Aufgaben sollte bis 
Mitte September erfolgen. Auf Grund eingehender Bespre- 
ohungen mit dem Gen.Qu. und den leitenden Persönlichkei- 
ten des RWiM wurde. testgelegt, dass für den Einsatz | 
"England" nur eine geschlossene Wehrwirtschaftsorganisa- 
tion eingesetzt werden solle, und zwar die des Wi Rü An- 
tes, zu der das RWiM Fachkräfte entsegden würde. Damit 
setzte sich der Grundsatz der Einheitlichkeit durch, der 


schon bei allen früheren Operationen vom Wi Rü Amt vertre- 


ten worden war. 


Zu dieser Organisation sollten wie im Westfeldzuge 


VO mit zugeteilten wehrwirtschaftlichen Einheiten tre- 
ten, die ebenfalls Anfang September vom Wi Rü Amt in 
Frankreich aufgestellt und bereitgestellt wurden. 

Die gesamte wehrwirtschaftliche Organisation stand 
am 15.9. einsatz- bezw. abrufbereit. Eingehende Bespre- 
ohungen mit dem Gen.Qu. und den für die Leitung der Ope- 
ration bestimmten Stäben einerseits und mit den die eng- 
lischen Verhältnisse kennenden Wirtschaftlern anderer- 
seits hatten auch die sonstigen wehrwirtschaftlichen 
Vorbereitungen bis Mitte September zum Abschluss gebracht. 
Ebenso war die Einweisung und Schulung der führenden 
Persönlichkeiten abgeschlossen. | 

Anfang Oktober wurde erkennbar, dass die Operation 
vorläufig nicht zur Durchführung konnen würde. Infolze- 
dessen wurde — um der Wirtschaft die. Fachkräfte zurück- 
zugeben und um die von den Arbeitskräften entblößten 
anderen Dienststellen der Wehrwirtschaftsorganisation 
wieder zu verstärken - am 4.10. angeoränet, dass der 


„nn 
wwi Stab z.b.V. “England‘wieder in einen Alneitsetuh 
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5.) Wehrwirtschaftliche Verhandlungen mit den befreunde— 


iegsgerätelieferungen 


Das Jahr 1940 brachte dem Wi Rü Amt auf dem Gebiet des 
Kriegsgeritehandels besondere Aufgaben durch die aus der 
militärpolitischen Lage sich ergebenden Lieferungen an 
Russland, Finnland, Rumänien und Italien. 

Wie im Jahre 1939 schon berichtet, sollten auf Grund 
M deutsch-russischen Vertrages vom 19.8.1939 sich die 
deutschen Lieferungen auf Kredit in den nächsten 2 Jah-. 
ren auf 200 Mill. RM belaufen, davon im ersten Jahre 
120 Mill. RM. Als erwünscht wurde eine deutsche Lieferung 
von 500 Mill.RM Waren bereits im ersten Jahr bezeichnet. 
Da derartige Mengen an Maschinen, Fahrzeugen, Apparaten 
pp. produktionsmässig in kurzer Zeit gar nicht zu schaf- 
fen waren und da die Russen in ihrer Wunschliste auch 
Kriegsgerät aufgeführt hatten, trat im Auswärtigen Amt 
und im Reichswirtschaftsministerium von Anfang an der 
ee hervor, den Russen möglichst viel fertiges Kriegs- 
gerät zur Verfügung zu stellen. 


Da, wie bereits berichtet, die Russen als erste Ge- 


genlieferung wertvolle Nahrungsmittel und Rohstoffe 


( 1 Mio t Getreide 
500 000 t Weizen 
900 000 t Olderivate 
100 000 t Baumwolle 
500: 000 t Phosphate | 


80 Mio. RM Holz 
10 000 t Flachs 
Manganerze, Platin und 
den Transit fiir 1 Mio. t Sojabohnen ) 


nern cA 
A C552 J 
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zur Verfügung gestellt hatten, wurde bei der Bedeutung 
dieser Mengen für die deutsche Kriegswirtschaft und bei 
dem Wert, den die Oberste Führung auf ein gutes Verhält- 
nis zu Sowjetrussland derzeitig legte, die Frage schnel- 
ler deutscher Gegenlieferungen immer dringlicher. 

Der Wunsch auf Bereitstellung von Kriegsgerät wur- 
de daher von Woche zu Woche stärker, so dass seitens 

beim Wi Rü Amt ein Sonderreferat eingerichtet wurde, 
das die Bearbeitung der russischen Forderungen und ihren 
Einbau in das deutsche Fertigungsprogramm übernahm. 
Anlage XX,21 und XX,22 geben ein Bild über den Fortgang 
der Verhandlungen. 

Da die Russen schnell und gut lieferten, kam es 
darauf an, auch die deutschen Gegenlieferungen schneller 
durchzuführen. ‚Infolgedessen entschloss sich die daut- 
sche Führung, den Russen in grüsserem Umfange deutsches 
Kriegsgerät anzubieten, das fertig oder bereits im Bau 


war und das geldmissig hohe Werte darstellte. Hierunter 


©. in Sonderheit der grosse Kreuzer " Lützow ", sonsti- 


ge Artillerie-Schiffsausrüstungen, Musterstücke für 
schwere Artillerie und Tanks und wichtige Lizenzen für 
Kriegsgerät, Da aber auch diese Lieferungstermine die- 
ser Geräte den russischen Wünschen nicht entsprachen, 
bestimmte der Führer am 30.3., dass die Russenlieferun- 
gen - so weit erforderlich — vor die Kriegsgeriteliefe- 
rungen an die deutsche Wehrmacht zu stellen seien. 
Diese Bestimmung brachte die Wehrmachtteile teil- 
weise in eine schwierige Lage, da die Oberste Führung 


auch die Produktion für den deutschen Bedarf gesteigert 
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und pünktlich ausgeliefert haben wollte. 

Am 14.8. wurde dem Chef Wi Rü Amt bei einem Vortrag 
bei Reichsmarschall G Öö r i ng allerdings bekanntgege- 
ben, dass der Führer nur pünktliche Belieferung der Rus- 
sen bis zum Frühjahr 1941 wünsche. Später hätten wir an 
einer vollen Befriedigung der russischen Wünsche kein 
Interesse mehr. Diese Andeutung nahm der Chef Wi Rü Ant 


zum Anlass, die Bearbeitung der wehrwirtschaftlichen La- 


- er stärker in den Vordergrund zu stellen. 


Ende Oktober 1940 nahm Reichsmarschall Göring 
nochmals Veranlassung, auf die schnellere und planmädige- 
re Belieferung der Russen zu drücken (Aktennotiz vom 
5.10. s. Anl. XX,23). 

Später trat die Drinzlichkeit der russischen Belie- 
ferungen in den Hintergrund, weil bereits die Vorberei- 
tungen für den Ostfeldzug im Gange waren. 

Die Russen haben ihre Lieferungen bis zum Angriffs- 
beginn planmässig durchgeführt, ja sogar in den letzten 
E ý noch Kauts: porte aus dem Fernen Osten mit 
Fil-Transitzügen zt Durchfiihrung gebracht. 

Die Lieferungen an Finnland waren bis zum Sommer 

ls @ GO ring geheim 
erfolgte Weisung (s. Akten- 
Reichsmarschall vom 14.8., 
schnelle und starke Belie- 
Oberstlt. Veltjens 
zum Marschall Mannervhei 


ler Finnen zu erfahren. 


6542 7 
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Hieraus ergab sich dann das laufende Kriegsgerätege- 
schäft, das seitens Finnlands vom Generalmajor 
Grandel 1, seitens Deutschlands vom Wi Rü Amt ge- 
Bteuert wurde. Auf Befehl des Reichsmarschalls sollte 
das gesamte Geschäft über die Firma Veltjens ge- 
leitet werden. Die Lieferungen nahmen im Verlauf des Krie- 
ges immer grösseren Umfang an, vor allem,nachdem Deutsch- 
land und Finnland gemeinsam den Kampf gegen den Bolsche- 
wismus aufnahmen. 

Die Kriegsgerätegeschäfte mit Rumänien, die sich 
zunächst aus dem mit Rumänien abgeschlossenen Olpakt ent- 


wickelten, nach dem ein Teil des von Rumänien gelieferten 


Ols mit Kriegsgerät bezahlt werden sollte, entwickelten 


sich im Jahre 1940 zu grösserer Planmässigkeit. Während 
es sich zunächst darum handelte, die von der deutschen 
Industrie abgeschlossenen Aufträge zur. Durchführung zu 
bringen (in Sonderheit Pak-Lieferungen), wurde 1940 auf 
Grund der deutsch-rumänischen Annäherung daran gegangen, 
an Rumänien die Masse der Polenbeute zu verkaufen und 
Rumänien auch in der Motorisierung einzelner Verbände zu 
unterstützen. Die Verhandlungen führten auf rumanischer 
Seite General Rozin » auf deutscher Seite Chef Wi Rü 
Amt. Sie führten zu dem Erfolge, dass durch ie Liefarun- 
Ben grosse Mengen Treibsto?fa hazahlt werden ik 
dass Deutschland auf die rumänischen Verhiltnis 
mahr Einfluss erlangte, Die Verkäufe und Lieferungen 
verstärkten sich im Jahre 1941 nach Eintritt Rumäniens 
in den Krieg erheblich. 

Auch das italienische Waf? 


nächst aut dem Verkauf der 


. 
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beute an Italien. Die ersten Verhandlungen wurden geführt 
mit einer um die Jahreswende 1939/40 in Berlin anwesen- 
den italienischen Komnission. Die Verhanllungen wurden 
von italienischer Seite sehr schlappend behandelt, da 
italien möglichst modernes Gerät forderte und wenig da- 
für zahlen wollte. Erst nach den Wißerfolgen der Italie- 
ner in Albanien wurde das Geschäft von italienischer Sei- 
te intensiviert und wuchs sich im Jahre 1941 zu grisse- 
rem Ausmaß aus. Vor allem lagen nunmehr fie itelienischen 
wünsche auf dem Rohstoff- und Treibstoffgebiet und wur~ 
den nun von dem italienischen General F avag 


ro gsooa 


OE Te DEFAR A he TE u! AY 
veriwretien. Wheres siahe ‚Sale 


Auch das Kriegsgerütegeschift mit Portugal nahm 


aus politischen und wirtschaftlichen Gründen 1940 sinen 


grösseren Umfang an. 


Ebenso wurde auf Weisung des Führers im Herbst 
1940 das Kriegsgerätegeschäft mit Bulgarien erheblich ge- 
fördert durch Lieferung der bulgarischen Winsche an Mu- 


nition, Seeminen und einigen Küstengeschützen. 
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Ce Rüstungswirtschaft 


wa + 
a u 
— — — — 


+) Die Programmgestaltung. 


Auf dem Rüstungsgebiet stand in den ersten Monaten 
des Jahres das Munitionsprogramm im Vordergrund. Das Hee- 
reswaffenamt hatte festgestellt, dass das vom Führer am 
17.12. aufgestellte bezw. genehmigte Programm (s. Anl. 
XX,25) nicht durchführbar war, weil die chemische Erfiill- 


barkeit weit unter den Forderungen und nicht im Rahmen 


des Pulver- und Sprengstoffplanes lag. Um eine möglichst 


hohe Erfüllung dieses Fiihrerprogramms zu erreichen, hatte 
das Waffenamt bestinnte Forderungen gestellt, die im Rah- 
men der anderen Rüstungsprogramme aber nicht erfüllbar 
waren. Infolgedessen erging am 171. sine Weisung des 
OKW über die Steigerung der Munitionsfertigung (s.Anl. 
XX,26), die unter Beibehaltung des Endzieles der Führer- 
forderung ein erstes Teilziel fiir Ale Fertigung der wich- 
tigsten Kaliber des Heeres festlegte und die Maßnahmen 
traf zur weitestgehenden Erfüllung der Forderungen des 
Heereswaffenamtes. | 

Im Verlauf der weiteren Monate wurde sowohl vom Füh- 
rer wie vom Führungsstab erkamt, dass das Munitionspro- 
gramm in dieser Höhe nicht durchführbar sei, wenn man 
die anderen Rüstungsprogramme dadurch nicht erheblich 
schädigen wollte. Weder Rohstoffe, noch Arbeltskrifte, 
noch Maschinen waren in dem notwendigen Umfange heranzu- 
bringen, sofern nicht die anderen Rüstungsgebiete erheb- 
lichen Schaden erleiden sollten. Infolgedessen fiillte 
der Führer Anfang April einen neuen Entscheid {ber die 


A C2353290 
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Munitionsfertigung, der als sogenannter Führerentscheid 
festgelegt wurde. Die Zahlen des neuen Führerentscheides 
wurden dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition 
übermittelt, der damit die Verantwortung für die Munitions- 
herstellung voll übernahm. (Näheres s. Anl. XX,27). 

Der Reichsminister für Bewaffnung und Munition 
beschritt zur Durchführung seiner Aufgabe einen neuen Weg, 
indem er den Leiter der Reichsgruppe Industrie, Generaldi- 
réxtor Z ang en, beauftragte, innerhalb der Munition 
erzeugenden Betriebe Arbeitsgemeinschaften zu bilden und 
diesen in Selbstverantwortung den wirtschaftlichen Ablauf 
des gesamten Munitionsfertigungsprograms zu übertragen. 
(Verfügung s. Anl.XX,28). Die Rü In wurden angewiesen, 
die Arbeit dieser Arbeitsgemeinschaften in jeder Weise zu 
unterstützen. Eine Unterstellung der. Vorsitzer der Ar- 
beitsgemeinschaften unter die Rü In erfolete bei der 


Selbstverantwortung der Arbeitsgemeinschaften selbstver- 


ständlich nicht. 


& Bis zum Westfeldzug blieb die Munitionsfertigung an 


der Spitze aller Rüstungsmaßnahmen und erst als der West- 
feldzug einen erheblich geringeren Verbrauch als erwar- 
tet erbrachte, klang das besondere Interesse der Obersten 
Führung an dem Munitionsprogramm allmählich ab. 

Die zu Beginn des Krieges gegebenen Weisungen für die 
Steuerung der Rüstungsprogramme blieben bis zur Beendi- 
gung des Westfeldzuges im Grossen in Kraft. Da der Anlauf 
der Programme sich mit jedem Monat stärker bemerkbar maoh- 
tè und da laufend neue Wünsche der Obersten Führung hin- 


zutraten, stiessen sich die Programme der WT und der 


A $ n04 
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übrigen Bedarfsträger von Monat zu Monat stärker. Es war 
daher in der Hauptsache Aufgabe des OKW, diese Reibungen 
zwischen den WT und den anderen Bedarfsträgern auszuglei- 
chen. 

Weiterhin blieb das Wi Rü Amt immer mehr bemüht, die 
laxe Auffassung des Reichswirtschaftsministers über die 
j ekeit der stärkeren Industrieumstellung zu bre- 
chen und erwirkte dafür verschiedene Befehle des General- 
feldmarschall Göring (s. Anl. XX,29). Ebenso wurde 
der Rm.f.B.u.Mun. dafür interessiert, die Bestrebungen 
des Wi Rü Amtes auf Beschränkung der Programme auf das 
Durchführbare und auf Schaffung einer Dringlichkeit zu 
unterstützen. Erschwert wurde auf diesem Gebiet die Zu- 
sammenarbeit mit dem Rm.f. B.u.Mun. besonders dadurch, 
dass dieser sein Interesse nur auf die speziellen Führer- 
wünsche richtete und für die übrigen Programme nur wenig 


Interesse zeigte, während es dem OKW darauf ankommen 


@ ste, die gesamte Rüstung vorwärts zu treiben. 


Bereits vor Abschluss des Westfeldzuges entschloss 
sich die Oberste Führung, das bei Beginn des Krieges 
festgelegte Riistungsprogramm der Wehrmacht umzustellen. — 

Der Chef Wi Rü Amt wurde am 7.6. von Generaloberst 
Keitel wie folgt orientiert: 

"Führer glaubt an baldigen Zusammenbruch Frank- 
reichs. Schnellste Umsteuerung der Rüstung auf Kampf 
gegen England. Anscheinend ist nach Zusammenbruch 
Frankreichs mit Angebot an England zu rechnen, Heer 


soll nur 120 Divisionen behalten. Grosse Vermehrung 
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der Panzerwaffe. Grösste Verwehrung der Luft- und 
U-Boot-Rüstung, dazu Wegnahme von 30 000 t Stahl 
vom Heer und 13 000 t aus dem Pulver- und Spreng- 
stoffplan. 

Unterstützung der Heimat in grossem Umfange, und 
zwar durch 

l.) Verliingerung des Stillhalteabkomnens 

2.) Entgegenkommen auf dem Uk-Gebiet der Wirt- 


schaft gegenüber. 


Defntschluss des Führers fand Ausdruck in den am 9.7.40 


erlassenen Weisungen über die Umsteuerung der Rüstung 
(s.Anl. XX,30). Diese Umsteuerung hatte folgende Ziel- 
setzung: 

a) Volle Durchführung des erhöhten Luftrüstungsprogramnmes, 
b) Fortführung der befohlenen Kriegsmarineriis 

c) Fortführung. der Rüstung des 


Kriegserfahyri 


4 


Jer Kriegsmarine sowohl 
rtigsi 
setzt und bei der Luftwaffe 
funesprogramm Nr. 
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Einschränkungen in der Munitions- und Waffenfertigung vor- 
j 


genommen und einschneidende Maßnahmen getroffen werden ,\ 


um die fehlenden Arbeiter zur Verfügung zu stellen. Auch 


die Pulver- und Sprengstoffertigung sollte auf das unbe- 


ingt notwendige Ma8. zurückgeführt werden. Dem Heer wur- 
den auf Grund dieser Maßnahme 130 000 + Moto Stahl ént- 
zogen, die den beiden anderen WT zur Durchführung ihrer 
Aufgaben zugewiesen wurden. 

Dem Vierjahresplan, Reichswirtschaftsministerium, 
Reichsarbeitsministerium und Reichsverkehrsministerium 
wurden diese Waönshnmen für die Umsteuerung mitgeteilt mit 
der Aufforderung, ihrerseits alle Maßnahmen zu treffen, 
um die schnelle Umsteuerung der Rüstung zu gewährleisten. 

Am 18.7. wurde durch den Vorsitzenden des Reichsver- 
teidigungsrates eine eingehende Weisung herausgegeben, 
die die Dringlichkeit der Fertizungsprogramme auf Grund 
der neuen Umsteuerung rezelte (s. Anl. 1X,31). Diese Re- 
gelung hatte keinen langen Bestand. Bereits am 2.8. wurde 
dem Chef Wi Rü Ant mitgeteilt, dass der Führer die Ge- 
Samtsituation anders ansehe als beim Abschluss des West- 
feldzuges und dass man sich für das Jahr 1941 für jede 
möglich werdende politische Situation vörbereiten müsse. 

Die bereits eingeleitete Verminderung der Heeres- 
rustung wurde wieder aufgehoben und dem Heer mitgeteilt, 
dass es sich fiir 1941 auf eine Erhöhung des Heeres auf 
mindestens 180 Divisionen einzurichten habe und dass das 
Heer in seiner Fertigung auf dem erhöhten Fertigungsstand 
bleiben miisse. 

Ende Juli erfolgte eine Führerweisung, dass die Lan- 
dung in England ( Seelöwe ) beschleunigt vorzubereiten 


r 4 
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sei (s. Anl. XX,32). Am 15.8. besprach Chef Wi RU Amt 
die Frage der auf Grund der neuen Fiihrerweisung notwendi- 
gen Umsteuerung mit den betreffenden Amtschefs der drei. 
WT (s. Aktennotiz, Anl. Xx,33). 

Am 20.8. erfolgte eine Fiihrerweisung (s. Anl. XX, 34), 


welche anordnete: 


1.) Die Vorbereitungen fiir die Landung in England 
(Unternehmen"Seeliwe") stehen an erster Stelle 
aller Maßnahnen; 


2.) bestimmte Vorhaben der Kriegsmarine, des Heeres 
und der Luftwaffe werden als Sonderstufe vor die 


am 18.7.1940 festgelegten Dringlichkeitsklassen 
gestellt. 


Damit war die Rustung erneut vor eine neue Lage gestellt, 


die sich aus der Erkenntnis ergeben hatte, dass 


l.) mit dem Zusammenbruch Englands im Jahre 1940 
unter Umständen nicht mehr zu rechnen ist; 


2.) im Jahre 1941 ein Eingreifen Amerikas in Frage 
kommen kann und 


3.) das Verhältnis zu Russland im Jahre 1941 eine 
Anderung erfahren kann. 


Auf Grund der Entwicklung der militärpolitischen Lage er- 
folgte am 20.9.1940 eine erneute Regelung der Dringlich- 
keit der Fertigungsprogramme, durch die beim Heer in Son- 
derheit die Kampfwagenfertigung, die Panzerabnehr und be- 
stimmte chemische Fertigungen, bei der Kriegsmarine der 
U-Boot-Plan, bei der Luftwaffe alle Typen zur Bekämpfung 
Englands in den Vordergrund gestellt wurden. 
Das am 20.8. durch Fuhrerweisung befohlene und am 

20.9. durch Regelung der Dringlichkeit festgelegte Ferti- 
gungsprogramm wurde am 27.9. erneut erhöht und insofern 


=. 
abgeändert, als die Fertigungen, die unter dem Stichwort 
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"Achse" liefen (Kampf in Afrika), vor alle anderen Fer- 
tigungen, auch die der Sonderstufe, gestellt wurden. 

Da sowohl das Heer und Minister Todt mit Hoch- 
druck das Panzer- und Achse-Programm betrieben, die Ma- 
rine ihre "Seelöwe"-Maßnahmen stärker gefördert sehen 
wollte und die Luftrüstung auch immer stirker gefördert 
wurde, wies der Chef Wi Rü Amt in einer Antschefsitzung 
bei Generalfeldmarschall K e it e 1 auf die Schwierig- 
keit hin, bei der schlechten Arbeitseinsatzlage alles 
auf einmal vorwärtstreiben zu können. Er forderte noch-. 
mals eine Klärung der Führung, was nun wirklich am wich- 
tigsten sei. Darauf erfolgte die in der Anlage XX,35 
beigefiigte Stellungnahme des WPSt vom 3.12.40: 

Diese Stellungnahme war fiir die weiteren Maßnahmen 
von Bedeutung, als 


l.) nicht mehr von der Landung in England, sondern 
nur von der Belagerung Englands gesprochen wird, 


2.) erstmalig die Luftverteidigung der Heimat in den 
Vordergrund gerückt wird und 


3.) der bevorstehende Großfeldzug (Russland) erst- 
malig erwähnt und seine Verschiebung auf späte- 
re Zeit als möglich bezeichnet wird. 


Kurz vorher - am 6.11.1940 — hatte Reichsmarschall 
Göring erstmalig sich dahin gedussert, dass man 
sich auf lange Kriegsdauer einstellen miisse und demge- 


miss die Rohstoffplanungen weitsichtig vorzunehmen sei- 


en (s. Aktennotiz über Vortrag in Beauvais am 65.11.40, 
Anl. XX,36). : 


Anfang Dezember erging dann die Weisung, dass vor- 


läufig mit der Landung in England nicht mehr zu rechnen 
sei und daß die "Seelöwe"-Vorbereitungen nur noch abzu- 
schliessen seien, 


aA IRTA I 
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2. Arbeitseinsatz. 


Die Durchführung der Rüstungsprogramme wurde im Jahre 
1940 in erster Linie durch die Arbeitseinsatzlage beein- 
trichtigt. Es bedurfte mehrfach des Eingreifens des Füh- 
rers, um die Widerstände, die die geteilte Mobilmachung 
und die falsche Propaganda in der Bevölkerung und bei dan 
Zi.vilbshörden erzeugt hatten, zu brechen. Immer wieder, 
zu@achst nach dem Polenkrieg, dann verstärkt nach der 
Norwegen-Aktion und besonders nach dem Westfeldzug traf 
die Wehrwirtschaftsorganisation bei ihren Bemühungen um 
eine schnelle Stillegung aller kriegsunwichtigen Ferti- 
gungen auf eine geschlossene Abwehrfront, die das Ende 
des Krieges vor der Tür sah und allen durchgreifenden 
Waßnahmen Widerstand entgegensetzte. 

Selbst im Juli 1940 erklärte der Reichswirtschafts- 
minister, dass nach dem Westfeldzug die Verbrauchsgüter- 
industrie und sonstige kriegsunwichtige Industrien wie- 
ges müssten, da der Führer mit baldigen Kriegs- 
ende rechnete. Es wurde sogar erforderlich, dass Reichs- 
marschall G 6 rin g- am 22.Juli gegen diese Auffassung 
Zine scharfe Weisung an den Reichswirtschaftsminister 
érliess. 

Wenn spiter das Nichteinrichten 2. oder 3. Schichten 


in wichtigen Betrieben und der sich immer stärker zeigen 


de Mangel an Arbeitskräften bemängelt wurde, so muss man 


sich diese Einstellung der Masse des deutschen Volkes 
immer wieder vor Augen halten. Diese innere Einstellung 
zum Kriege ist der Hauptgrund dafür, dass im Jahre 1941 


ACS 525 
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Die dbrennendste frage war die der Treima hung von 
Borer. ern. Ihr galt der Führerbefsht * 


Abtle. Nr 40 sK Chefsache 
Vanach sind die dringend benttigten Facharbeiter sofort 
zur Verfügung zu stellen, auch wenn 
bergehende Sohwächung der Verbände eintritt. Diese be- 
vVOrgugte Freigabe von Facharbeitern im FU-Verfahren war 
in dem schon genannten Befehl Nr. 2880/39 geh. von 27.9. 
1939 in Anlage 6 angeordnet worden, der aber seinen 
Zweck bisher nicht erreicht hatte. Er wurde nunmehr 
auf Veranlassung von Che? Wi Rü Amt durch OKW/AHA Ag/E 
b) Nr. 100/40 g vom 20.1.1940, unter Aufhebung der 
erlassenen Sperrverfiigungen und durch Terminset zung 
verschärtt, mit Fernschreiben allen WT. in Erinnerung 
gebracht. Die Wichtigkeit dieser Maßnahme wurde noch 
unterstrichen durch den Befehl OKW Az. 1 k 35 AHA/Ag/ 


E(Vb) Nr. 50/40 g.Kdos. vom 12.2.1940, wonach der 


FM-Stempel nur für das U-, Ju- und Mun-Programm in An- 
wendung kommen durfte. Trotzdem ging die Herauslisung 


dieser Kräfte aus der Truppe nur langsam vor sich. 


+) an. : Die betreffenden Verfügungen befinden sich als 
Anlagen in der Sonderbearbeitung jes Hotm. T rah n- 
aorf (siehe Vorwort). 
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Mit Beginn des Westfeldzuges kam die FM-Aktion zum 
S,ilistand. Insgesamt sind rd.- 236 000 FW-Antrige ge- 
stellt worden, bis zum 15.5.1940 wurden der Rüstungsin- 
dustrie erst 84 040 Facharbeiter wieder zugeführt. 
Schliesslich mussten die Rüstungsinspekteure in Sonder- 
lehrgängen für Frontoffiziere über die Notwendigkeit 

der Durchführung des Fil-Verfahrens Vorträge halten. Mit 
ı Du l k 35 AHA/Az/E ( Va ) Nr. 2610/40 vom 25.7. 
1940 wurden die Vorschriften des FM-Verfshrens neu ge- 
fasst, unter Ausdehnung seines Anwendungsbereichs auf 
weitere Schwerpunktvorhaben. Diese Erweiterung wurde dann 
später durch OKW Az 1 k 35 AHA/ Ag/E ( V) Nr. 3350/40 
geh. vom 8.11.1940 baschränkt auf Vorhaben in der Son- 
derstufe, der Dringlichkeitsstufe Ia, der Dringlichkeits- 
stufe I b und im Bergbau. . 

Leider liess. nicht nur die erhoffte Hauptwirkung 
dieser Aktion sehr zu „wünschen übrig, sondern es zeigte 
sich bald eine recht unerfreuliche Nebenwirkung. Die 
WE-Dienststellen und die Truppe erblickten in der Be- 
sc! ier FM-Regelung auf die Facharbedter eine 

jer fiir die Wirtschaft wichtigsten Kräfte 
‚einen UK-Stellungsverfahren, und. so erfuh- 

‘en laufenden UK-Antrige eine ganz neben- 
andlung. Insbesondere traten häufig Ver- 


wechslungen sin mit dem UK-Stellungsverfahren auf Grund 


der Listen der Mangelberufe. Ferner war durch kurzfristi- 


ge Aufkündigungen von Uk-Stellungen und durch plötzli- 
ohe Einberufungen von Ungedienten und Kurzausgebildeten, 


die ursprünglich der Wirtschaft belassen werden soll- 
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-ten und für die daher keine UK-Anträge gestellt waren, 


eine erhebliche Beunruhigung in die Rüstungsinäustrie ge- 


kommen. Zahlreiche Verfügungen suchen die Mißverst äninis- 
se zu klären und die vielen Sonderwünsche der WT und 

der verschiedenen Wirtschaftszweige zu erfüllen. Es wa- 
ren ihrer so viele, dass sich bald niemand mehr hindurch 
fand, am wenigsten die Bearbeiter in den Betrieben, die 
die Anträge zu stellen hatten. Bereits am 25.7.1940 wa- 
ren unter Az 1 k 35 AHA/ Ag/E (V a) Nr. 2370/40 8. Richt- 
linien für die UK-Stellung gegeben worden, aber erst am 
11.11.1940 - über ein Jahr nach Kriegsbeginn - erschien 
die D 5/14 "Bestimmungen für Unabkömmlichstsllung bei 
besonderem Einsatz" - die Dienstvorschrift über die 
Durchführung der Unabkömmlichstellung. 

Um den Betrieben, die mit der Ausführung besonders 
vordringlicher Riist ungsvorhaben betraut waren, in per- 
soneller Beziehung eine gewisse Ruhezeit zu verschaffen, 
war zwischen dem Rm.f.B.u.Mun. und dem Allgemeinen Hee- 
resamt für die vordrinslichsten Vorhaben am 19.4.1940 
ein sogenanntes "S en" abgeschlossen wor- 
den — OKW Nr. 654/40 | (Vb) - „ Vorläufige 
bis zum 30.6.1940 wurden aus den in Betracht kommenden 
Betrieben alle Angehörigen des Jahrganges 1909 und älter 
und die Uk-Gestellten des Jahrganges 1910 und jünger 
nicht zur Wehrmacht einberufen. Hierzu rechneten alle 
Facharbeiter, alle in der Fertigung eingesetzten unge- 
lernten Arbeiter sowie auch die Beamten und Angestellten. 
Allerdings durfte nicht übersehen werden, dass nach Ab- 
lauf des Stillhaltetermins infolge des starken Ersatz- 

ACESI EO 
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bedarfs der Truppe sich voraussichtlich die Einziehun- 


gen zum Wehrdienst aus den Rüstungsbetrieben in empfind- 


licher Weise häufen würden. Das Stillhalteabkommen wur- 


de verlängert,zunächst bis zum 31.7., dann bis zum 
30.9. und schliesslich bis zum 31.12.1940. 

In der günstigen militärischen Lage nach Abschluß 
des Westfeldzuges hoffte man, als neues Mittel zur Be- 
friedigung des Kräftebedarfs der Rüstungsindustrie eine 
großzügig geplante Entlassungs- und Beurlaubungsaktion 
durchführen zu können. Die im Juli begonnene "Umsteuerung 
der Rüstung", die ja nicht nur eine Verlagerung auf an- 
dere Schwerpunkte, sondern auch eine Erhöhung der Zahlen 
des Fertigungsausstosses brachte, hätte wohl mit Hilfe 
dieser Maßnahmen zunichst den Kriftebedarf decken kön- 
nen, zumal durch die im Rahmen der Richtlinien des Rür 
2.B.u.Mun. vom 4.7.1940 zu erfolgende Drosselung des Mu- 
nitionsprogramms ebenfalls Kräfte verfügbar wurden. Lei- 
der erwiesen sich aber diese Hoffnungen sehr bald als 
trügerisch, denn der vom Führer befohlene Heeresausbau 
verlangte die sofortige Einberufung von 400 000 Mann 
und bis zum Februar 1941 noch 
gleich war aber auch eine 
Rüstung" befoh! 
gerung einen 
"erforderten. 
wirken k 
nissen al 
in der Riist 


kriften, 
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wirklich im Kriege no 
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erforderlichen Mae 
Reichswirt- 
‘n Mangel hinzuweisen und am 
ls "Generalinspekteur für Sonder-. 
aufraben" einzusetzen, zu dessen Aufgaben es gehtrte, 
Feststellungen und Meldung über Schwierigkeiten beim Ar- 
beitseinsatz zu machen d über Verstösse gegen Vorschrif- 
ten zu. dessen Regelung. Der Rw-Min. hatte zwar in seinem 


Runderlass vom 21.2.1940 den Bezirkswirtschaftsimtern 


ausführliche Weisung über die Stillegung von Betrieben 
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jie Durchführung brachte kein befriedigen- 

sie wurde vor allem durch ein viel zu ume 
Verfahren so in die Länge gezogen, dass Wo= 
chen und Monate verlorengingen, ehe es zur wirklichen 
Stillegung solcher kriegsunwichtigen Betriebe kam und die 
freigemachten Kräfte den Arbeitsdmtern zur Verfügung ger 
2 ai wurden. 

Inzwischen war durch Führererlass vom 17.3.1940 

Dr. Todt zum Rm.?.B.u.Mun. mit besonderen Vollmachten 
ernannt worden. Auf Grund dieser Ernennung ordnete er 
zur Behebung der Schwierigkeiten im Arbeitseinsatz sofort 
jie Bildung von Kommissionen an, die die Kriegswiohtig- 
keit der Betriebe bezw. die Notwendigkeit der bei diesen 
beschäftigten Arbeitskräfte nachprüfen sollten. Diese 
sogenannten "Auskimm-Kommissionen" setzten sich zusammen 
aus Offizieren der Rü-Dienststellen und Beamten der Ar- 


beitsänmter. Beide Dienststellen hatten vorher von sich. 


© im Rahmen ihrer Machtbereiche in ähnlichen Kommissio- 


nen derartige Priifungen vorgenommen. Jezt konnten diese 
Auskämmungen systematisch durchgeführt werden und zei- 
tigten ein besseres Resultat als die Stillegungsaktion 
des Rwi.Min., die dadurch fast völlig abgelöst würde. 

Zu Anfang des Jahres 1940 hatte noch ein anderer | 
Faktor des Arbeitseinsatzes eine grosse Enttäuschung be- 
reitet: der Frausneinsatz: Hatte er zwar bei Kriegsbeginn 
infolge der Propaganda von Presse und Rundfunk einen gu- 
ten Anlauf genommen, so zeigte sich doch bald ein rapi- 
der Rückgang, so dass bis Ende März 1940 rd. 500 000 


Frauen weniger in der deutschen Wirtschaft beschäftigt 


059 





H2296-0316 


Gründe waren verschiede- 
ausgeführt werden, 
Famllienunter- 
stutzune. Der ebenfs im Frühjal J40 einsetzende 
Arbeitsdienst für die weibli ug trug sein Teil da- 
sonst der Wirtschaft 
» den weiblichen Arbeits- 
ist den Bedürfnissen der Rüstung anzupassen und evtl. 
geschlossen einzusetzen, hatte keinen Erfolg. 

Von der Möglichkeit der Anwendung der Dienstverpflich- 
tung wurde nur zögernd Gebrauch gemacht. Trotzdem gelang 
es aber mit geschickter Werbung und sanften moralischen 
Druck allmählich wieder mehr Frauen zum Einsatz zu brin- 
gen. onde des Sommers 1940 war der Verlust nicht nur 
nicht ausgeglichen, sondern es waren bereits fast 300 000 


var. 


Frauen mehr in der Wirtschaft beschäftigt als vor dem 


glücklichen Ausgang der bisherigen Feldzü- 
setzten Gebieten, 
Kriegsgefangene, in den Arbeitsprozess der 


ius trie einzusvannen. Aus Griinden der Abwehr 


fanelich davon Abstand genommen, aber nach einem 


lgend verlaufenen Versuch mit belgischen Arbei- 


auch diese MaBnahme systematisch ausgebaut. 


1 


‚ ebenso wie die Verlagerung 


= 7 J 


liegender Wenschenkräfte, 
suswirken, da ihre Vorbereitungen und 
Durchführung längere Zeit arforderten. Für die Be- 
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tstellung -raften für die befohlene Steigerung 
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der Riistungspr 
nicht mehr in Frage. 

Nach Unterbringung der Aufträge zu diese: Programm 
stellte sich heraus, dass zu seiner Durchführung der 
Rüstungsindustrie noch rd. 300 J Arbeitskräfte fehlten 
- davon fast 

jer neuesten Führer- 
forderungen sehr bald stark anwachsen wiirde. Da alle bis- 
her genannten liaßnahı erschöpft waren und den Arbeits- 
ämtern keine neuen 
ten, entschloss 
1940, durch die Arbeitsurlaubsakti: ü 40" 300 000 Mann 

freizugeben. 
noch nicht die in sie 
gesetzten Hoffnungee Bis Mi + November 1940 waren statt 
500 000 Mann e 
Nunmehr erfole 
40, der 

Kräfte fiir 


produktion 


\rbeitskr 


vollem Umfane 
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3. Sroduktionsmittel 1940. 


Ein zweiter Grund fiir den langsamen Anlauf der 
Rüstungsprogramme in den ersten Kriegsmonaten War die man- 
gelhafte Ausstattung der Betriebe mit Produktionsmitteln 
und die langsame Freimachung von entsprechenden Maschinen 
durch den GRY aus den Nicht riistungsbetrieben. Wenn auch 
die deutschen Industriebetriebe eine verhaltnismissig gu- 
te Ausstattung an WNerkzeugmaschinen hatten, so wären es 
doch nur wenige Betriebe, die für die Wassenh: 
von Ariegsger‘it mit hochwertizen dochleistungsmaschinen 
ausgestattet waren. Während der Aufrüstungszeit 
in EEE nur diejenigen Betriebe einen entspre- 
chend modernen Maschinenpark angeschafft, die entspr chen- 

de Wehrnach tsauftrize hatten. So kam es, dass schon kurz 
vor dem Kriege, ganz besonders abar in den ersten Kriegs- 
monaten, ein arhablicher Bedar? an sroduktionsmitteln 
entstand, dar von der deutschen workze smaschinen-Industrie 
in keiner Weise gedeckt werden Konnte. Bei eine 
mässigen Tiefenrlistung wäre es eine der ersten 
Bewesen, die Werkzeugmasohinen-Indus trie 
erweitern, wie es 
MaSnahme wurde in Deutschland nicht 
teil wurde zu Beginn des 


Industrie noch eine erhet iche Menge von Arbeite 


gen, weil Betriebe duror nm GBW nicht OrdnunesmiBiec 


gesichert ind sich 41: at: “obilmachung 


hier störend auswirkte. Auch w; and des Jahres 1940 
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hatte es Schwere Kämpfe gekostet, der Werkzeugmaschineg ER 
© ; 


Industrie die Arbeitskräfte zu verschaffen, um wenigstens 


in einer Schicht voll zu laufen. Um dieses Ziel gu er- 
reichen, musste selbst Reichsmarschall 65 ri ng ein- 


gespannt werden, wie es die Anlage XX,37 ergibt. Ähnli- 


che Verhältnisse lagen in dar 


Fertigung von Lehren und 


t? e a 
Werkzeuge. 


Die Programmgestaltung der deutschen We rkz eugmaschi- 


nen- und Lehren-Indis trie wurde susserdem noch dadurch 


erheblich gestört, dass sowohl die WT wie die Rüstungsfa- 


briken unter dem Druck der ihnen auferlegten Programme 


unüberprüft Riesenauftrige an die Verkzeugwaschinen-In- 


dustrie erteilt jie diese iniustrie fiir Viele Jahre 


beschäftigt hätten. Dazu kam, dass in den Bestellungen 


dauernd Abänder ungen vores Warden, weil dar 


der Rüstung Sprogr anm 


langte. Durch 


+ ye J 
Verstopfung in 


— 


eingetreten, zusammen mit dem 


tragten für 3 iaschinenindustrie eneraldirek 
‚ ers} 

chen und stetig 

und Lehrenin!ie 

Auslieferungspläne aufgestellt und die aschinenarten 


wurden der Drinelichkeit nach Alle tibrigen 


duktionen von Maschinen wur stilleelect und so a 


lich die Produktion auf Krlegsgeräte-Spezisalmasch! 
gestellt. Es war eine Klesenarbeitsleistung, Ji 


nung allmählich in die Destellungen 
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brikationsprogramme der Firmen hineinzul 

Trotzdem war es nich! möglich, den 
tionsmitteln für die WT ung die anderen Bedarfsträger 
zu decken. Es wurde daher besonderer Wert auf die Durch- 
führung des Maschinenausgleichs von gebrauchten Maschin 
gelegt und die Rü In auf dieses Arbeitsgebiet besonders 
eingestellt. Aber auch hier waren die Ergebnisse unbe- 
friedigend, weil die Stillegung der kriegsunwichtigen 
Betriebe durch das RwiM nicht so erfolgte, wie es die 
Wehrmacht forderte, sondern in vielen Betrieben die alte 
Friedenspmw duktion in der Hoffnung auf das baldige Kriegs- 
ende heibehalten wurde. 

Die Bezirkswirtschaftsimter waren bei dieser Arbeit 
nicht fördernd, sondern hemmend, und es bedurfte oft ra- 
dikaler Maßnahmen, um die Maschinen für die Rüstungsfer- 
tigung freizubekomnen. 

‚Auf dem Altmaschinenmarkt traten erhebliche Preis- 
steigerungen auf, so dass es erforderlich wurde, hier 
scharfe Anoränungen zu erteilen über Höckstpreise für 
fabrikneue er gebrauchte Werkzeugmaschinen. Bis zum 
Frühjahr 1940 wurden etwa 4 000 Stück nach Deutschland 
zurückgeführt. Daneben wurden die polnischen Werkzeugma- 
schinenfabriken, die z.T. modern mit amerikanischen Ma- 
schinen eingerichtet waren, wieder in Gang gesetzt und 
deutschen Werkzeugmaschinenfirmen zur Betreuung überwie- 
sen. Gleiches erfolgte im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Nach der Durchführung des Westfeldzuges wurde sehr 


sohnell darangegangen, auch die Werkzeugmaschinenfabri- 


ken Frankreichs, Belgiens und Hollands für unsere Aufga- 
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ben einzuspannen. Näheres über die Ausnutzung dieser 
Länder für die Fertigung von Produktionsmitteln ergeben 
die Sonderbearbeitung Polen und des Wehrwirtschaftsstabes 
Frankreich. 
Daneben wurde der Bezug von Werkzeugmaschinen aus 
dem Auslande - so weit wie irgend möglich - betrieben. 
N gsrösserer Lieferant kam allerdings nur die Schweiz in 
Frage, Aus der in grüsserem Umfange hochwertige Maschinen A 
wie: Zahnradbearbeitungsmaschinen, Langdrehautomaten, 


Formschleifmaschinen und Lehrenbohrwerke eingeführt wur- 
den. ; 
Auf dem Gebiet dər Lehrenfertigung wurde duroh die 


Lehrengruppe im H.Wa.A. eine Rationierung der Lehrenbau- 
industrie vorgenommen und eine erhebliche Verbreiterung 

der Lehrenfertigung durch bevorzugte Bereitstellung von | 
Produktionsmitteln sichergestellt. Auch glückte es durch ~i 
schnelles Hendeln des Wi Rü Amtes, in der Schweiz Lehren- 


s io Bi mit günstigen Lieferterminen unterzubringen und 


dadurch den dort tätigen französisch-englischen Kommissio- | 


nen zuvorzukommen. ` 


Endlich wurden umfangreiche MaBnsh men getroffen, * 
um die Herstellung von Spezialwerkzeugen: einzuleiten bezw. 
einen Aufkauf in neutralen Ländern vorzunehmen. 

Die Bereitstellung dieser Produktionsmittel war eine 
der wichtigsten Aufgaben, die die Riistungsabteilung des | 
Wi Rü Amtes zu leisten hatte. Trotz schwierigster Verhält- 
nisse wurde die Aufgabe in enger Zusammenarbeit mit dem 


Beauftragten für die liaschinenindustrie im Grossen aber 


voll erfüllt. Es wurde vieles nachgeholt, was bereits 
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4. Rohstoffe 


Auf dem Rohstoffgebiet lagen die Hauptarbeiten im 
Jahre 1940 auf folgenden Punkten: 
1.) In der Vertretung der Rohstoffinteressen der Wehrmacht 
gegenüber dem RWiM und dem Vierjahresplan, 


>MB:. der Verteilung der vom RWiM zugewiesenen Rohstoffe 
auf die W+T,, 


* 


3.) in der Mitarbeit am Ausbau der deutschen Rohstoffgrund- 
| lagen, 
|4.) in der Mitarbeit an der Bewirtschaftung der deutschen 
| Treibstoffe und in der Verteilung der Treibstoffe 
| auf die W.T., 
5.)in der Mitarbeit beim Ausbau des Energienetzes in 
Deutschland und | 
6.) in der Vertretung der Wehrmachtinteressen bei den Roh- 
E stoffverhandlungen mit den befreundeten und neutralen 
Staaten, | | 
In der Rohstoffbewirtschaftung stand die Rohstoffabteilune 
des Wi RU Amtes in einem fortdauernden Kampf gegen die 
hohen Forderungen der W.T und andererseits — die gein- 
gen Zuweisungen, die der Reichswirtschaftsminister der | 
Wehrmacht zur Verfügung stellte. Wenn auch zugegeben werden 
muß, daß sich äie Rohstofforderungen der W.T. auf die vom 
Führer geforderten hohen Programme stützten, so kann doch 


festgestellt werden, daß die Forderungen bei allen 3 W.T. 


| infolge zu hoher Einsatzgewichte und’ teilweise nicht ra- 
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tioneller Fertigungsverfahren überzogen waren und daß die 
Zuteilungen, die den W.T., vom OKW zugewiesen wurden, im 
großen und ganzen dem entsprochen haben, was prak ti sch 
verarbeitet werden konnte. Es ist jedenfalls nur ganz sel- 
ten vorgekommen, daß Betriebe eingeschränkt arbeiten muß- 
ten, weil ihnen die Rohstoffe fehlten. In den meisten 
Fällen, wo Betriebe zum Stillstand kamen, lagen andere Grin 
de dafür vor. Wie stark überfordert die Porderunzen der 
W.T. waren, mögen einige Zahlen beweisen, In der nachfol- 
genden Zusammenstellung bedeutet die erste Zahl die Por- 
derungen der Wehrmacht, die zweite Zahl das wirklich ver- 
arbeitete Wehrmachtkontinzent, 


t/Mon. t/Mon. 
nn EEE 

Stahl 1/40 924 000 

II/40 880 000 

III/40 900 000 

IV/40 1 017 000 


1/40 . 12 400 
II/40 : 000 
III/40 ; 300 
IV/40 200 


1/40 100 
11/40 500 
III/40 500 
IV/40 | 11 500 ` 


Nickel 1/40 | 370 
11/40 372 

III/40 330 

Iv/40 443 
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t/Mon. 


1/40 
II/40 
III/40 
Iv/40 


1/40 17 500 15 700 
11/40 23 200 16 800 
II11/40 26 600 23 500 
IV/40 28 000 24 500 


Auf der anderen Seite muß festgestellt werden, daß der 
Reichswirtschaftsminister sich laufend wehrte, der Wehr. 
macht größere Kontinrente zuzuteilen, weil er glaubte, daß 
dadurch die Nichtrüstunesindustrie und der Export zu stark 
geschädigt würden. Es bedurfte - wie aus den Anlage 

XX,38 ersichtlich - mehrfach des Eingreifens des Reichs- 
“parechalls bezw. des Pührere, um bei gespannten Lagen die 
Rüstung beim Wirtschaftsminister so in den Vordergrund zu 
bringen, wie es die Kriegslaze erforderte, 

Fest steht indessen, daß die Kontincentierune der Nicht- 
rüstungsindustrie in den ersten zwei Kriegsjahren zu reich- 
lich war und daß es möglich gewesen wäre, für die Wehr- 
macht bezw, für die Transportrüstung mehr Rohstoffe frei- 
"zumachen, Auch für den Luftschutz wäre eine höhere Versor- 
gung um Platze gewesen. | A 

Jede Programminierung und vor allem jeder Befehl für | 
Ums teuerung der Rüstung brachte die gleichen Überforde- | 
rungen der W.T. unà den mleichen Kampf ait dem RWAN, Der 
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/ Reichswirtschaftsminister erklärte allerdin»s am 14,2,, daß 
er die dringlichsten Porderunven der Wehrmacht auf dem Man- 
gelgebiet nur erfüllen könne, wenn er rücksichtlos alle Be- 
stände der Heimat verbrauchen würde, Bei einer Zuteilune von 
Kupfer von 16 000 t an die Wehrmacht wurden die Vorräte im 
September 1940, bei iner Zuteilung von Blei von 15 000 t 
in April 1941, einer Zuteilung von 600 t Nickel im Dezember 
1940 und 500 t Zinn im September 1940 verbraucht sein. 

Von diesem Zeitpunkt ab konnte nach Auffassung des 
Reichswirtschaftsministers der Bedarf der gesamten Metall 
verarbeitenden Wirtschaft nur noch aus dem Metallanfal] aus 
dem Inlande und aus der zerinren Einfuhr gedeckt werden, 
sodaß im Jahre 1941 die Deckunr des Wehrmachtbedarfes bei 
weitem nicht mehr vorhanden sei. Auf der anderen Seite vers. 
langte die Pührung fast bei jeder großen Programmiinderung, 
daß rücksichtlos alle Reserven einzusetzen sind, da man mit 
den militärischen Maßnahmen, die diese Umstellung der Rüstung 
ermöglichen sollten, eine Entscheidung des Krieges erhoffte, 
So standen die Auffassungen der die Rohstoffe verwaltenden 
Stellen und der militärischen Führung immer in einem gewis- 
sen gegensatz. Das Wi RU Amt ist in dieser Zeit stete den 
Mittwelweg gegangen und hat dadurch ermöglicht, daß die 
Rohstoffdeckung für die Programme bis zum Jahre 1943 hinein 
laufend vorhanden gewesen it, | 

Im allgemeinen ist es dank der guten Zusaumsnarbeit 
zwischen Wi Rü Amt und den Abteilungen des RWiN geglückt, 
die Bedürfnisse der Wehrmacht auf dem Rohstoffgebiet im 
Jahre 1940 zu erfüllen, Dabei muß aber a 
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daß die großen Bestände, die im Westfeldzug in Holland, 
Belgien und Frankreich in Besitz genommen wurden, viel da- 
zu beigetragen haben, die Bedürfnisse des Jahres 1940 zu 
erfüllen und vor allem nur ermöglioht haben, die Rüstung 
im Jahre 1941 in dem großen Umfange durchzuführen, Hätte 
man diese Mengen nicht einsetzen können, so wäre bereits 
1941 eine erhebliche Mangellage eingetreten und man hätte 
bereits 1941 zu den Notmaßnahmen schreiten müssen, die 
dann erst 1944 zur Durchführung kamen, Bis Ende 1940 wurde 
an Beute-Metallbeständen aus dem Westen gemeldet; 
135 000 t Kupfer, 

20 000 t Blei 

9 500 + Zinn, 

9 000 % Nickel, 

9 000 % Aluminium, 


Einen Überblick über die gesamte Rohstoffverteilung 


~ Bedarf, Kontingent, Verbrauch = gibt die Rohstoffbi- 
lanz ( a. Anl, XX, 39 E 


An Einzelheiten der Rohs toffversorgung des Jahres 
1940 seien folgende Punkte besonders erwähnt: 
K oh il @:3 | | 

Die Kohlenversorgung machte zu Beginn des Jahres 
durch die schlechte —— tlage große Schwierigkeiten, 
sodaß im Januar und Februar zahlreiche Jirin zeitweise 
bis zu 185 Betriebe, zur Stillegung kamen. Die Haupt- 
shwicrigkeiten lagen bei den Wehrkreisen III, IX, X und 
XII. Es wurde daher für die Wirtechaft eine der Wichtigkeit 
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nach gestaffelte Kürzung der Kohlensuf brung bis zu 60 % 
angeordnet. Besonders im Hausverbrauch entstand eine erheb- 
liche Notlage, 

Un die Versorgung der W~Betriebe sicherzustellen, wurde 
im Pebruar bei der Reichsstelle Kohle ein vom OKW zu be- 
setzendes Referat Wehrmacht eingerichtet, das sich im Ver- 
lauf der Kriegsjahre sehr bewährt hat. 

Außerdem wurde zur besseren “enkung der Kohlenliefe- 
rungen die lochkartenmäßize Überwachung der Betriebe durch 
die Ri In ab 1.10. eingeführt und dadurch eine zweokmäßi- 
gere Verteilung sichergestellt. 

Am 22.9. wurde dem Reichakohlenkommissar vom Reichs- 
marschall eine Ermächtigung erteilt, um Kohlenfirderung 
und Bewirtschaftung in den besetzten Gebieten als allei- 
nige Reichsinstanz durchzuführen. 


Elektrizitäts- und Gasversorgunes 


Die Elektrizitäts-Versorgung machte bie zum Herbst 
1940 keine Schwierigkeiten, erst im November zeigten sich 
im Westen erhebliche Spannungen, die durch Störung von 
Kraftwerken durch Luftangriffe ( Brauweiler, Böhlen, Pri- 


mersdorf) hervorgerufen wurden. Es wurde daher erforder- 


lich, große Stromverbraucher ( Aluminium- und Stickstoff- 


werke) zeitweise abzuschalten und 35 000 Kw von Mittel- 
deutschland in das Ruhrgebiet zu transferieren, Seitens des 
wi Ril Amtes wurde daher drincend ein stärkerer Ausbau des 
elektrischen Energienetzes refordert. 


Die Ferngasvereorgung unterlag dauernden Schwierirkei- 
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ten, sodaß bereits im Sommer im Ruhrgebiet Gasspartage 
eingeführt werden mußten. Im Herbst und Winter steigerten 
sich die Schwierigkeiten, sodaß die völlig unsureichende 
Kapazität der Gaserseugungsanlagen in Sonderheit an der 


Ruhr klar zu Tage trat. Auch hier forderte Wi Rü Ant ver- 


"stärkt schnellste BesserungemaSnahmen, 
Eisen- unä Hetalle: 

Die W.T. forderten laufend höhere Eisen- und Metall- 
zuteilungen, trotzdem ihnen bewiesen werden konnte, daß 
sie mit dem derzeitigen Arbeitsverfahren größere Mengen nicht 
verarbeiten konnten. Trotzdem wurde seitens des OKW die 
Forderung von Zuteilung von 1,1 Mill. t Eisen mit den ent- 
sprechenden Metallmengen beim Reichewirtschafteninister 
vertreten, | 

Die Eisenzuteilung an die Wehrmacht wurde vom Reichs- 
wirtschafteminister jedoch in den ersten 3 Quartalen nicht 
von 924 000 auf 1 100 000 t/Mon. erhöht, sondern blieb um 
900 000 %/Mon. tehen. Eret für das IV. Quartal warden auf 
Grund der neuen Pührerforderung für die Umrüstung vom 20.8. 
1 017 000 t/Mon. zur Verfügung gestellt. Aber auch im IV. 
Quartal konnte die Verarbeitung trotz ler höheren Zuweisung 
nicht gesteigert werden. — | | * * | 

Duroh die Wideringangsetzung der Produktion in Belgion, 
Luxemburg und Nordfrankreich stieg die Eis ne i ugun, hi 
großäeutschen Raum Ende des Jahres auf rd, ie 
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Der Ausbau der norwegischen Aluminiumindustrie wurde 
vom Reichsmarschall Generaldirektor K o Ppenbverg über 
tragen und in Angriff genommen. Danach war eine Steigerung | 
der norwegischen Kapazität an Aluminium bis Ende 1942 um 
120 000 t/Jahr und bis Ende 1943 um 150 000 t/Jahr vorgese- | 
hen. Einschließlich der Ausbauten in Deutschland und der Ein- 
fuhren sollen damit Ende 1943 ingesamt etwa 50 000 +/Mon. 
gegenüber z.Zt. 31 000 t/Mon. Aluminium zur Verfügung ste- 


hen. 


Kautschuk: 

Auch beim Kautschuk lagen die Bedarfsforderungen weit 
über dem tatsächlichen Verbrauch, wobei aber festzustellen 
ist, daß die zugewiesenen Kontingente voll verbraucht wur- 
dene. 

Infolge des erhöhten Bedarfes fiir das Schuhsohlenpro- 
gramm wurden die Naturkautschukbestände im Sommer erheblich 
in Anspruch genommen, sodaß für Ende 1940 nur etwa 3 000 + | 
verfügbar geblieben wären. Große Beutebestände aus Holland 
brachten indessen eine erfreuliche Verbesserung der Kaut- 
schukbilanz. Allerdings blieb Ende des ‘ahres die Buna- 
erzeugung hinter der Planung erheblich zurück. 


Der verstärkte Ankauf von Naturkautschuk im Fernen 


Osten wurde seitens des Wi Rü Amtes stark betrieben, 


Sprengstoff: 


Die hohen Forderungen an Sprengstoff im Rahmen des 


neuen Rüstungsprogramns in Sonderheit für Bomben und Minen 
machten im November 1940 eine Kontingentierung der Sprene- 


ees 
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stoffe erforderlich, Der laufende Bedarf für den Kampf 
gegen England wird voll gedeckt, die darüber hinauscehen- 
den Bevorratungen müssen ihrer Dringlichkeit nach einze- 
schränkt werden. | 


Prostechutemittel: 
Die schwierige Lage in Glyzerin und der hohe Bedarf 

von Athylen ( Glysantin) für andere Zwecke machte die Neu- 

schaffung eines neuen Prostschutzmittels erforderlich, das 


auf der Basis Milchsäure gefunden wurde, Ebenso wurde dis 


Sammlung und Regenerierung der gebrauchten Frostschutzanittel 


in die Wege geleitet. 


Glimmer: 
Der Verbrauch von Glimmer wurde stark kontincentiert 
und für die Masse der Pertigungen verboten. | 
Grundsätzlich kann also gesagt werden, daß auch im 
Jahre 1940 dank der Vorratspolitik und dank der Beutebe- 
stände die Rüstung durch die Rohstofflage nicht gehemmt 


worden ist. 
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Treibstofflage. 
Die Treibstofflage hat im Jahre 1940 wohl einige Male 


kritische Punkte gezeigt, hat sich aber nie zu der vor 
dem Kriege erwarteten Krisis entwickelt, weil einmal 
grosse Beutebestände in Norwegen, Holland, Belgien und 
Frankreich für die Treibstoffbilanz eine grosse Entlastung 
gebracht hatten und die für Deutschland günstige Kriegs- 
lage die Einfuhr besser gestalteten, als zunächst voraus- 
zusehen war. Trotzdem hielt es der Chef Wi Rü Ant für 
richtig, im Hinblick auf die Gefahr eines langen Krieges 
und die Möglichkeit der Zerstörung der Treibstoffbasen 
durch Luftangriffe immer wieder den stärkeren Ausbau der 
deutschen Produktionsstätten zu fordern und eine höhere 
Einstufung der Treibstoffbauten in die Dringlichkeits- 
liste zu verlangen. Ebenso wurde der Ausbau der operati- 
ven Treibstoffläger und der verstärkte Bau von Transport- 
material (Kesselwagen pp.) vom Wi Rü Amt dauernd betrie- 


ben. 


In dieser Forderung standen Wi Bi Amt und Vierjah- 


resplan in einer Einheitsfront, da die WT und der Rm.f. 
B.u.Mun. die Ausweitung der Treibstoffgrundlage in der 
Dringlichkeit immer hinter ihre Waffen, E Ccns= nd 
Geräte-Forderungen gestellt sehen wollten. 

_Da ite Bestände an Vergaserkraftstoffen von | 
324 000 t auf 108 000 t ‘und an Dieselkraftstotten von 
230 000 auf 55 000 + abgesunken, die Einfuhren im I. 110, 
infolge der Donauvereisung rückgängig. waren und der Be- 
darf fiir die bevorstehende Westoffensive unsicher rote 
zardoris, wi Ru Amt dein — JK husa bein Polán re 
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Göring am 9.3.1940 eine durchschlagende Massnahme , und 


zwar: 


1.)"Schaffung einer nationalen Reserve aus Beständen 
der Luftwaffe und der Kriegsmarine, 


2.) Zeitweise Umstellung der Dieselölproduktion auf 
Kraftwagenbenzin, 


Einschränkung des Bedarfs der Bauwirtschaft an 
Dieseltl T 


Versorgung der Wirtschaft mit Dieselöl aus den Be- 
ständen der Kriegsmarine, 


Sicherung des Arbeiterbedarfs der Treibsto’fabriken" 
Feldmarschall 6 ö ring ordnete darauf an: 


Es ist eine besondere Mineralölreserve zur persön- 
lichen Verfügung des Vorsitzenden für die Reichs- 
,verteidigung zu halten, der 200 000 t Diesalkraft- 
stoff aus den Bestiinden der Kriegsmarine und 

100 000 t Flugbenzin aus Beständen der Wirtschs?t- 
lichen Forschugsgesellschaft mbH. zuzuflihren sind. 


Die Fahrbenzinerzeugung ist weitgehend zu verstär- 
ken, wobei Einschränkungen in der Dies#lkraftstoff- 
und Flugbenzin-Erzeugung in Kauf genommen werden 
Hüssen. Ein Ausgleich ist unter Zuhilfenahme der 
gebildeten Reserven vor zunahmen. 


Heranziehung zum Wehrdienst oder für andere Zwecke 
aus den Förderbatrieben und den Erzeugserwarken der 
Wineralölwirtschaft Sarf bis zum 1.10.1940 nicht 
erfolgen. Für die bereits Bingesogenen v werden be- 
‚sondere Bestimmungen getroffen. 


MineralöWerke söllen mit Rücksicht auf ihre eu: 
dere ‚Luftempfindlichkeit. gegen Laftangriffe be- 
sonders geschützt werden. | . 


ʻi 4 Uber — on Eteenbahnkosselwagen. durch die 
„ yabiust fey über die Ve: fendung neuer Nineralöl- 


k nre hg getroffen, 
i. a —— | 
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f) Eine Regelung des Einsatzes von Betriebsstoffen 


für den gesamten zivilen Kraftverkehr wird vorge- 
schrieben. 


8) Eine möglichst weitgehende Einsparung hat auch auf 
dem Gebiet der Bauwirtschaft zu erfolgen. 


Der Chef des Wi Rü “mtes im OKW wird damit beauf- 
tragt, unter Berücksichtigung der jeweiligen opera- 
tiven Lage Vorschläge über dən Einsatz der aus Er- 
zeugung und Einfuhr anfallenden Betriebsstoffe und 
der unter a) angegebenen WMineralölreserve zu ma- 
when und die vom Vorsitzenden des Ministerrats für 
die Reichsverteidigung zu erlassenden Weisungen für 
die Steuerung der Erzeugung vorzubereiten. Es ist 
hierbei anzustreben, eine möglichst gleichmässige 
Versorgung sowohl der W.T. als auch des lebensnot- 
wendigen Bedarfs der Wirtschaft, insbesondere der 
Lanäwirtschaft, zu erreichen. Die Vorschlige sind 
im Einvernehmen mit dem Reichswirtschaftsminister, 
dem Gen.Bevollmichtigten ftir Sonderfragen der che- 
mischen Erzeugung und dem Beauftragten fiir die För- 
derung der Erdélgewinnung aufzustellen. 


Die entsprechenden Maßnahmen wurden unter Leitung 
des Wi Rü Amtes getroffen, so dass damit die Treibstoff- 
versorgung für die Westoffensive sichergestellt war. 

| Da aber durch den glatten Ablauf der Treibstoff- 
versorgung im Polen» und Westfeldzuge seitens der Ober- 
sten Führung die Sicherung der Treibstofflage als beste- 
hende Tatsache hingenommen und die Maßnahmen fiir eine Bes- 
serung der Lage auf weite Sicht immer wieder hintenan gè- 
stellt wurden, richtete der Chef des wi Rü Amtes am 26.6. 


1940 an den Reichsmarschall erneut ein Schreiben mit nach- 


stehenden Forderungen: 
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" Die Mineralölversorgung des Reiches und der von ihm 
abhängigen Länder kann auf Grund der augenblicklichen Er- 


zeugung und der zu erwartenden Einfuhren bei weiteren 


Einsatz der Bestände bis Ende ds. Js. als voll gesichert 


angesahen werden. 

Bei Fortführung des Krieges im Jahre 1941 reichen 
jedoch die bisher als sicher einzusetzenden Eingänge nicht 
sur Bedarfsdeckung aus. Nach vorläufigen Schätzungen wer- 
den etwa 120 000 t/Mon. Fehlbedarf entstehen. Seine Deckung 
müsste daher aus den Mineralölreserven des Reiches erfol- 
gen. Ganz abgesshen davon, dass deren Höhe davon abhängig 
ist, inwieweit die erwarteten Einfuhren tatsächlich ge- 
leistet werden können und die feindlichen Angriffe auf 
unsere Wineralölerzeugungs- und -verteilungsanlacen sioh 
auswirken, ist es erforderlich, stets einen gawissen Min- 
destbestand auf Lager zu halten. Infolgedessen könnte der 
Fehlbedarf nur verhältnismässig kurze Zeit durch Abbau 
der Vorräte befriedigt werden. Daher erscheint es dringend 
notwendig, die bereits im Gang befindlichen umfangreichen 
Maßnahmen zur Verstärkung der Zugänge und Drosselung des 
Verbrauchs erheblich zu beschleunigen. | 

Als wichtigste MaGnahme ist die Einstufung sämtlicher 
der Verbesserung der Mineraltllage dienenden Vorhaben in 
die höchste Dringlichkeitsstufe der Rüstung erforderlich. 
Hierzu rechnen insbesondere: | 
a) Beschleunigung der Fertigstellunss- und Anfahrtermine 

der im Bau befindlichen Mineralerzeugungsanlagen einsch) 
des Reichsbohrprogramms . 
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Der Reichsmarschall ordnete darauf am 12.Juli mit 


Schreiben Nr. 11136/5 g.Rs. ans 


An den 
Chef des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamtes. 
Auf Ihren Vorschlag erkläre ich mich damit einverstanden, 
dass 

die im Bau befindlichen Mineralélerzeugungsanlagen 

beschleunigt fertiggestellt werden, 

das Reichsprogramm energisch weitergeführt wird, 

der Park der Mineraliltransportmittel weiter ver- 

stärkt wird, 
sowie dass | 

dig MaSnahmen, die der Herabsetzung des Mineralöl=- 

verbrauchs durch Umstellung auf andere Betriebsstof- 

fe dienen, fortgeführt werden. 

Ich bin damit einverstanden, dass die mit der Fertig- 
stellùng der im Bau befindlichen Mineralölerzeugungsan- 
lagen und die mit der Intensivierung des Reichsbohrpro- 
gramms zusammenhängenden Bauvorhaben, soweit sie ir 
Jahre 1941 fertig werden, in die erste Dringlichkeits- 
stufe eingereiht werden. Ich habe davon Kenntnis genom- 
men, dass das OKW die für die Fertigstellung der Mine- 
ralölerzeugungsanlagen und die Intensivierung des Reichs- 

‘= bohrprograms zusätzlich benötigten Rohstoffe aus sei- 
$ pen Kontingsnten bereitstellen wird. 
„Bine weitere ‘Drosselung des zivilen Mine raltlver- 
S Brauche kommt gurseit nicht in Betracht." 


„ - J — J 
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Auf Grund der erheblichen Seutebestande, die in Nor- 
wegen, Holland, Belgien und Frankreich vorgefunden wur- 
den und die an 

Vergaserkraftstof? | 363 000 t 
Dieselkraftstorfr 65 000 t 
Flugbenzin 220 000 t 
Heizöl 150 000 t, 
also rd. 800 000 t betrugen, ausser den Mengen, die die 
Truppe während der Operationen laufend verbraucht hatte, 


wurde die Tredbstofflage vom Wi Rü Amt in Herbst 1940 
wie folgt beurteilt; 


"ihe Flugvergsserkraftstoffe. 


Sehr günstig. Die Vorräte können trotz notwendiger Dros- 
selung der Erzeugung zugunsten der Dieselkraftstoffher- 
stellung auf einen Stand gehalten werden, der gestattet, 
den bisher eingetretenen Höchstverbrauch über 5 Monate 


lang allein aus Beständen zu decken. 


2. Kfz.-Vergaserkraftstoffe. 


Ebenfalls günstig. Die den Verbrauch übersteigenden Zu- 
ginge gestatten bis Ende des Jahres auf etwa einen 4-Mo- 


natsvorrat zu kommen. Die Unterbringung der steigenden 


Bestände beginnt etwa Ende September Schwierigkeiten zu 
machen. Es wird nicht ganz zu vermeiden sein, auch Lager 
zur Bevorratung heranzuziehen, welche hinsichtlich der 

Luftgefahrdung wenig günstig liegen, nachdem alle übri- 
gen Lagermöglichkeiten, wie z.B. auch Befüllung sämtli- 


cher nicht in Betrieb befindlichen Zapfstellen erschöpft 
sind: 


ı 05532 
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3+ Kfz.-Dieselkraftstoff. 

Versorgung bleibt trotz erhöhter Erzeugung und Einfuhr 
angespannt. Die laufenden Zugänge decken knapp den Be- 
darf, so dass eine Erhöhung der relativ niedrigen Vorrä- 
te (für kaum 2 Monate) nicht möglich ist. Die gen. Be- 
fehl vom 2 0.8.1940 als Sonderreserve vom OKW a Ver- 
fügung gestellten 200 000 t sind bis auf 64 000 t ver- 
braucht. MitRiicksicht auf den ansteigenden Bedarf der 
Kriegsmarine und deren abnehmende Bestände soll jedoch 
versucht werden, eine weitere Inanspruchnahme der Rest- 


mengen zu vermeiden. 


4. Schiffsdieselkraftstof?. 
Versorgung erfolgt weiterhin zur Entlastung der Diesel- 
kraftstoffe für Kraftfahrzeuge aus Vorräten des OKM. 
Bis Ende des Jahres werden Jedoch die Vorräte so weit 
abgesunken sein, dass die Marine z.T. aus Zugängen ver- gu 


sorgt werden muss. 


ee 
5. Heist] für Kriegsmarine. 


Günstig. Trotz erhöhten Verbrauchs kann infolge Ansteizens 


der Vorräte ein etwa 6-monatiger Bestand gehalten werden. 


Gewisse Schwierigkeiten ergeben sich aus der durch die 
ausserordentlich grosse Ausdehnung des Bereiches der 
Stützpunkte notwendigen starken Verteilung der Bestände 
und den z.T. erheblichen Qualitätsunterschieden des Öls. 

Insgesamt kann die Mineraldlversorgungslage zurzeit 
als gesichert angeschen werden: 

Die Zugänge aus Einfuhr und Erzeugung werden aus- 
reichen, um den laufenden allerdings noch zum Teil stark 


gedrosselten Bedarf zu decken. Andererseits werden Enda 


S ™ Yi 
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des Jahres, mit Ausnahme von Dieselkraftstoff, die Vor- 
räte nicht mehr für eine 4 — 5 monatige volle Versorgung 


ausreichen." 


Der Verbrauch lag im Jahre 1940 nach Beginn der 


Operationen im Westen bei 


rd. 150 - 160 000 t/Mon. Vergasertreibstoff, 
" 135 000 t/Mon. Dieseltreibstoff 
p 80 - 100 000 t/Mon. Flugbenzin 


" | 65 000 t/Mon. Heizöl 
- 25 - 30 000 t/Mon. Schiffsdieseltreibstof?. 


Die Zugtinge (Erzeugung ausser Beute) lagen bei 


rd. 128 000 t/Mon. Vergasertreibstoff 

ar 90 000 t/Mon. Dieseltreibstorf 

> 95 000 t/Mon. Flugbenzin 

u. 63 000 t/Mon. Heizöl 

" === ¢t/Mon. Schiffsdieseltreibstorf. 


Da die Beutebestäinde eine erhebliche Entlastung brachten 
und die rumänischen‘ und russischen Lieferungen sich im 
Laufe des Jahres 1940 erheblich steigerten, ergab sich 


am Ende des Jahres 1940 an und für sich eine günstigere 
Situation als zu Beginn des Jahres. | 
Schwierig blieb die Lage auf dem- Dienelöigebiet, 
da beim Dieselkraftstof? die Bestände sehr gering waren 
und die Schiffsdieselilreserve der Kriegsmarine stark. 
zusammengeschmolzen war. Dazu kam, dass jetzt in den ve- 
setzten Gebieten ein erheblicher Treibstoffbedarf e nt - 


stand, dass Italien starke — — an Treibste t es | 


std lte und dass — a | 
eines Ostfelds | ‚gegen 
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versorgung auf das Jahr 1941 blicken musste. 

Der Chef Wi Rü “mt brachte die Besorgnisse beim 
Chef OKW und beim Reichsmarschall mehrfach zum Vortrag 
und forderte erneut schnelleren Ausbau der deutschen 
Treibstoffbasis und personellen und luftelnehrmässigen 
Schutz der deutschen Betriebe. 

Am 4.10. traf der Reichsmarschall Anoränungen für 
die bessere Ausnutzung der rumänischen Produktion für die 
Kriegführung (s. Aktennotiz v. 5.10.40, Anl. XX,40). 

Wichtig ist zu wissen, dass wir im Jahre 1940 

aus Rumänien rd. 1 000 000 ¢ 

aus Russland rd. 620 000 t 
Mineralölprodukte erhielten. Die rumänischen Lieferungen 
‚erfolgten im Rahmen des mit Rumänien abgeschlossenen Ül- 
paktes (Austausch von Öl gegen Waffen, Munition pp.) Der 
Zuwachs aus dem besetzten westgalisischen Olgebiet war 
minimal, die Friedensproduktion lag bei 12 000 t/Mon. 
und musste erst wieder in Gang gebracht werden. 

Au Ende des Jahres standen rd. folgmde Treibstoff; 
bestände für Wehrmacht und Wirtschaft sur Verfügung: 
Vergaserkraftstorf 500 000 t, davon einsetzbar 275 000 t 
Dieselkraftstoff 300 000 t, * — 160 000 t 
Flugbenzin — - 600 000 +t, * g 400 000 t 
Heizöl | 550 000 t, * asl 400 000 t 
Schiffsdiesel 250 000 t, " what} 200 000 t. 
Weiteres ergibt die Sonderbearbeitung von Oberstit. | 
Sadewass er (siehe Vorwort). 
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Neben dem Mangel an Arbeitskräften und dem Fehlen an 
Werkzeusmaschinen bildete im Jahre 1940 auch die Transport- | 


lage zeitweise ein erheblichen Hemmnie für die Durchführung 
der Rüstungsprogramms. Die Schwierigkeiten, die sich bereits 
seit Beginn des Krieges auf dem iransportgebiet zeigten und 
die in erster Linie an dem Pehlen einer Yannäßigen Bisen- 
bahnrttetung lagen, wirkten sich besonders in den Winter- 
monaten des Jahres 1939/ 1940 auf das ii te tunge tempo störend 
ause In der Anlage XX,41 ist ein eingehender Bericht beis 
gefügt über die Auswirkungen, die das scharfe Winterwetter 
in den Monaten Januar und Februar auf die Transportlage und | 
damit auf die Rüstung ausübte, a im April’ waren diese 
Schwierigkeiten tiberwunden und traten zen Besserungen 
für die Versorgungslage der Rüstungsbetriebe din, Der für 
1940 vorgesehene Bau von 1 350 — — und 65 000 Wagen 
kam bedauerlicherweise auch nicht str vollen Durchführung, 
da Mangel am Oberbau und große Reparaturarbeifen das Ror= 
stoffkontingent der Eisenbahn stärker als vorgesehen in 
Anspruch nahmen, Dazu kam, daß der Vertrag mit Italien, 
wonach wir jährlich 12 Mill. t Kohle auf dem Landwege zu 
liefern hatten, eich auch höchst belastend auf die deutsche 
Versorgung auswirkte. Diese Verpflichtung nahm einen LET C 
gonbedarf von 30 000 Stück in Anepruch, wovon Deutschland 
22 500 stellen mußte bei einen Bestand von 278 000 offenen 
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Wagen. Im Mai hatte sich die Lage soweit gebessert, daß 

40 - 50 % der anforderungen der Wirtschaft gedeckt werden 
konnten, soweit sie nicht 100 %ig durch Sonderregelung ver- 
sorgt wurde, Die Westoperationen gegen Frankreich brachten 
auch erneut eine erhebliche Störung, sodaß zeitweise eine 
Güterzulaufsperre für die westlichen Industriegebiete ver- 
hängt werden mußte. Andererseits brachten jedooh die Erobe- 
rungen von Holland und Belrien eine zewisse Verbesserung der 
Waggonlage. 

Während des Sommers lag die Warengestellunz für die 
Wirtschaft bei rd. 145 000 Waggons thzglich, wobei für die 
Kohleabfuhr aber immer noch tärlich 5 - 10 000 Wagen fehl- 
ten, eodaß allmählich bei den Berewaken eine Anhäufung 
der Kohlenhalden stattfand. 

Ab Ende Juli wurde die bage im Westen erschwert durch 
die Sperrung des Dortmund-Ems-Kanals infolge Pliegeraneriffs. 
An der Ostgrenze trat infolge der hohen russischen Liefe- 
rungen im August ein ziemlicher Wagenmancel ein. Das fran- 
zBeisch-belzisch-holländische Netz konnte im Aurust und Sep- 


tember wieder soweit in Betrieb cenommen werden, daß die 


Wirtschaft leidlich versorgt warde./ Aus Prankreich wurden 


100 000 französische Waggons zugefihrt./ Der Herbst brach- 
te wieder eine erhebliche Verschärfung der Transeportlage, 
Von den 82.000 zur Verfügung stehenden offenen Waggone muß- 
ten 60000 für Kohle-, Rüben- und Kartoffel-abfulr einvesetzt 
werden, sodaß nur 22 000 für die übrige Wirtschaft zur Ver- 
fügung blieben bei einem Bedarf von 49 000 O.Wagen, 

Der Winter brachte im croBen die gleichen Störuneen 


wie der Winter 1939/40. 
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Der Strassenverkehr litt stark unter Treibstoff- und 


Reifenmangel. Die Kraftfahrzeuge der Wirtschaft wiesen 


einen besonders hohen Reparaturbedarf auf, Ab 1,10, wurde 


auch die Treibgasbewirtschaftune eingeführt. 

Die Binnenschiffahrt wurde weitgehend ausgenutzt, litt 
aber stark an Schleppermangel, da die Wehrmacht die be- 
schlarnahmten Schlepper nicht zurückgab, 

Ende des Jahres war die Umnagelung in Litauen auf 
russische Spur beendet, sodaß die deutsch-russischen Um- 
ladungen jetzt an der deutsch-russischen Grenze in Eydtkau 


stattfanden, 
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XXI.» 


Die wehr- und rüs tungswirtsohaftlichen 
Maßnahmen im Jahre 1941. 


Ae Organisation, 


Das Jahr 1941 brachte durch die Erweiterung der Kriegs- 
schauplätze und durch die damit verbundene erhebliche Ver- 
mehrung der wehrwirtschaftlichen und rüstungswirtschaftlicher 
Aufgaben eine starke Vergrößerung der wehrwirtechaftlichen 
Organisation . Während bei Kriegsausbruch die Stärke der 
Wehrwirtechafts- und Rüstungsorganisation rund 


betrug, war sie bis Ende 1940 zu einer Stärke von 
angewachsen und hatte Ende 1941 die Stärke von 


erreicht, 


Nachdem Ende 1940 durch die langwierigen Verhandlungen 


mit Minister Dr. Todt eine einigermassen brauchbare 
Trennung der Aufgabengebiete und Zuständigkeiten des -OKW 
und des Rm.f.B.u.M. stattgefunden hatte, bleib die Organi- 
sation im Jahre 1941 von grundlegenden Erschütterungen und 
Umbildungen verschont. Wohl trat im Rm.f.B.u.eM. immer wie- 
der der Gedanke auf, die Abteilungen Rüstungswirtschaft 
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und Rohstoffwirtschaft ganz in das Ra. f.B.u.M. hinüber zu 


siehen, doch Minister Dr. Todt brachte diesen G Gedanken 
zunächst nicht sur Durchführung, weil er seine Titickeit 
in der Hauptsache auf die Förderunz der besonderen Pührer- 
wünsche konzentrierte und es für besser hielt, auf den 
übrigen großen Rüstungsgebieten beim Führer nur als Kontroll- 
_ Organ und nicht als Verantwortlicher aufzutreten, Außerden 
hatte Dr. Tod t anscheinend selbst die Empfindune, dag 
sein Menschenapparat für eine volle Übernahme der Aufgabe 
noch nicht ausreichte, Nur das gesante Gebiet des Arbeits- 
einsatzes zog er immer stärker an sich heran und schaltete 
hierbei seine Außenstellen = die Wehrmachtbeauftragten - 
besonders stark ein, Überhaupt war es das Bestreben der 
Herren des Rn.?.B.u.M. die Wehrmachtbeauftracten immer 
stärker in den Vordergrund zu schieben und sie als Kontroll- 
Organe der Rü In zu betrachten. HiePdurch wuchs immer mehr 
die Doppelzleisickeit der Rustungeftihrune in der Provinz 
und der Erfolg der Arbeit wurde immer stärker abhängig 
von dem Zusammenarbeiten dieser beiden Außenstellen. An 
einzelnen Stellen war die Zusammenarbeit zut, an anderen 
Stellen mußte fast in Jedem Monat der Einklang durch die 
Zentralorgane wieder hergestellt werden. | 

Alle Versuche des Chefs wi Ru Amt, eine Zusammen - 
fassung der Rü In und Wehrmachtbeauftragten in einer T!enst- 
stelle zu erreichen, blieben oline Erfolg, da Minister Dr, 
Todt die Doppelrleisirkeit fiir arbeitsftrdernd ansah 
und der Auffassung war, daß der Führer durch dieses Systen 
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auch seine großen Erfolge erreicht habe, 

Wie sehr sich die Doppelgleisickeit in der ganzen 
Rüstungsorganisation auswirkte, zeigte sich in dem umfang- 
reichen und wenig erfreulichen Schriftwecheel zwischen Dr. 
Todt und den Dienststellen der Wehrmachtteile. 

Da8 der Rn.f.B.u.M. auf weite Sicht anstrebte, die 
Gesamtrüstung bei sich zu vereinen, wurde immer klarer. 

Der Führer besprach die Programme mit den Oberbefehls- 
habern = oftmals ohne Beisein des Chefs OKW = und Minister 
Dr. Todt hielt seine Vorträge meist auch ohne Beisein 
des Chefs OKW., Dadurch wurden die Oberbefehlshaber der WT 
auf dem Riistungegebiet immer selständiger und es war für 
das Wi Rü Amt schwer, die Unterlagen für die Pührung der 
Rüstung für den Chef OKW immer wieder zusammen zu bringen, 
um so mehr als der Chef OKW den Chef Wi Rü Amt zu keinen 
Führer-Vortrag heranzog. : 

Diese Tatsache mußte einmal dazu führen, daß der 
Chef OKW über die Einzelheiten der Rüstung nicht so unter- 
richtet sein konnte, wie der betreffende Oberbefehlshaber 
oder der Minister Dr. Todt und daß der Chef OKW da- 
durch in schweirige Lagen kän, andererseits wurde dadurch 
aber auch die Stellung des Ohefs Wi Ri Amt und dessen Arbeit 
auf das Höchste erschwert. Alle Versuche, die Stellung des 
Chefs OKW auf dem Rüstungsgebiet wieder zu stärken » blie- 
. ben ohne Erfolg ( #.8-B. Schreiben des Generals Thomas 
an den Chef des Okw vom 29.6.41, Anl. XXI,1). 
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Die Organisation im Wi Rü Amt selbst bldidb im Jahre 
1941 die gleiche mit der Ausnahme, daß Anfang 1941 — 
die Lehr- und Ausbildungstätizkeit wieder vermehrt — 
genommen und Oberst N age 1 damit beauftract wurie, 

Auch im Westen traten keine Organisationänderunzen 
ein mit Ausnahme der Zusammenlegung der Rü In A und Paris 
in Paris. 

Der Hauptausbau der Außenorganisation erfole#e durch 
die Einrichung der Wehrwirtschaftsorganisation auf dem 
Balkan und durch die gemäß Weisung des Reichemarschalls 
groBsligig aufzuziehende Organisation in Rußland, 

Auf dem Balkan wurden neben der VO-Organisation bei 
den betreffenden Armeen im Jahre 1941 geschaffen: 
am 22.4, der WStb Serbien unter Oberst Braumtiller 


mit der Ansexpte2e in Belgrad für das serbische 
. Gebiet, 5 


am 9.5. der WO Agram das kroatische Gebiet, 
am 20.4. das Wi Kio S@loniki mit einer Nebenstelle in Athen 
für den von/deutschen Truppen besetzten criechi- 
schen Reum : 
Janto die Deutefhe Wehrw. Mission Rumänien unter Oberst 
Spalcke für Runlinien 


Wu 


4 
am 27.8. der WO Odessa ( später Transnistrien ) für das 
Gebiet von Transnistrien, | 


‚am 7,5, der WO Sofia für Bulgarien und die 


-RU Käos. omen > RAE des an 
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Die Wehrwirtschaftsorganisation für den Osten trat nach 


eincehender Vorbereitung am 9.6. zusammen und wurde unter 


Befehl eines "Wirtschaftestabes Ost " gestellt, Zum In- 
spekteur wurde auf Grund seiner russischen Kenntnisse 
General Schuberth, bisher Rü In Paris, ernannt, der 
früher Militérattaché in Moskau war und durch Reisen Sow- 
Jet-Rußland kannte, 

Die “rganisation wurcs insofern auf eine neue Basis 
gestellt, als in sie die gesamten Wirtechaftszweige ein- 
gebaut wurden, also neben der Rüstung auch die Landwirt- 
schaft, Forstwirtschaft, gewerbliche Wirtschaft, Handel, 
Arbeitseinsatz, soziale Betreuung, wirtechafts-wissen- 
schaftiiche Betreuung uew. 

Damit wurde erstmalig eine einheitliche Außenorganisa- 
tion geschaffen, die sich im Rahmen der ihr 5satellten 
großen Aufgaben voll bewähren sollte. 

Da der Reichsmarschall sich die Oberste Leitung die- 
ser Organisation vorbehalten hatte, wurde für ihre Lenkung 
ein Ausschuß in Gestalt des "Wirtschaftsführungsstabes 
Ost? geschaffen, dem Staatssekretär Körner voraaß 
und dem die Staatesekretire der betr, Arbeitegebiete und 
der Chef wi Rü Amt als für die Organisation federführende 
Stelle anrehörten. | 

Die Organisation Ost entwickelte sich aus der militä- 
rischen Lage und umfaßte zunächst die drei Wirtschafts- 
inspektionen Süd, Mitte und Nord, zu der später die Wi In 
Kaukasus und die Wehrwirtschafteinepektionen Ukraine und 


Ostland traten, 
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Alles Nähere über Aufbau, Einteilung, Eineatz und 
sonalbesetzung der Organisation erreben die Sonderbearbei- 
tune des Wi Stabes Ost und der Teil Wehrwirtechaft 1941 die- 
ser Bearbeitunr. 

Die Ausdehnung der wehrwirtschaftlichen Aufraben, die 
Verlagerung von Aufträgen in das neutrale Ausland und der 
enge Verxehr, der sich mit befreundeten und neutralen Aue- 
landsstaaten entwickelte, führt dazu, daß auch in diesen 
Staaten deutsche wehrwirtschaftlichs Dienststellen erforder- 
lich wurden. 

Es wurden daher ceschaffen: 
am lle Juni der Wehrwirtschaftsoffizier Unearn, 
am ll. Juni die Deutsche Inäustriekommission in Bern, 
am 14. Oktober der Deutsche Weh:wirtschaftsoffizier Schwe- 

den, 
l». Dezember der Deutsche Wehrwirtschaftsoff'zier Slowa- 
kei, 
19. Dezember der Deutsche Wehrwirtechaftsoffizier Pinn- 
land. 
Aufeaben dieser Dienststellen sind aus den Dienstanweisuncen 
( 8. Anl. XXI, 2 bis XI, 6 ) zu ersehen, 

Um für die sich dauernd erweiternde Organieaticrn per- 
sonell und materiell eine Ersatzformation zu schaffen, war 
zunächst im Januar 1940 eine Rohstoffstammatteilun’ züfre- 


stellt wor en. Aufgabe der Rohstoffstammabteilunz war, die 


Aussenorganisation mit dem notwendi ren Fachpersonal zu ver“ 
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sorgen und gegebenefalls das Personal vorher auszubilden 


und enteprechend einzukleiden, 


Im Herbst 1941 wurden zwei Ereatzabteilungen aufge- 


stellt, die 
Wwi Ers. Abt. 1 in Berlin und die 
_ Wwi Ere. Abt. 2 in Dresden. 
Näheres tiber ihre Aufgaben und Zustänäickeiten siehe 
OKW / Wi RU Ant Nr, Ber Stab I a vom 27.9.41 ( s. Ani, 
XXI,7). ; 

Ausserdem wurde zur Besserung der Lage auf dem Treib- 
etoffgebiet eine Mineralölbauabteilune geschaffen, deren 
Aufgabe es war, in der Heimat und in den besetzten Gebieten 
beschädigte Treibstoffanlagen wieder in Sand zu setzen 
(.e. OKW/ wi Rü Amt Stab Ia Nr. 55/41 geh. v. 9.1.41, 

Anl. XBI,8 ). | 

Am 19.12.41 übernahm der Führer als Oberster Befehls- 
haber der Wehrmacht auch die Führung des Heeres. Der die 
Übernahme bekanntgebende Aufruf des Führers an das Heer ist 
in der Anlage XXI,9 beigefügt. 


4. 
r 2 
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B. Wehrwirtschaft. 


Das Kriegsjahr 1941 stand wehrwirtschaftlich in 
erster Linie im Zeichen der Vorbereitungen bezw. der 
Durchführung der Balkanaktion, des Ostkrieges und des 
Afrikakrieges. 


Die Vorbereitungen hierzu gehen auf das Jahr 1940 


zurück. Die Entwicklung des italienisch-albanisch-grie- 
chischen Krieges, die Einrichtung einer deutschen Mili- 
tärmission in Rumänien und die Möglichkeit einer eut- 
schen Beteiligung am italienischen Afrikakrieg hatten 
dazu geführt, dass bereits im August 1940 ein Wehrwirt- 
schaftsstab Rumänien und im Oktober ein Wehrwirtschafts- 
stab Afrika vom Wi Rü Amt aufgestellt wurden, die in die 
Probleme dieser Kriegsschauplätge eingewiesen und mit 
der Bearbeitung der anfallenden Fragen beauftragt wur- 
den. Mitte November 1940 wurde Oberst 1.9. $S palocke 
im Rahmen der deutschen Mlitärmission nach Rumänien 
entsandt und übernahm dort die wehrwirtschaftliche und 
rüstungswirtschaftliche Vertretung. Die wehrwirtschaft- 
liche Bearbeitung der Balkanländer und Afrikas und die 
Bereitstellung der fiir eine Operation notwendigen wehr- 
wirtschaftlichen Unterlagen wurde im Wi RU Amt mit. 
Hochdruck betrieben. Er | | 

Im November 1940 wurde der Chet Wi Ri Amt zusammen. 
mit Staatssekretär Körner Neumann : 
Becke und General von Banneken vom 

Taa e über die Senlaste = og unter- _ 


p | 
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Auf Grund dieser Welsungen wurde Ende 1940 im Wi Rü | 
Amt mit den Vorarbeiten für den Ostfeldzug begonnen. | 

Die Vorarbeiten für den Ostfeldzug umfassten sunächst 
folgende Aufgaben: s 


1.) Schaffung eines eingahenden Bildes über die russi- 
sche. Riistungsindustrie, ihrer Lageorte, ihrer Lei- 


Stungsfähigkeit und ihrer Zusammenhänge, 
Untersuchufg der Leistungsfähigkeit der einzelnen 
grossen Rüstungszentren und ihrer Abhängigkeit von- 
einander, 

3.) Feststellung des Energie- und Verkehrsnetzes für 
die Wirtschaft der Sowjetunion, 

4.) Untersuchung der Rohstoff- und Erd6lvorkommen, 

5.) Schaffung eines Überblicks über die Nichtrüstungs- 

| wirtschaft der Sowjetunion. 


Diese Punkte wurden in einer grossen Bearbeitung 
"Wehrwirtschaft der Sowjetunion" zusammengefasst und 
mit eingehendem Kartenmaterial versehen. 

Ausserdem wurde eine Kartothek geschaffen, die alle 
wiohtigen Betriebe Sowjetrusslands enthalten sollte und 
ein Wirtschaftslexikon in deutsch-russischer Sprache 
für den Einsats der deutschen — ee 
tion. | | | 

Für die Bearbeitung dieser Angaben wurde Anfang 
Januar 1941 ein Arbeitsstab Russland eingesetzt, der 
zunächst dem Obstlt. Luther » später dem Gen.Major 
Sohuber th unterstellt wurde. Die Bearbeitung 


erfolgte nach den Weisungen des Amtschefs bezw. der 
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Amtsgruppe Ausland des wi Rü Amtes unter Heranziehung 
aller Dienststellen, Wirtschaftsstellen and sonstiger 
Persönlichkeiten, die Kenntnisse tiber Russland besaßen. 
Durch diese intensive Vorbereitungstätigkeit wurde ein 
hervorragendes Sachmaterial susammengebracht, das für 
die spätere Durchführung der Operationen und für die Ver- 
waltung des Landes von grössten Wert sein sollte. 

Daneben gingen eingehende Untersuchungen über die 
Treibstoff- und Kautschuklage im Fall einer Gro opera- 
tion im Osten auf Grund der vom Chef d.Gen.St. des Hee- 
res und vom Gen.Qu. der Luftwaffe gestellten Forderungen, 
auf die an anderer Stelle eingegangen wird. 

In die Bearbeitung des russischen Aufgabenkomplexes 


fielen die Anforderungen auf wehrwirtschaftlichen Ge- 
biet für den Balkan und für Afrika. | 
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Da der griechische Raum lt. Weisung des Führers 
(s. Weisung Wi Rü Amt Nr. 22 263/41 2. Ang. v. 29.5. 
Anl.XXI,14) den Italienern zur wirtschaftlichen Aus- 
nutzung überlassen wurde, wurden in Griechenland nur in- 
soweit wehrwirtschaftliche Dienststellen eingerichtet, 
als es das Truppenbedürfnis und die Sicherung der Ver- 
kehrslage erforderten. Es wurden 

in Saloniki und in Athen je ein Wi Käo 
geschaffen. Zugleich wurde fur den von deutschen Truppen 
besetzten Raum Saloniki und Athen die Erfassung und Aus- | 
nutzung der Betriebe, die für die Kriegs- und Rüstungs- 
wirtschaft in Frage kamen, angeordnet (s. Wi Rü Amt 
Nr. 22 263/41 g Anl. XXI,15). Die Werke in Athen wurden 
in Sonderheit für den Reparaturbetrieb der Luftwaffe von 
Bedeutung. Aber auch für die Öl- und Tabakversorgung von 
Truppe und Heimat konnten sich die wehrwirtschaftlichen 


Dienststellen erhebliche Verdienste erwerben. 
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Italien — Afrika. 


Als die Beteiligung deutscher Truppen am italienischen 
Afrika-Feldzug in Erwägung gezogen wurde, war dem Wi Ru Amt 
klar, dass aus einer solchen Aktion sich grosse wehrwirt- 
schaftliche Aufgaben entwickeln können. Es wurde daher im 
Frühjahr 1940 zunächst intern im Wi Rü Amt die Zusammenstel- 
lung und Bearbeitung aller wichtigen wehrwirtschaftlichen 

‚ Unterlagen über das nordafrikanische Gebiet angeoränet und 
die Bereitstellung des notwendigen Fachpersonals vorberei- 
tet. Zu einer Aufstellung eines besonderen Wehrwirtschafts- 
stabes “für Afrika kam es allerdings erst im Oktober 1940, 
da die Italiener sich zunüchst jede wirtschaftlicha Aus- 
nutzung des afrikanischen Kampfraumes vorbehalten hatten. 
Da auch der Führer der deutschen Truppen vorläufig keine 
wehrwirtschaftlichen Aufgaben in Afrika sah, wurde der Stab 
1940 nicht zum Einsatz gebracht. Erst fm Frühjahr 1942 
wurde in Form eines VO Lybiens baim deutschen Panzerkorps 
der praktische Grundstein für die Wehrwirtschaftsorganisa- 
tion Afrika gelegt, die später die gesamte wirtschaftliche 
Ausnutzung des besetzten Gebietes von Afrika Übernehmen 


musste und sowohl für die Truppenführung wie für die Aus- 


nutzung des Landes im Interesse der Heimat von grosster 


Bedeutung wurde. 


Der Eintritt Italiens in den Krieg hatte auch die wehr- 
wirtschaftlichen Verbindungen zwischen Deutschland und 
Italien näher geknüpft. Während im Jahre 1940 fast nur 
Kriegsgerätegeschäfte abgewickelt wurden, bauten sich im 


Jahre 1941 neben dem Kriegsgerätegeschüft die Verbindurigen 
auf folgenden Gebieten aus: 
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a) auf dem Rohstoffaustausch und der Belieferung 
Italians mit Kohlen und Treibstoffen, 


b) auf dem Gebiet der technischen Hilfe Deutschlands 
für die italienische Industrie, 


c) auf dem Gebiet der Verlagerung von Aufträgen nach 
Italien, 


auf der Gestellung italienische? Arbeiter nach 

Deutschland. 

Anfang Januar 1941 hatte Chef Wi Rü Amt mit dem 
Führer der italienischen Kommission eine ergte offene Aus- 
spradhe, die für die Gesamtbeurteilung Italiens von be 
sonderer Bedeutung war und die ein wenig erfreuliches | 
Bild zu Tage brachte. Das Kriegstagebuch Wi Rü Aut hesent 
darüber: ” Besprechungen mit den Italienern. Bisheriger 
Eindruck: Italien ist wirtschaftlich völlig unvorberei- 
tet in den Krieg eingetreten. Ro toffe sind nicht genü- 
gend vorhanden, Vorräte reichen nach italienischen Anga“ - 

höchstens auf 2 =- 3 Mönste. Engpass bei Kautschuk 7 

Mineralöl. Italienische Rüstangsindw trie arbeitet f 

25 % ihrer Kapazität in einer Schicht, da weder ge- 
nügend Kohle (z.T. nur 1 Monat Vorrat) noch Rohstoffe vor- 
handen. Stahlproduktion soll 90 000 +/ion. betragen, da- 
von 40 000 t Heer, 20 000 t Marine, 10 000 t Luftwaffe 
und 20 000 t für sonstige Zwecke. General F a vegros- 
sa erklürt, dass er seit einem halben Jahr den Staats- 
chef auf die bestehenden Schwierigkeiten aufmerksam ge- 
macht und auf eine Aussprache mit Deutschland gedr 
habe, aber nie Erfolg gehabt habe. Nach Vo trag der I 
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beim Führer durch Chef OKW wird den Itslienern die kom- 
plette Ausrüstung für 10 Divisionen aus der französischen 
Beute zugesagt. Die Frage der Munitionsfertigune in 
Frankreich soll schnellstens geklärt wkrden. Amtschef 
bittet General Favagrossa um Vorlegung eines Fertigungs- 
Silanes, aus dem genaue Angaben ersichtlich sind." 

Im Laufe des Sommers 1940 trat die schlechte Kriegs 
vorbereitung Italiens immer mehr zu Tage und die itslie- 
nischen Wünsche, in Sonderheit auf artl. Gebiet und dem 
Rohstoff- und Mineralölgebiet wurden immer dringlicher. 
September 1941 kam es zu einer erneuten Aussprache mit 
Favagrossa , wobei dieser die Lage in Italien 
als höchst gespannt schilderte und sehr über den Rück- 
stand der gugesicherten deutschen Lieferungen an Kriegs- 
gerät und Rohstoffen Klage führte. Ausserdem verwies er 
auf die schlechte Mineralillage Italiens und stellte er- 
höhte Treibstofforderungen. 

Die Forderungen konnten zur z.T. erfüllt werden, 
im übrigen wurden die Italiener auf die Beéndigung des 
Ostfeldzuges vertristet. 

Uber die pehrdietochettid ha: Ausnutzung wurde der 
in der Anlage beigefügte Befehl Wi Rü Ant Br.27 041/41 g 

F ar 18.7.41 erlassen (s. Anl. XXI,16). | 
Die as Gegsuleistung für * deutschen Lieferun- 
| x Arbeiter nach 
— darüber on 
$ 


— 
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Ungarn, Bulgarien, Schweiz. 


Da die wehr- und rüstungswirtschaftlichen Verbindun- 
gen mit Ungarn, Bulgarien und der Schweiz laufend sunah- 
men und die W.T. in der Auftragsvergebung nach diesen 
Ländern sich dauernd gegenseitig störten und den Rang 
abliefen, entschied sich OKW, auch in diesen Ländern 
eine wehrwirtschaftlicts Dienststelle des OKW einzurich- 


ten. 

Es wurden geschaffen: 
a) am 7.Mai ein "Deutscher Wehrwirtschaftsoffisier Sofia" 
b) " 11.Juni " "Deutscher Wehrwirtschaftsoffizier Ungam" 
c) " 11.Juni * "Deutsche Industrie-Kommission in Bern". 

Die Aufgabengestellung und die Leitung der Dienstge- 
schäfte musste bei der Verschiedenheit der politischen 
Verhältnisse zwischen Deutschland und den Ländern ver- 
schiedenartig sein, sie ergibt sich aus den in den Anla- 
gen XXI,17,18 und 19 beigefügten Dienstanweisungen 
(Wi Rü Amt Nr. 3529/41 g, Nr. 4068/41 g und Nr. 4083/41 
geh.s. Anl. XXI,3). | 

Diese Dienststellen wurden nicht nur für die Trup- 
penversorgung und für die Auftragsverlagerung von grösser. 
Bedeutung, sondern sie wurden allmählich auch für den 
Kriegsgeräteaustausch und für sonstige militär-wirtschaft 
liche Aufgaben zum Bindeglied zwi’schen Deutschland und 
den betr. Staaten. Ausserdem bildeten sie auf wehmirt- 
schaftlichem Gebiet das wachsame Auge des Wi Rü Amtes 
in diesen Staaten. 

Sie haben sich im Laufe der Jahre voll bewährt. 
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„Ostfeläzug. 


Die wehrwirtschaftliche Vorbereitung des Ostfeldzuges 
wurde von Seiten des Wi Rü Amtes mit grüster Energie und 
in grisstem Ausmaß betrieben. Leider konnten nur die the- 
oretischen Arbeiten in diesen Tempo gefördert werden, da 
die praktischen Vorbereitungen, wie Aufstellung und Aus- 
rüstung der wehrwirtschaftlichen Stäbe und Verbände aus 
Geheimhaltungsgründen verboten war. Mehrere Anträge des 
Chefs Wi Rü Amtes, in der praktischen Vorbereitung wenig-" 
stens so weit gehen zu können wie für die Kampftruppen, 
wurden vom Chef OKW aus Geheimhaltungsgriinien abgelehnt. 
Trotzdem gelang es auch, die Aufstellungsvorarbeiten sọ 
zu fördern, dass bei Beginn der Operation die wehrwirt- 
schaftlichen Einheiten planmissig zur Verfügung standen, 
wenn auch ihre Ausrüstung noch recht mangelhaft war. 

Die theoretische Vorbereitung, d.h. die Ausrüstung 
der einzusetzenden Wehrwirtschaftsorganisation und der 
in Russland einmarschierenden Truppen mit dem notwendi- 
gen wehrwirtschaftlichen Material war indessen muster- 
gültig —— Worden, und es kann festgestellt wer- 
den, dass noch nie ein Heer mit wehrwirtschaftlichem Ma- 


terial über das Feindesland so ausgerüstet gewesen ist, 


wie das deutsche in Russland. Reichsmarsthall G s] ri n 


erkannte diese Vorbereitungen dem Chef Wi Rü Amt gegen- 
über mit höchsten Worten des Lobes an (s. Aktennotiz v. 
26.6.1941, Anl. XXI,20). Uber die Einzelheiten der Vor- 
bereitung gibt die Sonderbearbeitung des Wi Stabes Ust 
Auskunft, 
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Der Einsatz der Organisation cing im allgemeinen 
planmässig vonstatten, wenn auch der Stand der Motorisie- 
rung der Einheiten zunächst nicht genügte und dadurch ihr 
Eintreffen an einzelnen Stellen. verzögert wurde. Die Ar- 
beit der wehrwirtschaftlichen Dienststellen fand aller- 
orts höchste Anerkennung, in Sonderheit haben sich die 
Landwirtschaftsführer in ihrer schweren Arbeit aut einsa» 
nen Posten unvergängliche Verdienste erwörben. Wenn es 
gelang, die landwirtschaftliche Ausnutzung der Ukraine, 
des Dongebietes, der kaukasischen Ebenen und aller sonsti- 
gen Gebiete auf eine soäche erfreuliche Höhe zu bringen, 
wie es die Sonderbearbeitung des Wi Stabes ergibt, und 
wenn es gelang * dicht hinter der kiimpfenden Front die 
russischen Indus triegebiete wieder in kurzer Zeit zum An- 
lauf zu bringen, so ist das das Hauptverdienst der Wehr- 
wirtschaftsorganisation und ihrer draussen. eingesetzten 
Führer. ye 


Das Wi RU Amt war vom ersten Tage der Vorbereitung 
an bemüht, der Obersten Führung ein wahres Bild von der 
wehrwirtschaftlichen und ristungswirtschaftlichen Lage _ 
Sowjetrusslands zu geben. Die Nachrichten darüber wider- 


sprachen sich völlig. Als erste grössere Bearbeitung. leg- 
te Wi Rü Amt neben dem grossen Heft "Die Wehrwirtschaft 
der Sowjetunion" der Obersten Führung eine Ausarbeitung 
vor unter dem Titel:. "Die wehrwirtschaftlichen Aummirkun- ; 
gen einer Operation im Osten" ~ m Rü Amt Br. 617758 8 Ay 
Kdos. Chefsache - (s, Anl. XXI,: | | Eran 
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` Die Bearbeitung stellte das Ergebnis dar der vom 
Reichsmarschall im November 1940 befohlenen Uberlegungen 
über die geplante Ostoperation. Das Wi Rü Amt hatte sich 
darin bemüht, ein rein sachliches Bild zu geben über die 
wehr- und rüstungswirtschaftliche Lage der Sowjetunion 
und hatte es fiir erforderlich gehalten, auf die Punkte 


hinguweisen, die einer militärischen Operation Sohwierig- 
keiten bereiten können. 


Das Ergebnis dieser auf Grund sicherer Unterlagen 


sorgsan zusammengetragenen Arbeit ist am Schluss wie or 
zusammengefasst; 


" Eine Operation, die zur Besetzung des europäischen 
Teiles der UdSSR (ohne Uralgebiet) führt, bringt 
folgende Ergebnisse: 


I. Für die ersten Monate wird sowohl auf dem Er- 


nährungssektor wie auf dem Rohstoffgebiet für 


Deutschland eine Entlastung eintreten, wenn es 
gelingt, durch schnelles Zufassen 


a) die Zerstörung der Vorräte zu verhindern, 
b) das Erdölgebiet des Kaukasus unzerstört in 
unsere Hand zu bekommen und 


c) die Transportfrage zu lösen. 


Für eine längere Kriegsdauer ist eine wirksame 
Entlastung von folgenden VPE SONDERE ab- 
hängig: 

a) * allen Gebieten: 


. von der Lösung der ESRR I 
2. von dem Verbleib der Bevölkerung und 
ihrer Gewinnung zur Mitarbeit. 
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b) auf dem Gebiete der Landwirtsch ft: 


1. von der Verhinderung einer Zerstörung der 
M.T.S. und der Möglichkeit des Ersatzes 
ihres Traktoren- und Maschinenparks durch 


Wiederaufnahme der Fertigung in der UdSsR. 


‘2. von der Versorgungsmöglächkeit mit Treib- 
stoffen. 


o) auf industriellem Gebiet: 


l. yon der ungersttrten Inbesitznahme oder ra- 
schen Wiederherstellung der Kraftwerke. 


2. yon der Sicherstellung der Belieferung der 


Industrie mit den im europäischen Teil der 
UdSSR. nicht vorhandenen Rohstoffen. 


III. Ungelöst bleibt bis gur Gewinnung -einer Verbindung 
mit dem Fernen Osten die Versorgung Deutschlands 


mit Kautschuk, Wolfram, Kupfer, Platin, Zinn, 
Asbest und Mani lahanf. 


- Die Gebiete südlich der Wolga- und Donmündung 
einschl. des Kaukasus müssen in die Operation 
miteinbezogen werden. Das kaukasische Treibstoff- 
gebiet ist für die Ausnutzung der besetzten Ge- 
biete unentbehrlich. 


Auf dem Gebiete der reinen Rustunzgsindws trie 
führt sie zu einer Inbesitznahme von rd. 75% 


der eosamten -u3s's shen Rüstungs- und fast 100 % 
der feinmechanischen und optischen Industrie. 
Der UdSSR. verbleiben rd. 25 % der reinen 
Rüstungs- und kaum 1 % der feinmechanischen und 


optischen Industrie." 
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Die Arbeit fand bei der Obersten Führung mit ihrem _ 
guten Kartenmaterial Anerkennung, die aufgezeichneten — | 
Schwierigkeiten wurden auf Grund der militär-politischen — 
Gesamtbeurteilung aber nicht geteilt. | | 

Dieser Bearbeitung sind weiters gefolgt, die das 
Ziel verfolgten, bei der fortschreitenden Eroberung der- 
russischen Indust riegebiete der Obersten Fiihrung immer 
E o) klares Bild zu geben über das den Russen noch zur ° 
Verfügung stehende Kriegspotential. 

È Besonders wichtig und für die Führung wertvoll waren 
davon im Jahre 1941 zwei Bearbeitungen: 7 


a) eine Ausarbeitung vom 2.10.1941 "Voraussichtliche - 
Entwicklung der wehrwirtschaftlichen Lage Ruß- 
lands mit Fortschreiten der Operationen nach Oste " 


eine Ausarbeitung vom Dezember 1941 über die Mög- | 
lichkeit der Fortführung der russischen Rüstung 
im Jahre 1942, 
® In der Bearbeitung vom 2.10.1941 wurde die rüstungs- 
wirtschaftliche Lage der. Sowjetunion dargelegt, nachdem 


®::: deutsche Vormarsch bestimmte Gebiete erreicht hatte. 


Die Lage Russlands wurde kurz wie folgt gekennzeichnet: 
" A. Nach Verlust der Gebiete bis zur Linie Krin, 
Dnjepr-Linie, Charkow, Tula, Moskau, Leningrad,” 
Kandalaskscha (Orte einschl.): 
Der Verlust von etwa 2/3 der Eisen- und Aluminium- 
Erzeugung lässt eine Steigerung der verbliebenen 
Fertigungskapazitäten, wahrscheinlich sogar ihre 


volle Ausnutzung nicht mehr zu. Eine Wiederauffül- 
| lung 
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iellen Ausrüstung der Wehrmacht auf den 
Stand bei Kriegsbeginn während eines Stillstandes 
der Operationen im Winter ist nicht mehr möglich, 


wohl aber die Erstellung des dringendsten Bedarfs 


®.. Kriegsmaterial für die abwehrmässige Fortsetzung 


B. 


der Kampfhandlungen im nächsten Frühjahr. 


Eine entscheidende Schwächung der wehrwirtschaft- 


lichen Kraft Russlands ist nöch nicht erreicht". 


Nach weiterem Verlust der Erdölgebiete von Maikop 


und des Donez-Rostower Gebietes: © 


"Der Verlust von 2/3 der Kohleförderung bewirkt in 


Verbindung mit dem gleichhohen Verlust der Eisen-, 
Stahl- und Aluminiumproduktion eine so starke Schwä- 


chung der Gesamtwirtschaft, dass die industrielle 


w roduktion auf fast allen Gebieten auf über die 


Hälfte absinkt. Damit dürfte die Wehmirtschaft 
Russlands so weit geschwicht sein, dass sie bis Son- 
mer 1942 aus eigener Kraft nicht mehr in der Lage 
ist, die rüstungsmässigen Voraussetzungen für eine 
erfolgversprechende Wiederaufnahme des’ Kampfes west- 


lich des Urals zu schaffen." 


Nach weiterem Verlust des Industriegebietes von 
Gorkig 

"Die besondere Bedeutung des Verlustes von Gorkij 
ist zu erblicken in der fast yolligen Ausschaltung 


der Lkw.- und Pkw.Fertisung. Nach Ausfall des Auto- 


mobilwerkes "Molotow" in Gorkij, das 1938 xq. 
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115 000 Lkw. und Pkw. erzeugte, verfügt Russland 

nur nooh über wenige unbedeutende und kaum ausbau- 

fähige Kfz.-Werke., Dieser für die Motorisierung der 

Wehrmacht sehr schwerwiegende Verlust wird in aus- 

reichendem Maße nur duroh entsprechende Umstellungs- 

maßnahmen auf Kosten der Kampfwagenfertigung aus- 

geglichen werden können. 

| Die Flugzeugindustrie verliert in Gorkij eines 
der leistungsfähigsten Zellenwerke, wodurch die Flug- 

zeugausbringung eine weitere Verminderung erfährt. 


Eine wesentliche Verschlechterung der wehrwirtschaft- 


lichen Gesamtlage gegenüber- Fall B tritt sonst nicht 
ein." 


Nach weiterem Verlust der Gebiete bis zur Wolga: 
"Gegenüber Fall B und C ergibt sich eine bedeutende 
weitere Schwächung der wehrwirtschaftlichen Kraft, 
die jedoch nicht unbedingt zu einem Niederbruch zu 
führen braucht. Dieser ist vielmehr erst nach dem 


Verlust der Industriegebiete des Urals zu erwarten." 


Hieraus ergab sich die klare Erkenntnis, dass ein Zu- 


sammenbruch der Sowjetunion rein aus wehrwirtschaftlichen 


Gründen erst mit der Wegnahme oder Zerstörung der Ural- 


Industriegebiete erwartet werden konnte. 


Die Bearbeitung. vom Dezember 1941 diente in der Haupt- 


sache dazu, der Obersten Führung nochmals eine Unterlage 
zu geben für die Beurteilung des russischen Rüstungsstan- 
des, da nach Auffassung des Wi Rü Amtes darüber bei der 


Obersten Führung falsche Ansichten bestanden. Es wurde 
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zum Ausdruck gebracht, dass im Dezember der Russe noch 
genügend Rüstungskapazitäten in der Hand hatte, um die 
Rüstung weiterzuführen und dass die Wegnahme oder die 
Zerstörung der Wolga- und Ural-Industriegebiete das 


wehrwirtschaftliche Ziel unserer Operationen sein müsse. 


Diese rüstungswirtschaftlichen Beurteilungen, die 
nur der Obersten Führung und den Generalstabschefs der 
W.T. vorgelegt wurden, haben bei der Obersten Führung 
nicht volle Zustimmung gefunden. Leider haben die weite- 
ren Jahre und die spätere Entwicklung gezeigt, dass die 
rein auf sachliche Nachrichten und Berechnungen aufge- 
stellten Beurteilungen des Wi Rü Amtes sich voll bewahr- 
heitet haben und zum grossen Teil noch zu optimistisch 
abgefasst waren. 

Der Chef und die verantwortlichen Bearbeiter des 
Wi Rü Amtes haben unter der Nichtanerkennung ihrer lang- 
jährigen und fleissigen Arbeit während der Ostkämpfe 
sohwer gelitten, da sie glaubten, mit ihrer Arbeit auch 
ihren Anteil an dem deutschen Freiheitskampf gegeben zu 
haben. Es ist für sie ein schlechter Trost, wenn sie an 
Ende des grossen Ringens feststellen müssen, dass sie 
ale Stärke der wirtschaftlichen Kampfkraft Russlands 


i 


richtig beurteilt haben. 


Für die Beurteilung der russischen Lage war für 


das Wi Rü Amt besonders von Bedeutung, dass frühzeitig 
die planmässige Räumung der westlichen Wirtschaftsgebie- 


te erkannt wurde. Auch konnten durch die VO des Wi Rü 
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die Durohführung aller Maßnahmen der Wi Stab Ost. 
Das Wi Rü Amt blieb bemüht, den Apparat unter den 

schwierigen Ostverhältnissen und den Riesenentfernungen 

möglichst wendig zu erhalten und ihn in gleicher Weise 

für die Bedürfnisse der Truppe wie fiir die Versorgung | 

der Heimat nutzbar zu machen (s, Richtlinien für die Füh- 

rung und den Einsatz der Wirtschaftsdienststellen in den 

neu besetzten Ostgebieten, Wi Rü Amt Stab Ia Nr. 2921/1941 

geh. v. 11.8. 1941, Anl. XXI,22). 

Die wehrwirtschaftliche Organisation hat im Osten 
eine Arbeit geleistet, deren Ausmaß und Bedeutung erst 
später bei einen ruhigen Studium der durchgeführten Ar- 
beiten erkannt werden wird. Die Truppe hat die Arbeits- 
leistung allerorts voll anerkannt und weiss, was durch 
die Wehrwirtschaftsorganisation für sie geleistet vorden 
ist. Die Heimatdienststellen, die von den Schwierigkei- | 
ten des Einsatzes, den Entfernungen, dem Mangel an Treib- 
stoff und den grossen Aufgaben, die an jeden Mann draus- 
sen auf einsamer Flur fast täglich herantraten, keinen 
Begriff hatten, konnten die Grösse der Leistung nicht be- ~ 
werten. Jedenfalls war die Wehrwirt schaftsorgani sation 
von dem Gedanken erfüllt, dass sie mit ihrer Tätigkeit 
der känpfenden Truppe wie der Heimat einen Dienst leistet, 
wie sie es besser nicht konnte und wie es für Soldaten 
— BRANS2 toha Ehrenpflicht war. 


Im Ostfeldzug war es von Anfang an das FI EAR 
ben der Obersten Führung, möglichst frühzeitig die Wehr- 


macht von der Verwaltung der besetzten Catgediete zu 
entlasten und dafür eine dem Reichsminister Ros e a 24 


J 
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unterstehende Zivilverwaltung einzurichten. Dieser Maß- 
nahme lag in erster Linie die Idee zu Grunde, dass das 
eroberte Land durch die Organisation der Partei möglichst 
schnell propagandistisch beeinflusst und die Beseiti- 

gi der unsicheren Elemente durch die Organe des Si- 
Re und der Polizei durchgeführt werden 
oo Ausserdem war es im Sinne des Führers, dass die 
Landesverwalt une nicht durch die Wehrmacht, sondern durch 
bewährte Parteiorgane vorgenommen werden sollte. Neben 
der reinen Verwaltung sollte auch die Wirtschaftsführung 
in diesen Gebieten von diesen Zivilstellan durchgeführt 
werden. | 

Die frühzeitige Abgabe der rückwirtigen Gebicte an 

die éivilverwaltung wurde vom Oberquartiermeister des I # 
Heeres begrüsst, da ihm dadurch eine erhebliche Arbeits- 
‘@ abgenommen wurde. Für die Wehrwirts 'haftsotgani sa- 
tion Wäre die Abgabe zu einen spiteren Termin exwiinsch- 
er gewesen, da sie gerade in dem Hont erfolgte, wo 
sich die umfangreichen Vorarbeiten und der erste schwie- 
rige Aufbau auswirken sollten. | 


Allein aus dem serechtigkeitszefühl heraus und 


J 


~ - L. - | Pn 174 : a mr? - `~ , >s en u . 
zur geschichtlichen Klirung mus x Lestgesteblt wor- 


Jen, dass die Zivilorgsnisation ohne Jede Vorbéreitung 
: 


ihre Aufgabe antrat und 


allein auf den Arbeiten fussen 


konnte, die ‚schs&tsorsanisatiöon 


eltet waren und dass von Seiten 
die Zivilorganisation alle Searbeiter 


J 24 ’ 


ar on zur Verfügung ge- 


ars. Va lle die neuen 4ivildienststellen für den 


* 
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weiteren glatten Ablauf für notwendig hielten. 

Dass eine derartige kameradschaftliche Unterstützung 
der Zivilorganisation durch die Wehrmacht eine Selbst- 
verstindlichkeit war, ist klar. Da aber das Ostninigeri- 
T TE die vom Führer eingesetzten Reichskommissare spä- 
ter das Verdienst für die schnelle Erschliessung der öst- 

ichen Wirtschaft allein für sich in Anspruch genommen 
haben, war es eine Dankesverpflichtung an die Aussenstel- 
len der Wehrwirtschaftsorganisation,ihre grossen Verdienste 
beim Aufbau der besetzten Ostgebiete hier besonders her- 
auszustellen. Sowhl die Heeresgruppen und Armeen, wie 

die Einwohnérschaft der bewirtschafteten Gebiete haben 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit die sachliche, titi- 
g@ und verständnisvolle Arbeit der Soldaten der militäri- 


schen Wehrwirtschaftsorganisationen anerkannt. Auch spä- 


N das Wi Rü Amt laufend den wi Stab Ost angehalten, 


engste kameradschaftliche Žusammenarbeit mit den Dienst- 
stellen des Reichskommissars zu pflegen. 

Der grundlegende Erlass des Führers über die Verwal- 
tung der neubesetzten Ostgebiete vom 17.Juli 1941 ist in 
der Anlage XXI,23 beigefügt, desgleichen der Zusatzerlaß 
vom 29.6.1941, Anl. XXI,24. 

Durch Führerbefehl wurden an die Zivilverwaltung 
abgSgeben: | 


1.8.41 Bezirk Bialystock an Provinz Ostpreußen 
1.8.41 Galizien an Generalgouvernement 
1.8.41 Litauen ; an RK. Ostland 
1.9.41 Raum um Minsk,Lettland an RK. Ostland 


A OC53 63 
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Raum zwischen Pinsk- 
Brest-Luck-Kamenez- 
Fodolsk-Nogilew-Podolski RK- Ukraine 


20,10,41 Baum von Winniza-Perwomaisk- 
Pscherkassy - Kiew-Shitomir 


15.11.41 das Gesamtgebiet westlich 
des Dnjepr: die Räume von 
Nikolajew, Cherson, Nikopol, 
Dnjepropetrowsk 


5.12.41 Estland * 


Die entsprechenden Führererlasse von 29.6.41, 17.7.41 
und 20.8441 sind in den Anlagen XXI,25 - 27 beigefügt, 

Durch den frühzeitisen Einsatz der Zivilverwalt ung 
den besetzten Ostgebieten entstanien an einzeinen Stel- 
len Unklarheiten über die Aufgaben der Zivilstsllen und 
der Hehrwirtschaftsorganisation, Auf Bitten des Wi Ru 
Antes erließ daher der kelchsmarschall mit V,P, 17 622 


(Bem) vom 23.10,41 einen ärlaß über die Zuständiskoiten 


dei in den besetzten Ostgebieten, 


Die VO des Wi Rü Amtes bei den AOK waren auch im 
Ostfeldzug für die Truppenflihrung von großer. Bedeutunr, 
Besonders das durch das Wi RU Aut zusammengestellte ein- 
gehende A über die Wirtschaftseinrich- 
tungen in den russischen Städten und Gebieten gab den 
Truppenführern gute Unterlagen in die Hand für Unterkunft 
und Versorgung, Andererseits konnten aie VO und die dircht 
auffoleenden Wi Klos große Mengen von Vorräten aller 


Art vor der Vernichtung retten und für den Truppennach- 


ANEPI 
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Prankreigh 


® 


Die im Jahre 1940 einzeleiteten Maßnahmen auf dem wehr- 
wirtschaftlichen Gebiet wurden im Jahre 1941 intensiviert und 
brachten die ersten erfreulichen Erfolge. ` 

An kriegewichtigen Mangelstoffen wurden bis 31.12. 
nach Deutschland abtransportiert: 

Nichteisenmetalle 213.162 
Nichteisenmetalle-Abfälle 40.651 
Stahl und Eisen 107.841 
Chemische Rohstoffe, Kautschuk 19.694 
Ind. Öle und Fette 16.445 
Terpentinél 11.043 
Kolophonium 45.486 
_ Häute , Felle, Leder 16.538 
Textilrohstoffe 36.466 
Steine und Erden 10.543 
Holz 17.429 


i ee 


Schrott ( ohne Schuh) | 51.302 
Schrott Ore. Schuh 912.761 t 
1.499.361 t. 
Trotzdem blieben der französischen Wirtschaft die Rohstoff- 


mengen, die sie zur Durchführung der verlagerten und ihrer 


eigenen Aufträge benötigte», Es zeirte sich, daß in Prank- 


reich von der Wirtschaft eine erhebliche Bevorratunzspo-= 
litik betrieben worden war und daß die Vorräte erheblich 


höher lagen als es zunächst angenommen werden konnte, 
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Ebenso erfreulich waren die Ergebnisse im Maschinenab-. 
transport . Schon die ersten oberflächlichen Erkundunsen 
ergaben, daß etwa 15 000 Werkzeugmeschinen für die deut~ 
schen Belange aus der französischen Wirtschaft herausge- 
nommen werden konnten ohne daß deren Leistungsfähirkeit 
nennenwerte Einbusse erleiden würde. Die Anzahl der nach 
Deutschland bis 1.8.1942 abtransportierten Werkzeurmaschinen, 
Motoren und Lochkartenmaschinen belief sich auf über 
17 000 Werkzeurmaschinen, über 8 000 Motoren und über fast 
700 Lochkartenmaschinen, Daneben wurden noch zahlreiche 
Sonderwünsche der deutschen Wirtschaft erfüllt, indem in 
größerem Umfange Eisenkonstruktionshallen, Kräne, fondere 
‚maschinen für Munitionsfertigung, Aggregate für das Mineral- 
Slprogramm, Kraftmaschinen zum Ausbau der U-Boot-Punkte, 
Spezialceräte für den Bergbau und andere industrielle Werte 
aus der französischen Industrie herausgescgen und der deut- 
schen Wirtschaft zur Verfügung gestellt wurden. 
Die Auftragsverlagerung wurde von Tag zu Tag ausgewei- 
tet, Nachdem die Elektrizitäte-, Gas- und Wasserwerke durch 


Technische Kommandos wieder voll in Gang gebracht worden 


waren, wurde eine eingehende Erkundung der Leistungsfähig- 


keit der französischen Industriegebiete auf Grund der in 
Deutschland cemachten Erfahrungen vorgenommen und entspre- 
chende Fertigunssvorechläge für die Hauptfirmen aufgestellt, 
‘Nach deen die Belecung der Betriebe erfolgte, Da alle Auf- 
träge von den Beschaffunesstellen der Wehrmachtteile oder 


unmittelbar von deutschen Rüstungefirmen an die franzö- 


hÜ32367 
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nustunessbetrisbe über die zuständige RU In zu lei- 


gelang es bei 1 Stab Frankreich sehr 
„berblick über die Leistungsfähigkeit und 


“DS oer französischen industrie Zu »ekommaud, 


Jahres 1941 wurde auch vermehrt dazu übers 


le Fertigung von Verbra auchsgütern von Meutaoh- 
land nach Frankreich zu verlegen, um in Deutschland veia 

e etriebe für die “Us tunesfertigung frei zumachen. 
auch in die französischer Arbeitskrafte 
wurde di ehrrirtschaftsorgani sation 
ennt-und konnte durch ihre Kenntnis die — 


hen Arbeitseinsetzverwaltung erheblich unter- 


Aile Kinzelh: ten erzibt 


jie Sonderbearbeitung des 


frankreich 


=». 
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Norwegen und Schweden . 


Besonderer Aufmerksamkeit bedurfte die wehrwirtschaft- 
liche Lage in Norwesen. Norwegen wurde im Jahre 1941 mit 
Großaufträgen überlastet, deren Ausmaß in keiner Weise 
mit den finanziellen und wirtschaftiichen Kräften des Ian. 
des in Einklang stand. Folgende Großaufträge lagen 1941 


= 
* 


l+) Küstenbefestigungen ( 90 Batterien ) 
2.) Großausbau von Flugpl&tzen 
3.) Bau der Eisenbahn nach Stavanger, für den 
allein 46 000 Arbeiter gefordert wurden 
4.) Ausbau der U-Boot-Basen in Drontheim und 
Bergen 
5.) das Koppenberz’ cche Aluminium-Projekt. 
Da die W.T. ihre Aufträge ohne jede sachliche Vore 
prüfung mit größter Dringlichkeit in Norwegen vergaben 
we alle Produktionsmittel in Arsp ruch nahmen und aufkauften, 
trat für die norwegirche Währung ein gewisse Gefahr ein, 
die den Reichskommissar veranlaßte, gegen das wilde Auf- 
tragsgebahren der W.T. vorzucehen. Der W Stb Norwegen 
wurde daher durch den nach Norwegen gereisten Chef Wi Rü Amt 
angewiesen, die Auftragsvergebung im Einvernehmen mit dem 
Reichskommissar möglichet zu steuern und wo erforderlich, 


Ausgleiche zwischen den W.T., zu schaffen, Leider gestaltete 


sich das dienstliche Verhältnis zwischen Reichskommissar 
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und Chef W Stb Norwegen trotz aller Bemühungen des Wi Rü 


Amtes nicht so, daß ein enges Zusammenarbeiten der Dienst- 
stellen gesichert war. Auch der Ersatz des Inspekteurs im 
Jahre 1943 durch einen General der Luftwaffe bracht keine 
Änderunr. 

In Schweden traten durch die zahlreichen Aufträge und 
Einkäufe der W.T. ebenfalls Schwierigkeiten ein, in dem un- 
ser Passivsaldo im September auf über 100 Millionen RM 
Stier. Es wurde innerhalb der deutschen Regierunzskommission 
ein Ausschuß für die Verhandlungen mit der schwedischen Re- 
gierung gebildet und die Einkäufe der W.T, wurden über den 
zum Ausschuß gehörenden Wirtechaftsoffizier Oberst Drews 
geleitet und von hieraus entsprechend gesteuert. Wenn auch 
die Luftwaffe immer wieder versuchte, ihre eigenen Wege zu 
gehen, gelane es doch allmählich, in Schweden Ordnung in 


das Einkaufsverfahren gu brinren. 
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England. 

i Da die Vorbereitungen für eine Landung in Enrland 

{ Seelöwe) Ende 1940 gestoppt worden waren, trat wehrwirt- 
‚echaftlich England 1941 etwas in den Hintergrund. Die Haupt- 
aufgabe bestand darin, der Luftwaffe für die Luftancriffe 
‚das notwendige wehrwirtschaftliche Material zu liefern, die 
Auswirkungen des U-Boot-Krieges zu beobachten und die ge- 
sante Rüstunss- und Versorcuncslage Englands weiter unter 
Kontrolle zu halten. 

Daneben war es dem Wi Rü Amt möglich, aus der Kenntnis 
der wirtschaftlichen Zusammenhänge heraus dem militärischen 
Führungsstabe Hinweisezu geben für den Einsatz von Luft- 
und Wasserstreitkräften zur Störung der enrlischen Versorgung 
und des englischen Schiffsverkehrs nach Rußland und Amerika. 

Die im Jahre 1940 gegebenen wehrwirtschaftlichen Be- 
urteilunsen Englands fanden im Jahre 1941 ihre Bestätigung. 
Näheres ergeben die Anlagen: 2 

Die Ernährungslage Englands im Jahre 1941 

Nr, 18 386/41 geh.v.1.4.41 ( Anl. XXI,28) 


Die wehrwirtschaftliche Lage Enzlands am 1.6.41 
Nr. 20 961/41 geh. v. 19.6.41 ( Anl. XXI,29) 


Die Versorgungslage Enzlands 


Wr. 22 411/41 geh. v. 29.7.41 ( Anl. XXI,30) 


Die Ernährunzslare Envlands 


Hey 31 335/41 gehn v. 1.12.41 ( Anl. XXI,31). 











IS 


| Schätzung 4 


er Ende Dezember 1940 ausgertia teten 
Formationen des englischen Kriegsheeres auf Grund 
der Riistungslage — 1341.41  ( Anl, xp,32), 

Das Allgemeinbila rundete sich immer mehr dahin ab, 


a) die Rustunesindustrie Großbritanniens durch die 
Luftangriffe wohl stark gelitten, aber noch keinen 
entscheidenden Schlag erhalten hatte; 


b) die Versorgungslage wohl starke Lücken zeigte, dis 
zeltweise eine gewisse Not erkennen liessen, aber 


noch keine gefahrvolle Note angenommen hatte; 


©) daß zum Zusammenbruch Englands sowohl luft- wie 
U-Boot-mäßig erheblich stärkere Erfolge errungen 


werden miissen als bisher, 
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Amerika. 
my: ı &K 98. 


Das Studium der amerikanischen Wehrwirtschaft war schon 
vor dem Kriege seitens des WStb mit besonderem Nachdruck be- 
trieben worden. Zu diesen Zwecke war der damalige Major 
Warlimont vom WStb auf ein Jahr nach Amerika komman- 
diert worden und hatte gute Unterlagen über die Organisation 
der amerikanischen Wehrwirtschaft mitgebracht, Auch sonst 
wer 08 gelungen, ein ungefähres Bili der riistungs- und wehr- 
wirtschaftlichen Leistungefähigkeit der Vereinigten Staaten 
zu erhalten. Das Urteil des Wi RU Amtes bei Kriogsausbruch 
1939 über die Vereinigten Staaten lautete dahin, daß 
Amerika 

le) bei üÜberraschendem Kriegsausbruch nur gerade in 
der lage sei, seine Wehrmacht gu versorgen, 

2.) zur Umstellung seiner Industrie etwa ein Jahr be- 

| notice, um zroße Mengen von Kriegsgerät, vor allem 

an Fluezeucen, Panzern und Kraftfahrzeuren zu 
erzeuren, 
nach einem 1 - 1 1/2 jährigen Anlauf auf fast allen 
Rüstungsgebieten eine Leistungsfähigkeit erreichen 
kann, die alle anderen Staaten weit übertrifft. 

Infolgedessen wurde seitens des Wi Rü Amtes immer der 
Standpunkt vertreten, daß die Politik unter allen Umständen 


ein Bintreten Amerikas in den Krieg gegen uns verhindern 


müsse und daß es am besten sei, Amerika als Großlieferant 


für Deutschland zu gewinnen, 
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Diese Auffassung fand aber keine Würdigung, da man 


militärischerseits die Ansicht vertrat, daß der Kriegs längst 


gewonnen sein würde, ehe sich’ die amerikanische Umstellung 7 
auf Kriegswirtechaft auswirken könne, Auch wurden die An- 
gaben des Wi Rü Amtes über die wehr- und rüstungsmäßige * 
Veietungefähiekeit Amerikas noch Ende des Jahres 1942 ale. 
zu pessimistisch abgelehnt, Die heute ( Sommer 1944 ) be- 
kannt gewordnen Zahlen liegen zum erößtenteill weit über den 
damalisen Angaben des Wi Rü Antes. Weiterhin wurde vom 
Wi RU Amt immer wieder darauf hingewiesen, daß, wenn Amerika 
erst mal große Mittel für den Krieg investiert hat, es 
nicht eher den Krieg beendizen wird, bis daraus nioht dn 
erträgliches Geschäft erwachsen ist, 

Eingehende Beurteilungen des Wi Rü Amtes über die PR i 
rikarsche Wehrwirtschaft befinden sich in den Akten des | 
jetzigen F Wi Amtes. 


ACU5374 
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Verhandlungen mit den befreundeten und neutralen 


Staaten und Kriegsgerätelieferungen, 


Die Verhandlungen mit den befreundeten und neutralen 


Staaten auf wehrwirtschaftlichem Gebiet nahmen im Jahre 


1941 einen umfangreichen Rahmen an. An der Spitze standen 
die Verhandlunren mit Italien, die folgende Hauptgepiete 
betrafen: 
a) Unterstützung Italiens mit Kriegsgerät, 
b) Belieferung Italiens mit Rohstoffen und Mineral- 
ölen, 
c) Leistung technischer Hilfe an italienische Be- 
triebe, 
d) Verlagerung von Kriegsgeräteaufträgen nach Ita- 
lien, 
e) italienische Gegenlieferungen auf materiellen 


Gebiet und in der Gestellung von Arbeitskräften, 


An Kriegsrerät stand zunächst die Bezahlung der aus der 
vanadate shen Beute gelieferten Waffen, Fahrzeuge und Ge- 
riten zur Debatte, wobei die Italiener die deutsche Preis- 
forderung zu hoch bezeichneten und nach langen Verhandlungen 
ihnen auf Wunsch des Führers ein Presnachlaß von 25 % gewährt 
wurde. Da festzestellt worden war, daß die Italiener von ° 
Deutschland gelieferte Waffen weiter verkauften, wurde ihnen 
vom Wi Rü Amt die Verpflichtung auferlegt, kein von Deutsch“ 
land geliefertes Kriegsgerat weiterzuverkaufen. Ihre weite- 
ren Wünsche lagen in Sonderheit auf dem Flakgebiet und 


in der Belieferung mit Kraftwagen für Lybien. Mit Flakaus- 


>rüstung wurden sie durch Deutschland in größeren Unfange 
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beliefert, teilweise mit moiernen 8,8 cm Batterien, 
weise mit umgebauten 7,5 em Beutebatterien. Von den 


erten 3 000 Lkw wurden ihnen 1 000 Stück zugeführt 


Da cen Italienern außer e50 Beutepanzern keine Panzar- 
wagen geliefert werden konnten, wurde ihnen cie Baulinenz 
fur die Panzerwagen Type III kostenlos gegeben, Als Inde 
des Jahres die italienischen Wünsche auf allen Gebieten 
in Sonderheit auf dem Rohstoffgebiet immer zahlreicher wur- 
den, ging Wi Rü Amt daran, ile gesemte Fertigung Italiens 
und den Rohstoffeinsatz nachzuprüfen, um. den Italienern 
zu beweisen, daß ihre nüstungsfertising nicht scharf renug 
auf den Krieg eingestellt sei und daí mit den vorhandenen 
Fertizunesstätten und Rohstoffen mehr geleistet werden 
Könne, Leider wehrten sich Aie italienischen ötallen mit 
allem Nachiruck'zegen dieses verfahren, sodaß der Versuch 
vorläufig keinen Erfolg brachte, 

Die italienischen For 
ralöl waren ab 194l ein 
Amtes, Die Rohstofforderun:: 

waren 


aber f 
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hatte, andererseits der Afrikakrieg und vor allem die zahl- 
reichen Torpedierungen von Tankern einen erheblichen Ver- 
brauch darstellten, mußte Deutshland neben den italienischen 
Bezüren aus Rumänien laufend Plugtreibstoff und Heizöl zur 
Verfügung stellen, um die italienische Luftflotte und Kriegs- 
marine einsatzfähig zu erhalten. Da die rumänischen Liefe- 
rungen, besonders nach Italien immer schlechter wurden und 
der deutsche Verbrauch im Osten im Anwachsen war, bedurfte 
es dauernder Verhandlungen, um Krisen in der italienischen 
Kriegführun» zu verhindern. Näheres siehe Sonderbearbeitung 
des Oberstleutnant Sad e vw asser, | 

Die Vermittlung technischer Hilfe an italienische Fir- 
men nahm laufend zu, die Verlagerung von Aufträgen nach 
Italien kam aber nur sehr langsam in Ganz, weil die italie- 
nischen Firmen sich immer erst der notwendiren Rohstoffbs- 
reitetellunz durch Deutschland versicherten. Auf "rund 


zweier in Paris im Feburar ceschlossener Abkommen sollte 


Italien als Gegenleistung folgende Arbeiter stellen: 


Nach dem ersten Abkommen sollen gestält werden: 

90 009 Metallfacharbeiter, die aus italienischen Be- 
trieben herauszezoren werden, 

30 000 Anlernkräfte aus dem vorhandenen Arbeitslosen- 
bestand, | 

70 OOO sonstige Kräfte, die in - Deutschland in ihrem 
Beruf oder als Anlerner stnwendtet werden sollan, 


‚Bei dem zweiten Abkommen handelt es sich um ca. 54 000 


Kräfte; davon waren bestimmt: 
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000 für den Bergbau, 
000 für Bauten der Drinzlichkeitsstufen $S und S, 
onders Bauten des chemischen Erzeugunesplanes, 
10 000 für Verkehrsarbei ten, Reichsbahn, Reichspost, 
Strassen. 
Ob die Zahlen erreicht wurden, war nach dem in den Verhand- 
lungen gewonnenen Einiruck zweifelhaft. 


Eine Anwerbeaktion für landwirtschaftliche Arbeits- 


kräfte in Höhe von ca. 60 000 lief gesondert, 


Uber die materiellen Gegenlieferungen Italiens wird 


im Jahre 1942 berichtet. 
Neben den italienischen Verhandlunven nahmen bis zum 
Juni 1941 noch die Verhandlungen mit Rußland einen größe- 
Raum ein. Von Seiten des Führers war die Weisung gege- 
worden, daß zur Tarnung des deutschen Aufmarsches die 
tussenauftriige in Deutschland ptinktlichst erfüllt werden 
müssen. Da die Russen ihre Getreidelieferun-en von den 
deutechen Liefenuncen abhänig machten, diese’ aber bei ein- 
zelnen Firmen stark die Aufträge der deutschen Wehrmacht 
störten, bedurfte es zahlreicher Binzelverhand lunven des 
Wi Rü Amtes mit deutschen Firmen, um die russischen Auf- 
träge in die deutsche Drinzlichkeit einzuordnen., Die deut- 
sche Industrie wurde auf Wunsch des Auswärtigen Ahtes anre- 
wiesen, alle russischen Aufträre anzunehmen, auch wenn 
ihre fristzerechte Auslieferunr nicht möglich war. De be- 
sonders im Mai größere Auslieferunren auf dem Kriegsmarine- 


gebiet stattfinden mußten, wurden diè Firmen angewiesen, 
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das Gerät durch die russische Abnahmekommission ordnungs= 

mäßig abne'men zù lassen, dann aber das Gerät transportmäßig 

so unzuleiten, daß eine Auslieferung über die Grenze vor Be- 

xinn des deutschen Angriffs nicht mehr stattfircen konnte,“ 
Durch den Besuch des Honvedministers, Exzellenz 


Bartha traten die Kriegsgerätegeschäfte mit Ungarn 


"y mehr in den Vordergrund. Die Ungarn forderten in erster 


Linie deutsche Hilfe bei der Aufrüstung ihrer Luftwaffe, 
sowie Flak, Scheinwerfer- und Hachgerät, Panzer, Artillerie- 
und Nachrichtenzerät nr? Schwerschrott. Sie boten dafür 
freie Kapazitäten für Lehren- und Ziinderfertigung, Artille- 
riererät- und Lkw- und Kesselwazenfertigung. Den Ungarn wur 
de Hilfe au? fast allen Nebieten zugesagt, jedoch erst ab 
ommer 1942, weil man bis dahin den Ostfeldzug arledigt zu 
sen rlaubte. Technische Hilfe für Rohstoffeinsparung mit 
Bereitstellunr von Lizenzen wurde ihnen sofort zugesart. 
Die Verlagerung von deutschen Aufträren nach Ungarn wurde 
MB eitet. 
Einen größeren Umfan; rahmen. die Verhandlungen mit 
Rumänien und ? da beide Staaten erhebliche For- 
Ausrüstung ihrer für den Kampf 
Verbände forderten. Gefragt 
von Rumänien zunächst Plakeerit, Zugmaschinen und Lkw 
erung und Artilleriegerät verschiedener Art, 
ihnen die “urchfihrung der in Frankreich 
‘ken laufenden Artillerie- und Muni- 


forderten weittragende 
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ergibt die Anlage XXI 
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oF Rüstungswirtschaft, 


1.) Die Programmgestaltune. 


Das Rüstungsprogramm des Jahres 194] Stand, nachdem die 
"Seelöwe" Aktion Ende 1940 als erledict bezeichnet worden 
war, zunächst völlig i: sichen deg bevorstehenden bezw. im 
wane befindlichen Ostkries Später fanden je nach den 
zeitlichen Ereienissen das U-Boot-Prosramm und die Maßnahmen 


für den Afrikakriee und im 2. Halbjahr die Verstärkune der 


Dr 


Luftwaffe unä der Ausbau des Mineralélprogramms eine be- 


sondere Forderunc, 

Bis zum Beginn des Ostfeldzuzes regelte die Dringlich- 
keiteliste vom 7.2.1941 Raneoränun» und Tempo der Riis tunes-— 
programme ( 8. Anl. AZT, 34 ). Sie stellte erstmalig die 


Entwicklunse-, F Erprovingsaufgaben für die 


neuen Waffen und Ce-te in den Vordererund, is men all- 


mählich zur Erkerntris gelangte, daß die Engländer und Ame 


.— 


oe in gewissen Entwicklungen voraus seien und daß die 


Forschung 1 Entwicklune schärf>.« letrieben werden muß, 


Beim Heer blieb die Panzerwagentertiruns Panzer- 
abwehr im dereru ei der Marine 

und die Fla): bei der. Luftwaffe 
der Luftriistung und Cie moderneren Fla 
der FlakmeBgeräte. Neu in die 


die neuen Entwickluncen auf dem 








NU 
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verkehr und die Beschaffung der Apparaturen für die Hooh- 


leistungstreibstoffe sowie die Bunafertigung und. Verar- 
bei tung. 

Seitens des Rm.f.B.u.M. wurden alle Anstrengungen ge- 
macht, um das vom Wihrer gewünschte Panzerprogramm noch 
besonders zu fördern, sodaß hierdurch die W.T. mit ihren 
anderen wichtigen Programmen betreffs Arbeiterzestellung 
und Rohstoffzuteilung mit dem Rm.f.BeueM. oftmals nicht 
einig ginge. Besonders mit dem HWaA traten erhebliche Dif- 


ferenzen ein -( s. Schreiben des Feldmarschall Keitel 
an Generalfeldmarschall v. B+ auch i tsch von 


1942041 , 8. Anl. XXI,35 ). 

Das OKW mußte daher laufend bemüht bleiben, im Inter- 
esse der Gesamtrüstung Bis notwenaiaen Ausele iche vorzu- 
nehmen. Ein in der Anlage XXI,36 beizeftigter Bericht des 

. OKW / Wi RU Amtes vom 16.5. über " Die Leistungen auf dem 
Gebiet der materiellen Wehrmachtsrüstung in der Zeit vom 
1.9s40 bis 1.4.1941" sowie eine Aktennotiz vom 21.Mai 1941 
über eine Riistungsbesprechune bei Generalfeldmarschall 
Keitel am 19.5.41 in Berchteszaden ( s. Anl.XXI,37) 
geben einen Einblick über die Fertigungslage und die wich- 
tigsten Rüstungsprobleme der ersten Monate des RT 
1941, In dieser Besprechung wurde seitens des Chefs OKW 
erstmalig darauf hingewiesen, daß bei der Gefahr eines 
länger dauernden Krieres der Ausbau der Rohstofferundlagen 
wichtiger sein kann als die Erweiterung der reinen Waffen- 
und Munitionsfabriken, Damit wurde eine vom Wi Rü Amt seit 
Kriegsbesinn vertretene Ansicht bestätigt. 


Bald nach Beginn der Ostoffensive erging unter dem 


P nn 
A MEERE 
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Eindruck der großen Erfolge eine Weisung des Führers 
über die Fortführung der Rüstung. Der Inhalt der Weisune 
ist durch Punkt 1 dieser Weisung ( WFSt Abt. L II 


Org. Nr. 441219/41 be; Chefsache , 8. Anl. XXI,38) ge- 
kennzeichnet. Er lautet: 

" Die militärische Beherrschung des europäischen 
Raumes nach der Niederwerfune Rußlands erlaubt es, 
den Umfang des Heeres demnächst wesentlich zu ver- 
ringern. Im Rahmen der herabgesetzten Heeresstirke 
wird die Panzer-Waffe eine starke Vermekrung er- 
‚fahren. | 
Die Rüstung der Kriegsmarine ist scharf auf diejeni- 
gen Maßnahmen zu begrenzen, die unmittelbar der 
Kriegführung gegen England und Amerika dienen. 

Der Schwerpunkt der Rüstung reht auf die Luftwaffe 
über, die in großem Umfange zu verstärken ist ". 
Durch diese Weisung wird die langjährige Forderung des Wi 
Rü Amtes erfüllt, die Rüstung auf bestimmte Punkte scharf 
zu konzentrieren, denn die Weisung fordert 
ð a) die gèsamte Bewaffnung und Ausrüstung auf das durch 
die feldnößige Beanspruchung erforderliche Mass 
zurückzuführen; | | 
alle Nichtkampftruppen auf Beutewaffen anzuweisen; 
nur ncch das allerdringlichste " allgemeine 
Wehrmachtsgzerät" * fertigen; 
nicht unbedingt notwendige Industrieausweituncen 


+ 985354. 
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und -bauten zu unterlassen bezw. einzustellen und 

die gesamte Rüstungskraft zu konzentrieren beim 

Heer auf das Panzer-, Pak- und Flakprogramm, 

bei der Marine auf das U-Boot-Programm, 

bei der Luftwaffe auf das erweiterte luftrüstungs- 
rogramm, das nunmehr als Schwerpunkt der Gesamt— 


rüstung gilt, 


Ein weiterer Befehl des OKW vom 17. Juli 1941 ( wi Rü Amt 

Nr. 2450/41 g.Käoe, ~ Se Anl, XXI,39 ) bestimmt, daß 

E RT mit diesem erweiterten Luftrüstungsprogranm die 

Sicherung der Rohstoff- und Nineralölbasis zu laufen hat. 
Aus diesen Weisungen spricht die Hoffnung auf eine - 

schnelle Erledigune der Sowjets und auf die Möglichkeit 

einer baldigen Neuorientierung der Rüstungswirtsohaft 

für den Kampf gegen Enrland, Bertätigt wird diese Auffas- 

sung durch die Niederschrift der Besprechung des Chefs OKW 

mit den W.T. am 16.8.41 über " Die Auswirkungen der Richt- 

linien des führers vom 14.7.41 sowie die Durchführbarkeit 

der sich daraus ergebenden neuen Schwerpunkt-Programme” 

( er: XXI,40). In diesen heißt es unter Ziffer TII): 

" Nachdem une im Erdkampf ein emet zu nehmender Geg- 
ner nicht mehr entstehen kann und eine Landung auf 
irgendeinem Teil des europäischen Festlandes ausge- 
schlossen sein dürfte, bleibt die Aufgabe: 

1.) Durchführung des U-Boot-Krieges, um die Versor- 
gung Enzlands weiter zu drosseln und zu lähmen, 


2.) Die Luftwaffe auf einen Stand zu bringen, der 


WELL 
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befähigt, der immer stärker werdenden feindlichen 
Luftmacht auf die Dauer gewachsen zu sein " 
und später; 
" Die Beärohune Deutschlands liegt in einer sehr erheb- 
lichen Verstärkung der zesnerischen Luftwaffe, die sich 
auf alle Sebiete der nustun¢csindustrie auswirkt, aber 
auch psycholocisch in ihrer Auswirkung auf die Arbeits- 
leistung und die Widerstandskraft des Volkes zu werten 
ist. Daher klare Erkenntnis und der feste Wille, den 
Schwerpunkt auf dis Luftwaffe und die U=Boot-Waffe 
zu verleren für den komrer In Kampf in der Luft und 
zur See ", 


— 


Der zanze Verlauf dieser Besprechune mit . Chefs der 

Beschaffuncsimter der W.T. stand völlis unter der Hoffnung 
eines bevorstehenden Zusanmenbruchs der Sowjetfront, Wenn 
auch die militärischen Erfolee eine derartig optimistische 


Auffassune aufkommen lassen mußten, versuchte das Wi Rii 


Ant laufend, diese \|Auffassune abzuschwächen, da rüs tunes- 


oe. Zu viele Anzeichen dariiber vorlagen, daß die Sowjets 


am Ural und in Sibirien doch bereits vroe Industriezentren 
im Betrieb bezw. Aufbau hatten, die noch eine erhebliche 
rüstunrsmäßire Kraftreserve darstellten, 
im übrisen enthält die Nieders+t ift wichtige Hinweise 
adie Mitte 1941 bestehenden Schwierigkeiten in der 


Dita i 
{US stALT LIP o 


Die Verlaserunr des Schwerpunktes der sesamtriüstuns 
<a 


auf die Luftwaffe veranlaßte den Ob.d.L. beschleuniet ein 


A 089326 








H2296-0399 


sroßprorramm in Sanr zu setzen, Dieses umfaßte solche 
Forderunren an Rohstoffen, Maschinen und Arbeitern, daß 
seine Durchfihrun» ohne völlige Zurüicksetzunz der beiden 
anderen W,T, unäurchführbar war. Wie Uuberzocren'die Forde- 
rungen waren, Zeigt sich daraus, daß das RIM am 26,6, für 
das neue Programm einen Mehrbedarf von 3,5 Millionen Ar- 
beitern anforderte, eine Zahl, die später auf l Million 
herabgesetzt wurde. AuSerdem wurde als Grundlage Für die 
Durchfiihrung des Progranns der Besitz der kaukasischen Ül- 
gebiete angenommen, da Professor Kray ch -für die Ver- 
sorgung dieser Luftflotte die Sinfuhr von zusätzlich. 

4 Millionen t hochsertisen Öls aus Rußland forderte zur 
Herstellunz des Hochleietunsukraftstoffes, N&heres dartiber 
8. Anl. XXI,4] , 

Das Wi RU Amt schlur deher vor, die praxtischen Ar- 
beiten des Luftprogramms auf die zur Verfürunz stehenden 
Grund-Rohstoffe ( Aluminium) und auf die vorhandenen Perti- 
zuneskapazitäten abzustellen und sicherte Jede Unterstützuns 
zu, um das Inftrüstungseprogrann möglichst zu fördern. 


Rn-f.B,u.M. wurde beauftract, 


Mitten freizumahen für Fertiegunsen des lLuftristunes- 


programms ( siehe OKW / Wi Rü Ant Nr. 27 017/41 geh. Ve 
16.7.41, Anl, AÄXl,42 und Rm.f.B.u.M. Nr. 371-40B8/41 geh. 
216 v, 11.7.41, Anl. XXI,43).- Das Wi Ru Ant förderte diese 
— umso mehr, als der Ob.d.L. bereits üamals die An- 
» daß das Verhältnis zwiset en deutscher und 


englisch-amerikanischer Luftwaffe im Jahre 1943 wie 1:5 
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Bein würde, eine Auffassunr, die das Wi RU Amt von Kriegs- 
| beginn an vertreten hatte. 
Die bevorzurte Firderune des Luftwa? 

j aber sehr bald wieder ein-eschränkt durch einen Vortrag 
des GroSadmirals Ra e der beim Führer. Au? die Klare 
des GroBadmirals, daß des U-Boot-Procramm zurzeit nur zu | 
62 % durchgeführt würde = was nur an der 2ohstoffvertei- 
lung innerhalb der Marine lag - bestimmte ihr daß 
das von ihm genehmigte Karineprorrann voll di 
und der Sroßschiffbau sofort nach Abschluß der Ostoperationen 
wieder aufzunehmen sei. Damit war es unmöglich, der Marine 
Rohstoffe und Kapazitäten zu Gunsten der Luftwaffe WegZu- 
nehmen, 

Da bei den W.T. die Auffassung bestand, daß eine plan- 

mäßige Durchführung der den W.T. gerebenen Weisungen zu 

den gesetzten Terminen nicht möglich ist, berief Feldmar- 
schall Keitel vom 14. - 16.8. die Amtschefs der W.T. 
zu eich, um eine Klärung der Programmgestaltung zu er- 
zielen ( siehe oben ). 

Das Ergebnis ist in Anlage XXI,44 niedergelegt. Ze 
ergibt Einschränkunren in dem Panzer- und Flakprogramm 
des Heeres, Beibehalt des U-Boot-Programms von 25 Booten 


und vorläufige Rückkehr zum Elchprogramm der Luftwaffe, 


womit die Voräoppelung bezw. Vervierfachune der Luftwaffe 


zunächst hinausreschoben wird. 
Damit war der Führerbefehl vom 14. Juli praktisch 


überholt. 








H2296-0401 


-415- 


Trotz dieser Regelung ging der Kampf um die Rohstoffe, 
Arbeiter und Kapazitäten zwischen den W.T. aber heftig wei- 
ter und es bedurfte einer unsagbaren Kleinarbeit des wi Rü 
Amtes und seiner Außenstellen, um in den Betrieben die Kon- 
kurrenz der W.T. auszuschalten, 

Da sin Großteil der Aufträge ohne Wissen des OKW er- 
folgte, entschloß sich der Führer am 11.9. zu einem durch- 
greifenden Befehl ( Nr. 340/41 2.Kdos. Chef OKW vom 11.9.41 
5. Anl. XXI,45 ), der eine Abstimmung der Aufträge durch 
das OKW anordnete. Dieser Befehl zusammen mit dem Ausfüh- 
rungsbefehl des OKW / Wi RU Amt Nr. 3080/41 z.Kdos. RÜ II a 
vom 10.10.41, s. Anl. XXI,46 brachten wenigstens für einige 
Monate eine gewisse Ordnung in das Beschaffunessystem der 
W.T. Zu gleicher Zeit erging seitens des OKW ein Befehl 
an die W.T., durch den eine Vereinfachune der technischen 
Ausstattung erreicht werden sollte ( Che? OKW Nr.2249/41 
8.Kdos. vom 19.9.41, a. Anl. XXI,47 ). Auf Grund der im 
Ostkrieg gemachten Erfahrungen und auf Grund der Erkenntnis, 
daß der Ostkries doch nicht so schnell wie erhofft zu Ende 
gehen würde, erließ der Führer im Anschluß an vorstehende 
Weisung des OKW am 3.12, eine eingehende Weisung tiber Ver- 
einfachung und Leistungssteigerung unserer Rüs tunezspro- . 
Auktion ( Wi Rü Amt Nr. 3750/41 ».Kdos. vom 3.12%, s. ante 
XXI,48 ) der robustere Konstruktion, vereinfachte Fertigung, 
Einsparen von Material und sroßzügigere Abnahme zum Ziel 


hatte, Dieser Befehl räumte erfreulicherweise mit e iner 


HEET ED, 
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großen Zahl veralteter Bestimmungen auf und brachte fiir 
die Fertigung manche Erleichterunz, 

Im Auzust tra en die Forderungen des afrikanischen 
Kriegsschauplatzes stark in den Vordergrund, indem der 
Führer höchste Unterstützung der Wünsche Rommel’ s anöräne- 
te, besonders die Ausstattung mit Paks mit Spreizlafetten 
mußte beschleunirt zur Durchfiihrung gebracht werden, 

Im Oktober wurde durch Führerbefehl anreordnet, daß 
die Luftwaffe das Flakprorraemm stärker zu fördern und die 
Fertigung der 3,8 cm Flak-Munition auf 2 Millionen Schuß 
zu bringen habe. Da die Luftwaffe aus ihrem Eisenkontingent 
kein Eisen für das Flakprorsramm freimachen zu können 1. 
te, und teneralfeldmarschall M i 1 ch wegen der Fiérderunz 
des Flugzeugprogrammes keine Rohstoffe abreben wollte, wurde 
seitens des Wi Rü Amtes für das IV. Quartal 41 noch 
25 000 t Eisen zu Lasten späterer Quartale bereitgestellt, 
um die Forderung des Führers sicherzustilen. Ebenso wurde 
die Fertigung des Flakpulvers erweitert und dadurch der be- 
stehende Enspaß beseitigt. 

Auf Trund des am 10.10.- erlassenen OKW_Befehls über die 
Anpassung und Abeleichung der Beschaffungsnotwendigkeiten 
der Wehrmacht an die Leistunzsfähirkeit der Wirtschaft 
wurden am 25.10. mit Nr, 3382/41 g.Kdos,. ( 8. Anlè XXI,49) 


l > 
vom Wi Rü Amt Weisungen für die Fertigungsplanung für 1942 


erlassen, Diese Weisungen sollten den W.T. die Möglichkeit 
geben, ihre Planungen auf weitere Sicht und auf die Leistungs 


fähirkeit der Industrie abzustellen, 


+ 935390 
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Das am 14. Juli befohlene und durch die Chefbesprechung 


vom 16.-18.8. revidierte Riis tunes programm wurde bis Ende des 
Jahres beibehalten, trotzdem die svarken Materialverluste 
des Heeres in den Herbst- und Winterkänpfen in Rußland bereite 
darauf hinwiesen, daß mit einer neuen Rückverlagerunz des | | 
Rüs tungsschwerpunktes auf das Heer zu rechnen sein wird. Um A 
die Jahreswende wurde sur Bearbeitung eines neuen Programms 
gesohritten. Da nun von Seiten des Hosres mit großen Forderun- 
gen an das OKW herangetreten wurde und Luftwaffe und Marine 
iMten Rüstungsstand behalten Rote eRs stellte das Wi RU Amt 
hierzu eifte Denkschrift auf, um zu erreichen, daß das neue - 
Programm dieses Mal auf den gegebenen Tatsachen aufgebaut 
wird, | 

In dieser Denkschrift ( s. Anl. 2X1,50 ) wurde darge- 
legt, daß die Aufhebung der Führerweisung vom 14.7s41 erforder- 
lich, nach welcher Luftwaffe und Kriegsmarine im Vordergrund 
standen, und die Verlegung des Rüstunesschwerpunktes auf das 
Heer notwendig ist. Das kann nur erreicht werden, wenn Kriegs- 
marine und Luftwaffe einen Teil der ihnen zugedachten Roh- 
Be an das Heer abgeben. Dabei sollen der Krie»smerine 
so viel Rohstoffe verbleiben, daß der eigentliche U-Boot- 
Bau unter Einschränkung der übrigen Fertigungsvorhaben durch- | 
geführt werden kann, Die Luftwaffe soll in die Lage ver~ 
setzt werden, etwa 60 % des Göringprogrammes und anteilmäßig 


des Plakyroprannes zu fertigen, 


Die Programme Krauch, G+B+K., Chef W.N.V. und Transprot- 


chef können nicht gekürzt werden, 


A 935391 
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Einschneidende Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits- 
einsatzlage müssen gefordert werden, ZeBe 

a) sofortige Entlassung der noch bei der Truppe befind- 

lichen Bergleute, 

b) Vereinfachung des Verwaltungsapparates bei Staat, 

Partei und Wirtschaftsorganisation, 

c) Entlassung des männlichen Arbeitsdienstes und Ein- 

satz des weiblichen für Innendienst im Ersatzheer. 

Die Denkschrift sollte die Grundlage für den Entwurf 
7 E nena Führerbefehls bilden. 

Ma die vom Führer anreordnete Auffüllung und Verstärkung 
der gesamten Wehrmacht unter allen Unständen, nötisenfalls 
auch durch Einberufung von Uk-Gestellten durchzuführen, soll- 
te nach Weisung von AHA an die Wehrkreisbefehlshaber bei 
Aufkiindigung und Einberufung auch auf folgende Bedarfsstellen 
zurückgegriffen werden, wobei die Reihenfolge als Anhalt 
diente; 

1s) Wehrmachtdienetstelien, 


2.) Reichs-, Landes-, Kommunal- und sonstige Verwal- 


ë tungen, soweit nachstehend nicht Einschränkungen 


genannt sind, 

Baugewerbe, 

Sonstige Gewerbe, 

Sonstige Berufe, 

Reicħspost außer Fernmeldedienst, 

Reichsbahn einschl. kriegewichticer Privat-, 
Klein- und Werkbahnen ( nur Geb.Je. 1919 und 


Jünger ), 
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Binnenschiffahrt ( nur Geb.Jg. 1919 u, jünger) 

Strassenverkehr ( nur Geb.Jg. 1914 u.. jünger) 

Holz- und Forstwirtschaft, 

Reichsarbeitsdienst ( nur Geb.Jg. 1914 u. jünger, 

sowie Gfm. 1908 u, jünger), 

Ernährungs- und Landwirtschaft ( ausser Be- 

triebsführer, Aufsichtandrscnel Us Schlüssikräf- 

ten), 

Riistungsbetriebe ( nur Nichtfacharbeiter Geb. 
w% Jz. 1910 u. jünger u. kaufmännische Ångestellte 

dieser Jahrgänge bis zu 80 % ), 


14.) Polizei ( nur Unauszebildete 1914 u. jünger). 


nicht zurückzurreifen ist auf: 


1.) Berebau, 

2.) laut Führerbefehl Uk.- Gestellte, 

3.) Für "Rheincold" vorgesehene Wehrpflichtige, 

4.) Für Partei und Parteizliederunzen ( bis zum 

Abshluß der im’ Gange befindlichen Abmachunzen). 

Naéheres siehe Jahr 1942, . 
e Am 15.9. wurde durch Führerentscheid ancéordnet, daß 
das Vorroben " Peenemünde" in die Sonderstufe 95 einge- 
reiht wird ( 3. Anl. XXI,5l). Damit wurde ein jahrelanger 
Wunsch des HWaA erfüllt. Zweifellos hatte die Entwicklung 
der Raketenfrace’ durch die zwei Jahre lange Hintanstellung 
der Dringlichkeit viel Zeit verloren, 'was sich im Jahre 1944 


störend bemerkbar machte. 
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Der Kampf der W.T. gegeneinander, die Uberschneidune 
der Rüstunesprogramme in den einzelnen Werken und die lage 
‚auf dem Rohstoffgebic+ einerseits una der Wunsch, dem 
Führer über die Durchführungsmöglichkeit der einzelnen 
Progranne schnell und sachzemäß Auskunft geben zu können, 
führte im Wi Rü Amt 1941 dazu, die Einrichtung einer Wehr- 
machtplanungsstelle, die 1939 bereits vorgeschlagen, aber 

7 nicht durchzeführt werden konnte, erneut aufzugreifen. 

De dic Iuftwaffe am meisten ihre eigenen Wege ging unå un- 
gern dem Wi Rü Amt Einblick in die Prgranagestaltung gab, 
wurde vom 9b.d.L. ein Generalstabsoffizier zur Führung der 
Plenungsstelle erbeten. Die Stelle wurde am 9.10. bei der 
Rüstungsabteilung des Wi Rü Äntes eingerichtet und Major 
18.4.1. Hölscher unterstellt, Ihre Aufgabe war 
einmal, die Planungen der einzelnen W.T. zusammenzutragen, 
ihren Bedarf zu ermitteln und ihre Yurchfilhrbarkeit zu 
überprüfen und alsdann Vorschläge für Tenehmirung bezw. 
Änderung der Programme vorzulegen, Die Planungsstelle hat 
Sich zunächst voll bewährt und hat zahlreiche Vorschläge 
vorgelegt, die oftmals ünerfreuliche Zwistirkeiten der W,T. 

bei einzelnen Firmen beseitigten und Were fiir die Durch- 
führbarkeit der Programme zeigten. Sie wurde später vom Rm- 
f.B.u.M. übernonnen, 

Eine für die Rüstung besonders wichtige Aktion, die 
‚durch die RU.In im Jahre 1941 durchee führt wurde, war die 
Festlegung der Spezialbetriebe, d.h. solcher Betriebe, die 


bei der Einziehung von Arbeitskräften eine Ausnahmestellung 
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haben sollten, Da der Wunsch auf Erklärung zum Spezialbe- 


trieb bei allen Firmen und Auftraggebern sehr groß war, 


bedurfte es sehr eingehender Prüfungen der Rü Käos, 


um wirklich die wichtigsten Betriebe zu sichern. Da wi 
RU Amt hielt es vor allem für seine Pflicht, die wichtigsten 
Roasteffbetriebe ( Treibstoff, Aluminium, Buna usw.) 
zu Spezialbetrieben zu erklären, da für diese Betriebe 
weder bei dan W.T. noch bei der Ersatzorganisation ein un- 
mittelbares Interesse bestand und sie ständig Arbeiterent- 
ziehungen ausgesetzt waren, Ebenso setzte sich das Wi Rü 
Amt während des ranzen Jahres stark ein für die arbeits- 
einsatzmäßige Sicherune der Bergbaubetriebe, Näheres 
siehe Abechnitt-" Arbeitseinsatz", | 

Die drohende Gefahr feindlicher Luftangriffe veran- 
late das Wi RU Amt laufend auf eine Verlarerung wichtiger 
Bnepasbetriebe nach dem Osten zu driicken. Da durch die 
Verlarerungsmaßnahmen immer zeitweise Produktionseinschrän- 
kungen stattfanden, waren die Wes und die Firmen für der- 
artige vorausschauende Verlarerungen wenig zu haben. Eine 
Aus@praché des Chefs Wi RÜ Amt mit dem Gauleiter Hanke 
von Niederschlesien brachte die Verlarerune von Betrieben 
nach Schlesien allmählich in Gang und sie fand dureh den 


— 


aulai ter tatkräftiee Unterstützung. | 
, i 
Ebenso warde die Heranziehune der iInduetrie der bes 
Setzeten Tebilete und der befreundeten Staaten mit allen 


Nitteln betrieben, Ar 1.12.1941 laren an Auftricen 
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Frankreich für « » e» s» 3 168 000 000 
den Niederlanden für » ə . . >» 904 000 000 
in Belgien und Nordfrankreich für 856 000 000 
im Generalgouvernement für .. « 367 ©00 000 
in Dänemark für ə se +. +.. 2107 000 000 
in Norwerven für . «se «eee 69 000 000 
in Serbien für ss es 0 0% 7 000 000 
In Rumänien wurde die Beschäftigung des von den Hermann- 
Yirinz-Werken tibernommenen Malaxa-Konzerns in die Wege ge- 


leitet. 


Den Wünschen der W.T. und einzelner deutscher Firmen, 


die durch die Eroberunr Griechenlands in Besitz zenommenen 
Betriebe, in Sonderheit den Bodossaki-Konzern Zu erwerben, 
widereprach Wi Rü Amt und gab sein Einver:-tänänis nur für 
solche 3i*riebe, die die deutsche Rohstofflage verbesserten. 
Alle anderen Betriebe sollten nur auftragsmäßig ausge- 


nutzt werden, 
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2. Produktionsmittel. 


u 


Die Hauptarbeit auf dem Gebiet der Produktionsmittel 
lag im Jahre 1941, nachdem der Naschinenausgleich inner- 
halb Deutschlands im Großen durchgeführt war, in der Steu- 
erung der deutschen Fertigung der Produktionsmittel und ~— 
ihrer Verteilung und in der Einschaltung der Produktions- B 
mittelerzeugungsstitten der besetzten Gebiete und der. 
Oien Staaten in die deutsche Rüstungswirtschaft. 

Durch den Beginn des Ostkrieges wurden zunächst die 
zahlreichen von Russland in Deutschland in Auftrag gege- 
benen Maschinen frei. Diese Maschinen wurden im Einverneh- 
men zwischen Wi Rü Amt -und Generalbeauftragten für die 
laschinenprodantian, Direktor Lan 8 8 „ auf die W.T. - 
verteilt, wobei in Verfolg des Führerbefehls vom 14.Ju- å 
li 1941 der Luftwaffe mit 70 % Zuteilung der Vorrang ge- 
geben wurde und Heer 20 % und Kriegsmarine 10 % der Ma- 


schinen erhielten. ap 


23 Fbenso konnten 400 Maschinen aus den Arsenal Kra- 


gujevac den W.T. zur Verfügung gestellt werden. 

Alle Beutemaschinen wurden in Sammellagern des OKW 
gesammelt, dort instandgesetzt und dann den W.T. an- 
geboten. Auf Bitte des Heeres wurden die Rüstungsinspek- 
tionen im Osten angewiesen, möglichst viel Maschinen 
für Kraftfahrzeug-Instandsetzungsparks des Heeres hin- 
ter der Ostfront bereitzustellen, 

Ausserdem wurde mit Direktor Lan g @ vereinbart, 
dass das ganze Bestellungsprogramm der W.T. an Produk- 
tionsmitteln unter Führung des Wi Rü Antes gesichtet 


und alle nicht drinelichen Bestellungen annulliert wer- 


035397 
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den. Um die Fertigung der Produktionsmittel den Wehr- 

machtsforderune en angepasst steuern zu können, wurde dem 
Generalbeauftragten für die Kaschinenindust rie zugesagt, 
dass er laufend über die Programmgestaltung und über ih- 


re Dringlichkeit unterrichtet wird. Ebenso wurde durch 


Jas Wi Rü Amt die noch stirkere Betreuung der Werkzeug— 
naschinen-Inäustrie sugesagt, an die Schäden der laufen- 


AQ cucinas ehungen in der verkzeugmaschinenindustrie 


‘lichst gu min iern. 


Die Heranziehung der ausländischen Jerkzeusmsschi- 


nen Konnte in Sonderheit in der Schweiz und in Schweden 


weiter susgebaut und dadurch such der Ankauf von Maschi- 


nen duroh England erhehl gestört werden. Allerdings 


nurde die Unterbringung der deutschen Auftrige, beson- 


lers in der Schwe schwleriger, weil Ale ochweig 


ile Bereitstellung ier für die 


Fertigung notwendigen 
Ni, -üwetalle und a es Eisens forderte. 
Lbenso gelang es, einen Teil der in 


Jewrüssland bestellten W: 


der Schweiz von Sow- 


'schinenaufträge nach Deutsch- 


land umZuleiten. Sowohl der keferent des Wi au Antes, 


S5. paura S IE s g e F, wie die Aussenstelle 


des Wi Rü Amtes in der schweiz, erwarben sich bei den 


wWaunahmen in ler SOV aig erhebliche Ve rdienste. 


unde des Jahres wurden auf Wunsch des RU.2.B.u. 


1 J = i 
IUEL vel den 1, aT t 


UStongsinspektionen Werkzeugmaschinen- 

Ausgleichstallen eingerichtet, um bei den Mangel alle 
Kzeugmsschinen zweckmässig einzusetzen. Der Maschi- 
\enausgleich fiir “asnahmen vyerblieb bei 


aT) Wirtseal 


J4 
u G 
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4. Verkehrslage. 


konnte sich, nachdem die linter- 
\germassen überwunden Waren, such 
wie in früheren Jahren arhol 
ie Belastungen für die Balkan- und Ostoffensi= 


rid ausserdem von der bauwirtschsft ho- 


MN gestellt wurden. Alle Versuche des Reichs- 


xehrsministers Dr. Do r pmüller , durch pér- 
önliche Besprechungen eine Eir sohrinkung der Programme. 
jer verschiedenen Sedarfstriger zu erreichen, blieber 
erfolglos. Die wirtschaftliche Transportlase und ðamit 


nlenlage in den Betrieben wurde iumwer gespannter. 
Besonders in den Sstlichen Bisenbahndirektionsbesixvken 
te im April mehrfach zu Annamesperren und son tigen 
swengsmaßönshmen geschritten werden, um den Rückstau von 
4ugen allmählich zu senken. Erst Ende Mai mit Linführung 
u US chstloistung splanes warde die Lage auch für die 
nirtschaft etwas entspannter. Besonders’ hart Warde im 
Frühjahr 1941 durch die Transportlage die Wirtschaft 
seneralgouvernenent getroffen. Die Strecken der Ost- 
bahn waren völlig verstopft, so dass nur durch dauern- 
Jes Rüstungsinspekteurs General 
L er und Juroh Heranfiihrung von Kohlen- 
jie Riistungsindustrie im Generalgouvernement im 
pehslten werden konnte. Dauernde Zwistigkeiten 
Reichsbahn, Transportchef, Kohlenkommissar und 
Industrie und Unklarheiten über den Irüger der Varant- 


Jass auch. unsere Sp Ltzeno reanisation 
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suf dem Verkehragebiet nicht einwandfrei war. Vorschl4_ 
ge des Wi Rü Amtes, die Verantwortung für den Betrieb 
entweder voll dem fransportchef oder der Reichsbahn zu 
übertragen, blieben leider erfolglos. Es blieb dabei, 
dass für die militärischen Transporte der Transportchef, 
für die wirtschaftlichen die Reichsbahn verantwortlich 
war, bis endlich im Jahre 1942 dia Verhältnisse dazu 
führten, dass der langjährige Vorschlag des Wi Rü Am- 
tes durchgeführt wurde und die Reichsbahn die Gesantver— 
antwortung fiir den Betrieb übernahn. 

Besondere Schwierigkeiten traten im Frühjahr in 
Rumänien ein und braohten den Treibstoffnadhschub zu 
Beginn der Ostoffensive in eine schwierige Lage, 

Da bereits die Aufmärsche zu den Balkanoperatio- 
nen das dortige Verkehrsnetz sehr in Anspruch genommen 
hatten und der Transportchef für die Treibstoff- ung 
Wirtschaftstransporte wenig Interesse zeigte, bedurfta 
es dauernder Vorstösse des wi Ri Amtes beim OKW und 
beim Generalstab des Heeres, um überhaupt einigermaßen 


-die transportmässigen Mainahmen fiir die Treibstoffbe- 


reitstellung fiir den Ostkrieg durchzusetzen. 


ziere des Wi Rij Amtes zu -den Verladestellen und Haupt- 


transportleitstellen) Belang es, die Treibstoffzüge in 


den militärischen Fahrplan mit Fahrtnummern elnzurangi e- 


~ ren und dadurch die Treibstoffversorgung aus Rumänien 


sicherzustellen. 


16554 
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Leider zeigte es sich, dass die Strecke Dor- 


nesti - Ozernowitz = Lemberg, die nach Weisung des 


Reichsmarschalls als " Ölbahn " schnell ausgebaut wer- 
den sollte, besonders stark zerstört war. Dafür wurde 
beschlossen, die Strecke Lemberg - Tarnopol -Odessa 
möglichst schnell zweigleisig auszubauen. Der direkte 
deutsch-ruminische Verkehr auf der Strecke Czernowitz 
- Lemberg - Krakau wurde Ende August eröffnet und am 
27.8. der erste Mineralölzug auf dieser Strecke aus 
Ruminien gefahren. Leider wurde die behelfsmissig wie- 


der hergestellte Eisenbahnbrücke liber den Pruth bei 


Czernowitz am 2.9. durch Hochwasser zerstört und der 


Verkehr auf dieser Strecke dadufrtch wieder unterbrochen. 


Erfreulich war für die Treibstoffversorgung auch 


das Anwachsen der Kesselwagenbest inde, da monatlich 


000 Kesselnagen fertiggestellt wurden. 


Mit der fortschreitenden UOstoffensive wurde auf 


- : 
zansen Front n 


Umnagelung der russischen Bah- 


d .. 
- > 2 a J ~ m - 
auf deutsc! bezönnen. Der’ Umstand, daß 


saniz ro)! aterial erbeutet 


u 


raw / LOKO p t 


e J -~ 7 
Aufgaben 
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eits im November konnten die für Rüstungs- und Wirt- 
schaftsaufgaben notwendigsten Waggons nicht mehr gestellt 
werden, so dass erhebliche Störungen in der Fertigung 
eintraten. 

Line Verkehrskrise trat dann Ende Dezember durch 
den Kälteeinbruch und durch grosse Lokabgaben für operati- 
ve Maßnahmen im Osten ein. Diese Krise führte dazu, daß 
selbst die dringlichsten Rüstungstranspörte nur zu 30 % 
bedient werden konnten, und es bedurfte schärfster Maß- 
nahmen und höchster Arbeitsanstrengung im Wi Rü Amt, um 
grössere Stillegungen von Rü-Betrieben zu vermeiden. 

Für den Abtransport der wichtigsten Wirtschafts- 
güter aus dem Osten wurden durch gutes Zusammenarbeiten 
der wehrwirtschaftlichen Dienststellen im Osten und der 
Transportoffiziere die notwendigen Leerzüge gestellt. 
Die ersten Transporte mit Getreide und Vieh aus der Ukra- 
ine trafen im September in Berlin ein. Beim Chef des 
Transportwesens wurde im September 1941 zur Bearbeitung 
der mit dem Transport von Gütern für die Kriegswirtschaft 


zusammenhingenden, Fragen endlich eine Gruppe "Kriegs- 


wirtschäftstransporte" gebildet, die dem Chef des Trans- 


portwesens unmittelbar untersteht. 

In der Binnenschiffahrt machte die Verlagerung 
von der Schiene auf das Wasser grosse Fortschritte; al- 
lerdings machte sich hierbei bald wieder Mangel an Die- 
seltreibstoff bemerkbar. Die Schiffahrt in Serbien wur- 
de durch die Unruhen und die damit zusammenhängenden Sa- 
botageakte gegen Brücken und Eisenbahnanlagen behindert. 


Zur Sicherung der Donau-Kataraktenstraoke wurden zwei 


0E3402 
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Schützenkompanien mit schweren Waffen auf dem serbi- 
schen Ufer eingesetzt. Das rumänische Ufer wurde durch 
Bereitstellung eines rumänischen Bataillons bei Orsova © 
gesichert, während die 12 Katarakten-Schiffe, die den 
Schleppdienst in den Katarakten versehen, durch Einsatz 
von MG-Truppen gesichert wurden. Der Umsohlag in den 
Bulgarien-Donau-Häfen erforderte eine ungewöhnlich lan- 
ge Zeit, da die Verladeeinrichtungen ausserordentlich 
primitiv waren. l 
Die Lage der Seeschiffahrt war durch starken Tonna- 
gemangel, in Sonderheit im Mittelmeer gekennzeichnet, 
da der Krieg in Afrika stark an unseren Transpoftraum 
zu zehren begann. | 
Der gesante Strassenverkehr litt während des gan- 
zen Jahres stark unter Treibstoffmangel. Der Umbau auf 
Generatorbetrieb ging trotz dauernder Mahning en des 


Wi Rü Amtes nur langsam vorwärts. Der Umbau auf Treib- 


gas litt an Mangel von Flaschen und Ersatzteilen. 


Ende des Jahres wurden für Aufgaben im Osten er- 


IX grössere Mengen von Lkw aus der Riistungsindustrie 
gezogen. : 

Der Generalbevollmichtigte fiir das Kraftfahrwesen 
war durch den Reichsmarschall mit der Durchführung al- 
ler Gütertransporte im night militärischen Strassenver- 
kehr in den neu besetzten Ostgebieten beauftragt worden. 
Der Generalbevollmichtigte für das Kraftfahrwesen er- 
hielt zu diesem Zweck die Verfügungsberechtigung über 
sämtliche 'zivilen Strassentransportmittel. Der GBK 


stellte dazu ein motorisiertes Strassentransportregi- 


` i è *) 
N G wu > Vv J 
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ment mit zunächst 1 000 Lkw a Die Verteilung der Ko- 


lonnen unå die Bestimmung, was gefahren werden soll, 


erfolgte im Benehmen mit Wirtschaftsstab Ost bezw. den 


Wirtschafts- und Rustungsinspektionen. 
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J. Rohstofflage. 


Le ee ee mn 


Kohle und Eisen. 


Uber die Gesamtlage auf dem Kohle- und Eisenge- 
biet dusserte sich Unterstaatssekretiir General von 
Hanneken in der Generalratssitzung vom 24.6.41 
wie folgt: | 

"Während der Bedarf in den letzten 4 Jahren von 

182 auf 230 Mill. t, also um 48 Mill. t gestiegen 
ist, konnte die Förderung in der gleichen Zeit nur 
um 8 Mill. t erhöht werden. Dadurch erhalten die von 
der deutschen Kohle abhängigen europäischen Staaten 
zurzeit nur 60 % der notwendigen Kohlenbezüge und 

. die schon ohnehin beschränkte Kohleversorgung der 
inländischen Bahnabnehmer, die schon seit Anfang 
April völlig unzureichend geworden war, musste noch- 
mals um durchschnittlich etwa 10 % gekürzt werden. 

Zahlreiche Betriebsstillegungen und -einschriin- 

kungen waren unvermeidlich, selbst der Kohlever- 
brauch der Energieversorgungsunternehmen musste 
teilweise um 20 % gekürzt werden. Auch die vorge- 
sehene Hausbrandbevorratung ist weit hinter den Soll- 
zahlen zurückgeblieben. Da von Ende September ab 
die saisonmissigen Schwierigkeiten einsetzen, wird 
es von der Wagengestellung in den Monaten Juli bis 
September abhängige sein, ob wir schwere Produktions- 


ausfälle in der Wirtschaft und eine bedrohliche Un- 


terdeckung in der Hausbrandversorgung vermeiden kön- 


nen. 
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Nachdem die Erzeugung der eisenschaffenden In- 


Gustrie von ihrem Tiefstand im Februar ds. Js. mit 
2 850 000 t in den folgenden Monaten ständig gestie- 
gen ist und im Mai ihre bisherige Höchsterzeugung 
von 2 300 000 t erreicht hat, muss infolge der ver- 
minderten Kohlezufuhren vom nächsten Monat ab mit 
einer Abnahme der Eisenerzeugung um mindestens 10% 
gerechnet werden. 

Ein weiterer Ausfall ergibt sich von der Erz- 
seite her. Durch die Einschränkung des Schiffsraums 
in der Ostsee kann an Stelle einer vorgesehenen Erz- 
verschiffung von 1 300 000 t je Monat nach dem au- 
genblicklichen Stand der Verhältnisse nur noch mit 
gewissen Erzeinfuhren aus Norwegen gerechnet wer- 
den. Ich habe mich daher entschliessen müssen, vom 
1. Juli ab den Verbrauch an phosphorarmen Skandina- 
vien-Erzen bei den Ruhrhütten um 25 % und in Ober- 
schlesien, im Protektorat und bei den Küstenwerken 
um 20 % herabzusetzen. Hierdurch muss zwangsläufig 
eine weitere Verminderung der Eisenerzeugung eintre 
ten, da die Verhüttung geringwertiger Erze einen 
spezifisch höheren Kohlenverbrauch je t Eisen zur 
Folge hat. Es kann also im 5-Quartal unter der Vor- 
Aussetzung, dass nicht noch weitere Einschrühkungen 
auf der Kohlen- und Erzseite notwendig werden, nur 
mit einer Erzeugung von bestenfalls insgesamt 1,8 


Mill. t Rohstahl gerechnet werden. 
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- Der Auftragsbestand, der Ende September vo- 


rigen Jahres mit 5 600 000 t gerade noch als trag- 
bar angesehen werden konnte, wird mit Ende ds.äts. 
unter Berücksichtigung des Verlagerungsbedarfe X 
und der von den Bedarfsträgern noch nicht verane- 
gabten und zum Umtausch fiir das 3. Quartal ang enas- 
deten Kontingente auf 12 000 000 t angeschudilen 
sein, insbesondere infolge der Mindererzeugung:, 
duroh die starke Luftbedrohung und der een 
Wetterverhältnisse in diesem Winter. Die Ligterzei- 
ten liegen, insbesondere bei den Produkten, bei 
denen Engpässe in der Fertigung vorliegen, | weit 
über 6 - 7 Monate; Röhren-, Halbzeug-,: Oberbauna- 
terial und Feinbleche haben heute Lieferzeiten 

von 10 - 12 Monaten. Da es für die Kontingentsträ- 
ger keinen Sinn haben kann, Eisenzuweisurgen PAY 
erhalten, für ‘die sie in absehbare? Zeit. ikdine 
Lieferungen — können, erwarte ich, für 

eine Maßnahne zur nachna ie des Auftragsbestan- i 
des Verständnis zu N Es ist. ‘verständlich, 
dass ich, zumal wir neue Aufgaben äurch den. Rus- 
sen-Feldzug erwarten, eine Erhöhung der Kontin- 
gente, insbesondere die beantragte Vehrmachtkon- 
tingentserhöhung um 200 000 moto nicht durchführen 


u 


kann". 


General von Hanne ken schlug anschliessend vor, 
Aufträge, die vor dem 1.Juli 1940 erteilt und bis heute 


noch nicht ausgeliefert sind; zu streichen. 


41055497 
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Die Lage auf dem Metallgebiet schilderte General 
v. Hanne ken folgendermassen: 

“Für das 3.Quartal 1941 ist eine Versorgung 
der Wehrmacht im bisherigen Umfange sicherge- 
stellt; bei dem Bedarf der Wirtschaft und bei 
der Ausfuhr mussten jedoch im Hinblick auf den 
bevorstehenden Aufbrauch der Vorräte Kürzungen 
um rd. 20 % vorgenommen werden. Gleichzeitig 
liess sich eine höhere Zuweisung an unsere ita- 
lienischen Bund ‚genossen nicht vermeiden. Die 
vom Reichsmarschall angeordnete Mobilisierung 
in den besetzten Gebieten ist teilweise starken 
widerständen begegne.; besonders gilt dies für 
die Abnahme der Kirchenglocken. Die Zerstörun- 
gen auf den Gruben- und Hüttenanlagen der Mines 
de Bor in Jugoslawien bringen einen Ausfall 
von voraussichtlich 20 - 25 000 t, d.h. nahezu 
einen Monatsbedarf. Ich habe daher die sofortige 
Mobilisierung der Kupferwalzen in den Betrieben 
Anzaleitet, erde die Voraussetzungen für die 
Fortführung der Zuteilungen im z, Quartal ds.Js. 
sind. Sollte die Durchfiihrung der Glockenmobi- 


lisation aus politischen Gründen nur bedingt 


. durchgeführt werden, wird sich insbesondere 
eine erhebliche Kürzung der derzeitigen Zinnzu- 
teilungen vom 1.Oktober auf 65 @,- für das 1-Quar- 
‚tal 1942 auf 25 % als erforderlich erweisen. 


A 695498 
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Der Ertrag der Glockenmobilisation würde 
5 000 t = ‘der derzeitige Bedarf beträgt 1 000 t 
monatlich - bringen. 


Der bereits gedrosselte Aluminiumbedarf von 


“purzeit rå. 29 000 t monatlich wird auch aus der 
deutschen Erzeugung und den Zugängen aus Norwegen, 
Frankreich und der Schweiz gerade gedeckt werden 
können, Schwierigkeiten bestehen zurzeit in der 
Versorgung der Aluminiumhütten mit Tonerde. Da- 
durch ist bereits ein Erzeugungsausfall von monat- 
"lich 2 000 t- Alani pil im Reich eingetraten. 
Ferner ist die Produktion der norwegischen Hütten 
dadurch af 1/3 ihrer Leistungsfähigkeit zurück- 
gegangen. Erst die Inbetriebnahme never Tonerde- 
fabriken zu Beginn des kommenden Jahres wird hierin 
Wandel schaffen. 
Bei Platin wird eine teilweise Umstellung auf 


Gold notwendig werden." 


Die Rohstoffabteilung des, Wi Rü Amtes stellte im Som- 
mer eine Rohstoffbilsni auf, die als Anl. XXI,52 beige- 
fügt ist. | 

Aus ihr ist ersichtlich, dass auch im Jahre 1941 die 
WT. ie Rohstoffmengen erhalten haben, die sie verarbei- 
ten konnten. Wohl sind an einzelnen Stellen kurzfristi- 
ge Mangellagen eingetreten, wirklich gehemmt ist die 


kustungsausbringung aber nur worden auf dem Alumini um- 


— 
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geotet,- wo. die Luftwafre Z SLS AODVLINSENTe Nnstte. ver- 


arbeiten können und auf den Wolfre gebiet, wo sie Herstei- 


Lung der Hartkernmunition begrenzt war. Alle anderen’ Be- 


ngap tungen,-da3 die Rüstung durch Hoistof fmanrel behin- 

dert worden is $j falsch." Die Gründe hierfür l ren’ 

auf anderen Gebieten, meist in Nangel an Arbeitskräften, 

Wäre: es möglich gewesen, in den Werken 2 an >, Schichten 
¢ besetzen, 30 hätten sich dann natür} icherweise auch 

Nangellagen aul dem Rohstoffsebiet Moy AB on — 

; | 
Die oben aufgestellte Behauptung wird lurch nachste- 
hende Ubersichten iber die Forderun:;en, Zuteilun a. und: 


Verbrauch der Wehrmacht en Bisen und } 


( in tausend moto’ 


Heer Marine - 

1/41 Forderung 459 206 
Zuteilung 300 158 
Verbrauch :.. 256 109 
A orderu 451 228 
Zuteilune 270 176 
Verbrauch 239 -159 
Forder un: 357 257 
Zuteilunz 227 190 
Verbrauch 207 149 
Forderung 257 522 
Zuteilung 18( 185 
Verbrauch 250 125 
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Metalile 


1/41 Forderung 


Zuteilung 
Verbrauch 


Forderung 
Zuteilung 
Verbrauch 


Forderung 
Zuteilung 
Verbrauch 


Forderung 
Zuteilung 
Verbrauch 


Wenn trotzdem 


gen über Rohstoffman 


Cu 


3359 
17,6 
17,6 


26,1 


2253 


21,1 


25 
16,8 
17,9 


30 54 
15,1 
16 


Führer vorgebracht wurden, 3 


(Gesamtwehrmacht) - in 1 000 


20,3 
1453 
13,6 


22,2 
11,9 
ll 


auch im Jahre 1941 immer wie 


gel auftraten und auch bew 
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moto 


0,76 
0,57 


1 19= 


0,75 
0,57 


1,07 
0,70 
0,51 


1,19 
0,68 
0,55 


usst beim 


o lag es einfach daran, dass 


der Kla- 


die W.T., und sonstigen Verbraucher ihre Kontingente 307 
®.: voll in Aufträge umsetzten und verteilten und dass 
ihnen bei einer Änderung des Rüstungsprogramms oder beim 
plétzjichen Auftreten eines neuen Bedarfs die Rohstoffe 
fehlten, um sie den Firmen zuzuteilen. So lagen Mitte des 
Jahres in grossem Umfange Auftrage mit gebundenen Eisen 
bei den Firmen herum, die aus Mangel. an Fertigungskäpazi- 
tit nicht fertiggestellt und ausgeliefert werden konnten. 
Daher bestand im RWi.Min. und beim wi Rü Amt immer daß 
Bestreben, diese alten Auftrige ungültig zu erklären; 


was aber die W.T. ablehnten, weil auch Aiese Aufträge 
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von ihnen benötigt wurden. Erst in Jahre 1942 glückte es, 
die Alten Aufträge zu sichten und ungültig zu erklären. 

Um diesem Durcheinander auf dem Rohs offeebia zu steu- 
ern, versuchte der Ghef Wi Ri Amt durch Vortrag bei Gene- 
ralfeldmarschall Keitel n 30 lie Rohstoffzutei- 
lune anie W.T . auf die henze beschränken, 
lich verarbeiten konnten, Der b! OKW lehnte diese 
nahme ab, So wurden auch für Jas IV. Quartal rd. 1 000 X 
Risen seitens der Wehrmacht verteilt, während noch nicht 
800000 verarbeitet wurden, 

Als im Herbst auf Grund der int wieklungen der Krieg- 
lege zahlreiche Führerwünsche ar 
and sie ihre Kontingente bereits wieder vereusgabt hatten, 
wurde ihnen zur vörderung ler Rüstung erneut 
ihre Kontingente zu Lasten späterer uartale 
Doch nur dem Heer gelanz es, (urch verstärkte 
fertigung mehr Eisen im IV, “uartal 1941 zu verarbeiten, 
Zugleich wurden die W.T. angewiesen, technische Kommissio- 
Hen einzusetzen zur Nachprüfung ier Einsatzgewichte, 
da des Wi RG Amt zu der Auffassung gexommen war, 
hohen Hohstoffbestänie bei cen Firmen 
zu großer Einsatzgewichte bei 
entstanden waren, Alleräings wur 


Wot. immer bestritten, bis endiic 


wuste Industrielle beim Rn, 
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Fehler zur Sprache brachten, Auch hierin zeigte ina daB 
im wi RU Amt ein mit der Praxis vertrauter Ohef-Ingenieur 
gefehlt hat. 

Zur Besserung der Rohstofflage wurde außerdem durch 
‘dae OKW sine große ‚Sammelaktion in den besetzten Gebieten 
in Sonderheit in Rußland unter Gewährung von Sannelprämien 
und durch Aufstellung von Sammelkompanien angeordnet. 

Mit besonderen Sohwieriskeiten war die Bereitstellung 
der Rohstoffe für das Nachrichtennets Ost verbunden, da 
hierzu in erheblichem Umfanze Kupfer bereitgestellt werden 
‚mußte, Allein für das Iuftnachrichtennetz stellte der Reichs- 
marschall 12 000 t Cu zur Verfügung. 

Ebenso belastend für die Planung wirkten sich die plötz_ 
lichen Eisenanforderungen für das Todt’ sche Ausbauprogramm 
für die Atlantikbefesticunzen aus. 

Als die Mehrforderungen der W.T. an N,E.-Metallen 
immer größer wurden, trotzdem ihre Verarbeitung nicht mög- 
lich war und dadurch die lage auf dem Markt der N.E.-Metalle | 
auf weite Sicht immer gespannter wurde, sab der Führer an | 
Ghef OKW die Weisung, nur noch soviel N.E.-Metalle an die 
W.T, zu verteilen, daß die Versorgungslagre auch bei länge- 
rer Kriegsdauer gesichert bleibt. Näheres ergibt der als 
Anlage XX1,53 beigefügte Befehl Chef OKW / Wi Rü Amt / Ro 
Nr. 7229 / 41 geh. vom 29.11.41. | 

pie vorstehend ansedeuteten Schwierigkeiten in der 
Rohstoffbewirtschaftung brachten schon damals den Beweis 


fü: rei Erkenntnisse: 
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1.) Die Steuerung der Rüstung kann nur von einem Mann 
erfolgen, der alle Vollmachten in der Hand hat, 
der die Pliine der Obersten Führung kennt und seine 
Ansichten beim Führer selbst vertreten kann. Eine 
Verteilung der Verantwortlichkeit auf OKW, W.T. 
und Ru.f.B.u.M. muß zu Schwierigkeiten führen und 
einen glatten Ablauf der Rüstung hindern. Die bei 
uns eingeführte Mehrgleisigkeit mußte sich eines 
Tages totlaufen, 

2.) Die Rohstoff-Anforderungs- und Verbrauchslisten 
zeigen, daß jede Wirtschaft nur eine bestimmte Roh- 
stoffverarbeitung durchführen kann und darüber 
hinaus gesteigerte Forderungen nur den Ablauf und 
die Wendizkeit der Programmgestaltung stören. Eine 
Programmänderung ist bei übersättigter Wirtschaft 
besonders schwierige, wie es das Beispiel der Um- 
sieuerutia auf das Luftwaffenprosranm ( Führerbefehl 
vom 14.7.) zeict. 

Die Beschaffungssteilen der W.T. waren sich über den 
wirklichen Rohstoffverbrauch zur Durchführung ihrer 
Aufträge nicht klar. Anstatt die Einsatzgewichte 

und die Verarbeitungsverfahren nachzuprüfen, for- 


derten sie immer größere Rohstoffmengen und ver- 


stopften dadurch selbst den Durchlauf in den Roh- 


stoffbetrieben. Die Gewinner waren die Fisen= und 
Metallverarbeitenden Betriebe, die sich dadurch 
große Rohstoffbestände verschafften, 
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Von besonderer grundsätzlicher Bedeutung für die woi- 
tere Rohstoffbewirtschaftung ist eine Ausserung des Pilhrers, 
die mir am 20.6.41 von Minister Dr. * oa t übermittelt 
und am selben Tag von Generalfeldmarschall Keitel bo- 
statict wurde, sie lautete inhaltmaBig: 

"Der Verlauf des Krieges zeigt, daß wir in unseren 

autarkischen Bestrebungen zu weit gegangen sind, 
Es ist unmöglich, alles, was uns fehlt, durch syn- 
thetische Verähren oder sonstige Maßnahmen selbst 
herstellen X wollen, Es ist z.B. unmöglich, dag 
wir unsere Treibstoffwirtschaft so ausbauen, daß 
wir uns ganz auf sie fundieren können. Diese ganzen 
autarkischen Bestrebungen hasst einen großen Men= 
schenbedarf in Anspruch, der einfach nicht gedeckt 
werden kann, Man muß einen anderen Weg gehen und 
muß das, was man benötigt und nicht hat, erobern, 
Der Menscheneinsatz, der dazu einmalig notwendig 
ist, wird nicht so groß sein wie der Menschenein- 


satz, der für die Betreibung der betreffenden syn“ 


@ thetischen Werke laufend benötigt wird, Das Ziel muß 


also sein, sich alle die Gebiete, die für uns wobr- 
wirtschaftlich von besonderem Interesse sind, durch 
Eroberung zu sichern". | 
Der “hef Wi Rü Ant hat dazu bemerkt: 

"Ich habe dazu ausreführt, daß als ».2t. der Vier-— 


jahresplan eingerichtet wurde, ich immer den Ste 


punkt vertreten habe, daß eine völlige autarkis. 


605341 





H2296-0428 


-442- 


Wirtschaft für uns unmöglich ist, weil dazu der Men. 
schenbedarf zu groß ist. Allerdings ist meine Lösung 
‘immer in der Richtung gegangen, daß man sich möglichst 
große Vorräte für die fehlenden Bestände anlegt bezw. 
durch Wirtschaftebündnisse auch die Belieferung im Krie- 
ge sichert, 
Wenn die militärische Führung in der Lage ist aie fehlen- 
den Rohs toffvorkommen durch Eroberung sicherzustellen, 
ird dies von der Wirtschafteflihrung besonders begrüßt 
werden. | sd 
Mit besonderem Hochåruck wurde im Jahre 1941 die Ver- 
breiterung der Leichtmetallbasis betrieben, Der Reichsnar- 


schall hatte den Generaldirektor Ko.pp enberg vom 


b 


u > “a — + 
Junkers-Konzern mit dteseg'Aufgabé betraut und ihn angewie- 
. | 
sen, die vorhandene Basis in Norwegen durch Ausnutzung der 


dortigen Wasserkrifte für Zwecke der deutsoßen Kriegswirt- 


schaft weiterauszubauen, Die FriedensprMlaktion Norwegens 


an Al war rund 18 000 t gewesen. x Cppenpber Z legte 
E % Plan vor, der für das Jahr 1942 eine Produktion von 

60 000 t, 1943 - 120 000 + -, 1944 ~ 180 000 + und eine 
Endleistung von 240 000 Al und 20 000 + big vorsah, Die Masse 
der Rohstoffe sollte, da der AsNorwegen befindliche | Roh- 
stoff nicht ausreichte, aus Südeuropa herantransportiert 
werden, ebenso die Masse der kpparg turen. Das Wi Rü Amt hat 
gegen die Planung von Anfang an Bedenken erhoben, da eg in 


Kriegszeiten die dazu notwenäige Transportleistun- nicht für 


w.. 


| | Y: 
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nt der Stand- 


be 72153 


sen. Was aus der Planung go- 


die Berichte der folgenden Jahre, 


mit besonierem Nachdruck 


serbisch-griechischen Raum befind- 


etricben. 


und der Abtransport der Rohstoffe 
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Die zahlreichen, oft a} 
triebsleitunzen wurden 

fragen und von ihm bei 

zivilen Stellen vertreten. 

Wi Ri Amtes hätten die Betriebe 
dle schnelle Betrisbsbereii 


hier Grunisatz des Wi RG An 


und sachlicher Grundlage stand 


alle utopischen Forderungen. und unerfüllbaren Ida 
ZU bekämpfen, Diese Einstellung 
Erfordernisse uni Kögli 
und abwägen mußte uni hie oftma 
den Forderuncen auszugleichen ha! 
dem Urteil geführt, daß das 
dynamisch genug arbeite, 
In Wirklich hat die 


folg gebracht und 
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Kautschuk. 
— —— — — 


Die Sautechuklage hatte sich in Frühjahr 19 
die Beutebestände und durch Einfuhren aus 


Rußlanä besser gestaltet als vorher angenommen werden konn- 


te. Auch hatte die Buna-Verarbeitung Fortschritte gemacht. 


Die Versorguneslare eestattete eine Verarbeitune von 


6.000 moto Kautschuk mit 2 000 +t Naturkauts huk-Einsatz 


bis etwa Ende 1941. 


Da zu erwarten stand, daß der Ostfeldzug die Einfuhren 
über Rußland abstoppen würde, wurde durch Verhandluncen mit 
der Sowjetreeierunr versucht, noch vor Beeinn unseres An- 
sriffs möglichst viel Kautschuk durch Rußland aus dem Fer- 
nen Osten heranzutransportieren. Dieses Manöver gelang, denn 
die kussen gaben ihre Zuetimmurg, daß außer den mit Normal- 
zügen über Sibirien kommenden »autschukeinfuhren ( 2 700 t 
im Mai ) noch mittels russischer Expreßzüge mit rund 25 Ta- 
gen Laufzeit weitere 2 000 + heranbefürdert wurden. Weitere 
10 300 t waren in 3 Blockadebrechern nach DEP 
terwers, 

Da außerdem dis 3una-Frzeucung im Frühjah 
betruz, war die Aunmilare für den Ostfeldzug zunächst 

Als allerdines den 3 Blockadebrechern nur 
einer mit 3 200 t 
arho-tungsquote von 6 000 t auf 5 000 her: setzt 
er steuerten die besetzten febie in Sonde 


Frankreich mit rund 2 009 
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Versorgungslare erheblich bei. Die Versorgungslage wurde 


aber Ende des Jahres durch die großen Ausfälle im Osten 
und durch die stark steieenden Forderuns ‚en der Panzerwaffe 
wieder erheblich angespannt und blieb für das kommende 
Jahr stark von den Einfuhren von Naturkautschuk duröh 


Blockadebrecher abhängig, Daneben war ee von großer Be- 


deutung, daß die Bunafabriken Schkopau und Hüls von feind- 


lichen Luftangriffen verschont blieben, | Scat 


Pulver- und § renrstoff, 
rens Toff. 


Die Pulver- und Sprengstofflere blieb auch trotz der 
großen Verbrauchs in Osten gesichert. Wenn auch die Foes 
rungen der W.T. nicht erfüllt werden konnten, traten bei 
der onten Bevorratune irgendwelche Notlagen nicht ein. 

An Sprengstoff wurden seitens der W.T. gefordert 
(TRI. Quartal) 

Heer 2 400 moto 

Marine 2 460 moto 

@ Luftwaffe 9 227 moto 
insgesamt „.. 14 087 moto 

zugeteilt wurden 

Heer 2 000 moto 

Marine 2 000 moto 

Luftwaffe 7 000 moto 

Ausfuhr _ 250 moto 

insgesamt s.. 11 250 moto. 

Der Iuftwaffe wurden außerdem größere Mengen Amotol 
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zugeteilt im Werte von etwa 850 + Tri. 
Nebenher gelang es noch eine OKW-Reserve an Trinitro- 
toluol zu schaffen. Auf den Pulvergebiet entstand durch 
die hohe: Flakmunitionsforderunren des Führers ein er- 
icher Enrpaß. Durch ttaufstellune von Pressen und 
sonstizer fabrikatorischen Maßnahmen konnten die dringlich- 
sten Mängel im Jahre 1941 beseitict werden, Dar Chef wi 


RU Amt ordnete trotzdem im Oktober an, daß das Pulver- und 


O roriprogremm stärker ale bisher zu fördern sei, 


Da die Salpetersäurehersteilune mit der Pulverher- 
stellung nicht Schritt hielt, wurden im Jahre 1941 durch 
die Rü In außerdem alle Maßnahmen getroffen, um den Bau der 


neuen Salpetersäureanlagen zu beschleunigen, 


\unststoffe. 


Der Bedarf an Kunststoffen stieg immer weiter an, 
konnte aber sowohl mangels Phenol und sonstiger Kunststoff. 
emulsionen nicht voll gedeckt werden. Vor allem machte sich 
der Mangel an Oppanol fiir Kabel, reschützte Behälter und 


rt 


rasschutzkleiduns störend bemerkbar. 

Durch ‚den Bau einer synthetischen Phenolanlage durch 
die Rütteerswerke und durch Abzweirung von Isobutanol aus 
den Hochleistungskraftetoffen sollten die Hauptmingel abge- 


stellt werden, 
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1942. 


~ — 


A.örganisation 

Das “ahr 1942 brachte für die Wehrwirtschaf*4sorganisa- 
tion einerssits die große Bewährung in der wehrwirtschaft- 
lichen Erfassung und Vervaltung der besetzten Ostgebiete, 
auf der anderen Seite den Beginn der Aufteilung der einheit- 
lichen Organisation durch den Rn.f.B.uM. 

Wie in den Vorjahrsberichten ausgeführt, war der unter- 
irdische Kampf verschiedener Stellen ceren die militärische 
Wehrwirtschaftsorganisation schon seit Kriezsbeeinn im tan- 
30. Der für die Leitunz der Krierswirtscha ft vorgesehene 
Gensralbeauftrarte fiir die Wirtschaft und das RWiM erkann- 
ten bald nach Beginn des {rieres die Mänzel ihrer ei-enen 
Organisation und sahen, daß das Vertrauen der Wirtschaft 
voll und zanz bei den Dienststellen der militärischen 
Wehrwirtschaftsorsani-ation lag. Sie bemühten sich daher 
immer stärker, diese Mängel wieder aufzuholen, der mili- 


tärischen Wehrwirtschaftsorganisation möglich: t viele Auf- 


gaben wieder zu entreissen und sich dafür als "zuständig" 


zu erklären. Anstatt dankbar zu sein, daß die Aufgaben, 
die die Zivilstellen im Frieden versäumt hatten, ‚überhaupt 
gelöst wurden, traten der GBW und das RWiM Jetzt mit der 
Behauptun- auf, das Wi Rü Amt hätte die Führung vieler 


Wirtschafterebiete unberechtiet an sich serissen. Das Wi 
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RU Amt hat wohl viele ebiste, die nicht in dem militk- 


im Priden aufgegriffen, aber nur, 
weil seitens der Zivilsteilen — 


nahmen 


rischen Rahmen lagen, 


geschah und diese Maß- 
für die Movilmachung ker Se tungeindus trie erforder- 


lioi waren, Da der Führer Sioh zu Beginn des Krieges fiehr- ° 


fach. dahin ausgesprochen hatte, daB die Wirtschaft von 


einen Wirtechaftler geführt werden müsse und der Soldat 


Sich auf die Aufstellung der Forderungen zu beschränken ha- 


dee CBW und des RWiM an vielen 
Stellen Schnell an Boden. Bndlioch fand diese Riohtung in 


be, gewannen die Angriffs 


dem Rm. ?.B.u.M, einen starken Rückhalt, da die ‘dort füh- 
renden Ingenieure eine "irtochafteführung duroh Offiziere 
stark bektiapften und dabei vor den. Band fiir Technik tin taps 
etutst warden. Wie bereite ausrefihirt, hatte. Minister Dr. 
Todt diese: ‚Richtung niedergehalten, da er als otfisier 
eine Pihrune der Y,7..gür dem RiiStungegebivt durch: aa 
OKW für änbedingt erforderlich niel iid. weil er seine sige- 
ne Organisation ‘noch nicht für sghlagkräfti genug ansah, 

um die Aufgaben Ass Wi RU Amtes unti "einer Außenorganisa- 
tion voll zu übernehmen. Als im Rebius r A942 BLUSE Ser Dr 
Todt durch Fiuggeugunfall den Tod fand und die Brneniung 
Sines Nachfolgers ‘sur Debatte stand, getz te dah Kampf’ go>" 
zen die Wehrwirtschafteorganipation nik sure} Schutte: din, 


Da der Führer dem neuernann ten Minister 416 Riohtl inig; 


Bab, in der resamten Rüs tunge- und Krisgäwintuchers —— 


Selbstorganisation der Wirtschaft schärfer pinguschalten,.. 
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den Ingenieur mehr in den Vordergrund zu rücken und die 
Reichsverteidiguneskommissare schärfer für die Aufgaben zu 
interessieren, war damit eine der Grundlagen für die all- 
mähliche Ausschaltung des OKW und des Wi Rü Amtes und sei- 
ner Außenstellen aus der Rüstungsführung gegeben, 

Der Kampf gegen das OKW wurde besonders durch die 
WeTe betrieben und zielte darauf hinaus, dag sich die W.T. 
bei ihren Rüstunzsmaßnahmen jeder Kontrolle durch das Wi 
Ri Amt entziehen wollten. in gleicher Richtung arbeiteten 
der Staatssekretär und die Amtschefs des Rn. f.B,u.M., die 
darauf zielten, die Führung der sesamten Wirtschaft bei 
ish zu vereinigen und sowohl das OKW. wie das Wi Rü Amt 
auszuschalten. Sie begründeten ihrer Anspruch damit, daß 
eine einheitliche Führung nun enäeültig erforderlich sei, 
die nur bei dem vom Vertrauen des Führers getragenen neuen 
Reichsminister liegen könne und nicht beim OKW, da dieses 
sich gegan die W.T. nicht durchsetzen könne, 

Auch der Ohef des Wi Rü Amtes hielt eine straffe Zu- 
sammenfaseung aller Belange der Rüstungsführung beim Mi- 
nister Speer für erforderlich, hoffte aber, den ge- 
schlossenen Apparat des Wi RU Amtes und seiner Außen- 
steilen dem Minister als Arbeitsapparat zur Verfügung . 


stellen zu können-, Leider wurde diese Auffassung von den 


Amts- und Abteilungschefs des Rm.f.B.ueMe von Anfang an 


"bekämpft. 


Bine wenig erfreuliche Rolle spielte in dieser Dage 


635425 
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die Industrie. Daß es ihre Pflicht war, ich sofort mit 
aller 4raft auf die Linie des Ministers § peer umau- 
stellen, ist selbstverständlich. Daß sie, die das Loblied 
der Wehrwirtschaftsoreanisation nicht laut genug singen 
könnten, aber nun‘sofört in.den Kampfruf gegen den Soldaten 


einstimmten, war weniger erfreulich, Solohe Männer aber, 


K mit der Arbeit des WStb wirklich befasst hatten 


und nicht nur an ihre Aufträge und Gewinne dachten, wie 
Generaldirektor B ü c h e r, Generaldirektor Roehner ts 
Generaldirektor Pl eiger , Dr, PaulMtiller und 
zahlrsiche andere “erren, haben weiterhin das gute Wollen 

und die - „rundlerende Leistungen der Wehrwirtschaftsorga- 
nisation anerkannt und vertreten. Dafür zebührt ihnen 
besonderer Dank, 


i 


Minister > p eer übersah die Lage ziemlich bald und 
erkannte, daß er die Wehrwirtschaftsorganisation zur Durch-. 
führung seiner Aufgabe unbedingt brauche. Er sprach sich 
®:- zleichzeitir dahin aus, daß die ihm vom Führer über- 
trarenen Vollmachten und Aufraben eine Zentralisierung der 
Rüstung im Rm. £.5.u.M. erforderten. Da er anscheinend das 
-OKW nicht als die Stelle ansah, die ihm‘ die-notwendige Unter 
stützunr gerenüber. den Wet, ‚eben konnte und da er richti- 
gerweise den Reichsmarschall als die führende Persönlich- 
keit auf’ dem wWirtschaftsgebiet betrachtete, ließ er sich 


von diesem zum Generaälbevollmächtizten für die Rüstung er- 


nennen und schloß sich mit'-dessen engsten Beratern, Feld- 
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marschall Mi 1oh und Steptesekretér K 5 ron er 


Zusammen, um mit den vereinisten-eigenen und des Reichs- 
marschalls Vollmachten über: aié¢ "Gesantplanung” die.Ge- 
samtführung auf dem Wehrwirtschaftsgebiet in die Hand 


zu nehmen. Dabei war es das Bestreben Asa -Feldm. M i ‘ise 


die Stellung des Chefs OKW mögliohat beiseite zu schie- 


ben und sai ch als ‚Vertreter der Nenmpacht: ‘fn diesem Pubs re 


—— 


rungegremium festzusetzen, r., — | * 

— ® ver Chef Wi Ri Amt\war von “Anfang an bemiiht,. den Mi | 
nister 3 peer in seiner schweren Aufgabe voll au | 
unterstützen und sich ihm zu Ünterstellen, da die Ge-. 
dankengange des Ministers in der Zentralisierung der 
ete te A eh te ee. ee ei 


Führung und in dem durchzuführenden Maßnahmen mit denen 


des Chefs Wi Rü Amt in fast allen Punkten susammengin- 
gen, 

Nachdem der Minister Sp è eè T in einer Besprechung 
Ve 2e3s ( 8. Anl» Ve 2.3.1942, "au, ) seine Ideen 
ausgeführt und die Winsche des Führeps klargelegt hat- 
e erklarte sich der Chef Wi Rü Amt sofort bereit, 
dom Minister die gesamte Organisation. zur Durchführung 
seiner Aufgaben zur Verfügung zu stellen und sich ihm 
für die Durchführung der Rüstung zu unterstellen. 
Die Auffassung des Chefs Wi Ri Amt in den darauf fol- 
genden Verhandlungen war stets die, dass das Wi RU Amt 
nunmehr eine doppelte Aufgabe habeş einmal als Dienst- 
stelle des OKW die Aufstellung der Forderungen für 


die Rüstung der Wehrmacht und zweitens als Dienststel- 


TRET P 
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le des RMi. f.B-u.Mun. die Leitung der militärischen . 
Rüstungsorganisation zur Durchführung und Überwachung 
der Rüstung. 

Der Chef wi Rü Amt vertrat weiterhin die Ansicht, 
dass es zweckmässig sei, beide Aufgaben durch dasselbe 
Amt bearbeiten zu lassen und nur den Chef des Amtes 
dabei doppelt zu unterstellen, einmal dem Chef OKW, 
für die anderen Aufgaben dem aMi: f. 'B.ü.Mun. 
=“ Gegen diese Ansicht wurde von dem Staatssekretär | 
und den Amtschefs des RM1. f. BeuseMun. sofort Sturm ge- 
laufen und Minister Speer —— unter allen Um- 
ständen eine Teilung des Wi Rü Amtes in ein Wehrwirt- 
schaftsemt und in ein Rüstungsamt zu verlangen. 

Der in der Anlage XXII,2 beigefügte Schriftwechsel 
zwischen Minister Sp eer und dem damals nach Meran 
beurlaubten Chef des Wi Rü Amtes mit den von beiden Sei- 
ten gemachten Lösungsvorschlägen lässt die unterschied- 


lichen Auffassungen erkennen. Während das OKW die Bei- 


— a sines geschlossenen Wi. Ri Amtes und nur die 


klare Trennung der Aufgaben forderte, ging die Linie 
des RMi- f.B.u.Mun. auf eine personelle Teilung und 
Zerteilung des wehr- und rüstungswirtschaftlichen Appa- 
rates des OKW aus. 

Die Verhandlungen über diese Frage wurden mehrere 
Monäte hindurch geführt anid führten nach: langem Kampf 
zu dem Erlass des Führers über die einheitliche Steu- 


rung der Wirtschaft vom 7.Mai 1942 (s. Anl. XXII,3)- 
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Durch diesen Erlaß wurde nicht nur die aufgabenmäßige 
Zrennung des Wi Rü Amtes, sondern auch die personelle Tren- 
mune Qurchgeführt. Wenn auch General d. Inf. Thomas 
Chef beider Amter blieb, war damit doch der erste große 
Zrennungseschnitt in die in langer Jahre Arbeit aufgebaute 
Organisation getan, In der der Unterzeichnune dieses Fr- 
lasses voranzehenden Besprechung zwischen Feldmarschall 
Reited und Minister Sp e er hatte letzterer auf 
die Fraze des Generalfeldmarschalls klar zum Ausdruck re- 
bracht, daß mit diesem Erlaß die gewiinschte Klarheit zwi- 
schen den beiden Behörden geschaffen sei und daß Minister 
Speer keine weiteren Forderungen mehr an das OKW habe. 
_Die als Anlage ( XXII,;4 ) beigefügte Ansprache des 


Minister Speer an die Rüstungsinspekteure am 21.5,42 


_ “anläßlich der Übergabe der Rüstungsdienststellen an den 


Rm.f.BeusM. zeict die damalige Einstellung des Minister 
Speer zu der Lage und ließ die Hoffnung zu, daß mit 
dieser Lösung die endgüliige Organisation geschaffen sei. 
Der Verlauf des Jahres 1942 zeirte dann allerdings, daß 
diese Trennungsmaßnahme erst der erste Schritt zur Verdrän- 
gung des Soldaten aus der Riistunesfiihrune sein sollte. 

Nachdem durch den Führer die Trennung des Wehrwirt- 
schafts- und des Riistuncsamtes befohlen war, betrachtete 
der Chef des Riistuncsamtes es als Seine höchste Pflicht, 
schnellstens das Rüstunzsant in den Bau 


Steriums einzufüren und alle Aneehörieen der Organisation 


030423 
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in die neue Linie einzuweisen. In einer am 20. und 21, Mai 


Btattgefundenen Inspekteurbesprechung wurden die Rüstungs- 


inspekteure über die getroffene Lösung unterrichtet und mit 
besonderer Eindringlichkeit fom Chef des Rü Amtes darauf 
hingewiesen, da8 wir in unserer Organisation keinen Prestige- 
kanpf kennen, sondern daß die vom Pührer befohlene Trennung 
der Organisation eine neue klare Aufgabe gestellt hat und 
daß. sich alle Stellen mit größter Energie und größtem Fleiß 
daruit einzustellen haben, diese neue Aufgabe zu erfüllen. 
Auch in der am 21.5. stattgefundenen Übergabeverhandlung 
der Rüstungsdienststellen an den Rm.f.B.u.M. versicherte 
der Chef des Rü Amtes dem Minister § peer erneut, daß 
er auf eine tatkräftiere und vertrauenevolle Mitarbeit 

des Rü Amtes und der Rü-Dienststellen rechnen könne, 

Der Chef des Rü-Antes sah es als seine nächste, 
dringlichste Aufgabe an, die Abgrenzung der Aufgaben des 
Rii-Amtes gegen die anderen Ämter des Rn. f.B.u.M. klarzu- 
stellen und zweitens eine möglichst schnelle Ordnung -der 
Verhältnisse in der Mittel-Instanz zur Durchführung zu 
bringen. In beiden Aufgaben fand er den absoluten Wider- 
stand des Rüstungslieferungsamtes und des Teohnischen Am- 
tes ( Staatsrat Dr. Schieber und Hauptdienst- 
stellenleiter Sa ur ), die sich anscheinend zum Ziel ge- 
nommen hatten, möglichst viele Aufgaben des Rü-Amtes vor 
einer Klärung der Zuständigkeit der Ämter an sich zu 


reißen und die Unterhöhlunz des Rü-Amtes zu betreiben, 


WELT EL 
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Ebenso versuchten sie die Stellung der Rüstungsinspekteure 
und -kommandeure möglichst zu schwächen, ehe es zu einer 
grundsätzlichen Regelung der Mittelinstanz kan. Da außer- 
dem der Staatssekretär des Ministers, Sc hulge =- 
Fie l it z den Versuch machte, sich als vorgesetzte 
Dienststelle des Qhefs des Rü-Antes zu erklären, was der Chef 
des Rü-Antes von Anfang an * Minister gegenüber abzelehnt 
hatte, kam es sehr bald zwischen den Chef des Rü-Amtes und 
den genannten Herren zu sachlichen Differenzen, die leider 
nicht zu der Zusammenarbeit führten, wie sie wünschenswert 
gewesen ‚are und wie sie vom Chef des Rü-Amtes und seinen 
Herren angestrebt wurde. Bedauerlicherweise wurde in der Fra 
ge der Abgrenzung der Aufgaben der Ämter seitens des Mini- 
sters auch keine Entscheidung gefällt, der sich Jedes Amt zu 
fügen hatten, sondern er riet den Amtschefs, sich in dieser 
Frage zu einigen. So kam es, daß bis zum Ausscheiden des 
Generals Tho m a 68 als Chef des Rüstun-samtes aus dem 
RMin.f.B.u.M. keine Absrensiing der Arbeitsgebiete getroffen 
und keine Arbeitspläne herausgegeben wurden, södsß bei der 
Bestreben der HerrenSohieber und Saur, in alle 
Aufgaben einzugreifen, ein dauerndes Nebeneinanderarbeiten 
und Gereneinanderarbeiten bestehen blieb. Trotzdem z.B. die 
Regelung des Arbeitseinsatzes und die Rohs toffbewirtschar- 
tung die beiden Hauptaufgaben des Rü Amteg Sere teliten, 
warden auch fiir diese Arbei tegebs.e ets in anderen Ämtern 
——— eingerichtet und der Arbeitseinsatz gos 


gar hauptamtlich dem Major Nikola 4 im 


Ruistungslieferunzamt Übertragen. Alle Versuche 


vi wa * T 
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Versuche des Chefs des Rüstunzsantes, sine schriftliche 
Festlegung der Aufräbenzobiste zu erreichen, blieben erfolg- 
Los. Neben dieserUnklarheit führte die Tatsache, daß der 
Chef des Rü-Amtes zurleich noch Angehöriger des OKW und 

Chef des Wehrwirtschaftsantes war, zu weiteren Differengen, 
da in den anderen Ämtern ein untiberbriickbares Mißtrauen 


regen das OKW bestand und deswegen von diesen Amtern dem 


G Rü Amt wichtigste Nachrichten, Pührerbefehle usw. 


nicht zugestellt wurden. Da weiterhin in.den Planungs- und 
sonstigen Besprechungen sehr oft soharfe Vorwürfe gegen 
das OKW und gegen die Person des Generalfeldmerechall 
Keitel geführt wurden und der Chef des Rii-Amtes 
diese Vorwürfe ablehnte oder entkräftete, wuchs das Mib- 
trauen gegen die Person dee Chefs des Ristunceantes 
und brachte weitere Störungen in das Arbeitsverhältnis 
zwischen den Ämtern. Auch der Versuch des Generale T h ọ = 
mas durch Einsetzung eines Verbindungsoffiziers, der an 
allen wichtigen Besprechungen der Ämter teilnehmen sollte, 
3 N engeren Konnex zwischen den Amtern sicherzustellen, 
( 8. Anl. XXII,5 ) brachte nicht den gewünschten Erfolg. 
Selbst die Beauftragung des Oberbürgermeisters IL 1 eb ei 
mit der Klärung der zwischen den Ämtern strittigen Fragen 
brachte keine Binirung. | 

In ähnlicher Weise verliefen die Verhandlungen! gur 
Kleärung der Fragen der Verhältnisse in der Mittelinstans, 


Yon Seiten der anderen Ämter wurde alles versubht,um den 


035431. 
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Rüstungsinspekteur in seinen Aufgaben möglichst zu beschrän- 
ken und um die Wehrkreisbeauftragten, die vom Technischem 
Amt abhängig waren, und die neu eingerichteten Rüstungsob- 
leute des Rüstungslieferunssantes sowie die Landwirtschafts- 
amter mehr in den Vordererund zu rücken. Da anscheinend der 
Minister bestimmte Verpflichtunren gegenüber den Reichs - 
verteidiguneskommissare: eingegangen war und auch dem RWiM 
in der Stellung der Landwirtschaftaämter bestimmte Zuge- 

8 dnisse gemacht hatte, wurden die Forderungen, die das 

Wi RU Amt fiir die Organisation der Mittelinstang stellte, 
nicht erfüllt, Besonders bedsuerlich war es außerden, daß 
euch in diesen Punkten die Ghefs der Waffenämter nicht das i 
OKW unterstützten, sondern bereit waren, dem Minister 

Sp e e r -erhebliche Zugestiindnisse zu machen, die richt 
der Stärkung der Stellung der Inspektsure ‚dienten, sondern 
die damit eine Lockerung von der Führung des OKW erhoff- 
ten. Mehrere Orgenisationsvorschlige für die Mittelinstanz, 


die tails vom Rüstunzoamt, teils von dem damit beauftrag- 


® Dr, Liebedl vorgelegt wurden, fanden nicht die 


Billigung des Ministers bezw. des Reichsloiters Bo rma ny 
und erst durch die Bildung von Rüs bare tkommissionen, die 
dureh Erlaß des Reiohsmarschalls V.P». 17632 vom 17.9.42 

mit 1. Durchführungsanoränung Nr, 9041/16/217 vom 10.10.42 

( 8. Anl, XXII,6 ) gesshaffen wurden, wurde in diesen 


Punkte eine vorläufige Lösung erzielt, 


Auch dieser Erlaß kam erst nach mehrwöchigen Verhand- 
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lungen zustande, und es bedurfte des ganzen Einsatzes des 
Chefs Rü Amt , um für die Riis tungeinapekteure die in der 
le Durchfiihrungsanordnung festgelegten Befugnisse sicher- 
zustellen, 

Wie die Einstellung zu diesem Punkt im Rmsf,B.u.M. | 
war, ergibt eine Aktennotiz über eine Besprechung des | 
Chefs Rü Amt mit Staatssekretär Schult ze-Fie- 


o 2 vom 12.5., in der es heißt: 


" Chef Ri Amt legte die Aufgabe der Rü-Diensttellten 
bezüglich Betriebebetreuung dar und forderte eine 
Stärkung ihrer Stellunc, zumal sie jetzt Außenstel- 
len des Rm. f£.B.u.M. sind. Sie müßten die Betreuung 
der gesamten kriegswichtigen gewerblichen Wirtschaft 
sowie der kriegswichtigen Grundstoffindustrie tiber- 
tragen bekommen. Bein: LWA dürfe nur noch die Betreu- 
ung für die zivile Versorgung bleiben. Schul- 
tze-Pieli ta. äußerte demgegenüber, daß der 
Rüstungsinspekteur heute nur noch * Briefträrer" 

@ und "Türöffner" für die Rüstungswirtschaft sei, da- 
g@zen keinerlei Entscheidungsbefugnisse habe, so z.B. 
bei der Verteilung der Kohle und Energie, Treibstoffe, 
Erstellung von Bauvorhaben, auf dem Transport- und 
Verxehragebiet sowie bei Auftragsbelegung." 

Trotz aller Versuche des Generals Thomas, ein 

positives Verhältnis mit den anderen Äntern des Ministeriums 


zu erreichen, ging das Kesseltreiben der anderen Änter 
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lung einen Chefe des Rü-äntes im Rmf.BeusM. zu entbinden, 
Die voraangenen Monate hatten den Beweis erbracht, daß bei 


den obwultenden Verhältnissen es unmöglich war, einen An- 


gehtricen des OKW im Riistunceministerium ale Amtschef zu 


belassen. Außerdem seigte ew eich, daß es unter den herr- 
sohensen Verhältnissen unmielich war, zwei vorgesetzten 
Dienstatellen, die oft verechiedener Ansicht waren, voll 
eerecht zu werden. 

Der Minister enteprach dem Wunrche des 
Thomas ‚nahm nach der Auseprache aber dann wieder 
sine betont freundschaftliche Haltune ein und bat um weitere 
Zusammenarbeit auf einer noch zu klärenden Basis. Niheres 
ergibt der Bericht den "enerals Thoma a an Peldmar- 
schall K ei t è 1. 

Am 17.11., übergab eneral å. Inf. Thomas das 
Rüstunzsant an Generalmajor W a èe z èo r, wodurch die völlize 
Trennunr der Rüstunrs- und Wehr#irtschaftsorganisation 
vollzogen wurde ( es. Anl. XEII,7 ). 

Minister Speer dankte General 
in einem als Anlage XXII,8 beizefietem ] 

Der Rücktritt des Tenerals å. Ini 
seitens des Ru, ?.B.u.M, benutzt, um ent 
Generalfeldmarschall Ke í te |] 
weitere Teile aus dem Wehrwirt 
hinüberzuziehen. Da Peldmar 


Widerstand dacecen für 
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tere Abgabe von Teilen 4 Ss Amt: in die Wege geleitet., Nü- 
heres darüber siehe Abschnitt 1943. 

Die durch vorgenannten Erlaß erfolgte Rerelun» 
instanz nahm den Rüs tungsinspekteuren viel von ihren bis- 
heriren Aufgaben, war aber insofern zu beerüßen als sie 
endlich eine gewisse Klärung der Verantwortune und eine Ver- 
teilung der Aufgaben brachte. Wenn auch die Aufzabenvertei- 
‚lung noch erhebliche Uberschneiduncen in eich barg, und die 
Rüstungsinspekteure nur zum Teil Vorsitzer der Rüstunzs- 
kommissionen waren, so war dadurch,daß die Geschäftsführung 
bei der Rüstungsinspektion bezw. beim Rü-Kdo lag, die Mög- 
lichkeit einer klaren und einheitlichen Führung innerhalb 
des Bezirks gegeben. Mit dieser Lösung in der Mittelinstanz 
wurde, wenn auch in stark verbesserter Form die langjährize 
Forderunz des Wi Rü Amtes auf Zusammenarbeit aller mit der 
Rüstung und Krieeswirtschaft befassten Stellen der Mittel- 
instanz in einer Dienststelle, die dem Reichsverteidiguncs- 
kommissar unterstellt werden sollte, erfüllt, Wäre man 
bereits im Frieden den Vorschlägen des Wi Rü Amtes gefolgt 
und hätte man die Führune der gesamten Wirtschaft beim GBW 
vereinigt und ihm den Chef des Wehrwirtschafte- und Rüs tungs= 
antes als Staatssekretär beigezeben, so hätte man auch in 
der Mittelinstanz die einheitliche Führung in Form einer 
Dienststelle oder Kommission sicherstellen und den unselicen 
Konkurrenzkampf der @inzelnen Dienststellen in der Mittel- 


instanz in den ersten Kriegs jahren vermeiden können, Bine 


solche Lösung war aber nur möglich, wenn die Pihrung der 


4.0054 36 
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Yriegeswirtschaft bei einer Person lag, die das 


ies Führers und entsprechende Vollmachten 


zwischen Wehrmacht und Wirt— 
Minieter Speer die Bildung 
wurden berufen: 
Peldmarechall oh 
General a b 
Jeneral 


Admiral Wits 


h 
1 

Seneralairektor Sal r 
ü 


3eneraldirektor B oher 


generaldäirektorrRoehneri%. 


Ss muß allerdinzs festgestellt werden, daß dieser Rat 


nie geschlossen retagt hat, sondern daS seine Mitglieder 


nur einseln vom Minister heranrezoren wurden. 


Poleende weitere organisatorische Maßnahmen sind im 
9 1942 von Bedeutung? 
e ts 


Die Aufstellung der wehrwirtschaft.ichen Dienststellen 


für den Osten im Jahre 1941 hatte den Beweise erbracht, daß 
es notwendir ist, für aie sich immer weiter ausbreitende 
wehrwirtechbaftliche Organisation einen Unterbau von: Ersatz- 
diensteteilen gu schaf/er:, die in der lage sind, neue wehr- 


wirtsthaftliche Dienststellen aufzustellen und die vorhan- 
denen mit dem notwendigen ausgebildeten Ersatz zu versorgen 


Außerdem zeigte sich immer mehr, daß eine planmäßige Aus— 


CC3as7 
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Oren 


ir das 
IT? 
„weok von seiner Stellung 


inden wurde, in 


zabteilune 3 unter 


© ru 
Wenrwit . 


Oderati@utnant D s l inpresaden, 


iche Erssatzsabteilunz 4 unter 


So Eur u u u u ; und 


— 


Ersatzabteilunz2 5 unter 


DE wae 


ets pe 


lunrsbefehile und Aula ir diese Neuformationen 


Ania réi J | 8 wi LLA è AXil, j~l 2 ). 


t vorgebdrachten Wunsch des 


4 i è : E 
ONDON Bel al p] aT 


“auleiters fiir Baden, K y Ler ., Zoleend wurde am 


Le Juli 1942 eine neue RU In Oberrhein mit dem Sitg in 
Straßburg unter gleichzeitiger Auflösung des Rü Kdos 
Straßburr aufzestellt, Die neue RU In unfaßt die nord- 


b. 
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badischen Wehrbezirke Karlsruhe, Rastatt, Uffenburg und 
das Elsaß. Ihr wurden unterstellt die neu aufzustellenden 
RU Kdos Karlsruhe und Kollmar. (Näheres siehe OKW / wi Rü 
Amt Stab I/O Nr. 7742/42 vom 21.4.42 - Anl. XXII ,13). 
Am 30.4. wurde zur Sicherstellung einer noch enceren 
Verbindung zwischen dem Rm. f.B.u.M. und seinen Dienst- 


stellen einerseits und den Abteilunren des Wi Rü “mtes an- 


— ein VO zum Rm f.B.u.M. geschaffen. Major 


Wagner wurde vom Chef Wi Rü Ant für diese Stelle be- 
stimmt. Dienstanweisunz sihe Wi Rü Amt Stab I/O Nr.7789/42 
vom 30.4.42 `=- Anl. XXII,14 ~ bis s.auch Anl. XXI,5). 
Die Verhanälunven des Minister Speer mit den 
Reichsverteidirunssmkommissaren und der Wunsch des Führers 
diese stärker in die Kriegswirtschaft einzuschalten und 
endlich der Wunsch, die gesante Rüstung stärker auf das 
Gebäude der Partei abzustellen, führten im August dazu, 
die Gebietseinteilunz der Rüstungs-Dienststellen zu ändern 
= sre auf die Grenzen der Gaue abzustellen. Diese Neu- 
einteilunz machte die Aufstellunr verschiedener neuer 
Rü Käos erforderlich bezw. die Verlegung einzelner Rü Kdos 
in andere Unterkunftorte. Es wurden neu aufgestellt die 
Rü Käos Stettin, Berlin V, Stuttgart II, 
Korisrühe: Gleiwitz, Ludwieshafen , Wies- 
baden, Regensburg und Posen. | 
Es wurden verlegt: 
Rü Käo Villinzen nach Preibur 
RU Kāo Kollmar nah Straßburr 
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RU Käo Osnabrück nach Miinster 
RU Kdo Hamburg II nach Lüneburg 
RU Kdo Coburg nach Bayreuth. 

Rü Kdo Mannheim wurde aufgelöst. 

Die Grenzziehunr wurde so vorgenommen, daß ein oder 
zwei Rü Kdos in ihren Grenzen mit den Gauzrenzen tiberein- 
stimmten. Die Gebiete der Rü In umfaßten nunmehr ein oder 
mehrere Gaue, wichen aber zum Teil von den bisher zu Grunde 
gelegten gemeinsamen Wehrkreisgrenzen ab. In Anpassung an 

diese neue Gebieteeinteilune wurden auch die Wehrwirtschafte 
inepektionen auf diese neuen Grenzen abgestellt und ihre Auf 
gaben nochmals klar festgelegt. Näheres siehe OKW / Wi Rü 
Ant Br, 4263/42 vom 16.9. und OKW / Wi Amt Nr, 11581/42 
= vom 30.39.42 = Ani. XXII, 15 und xXII,16 ) . 


er fm 


Brankreich. 


U. Die sich immer mehr Steizernde Ausnutzung des franzd- 


e sischen Wirtechaftecebictes machte einerseits die Vermehrung 


| „der züstungewirtechaftlichen Aulenstellen notwendig, an- 
— — zeirte sich aber immer mehr die Notwendigkeit, das 
Industriegebiet von Paris una Norwestfrankreich in einer 
Inspektion zZusanmmenzufassen, Infolgedessen wurde mit Wir- 
kung vom 1.5.42 eine neue Gliederung der Wehrwirtschaftlichen 
Organisation in Prankreich vorgenommen und das sebiet in 


- drei Rüstungeinspektionen gegliedert; 
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Rüstungsinspektion A ( Paris und Nordwest-Frankreich) 
| mit Sitz in Paris ` 
Riis tungeinspektion B ( mit Sits in angers ) 
Ristunceinepektion C ( Nordost-Prankreich mit Sitz 
in Dijon). 


Näheres siehe OKW / Wi Rü Amt Mr. 7456/42 vom 23.4.42 - B» 
Anl. XXII,17 . | 

Auf Grund der Forderungen des Ministers Š p e er auf 
"Trennung der wehrwirtschaft.ichen und rtistungewirtechaftli- 
chen Dienststellen auch in dem besetsten Weetgebiet wurde 


am 26.6. eine erneute Umorganisation in Frankreich ange- 


ordnet, die mit dem 20.7. in Kraft trat. Der Wehrwirtschafts- 


‘und Rüstungsstab Frankreich wurde gerteilt in den Wehrwirt- 
schaftsstab Frankreich, der dem OKW unterstellt blieb, und 
dem Rüstungstab Frankreich, der dem Rm. f£.B.u.M. ( Chef 
RU Amt ) unterstellt wurde. Der Chef des Wehrwirtechafts- 
Stabes sollte zugleich Chef des Rüstunesstabes sein. Als 
nachgeoränete wehrwirtschaftliche Dienststellen des WStb 
Frankreich bleiben eingesetzt, die 
Wehrwirtschaftsinspektion A ( Paris u, Nordwest- 
Prankreich ) 
Wehrwirtschaftsinspektion B ( Stidwest-Frankreich ) 
Wehrwirtschaftsinspektion 0 ( Nordostfrankreich ). 
mit den Grenzen der entsprechenden militärischen Verwaltungs- 


bezirke. 
Als nacheeordnete rüstunzswirtschaftliche Dienststellen 
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des Rüstungsstabes Frankreich wurden eingesetzt; 


a) die Rüstunesinspektion Frankreich mit dem Sitz 
in Paris, 


b) die Rüstuneskomnandos, die der Rüstungsinspektion 
Frankreich unterstanden und 


0) ein deutscher Beschaffungsstab in Frankreich. 


Diese. völlige Neugliederung auf dem rüstungswirtschaft- 
lichem Gebiet fusste auf dem Gedanken des Ministers 
Speer, dass die praktische Rüstungsarbeit bei den 
RU Kdos. liegen muss, da sie die engste Verbindung zu 
den Betrieben haben, und dass die grosse Zahl der Rüstungs- 
inspektionen in Frankreich für die Arbeit nur hemmend sei. 
Der Beschaffungsstab sollte die bisher stark dezentrali- 
sierte Beschaffung in Frankreich zusammenfassen und eine 
bessere Ausnutzung der Betriebe sicherstellen. Er sollta 
eine weitere Leistungssteigerung durch erhöhte Zusammen- 
fassung und Rationalisierung aller Kräfte der gewerbli- 
chen Wirtschaft nach deutschem Vorbild durchführen. Die 
entsprechenden Verfügungen sind als Anl. XXII,18/19 bei- 
gefügt, im Übrigen gibt über die Vor- und Nachteile die- 
ser Neuorzanisation die Sonderbearbeitune des Wehrwirt- 


schafts- und Rüstunesstabes Prankreich Auskunft. 


Russe l and e 


Die Ausweitung đer Operationen im Osten brachte 


auch für die Wehrwirtschaftsorganisation erhöhte Anfor- 
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derungen und neue organisatorische Aufgaben. Die Püh- =3 
rung des Wi Stab Ost durch den Gen.Lt. Schuberth ” 
entsprach nicht den Auffassungen des Chefs Wi Ri Amt, É 


Ps. 


da sich Gen.‚Lt. Schuberth allzu stark mit ~~ 
theoretischen Zukunfteideen befasste und zu wenig die á 
praktischen Gegenwartsaufgaben anfasste. Wenn er auch 

von früh bis spät nit grössten Fleiss bemüht war, die 
igyürertragene Aufgabe zu erfüllen, gelang es ihm 


—* 


doch nicht, die notwendige Verbindung mit der Truppen- nt 


führung, dem Gen.Quartiermeister und den an der Front 
stehenden Dienststellen zu schaffen und eine wirklich 
feste Führung im Stab zu erreichen. Als ausserdem durch 
den Heldentod seiner Söhne und seines Schwiecersohnes 
erhebliche Schicksalsschläge auf ihn einwirkten, ent— 
schloss sich der Chef Wi RU Amt Gen.Lt. Schuberth 
von der Führung des Wi Stab Ost mit dem 1.Juli 1942 
(Genset: Schuberth war vorher 6 Wochen beur- 
ubt) zu entbinden und ihm die Ersatz- und Ausbildungs- 
©... zu übertragen. Die Führung des Wi Stab Ost 
übernahm zunächst vertretungsweise der Chef Wi RU Amt 
selbst. Am 3.8.42 gab der Reichsmarschall seine Geneh- 
mirung zur Übernahme und Führung des Wi Stab Ost durch 
Gen.Lt. S ta p f , den der Chef Wi RU Ant für diese 
Aufgabe vom Personalamt erbeten hatte. Während der Püh- 
rung des Wi Stab Ost durch den Chef Wi RU Ant hatte 
dieser am 27.5. General Nagel als Generalinspek- 


teur der Wehrwirtschaftsorganisation Ost eingesetzt, 


SE HFLER 





H2296-0458 


um dadurch eine enge Verbindung zwischen der Führung und 

den Aussenstellen zu schaffen. Näheres siehe Wi Amt 

Stab I/O Nr. 8551/42 v. 27.5.42 — Anl. XXII,20. General 

Nagel behielt in dieser Tätigkeit seine Aufgabe 

als Verbindungsoffizier zum Reichsmarschall bei bis zur 

Ernennung des General S t ap f zum Chef Wi Stab Ost. 
diesem Termin wurde die Stellung des General N a gel 

als Generalinspekteur und als Verbindungsoffizier zum 

Reichsmarschall eingezogen. 

Mit dem 3.2, wurde eine grundlegende Änderung im Ein- 
satz der Wehrwirtschaftsdienststellen im Osten vollzo- 
gen, indem die Gebietsgrenzen der wehrwirtschaftlichen 
Dienststellen den militärischen Grenzen angepasst wurden. 
Die Wirtschaftsinspekteure wurden den Heeresgruppenkon- 
mandos angegliedert, die Grenzen der Wirtschaftskommandos 
wurden denen der Armeen angepasst. Überall da, wo in einem 
Armeebereich mehrere Wirtschaftskommandos eingesetzt wer- 
w mussten, wurde ein leitendes Wirtschaftskommando ge- 
schaffen, das die Verbindung mit dem AOK hielt, Diese 
Maßnahmen wurden in Sonderheit deswegen erforderlich, 
weil die Gefahr bestand, dass die Wehrwirtschaftsorgani- 
sation sich zu stark für ihre Aufgaben zur Versorgung 
der Heimat und zu wenig der Sicherstellung der Varboteuns 
der Truppe widmete. Näheres darüber siehe OKW/Wi RU Amt 
Nr 5568/42 v. 3.2.42 - Anl.. XXII, 21. 


Die Verkleinerung der Gebiete der Wi In Nord durch 


Abgabe der Gebiete der Randstaaten an die Zivilverwal- 


0854.44 
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tung führte im Januar zur Verkleinerung und Auflösung 
der bisherigen wi In Nord und zur Übertragung der Auf- 
gaben auf das Wi Kdo. Pleskau, Oberstlt.d.Iw, Becker, 
der damit zum Inspekteur der neuen Wi In Nord ernannt 
wurde. 

Der Wiederbeginn der Operationen und: die Eroberung 
weiterer russischer Gebiete machte die Neuaufstellung 

reicher neuer Dienststellen erforderlich. Am 31.5. 
wurde die Bildung einer Bezirkswirtschaftsinspektion 
Donez angeordnet, um die einheitliche Verwaltung und 
Ausnutzung des Donez-Industriegebietes sicherzustellen. 
Zum Bezirkswirtschaftsinspekteur wurde Oberst wi tte- 
kind ernannt. Zu gleicher Zeit wurde in der Heimat 
die Aufstellung einer neuen Wirtschaftsinepsktion 
(Wi In zbV. A) angeoränet, die bei weiterem Vorgehen 
das Kaukasusgebiet übernehmen sollte und deren voraus- 
gesandter Arbeitsstab zunächst in Stalino bei Oberst 
Wittekind zur Einarbeitung eingesetzt wurde. 
@..:s: darüber siehe OKW/Wi RU Amt I/O Nr. 3420/42 
geh. s 23.5. (Anl. XXII, 22) und Nr.3478/42 geh. v. 
26.5. (Anl. XXII,23). | 
| Auf Grund der im ersten Jahr im Osten gemachten 
Erfahrungen wurde am 7.Juli der neu bearbeitete Ab- 
schnitt Wirtschaftsorganisation" in den "Richtlini- 
en für die Führung der Wirtschaft in den besetzten 
Ostgebieten" (grüne Mappe) neu herausgegeben. Damit 


wurden die zesemten Grundlagen der Organisation noch- 


AOC 54 49: 
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mals festzelest bezw. neu geordnet. Die in der An] 
beigefüste Neubearbeitunz OKW/Wi Amt Nr. 3556/42 zeh. 

Ve 7+7e bringt darüber die näheren Einzelheiten. Ebenso 
wurde bei den Wirtschaftsinspektionen Ost neue Chefgrup- 
pen Forst- und Holzwirtschaft und Betriebsförderung und 
Berufserziehung eingerichtet, sowie die Chefgruppe Fii/i 
in die Stelle eines Chefs des Stabes umgewandelt. Näheres 
hierüber siehe OKW/Wi Amt Z 1/II Nr. 9740/42 v, 13.7. 
(Anl. XXII,25). 

Die Dienstanweisung fiir den Wehrwirtschaftsinspek- 
teur und Wehrwirtschaftskommandeur wurde neu bearbeitet 
und herausgegeben. Näheres siehe OKW/Wi Amt Nr.5187/42 
geh. v. 27.7.,(Anl. XXII,26). 

Ebenso wurde die Dienstanweisung fiir den Armee- 
wirtschaftsführer neu bearbeitet und am 5.9. in Kraft 
gesetzt. Näheres siehe OKW/Wi Amt Z I/II Nr. 10 860/42 
V. 5.9.1942 (Anl. XxXII,27). 

Pir die Besetzung der neu eroberten Gebiete wur- 

den zahlreiche Neuaufstelluncen vorgenommen, wie sie 
in der Verfügung OKW/Wi Rü Amt Stab I/O Nr. 2616/42 
geh. v. 23.4.42 (sə Anl. XXII,28) festgelegt sind. 

Für die schnelle Erfassung der russischen Erdöl- 
vorkommen wurden umfangreiche Vorkehrungen retroffen, 
Auf Grund eines dem Reichsmarschall vorgelegten Yora 
echlages des Wi RU Amtes wurde die Aufstellung einer 


Mineralél-Brigade Kaukasus voreenommen. Über Aufstel- 


Jung und Tätigkeit dieser Brigade folgt ein Sonderbe- 
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Die Dienststelle des WO Transnistrien wurde im Oktobe 3 
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= 


1942 nach Abgabe des Gebietes an die Zivilverwaitung in. 
eine Außenstelle Odessa des WO Rumänien umgewandelt, 
Für die verschiedenen Kriegsschauplätze wurden im ya 


1942 zahlreiche Wehrmachtserfassungskommandos aufgestellt, | 
auf deren Tätigkeit im Abschnitt " Wehrwirtschaft u il 


en wird. ; á 
Im September erfolgte die Einrichtung des WO in sana, 


der dem WStb Dänemark unterstellt wurde. 
Da die Stellung des WO in den befreundeten bezw. in àon 


neutralen Ländern infolge der zunehmenden Verlagerung von ` 
Aufträgen und der Wichtigkeit ihrer über sie eingehenden 


Auslandsnachrichten immer bedeutungsvoller wurde, musste _ 


Ae 


a 


ihre Dienststellung innerhalb der deutschen Mission eine ~ © 
grundlegende Regelung erfahren. Dieses wurde auch erfor- 
derlich, weil der Reichsaussenminister gelegentlich der 
setzung des WO Madrid die Forderung erhob, dass eine 
enge Zusammenarbeit des WO mit der Mission durch eine ent- 
sprechende Dienststellung und Dienstanweisung sicherge- 
stellt wird. Durch Besprechungen mit Botschafter Ritter 
vom Ausw. Amt wurde eine Übereinstimmung über Abfassung 
einer Dienstanweisung hergestellt, die ihrerseits die eng- 
ste Zusammenarbeit des WO sicherstellt, andererseits den 
Belangen der Wehrmacht vollauf Rechnung trägst. Diese Dienst- 
anweisung, die als Anlage XXII,36 beigefügt ist, führte zu 
einer vermehrten Selbständigkeit des wo gegenüber den 
Wehrmachtattsches und zu einer Verlagerung der EinfluSnahme 
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auf die Tätigkeit des WO im Ausland stärker zum Nissions- 
chef hin, Beiies erschien für die Durchführung der Aufgaben 
des WO nützlich. Der WO, der die Gesamtbelenge der Wehr- 
macht zu wahren hatte, wurde dadurch unabhängig von einem 
Wechsel des Wehrmachtattachés uni von dessen Einstellung, 
die oft nicht ganz frei von Rücksichten, die er als Ver- 
treter seines WT zu nehmen missen glaubte, war, Diese 

hrte Unabhängigkeit lies ferner erwarten, daß die bis- 
wi den übrigen Waffenattachés dem WO gegenüber geübte 
Zurückhaltung einer engeren Zusammenarbeit mit ihm Platz 
machen wird, Schließlich wira dem WO für die erfolgreiche 
Durchführung seiner Aufgaben unentbehrliche unmittelbare 
Unterrichtung durch den Missionscher über die dem Empfengs- 
staat gegenüber einzuschlagende Taktik in den handels- und 


finanzpolitischen Beziehungen zustatten kommen, 


G34 50 
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~~ _ 


ie wehrwirtschaftlichen Nachrichten für die Dienststellen 


der Wehrwirtschaftsorganisation. 


— 


Um den über die manze Heimat und Über alle besetzten 
Sebiete verstreuten Dienststellen der Wehrwirtschaftsorga- 
misation ein Zeichen der Zusammengehörirkeit gu zeben+ wurde 

Herbet 1942 ein Nachrichtenorgan in Gestalt " Der Wehr- 

rtechaftlichen Nachrichten" geschaffen, durch das alle 
Dienstotellen Über die Tätigkeit der Organisation unter- 
richtet werden sollten. Die einzelnen Ausgaben dieser 
"Wehrwirtuhaftiichen Nachrichten" geben wertvolle Unter- 
lagen über die Tütirkeit der Organisation, 

Die erste Aus-abe wurde durch nachstehenden Aufsatz 


des Nenerala å., Inf. Thomas einceleitet: 


le Wehrwirtschaftsorzanisation der Wehrmacht eine 


der Grundlaren der Kriezführung, 


% Dis Aufzuben, die ich im Frieden der deutschen Wehr- 
PU‘ 


— batts- und Rietunesorganisation gestellt hatte, eind 
Guron dis Porderunzen des Krieges weit übertroffen worden. 
Die Stärke der Oreatiration wuchs daher im Kriege von Monat 
zu Monat. Aus der kleiren Gruppe von wenizen Männern, die 
vor sinen Jahrzehnt die Pahne der Woehrwirtschaft histeny 
int durch die Kriegsereirnisse eine Organisation von mehre- 

-ren Zehntausend geworden. 
Sin kurger Rückblick Uber die Entwicklung müge uns den 
eteixenden Wert der Wohrwirtschaftsorganisation für die 


Kriegführung noch mehr verdeutlichen, 


uh 








-478- 


H2296-0466 


Deutschland konnte die wehrwirtschaftlichen Erfahrungen 
des Weltkrieges nach außen hin erst 1933 nach der Macht- 
übernahme durch den Nationalsozialismus in die Praxis um- 
setzen. zu. üiese schuf die Möglichkeit, die bereits seit 
1924 im damaligen Reichswehrministerium in aller Stille ge- 


schaffenen Pläne zum Wiederaufbau der wirtschaftlichen Wehr- 


kraft des Reiches nutzbar zu mahen. Der 1933 eingerichtete 


Wehrwirtschaftssta b, zu dem eine über 


das ganze Reich verzweigte Außenorganisation trat, er- 
hielt die Aufgabe, den wehrwirtschaftiichen Aufbau in enger 
Zusammenarbeit mit der sivilen wehrwirtschaftlichen Orga- 
nisation - d.h. dem Generalbevollmächtieten fiir die Wirt- 
schaft, sowie den Dienststeilen des Vierjahresplanes, , dem 
in Sonderheit die Schaffung der Rohswff- und Ernährungs- 
grundlagen für die Landesverteidigung übertragen worden 
war - durchzuführen. 

Die Aufgaben, die wir uns im Frieden gestellt hatten, 
lagen in der Hauptsache auf sechs Gebieten. Zunächst galt 
es, die wehrwirtschaftliche Idee der Wirtschaft zu eigen 
zu machen und sie auf die Notwendirkeit der Wehrhaftmachung 
umzustellen. Dann hieß es, eine Organisation zu sdaffen, 
die einmal in der Zentralinstanz die wirtschaftliche Mobil- 
machuns bearbeitete und die andererseits diese Arbeit 
außen in der Praxis umsetzte. Eine weitere Aufgabe war die 
Erkundune der Leistung: fähierkeit der deutschen Wirtschaft 
‘und damit verbunden, der Aufbau einer neuen Rüstunesindu- — 


strie auf Grund der Nachschubforderuncen, die die WT fiir 


NCGS - 


| 


i 
| 
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den Brnstfall stellten. In enzer Verbindung damit stand die 


rohstoffmäßige Sicherung dieser Programme und die Vorberei- 
tung einer weitsichtigen Bewirtschaftung. Nebenher ging eine 
plannäßige Beobachtung und Untersuchung der Wirtschaften 
der befreundeten und in Sonderheit der Feindländer als | 
| Grundlage für den zu führenden Wirtschaftskrieg, 
e ` Die Geschichte wird wenig Beispiele dafür kennen, daß 
. ein Staat bereite im Frieden seine wirtschaftlichen Kräfte 
80 überlert und planmäßig auf Kriegserfordernisse ausge- 
richtet Hat, wie das bei Deutschland zwischen den beiden 
a gezwunzenermassen der Pall war. Unzweifelhaft 
hat die Wehrwirtechaftsorganiaation mit ihrer Vorkriegs- 
arbeit der deutschen Kriegführung von Anfang an so erheb- 
liche Vorteile gegenüber den Gegnern gebracht, daß diese 
bereits — Anzahl von Fällen sich veranlaßt «edähen 
haben, "Maßnahmen in ihrem eigenen Lande nachzuahmen, die 
sie vorher bei uns kritisiert oder belächelt hatten. 
Die Literatur in den Feindstaaten hat dafür wiederholt 
. schlarende Baweice gegeben. 

Unstreitig ist ferner, daß das Bestehen der wehr- 
wirtschaftlichen Organisation, ihre Schulung auf wirtechaft- 
lichem @ebiet, ihre enge Verbundenheit mit der Wirtschaft 
ünd mit den militärischen Ersatzdienststellen den Anlauf 
der deutschen Rüstung und ihren Aufbau während des Krie- 
ges maßgeblich beeinflußt hat. Zusammen mit den Waffen- 
imtern der WT war die Organisation der Träger der Rüstung, 


und erst das immer größere Anwachsen der Forderungen und die 


039453 
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gan 
keit solche 
n Erfassunzs <ommandos eben= 
mando Inbeg 
ie Sicherung der 

erwies si aber als 

+tschafts-Orzanisation 
So entstan uen ] 3 264 nä die Dienststellen des AWiFü, 
der Wehrwirt cna inspekteure und Wi Kaos, besonderer 
Berebau- und Mineralcleinmten und weitverbreitete Roh- 
stofferfassunrsorganisation,. Da: Zusammenwirken zwischen 
känpfender Truppe una wehrwirtschuftlichen Einheiten hat 


sich in hervorragenden Masse !eingespielt, und die wehr- 
wirtscharftiichen Dienststellen un H wurden zu 
einem wichtizen Bestand@eteil der Armee. 
| In besonderem Umfange hat die 
Übernahme der Wirtschaftsverwaltung in den be- 
setzten Ostgebieten 
einen sroßzüsriren Einsatz der Whrwirtschaftsorganisationen 
erforüert. Neben großen Sonderauligapen aur dem sebiet der 
gewerblichen Wirtschaft, wie. der Wigeringzanrsetzung der 
M.neancruben von Nikopol, dem Wiederaufbau des Donez- 


Kohlenberrbaues, der Neuerschliessunr der Ölfelder im Kau- 
. ~ | 


kasus, liest das Hauptarbeit sebiet auf dem landwirtschaft- 


Wenn im ersten Jahr des Ostfeldzuges über 


5 000 Sowchosen, \43 000 Kolchosen und meir als 34 000 


Ernährunssbetriebe wieder in Gang gesetzt und dadurch die 
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Ernährungsgrundlage für die kämpfenden Armeen gesichert 


` 


7 


werden konnten, 50 — das 
Ergebnis der erfolgreichen und gemeinsamen Arbeit 


von Wehrwirtschaftsorganisation und Reichsnährstand, 


die diese Aufgaben unter’ besonders schwierigen Verhältnissen 


zu lösen hatten. Auch die schnelle wirtschaftliche Erfassung 


der besetzten großen russischen Gebiete durch die Wirt- 
‚schafteinepektlonen und Wirtschaftekommandos war nur da- 
durch möglich, daB"eine für diese Aufgaben geschulte große 
Organisation zur Verfügung stand. Hier zeigte sich die Be- 
deutung der Friedensausbildung, die nicht nur aktiven 
Offizieren und Beamten im Rahmen der Wehrwirtschaftsorga- 
nisation zuteil wurde, sondern die durch Rinrichtung zahl« 
Sei cher Kurse auch eine eroße Zahl von Herren der Wirt- 
schaft erfasst hat. Die Schulune, die in Friedenszeiten 
diesen Herren aus dem Gedanken der Wehrwirtschaft ver- 
mittelt wurde, hat sich im Einsatz in den besetzten zebie- 
ten von Ost und West, Nord und Süd hervorragend bewährte 

Endlich ist noch auf die umfangreichen Arbeiten hin- 
zuweisen, die die wehrwirtschaftlichen Dienststellen 

zur Versorgung äer Truppe 

zu leisten haben. Durch ihre schnelle, fachkundige und 
zielstrebige Tätigkeit war es aid. der Truppe auf 
verschiedensten Gebieten, in Sonderheit in der Beschaffung 
von Fahrzeugen und Schlitten, Bekleidunzsstücken, Stel- 
lungsausbau und vielen anaeren notwendiren Dingen tatkrif_ 


tige Hilfe zu leisten. 
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Es sollte nicht Zweck dieser Aus führgnsen sein, ein 
Loblied auf die Tätirkeit der wehrwirtschaftlichen Orga- 
Misation zu sinren, sondern es kam mir darauf an, allen 
Anrehöriren der Oreranrisation, die weit draußen = fern 
der Heimat - und auch in den dutschen Industriegebieten 


: 
~ 


ihre Arbeit leisten, einen kurzen Rechenschaftsbericht zu 


E21 über die Erfolge, die unsere Organisation im Lauf 


-des Krieves errunren hat. Die Ideen, die als Ergebnis des 
voriren Weltkrieges geboren wurden und die in dem letzten 
Jahrzehnt ihre erste Fassung fanden, waren richtig und ha- 
ben sich voll bewährt. Die Wehrwirtschaftsorganisation ist 
june und wird vielleicht nochhanche Umformung im Laufe der 
Zeit erfahren. Sie hat eich aber in ihrem ersten Einsatz 
voll bewährt und ist ein wichtiger Faktor für die Krieg- 
fiihrune geworden. So kommt es jetzt nur darauf an,- die 
fahrunsen weiter auszubauen und dureh besondere Tatkraft 
der Aufraben die Leistungen noch 
Front, der 


haftskraft 
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Das Jahr 1941 hatte der wehrwirtschaftlichen Organi- 
Sation grosse Aufgaben gebracht. Das Jahr 1942 sollte die- 
se in ihrem Ausmaß und in ihrer Bedeutung noch vergrößern. 
Sie standen im Jahre 1942 in erster Linie im Zeichen der 
wehrwirtschaftlichen Erfassung weiterer grosser Ostgebie- | 
te und in der Gründung einer neuen wehrwirtschaftlichen 
Organisation suf dem afrikanischen Kriegsschauplatz. Erst 

a zweiter Linie standen die durch die Besetzung des bis- 
her unbesetzten Südteils von Frankreich entstehenden neu- 
en Aufgaben sowie die Maßnahmen, die durchorganisatori- 

sche Änderungen und sonstige Ereignisse in den/anderen 
besetzten Ländern zu treffen waren. 

Die Leistungen der Wehrwirtschaftsorganisation 
auf dem Östlichen Kriegsschauplatz sing in der Bearbei- 
tung des Wi Stab Ost eingehend festgelegt. Es wird daher 
davon Abstand genommen, im Rahmen dieser Zusammenfassung 
den Ablauf der Ereignisse und der Friolge; der Tätigkeit 

_ Drei Hauptpunkte, fiir dieim Wi Rü Amt er- 


liche Arbeit zu leisten war, bedürfen aber einer be- 


sonderen Betonung: 

1.) die schnelle wehrwirtschaftliche Erfassung 
des Donezgebietes und die Einleitung von deg= 
sen Wiederaufbau; 

2.) die wehrwirtschaftlichen Maßnahmen zur Efas- 
sung und Ausnutzung des Kaukasusgebietes und 

5.) die Tätigkeit der Mineralölbrigade zur Wieder- 

— erdehidéoune der kaukasischen Erdölgebiete. 
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Die Wiederaufnahme des Vormarsches im Sommer 1942 
ging durch die Ausweichmaßnahmen der Russen um 4 Wochen 


schneller vonstatten, als es planmässig vorgesehen war. 


Infolgedessen waren die für den Vormarsch neu aufgestell- 


ten Wehrmachterfassungskommandos und Wirtschaft skomman- 

dos durch den Transportchef nicht so rechtzeitig heran- 
\ 

geführt worden, dass ihr Einsatz unmittelbar bei Beginn 


des, Vormarsches ‘erfolgen konnte. Es war daher nicht zu 


ehen, dass die Landwirtschaftsfiihrer nicht so rechtzei 


tig zur Stelle sein konnten, wie es bei der Fülle der 
"Vorräte, vor allem südlich des Don und im Kubangebiet 
erwünscht gewesen wäre. Im Verlaufe der Operationen war 
esjedoch den Landwirtschaftsfiührern moglich,sowohl für 
die Versorgung der Truppe, wie für den Abtransport der 


Ernte und des Viehs nach der Heimst Hervorragendes zu 


leisten. Mit der Besetzung des Dongebietes schoben sich ` 


die wehrwirtschaftlichen Dienststellen unmittelbar hin- 


ter der kämpfenden Truppe in dieses Gebiet ein und konn- 


G- durch ihr schnelles Zugreifen erhebliche Vorräte 


sicherstellen, die Ernte bergen und manche industrielle 
Zerstörung verhindern. Besonders gross waren die wehr- 
wirtschafllichen Aufgaben im Donez-Industriegebiet, Es 


ergab sich sehr bald, dass die hier zu leistenden wehr- 


wirtschaftlichen Aufgaben so umfangreich und vielseitig 


waren, dass hierfiir eine besondere Dienststelle geschaf- 
fen werden musste, die einzig und allein sich den im 

Donezgebiet enfsllenden Aufgaben widmete. Infolgedessen 
entschloss sich das Wi Rü Amt in Stalino, eine Bezirks- 


wirtschaftsinspekt ion einzurichten, die in enger Ver- 
A JE REO 


{ 
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bindung mit der #irtschaftsinspektion Süd, aber in ihrem 
Aufgabenbereich selbständig, den Wiederaufbau der Wirt- 
Schaftsverwaltung des gesamten Donezgebietes zu leiten 
hatte. Mit dieser Aufgabe wurde zunächst Oberst - Wit te- 
Kind betraut, später wurde sie Generalmajor N ag e1 
übergeben. General N a gel hat sich in enger Gemein-: 
‚schaftsarbeit mit den militärischen Diénststellen und 
en industriellen Beauftragten des Gen. Direktors 
* e iger in der Durchführung dieses Auftrages gros- 
' $e Verdienste erworben und durch Regelung der Zuständig- 
keiten, Sicherstellung der Verpflegung, Regelung des Ar- 
beitseinsatzes, Bereitstellung der notwendigen Verkehrs- 
anlagen und sonstigen Maßnahmen die wichtigsten Grund- 
lagen geschaffen, die für eine Schnelle Ingangset zung 
der wichtigsten Industriewerke des Donezgebietes erfor- 
derlich waren. Für den Einsatz im Donez-Gebiet wurden 
neben leitenden und führenden Bergleuten (Steiger und 


Bergwerkdirektoren) Insgesamt 1 750 Bergleute zum akti- ~ 


®. Wehrdienst einberufen. Die Bergleute wurden am Fin- 


satzort der Bezirkswirtschsftsinspektion Donez unter- 
stellt. In enger Zusammenarbeit mit den von der Berg- 
hütte Ost und den von den deutschen Patenfirmen ent- 
sandten Technikem und Wirtschaftlern gelang es trotz 
8rösster Transport- und sonstigerSchwierigkeiten große 
Tei le des Bergbaues und der Montanbetriebe in kurzer 
Zeit wieder in Gang zu bringen. Durch einen Sonderbefehl 
des Führers; der die Wichtigkeit der Aufgabe betont 
(Anl. XXII,37), wurde die Arbeit der Bezirkswirtschafts- 
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inspektion erheblich gefördert und der Aufbau beschleu- 
nigt. Die Arbeitsverteilung und Verantwortung wurde so 
geregelt, dass die Berghütte Ost bezw. die Vertreter 
der übrigen mit dem Aufbau bestimmter Werke beauftrag- 
ten Firmen die Verantwortung für den technischen Wieder- 
aufbau der Werke trugen und dass die Dienststellen der 
Wehrwirtschaftsorganisation ihnen hierfür die notwendi- 
gen Bedürfnisse sicherstellte. Es bedarfeanz besonderer 
Betonung, dass diese Aufgabe der Wehrwirtschaftsstelle 
eine besonders schwierige war, weil letzten Endes der 
Wiederaufbau dieses Industriegebietes dichthinter der 
kämpfenden Front erfolgen musste und infolge der Anfor- 
derungen der Front transportmässig nur höchst mangelhaft 
bedacht werden konnte. 

Mit dem Fortschreiten der Operationen über den Don 
und die Eroberung des Kaukasusgebietes musste auch auf 
wehrwirtschaftlichem Gebiet eine Neuorganisation der Be- 
fehlsverhältnisse eingeleitet werden, da es für die Wirt- 
schaftsinspektion Süd unmöglich war, das neue Gebiet zu- 
sätzlich zu übernehmen. Es würde daher die bereits in 
der Heimat vorsorglich aufgestellte Wi In A unter Gen. 
Major Nagel zum Einsatz gebracht und zunächst mit 


der Bezirkswirtschaftsinspektion Donez verbunden. Da es 


sich aber bald zeigte, dass für ann Gebiet südlich des | 


Don eine eigene Wirtschaftsverwaltung notwendig war, 
wurde die neu herangeführte Wirtschaftsinspektion A von 


der Verwaltung des Dongebietes entbundenund unter, Gen.Lt. 
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Nieden füh r der gegen den Kaukasus vordringen- 
den Heeresgruppe A zur Verfügung gestellt. General 
Hagel behielt die Verwaltung des Donezgebietes, 
Die bisherige Wirtschaftsinspektion Süd wurde auf das 
Gebiet der Heeresgruppe B beschränkt, die Inspektion 
selbst in Wirtschaftsinspektion B umbenannt. Mit dem 
Fortschreiten des Angriffes in Richtung Kaukasus war es 
erforderlich, dass auch die Wirtsöhaftsinspektion A das 
Donezgebiet verliess und der Heeresgruppe A nach Woro- 
. schilowsk folgte. Unter Gen.Major Nagel wurden die 
bisher in Poltawa verbliebenen Teile der Wirtschaftsin- 
spéktion Süd und die Bezirksinspektion Donez als neue 
Wirtschaftsinspektion Don-Donez in Stalino vereinigt, 
Die wehrwirtschaftliche Versorgung des neu ero- 
berten Kaukasusgebietes wurde wie folgt organisiert: 
Mit dem vorwärtsschreitenden AOK 17 und der 
1.Panzerarmee stiessen die Armeenirtschaftsführer die- 
ser beiden Armeen mit nach vorn und sorgten dafür, daß 
die Verwaltung und Ausnutzung des Landes für Zwecke 
der Truppe sofort in Angriff genommen wurden. Die Wirt- 
schaftsinspektion Kaukasus übernahm von Sitz der Heeres- 


gruppe Woroschilowsk aus die Verwaltung des gesamten 


rückwärtigen Gebietes und setzte hierzu 6 Wirtschafts- 


kommandos ein, und zwar | 


Wirtschaftskommando 15 und 16 in Rostow 
Wirtschaftskommando 5 in Krasnodar 
Wirtschaftskommando 11 in Maikop 
Wirtschaftskommando 6 in Pjatigorsk 
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Wirtschaftskommando 10 in Naltschik. 
Diesen Wirtschaftskommandos gelang es sehr schnell, eine 
enge Verbindung mit der Einwohnerschaft herzustellen und 
‚dadurch die Mitarbeit der Einwohnerschaft sicherzustel- 
En: Leider gestatteten die später eintretenden militä- 


rischen Verhältnisse nicht, diese hervorragend angelau- 


# Arbeit der Wirtschaftsorganisatton so erfolgsmäßig 


auszuwerten, wie es erwünscht gewesen wäre. 


trheblich schwieriger lagen die Verhältnisse im 
Erdolgebiet für den Einsatz der Wineralölbrigade. Schritt- 
haltend mit der Säuberung des Erdölgebietes von Maikop 
auf der Tamanhalbinsel gelangte die Wineralölbrigade, die 
—7 Wochen vorher westlich Rostow bereitgestellt war, 
“gum Einsatz. Hierbei waren ungeheuerliche Schwierigkei- 
ten zu überwinden, da sämtliche Anlagen restlos zerstört, 
die Zufahrtswege bei der beginnenden nassen Witterung 

iiweise unbenutzbar und die Bahnlinien ebenfalls zer- 
stört waren. Auf die Schaffung zuter Zufahrtsstrassen zu 
deneinzelnen Anlagen hatte der Russe allgemeinverzichtet, 
da er während der nassen Jahreszeit und während des Win- 
ters keine Iransportbewegungen mittels Lkw vornahm, sọn- 
dern das Erdöl nur mittels Röhrenleitungen beförderte. 
| Erst nachdem die Eisenbahn über Rostow - Armawir - Mai- 
kop benutzbar gemacht-wordenwar und. der Truppenbedarf 
der weiter vornarschierenden Armeen die ersten Transpor- 
te für die Mineralölbrigade zuliess, konnte mit der Wie- 


derherstellung der zarstörten Anlagen begonnen werden. 
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nicht einna 
nen Wlederhersi 
imwakten Rohrleitungen vorzsfundenen č 
als Aushilfe benutzt werg Ver Stab der Mineraldlbri- 
E) Hatte in Pjatigorsk Unterkunft bezogen, um von hier 
Aus zentral jie Arbei in Gebiet von Maikop sowie von 
wrosnyi zu leiten. Nachdem es aufunabsehbare Zelt aus- 
2rschien, iass auch das Erdölgebist von vrosnyi 

von uns in Besitz eenoianen nerdenkönnte, wurde der Stab 
der Wineralölbrissde nach lwerskaja ver 

Der Reichsmarschall hat im November auf Grund eines 
Berichtes eines von ihm in das Erdölgebiet entsandten 
Vertrauensmannes an der Arbeit und vor allem an der Per- 


son des Generals Howmbur 8 , dem Führer der Mine- 


a 


PalOlbrigade, scharfe Kritik geübt. Hierzu muss festge- 


s It werden: 


- 


General Homburg ist von Seiten des Perso- 
nalamtes der Luftwaffe als besonders geeignet für wirt- 
schaftliche Aufgaben dem Wi Rü Amt überwiesen worden. 


$ein Einsatz als Führer der Mineralölbrigade wurde s.7t. 
von der Luftwaffe besonders begrüsst. Gener Hom- 
| 


burg hatte vor seiner Tätigkeit in der Mineralölbri- 


. 


gade Differenzen mit General von Richth L N 3. 


auf den er im Kaukasus erneut stiess und der anscheinend 


Jem Reichsmarschall und dessen Vertrauensuann abfälliege 
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Ausserungen über General 
Chef Wi Rü Amt hat hierzu 


ral Homburg sich mit grosser degelsterune 


OO 


’ 


grossem Fleiss auf die Aufgabe gestürzt hat 
bemüht War, die sehr sc! rige Aufgabe des Einsatzes 
der Mineralölbrigade gut zu lösen. 

wenn man in der Tätigkeit des General Homburg 

Fehler feststellen will, so sind es folgende: 

l.) Durch die Sc nelligkeit des Vormarsches gegan 
jen Kaukasus verleitet, hat er zu lange damit 
gerechnet, dass nicht nur das Treibstoffgebiet 
von Maikop, sondern auch das von Grosnyi in 
unseren Besitz kommt. Infolgedessen hat er nicht 
schnell genug alle Kräfte in Maikop konzentriert 
und ist persönlich zu lange in Pjatigorsk ge- 
blieben, was zwischen beiden Erdölgebieten lag, 
anstatt selbst im Maikop-Ölsebiet Unterkunft 


zu nehnen; 


2.) scheint er den ihm beigezebenen technischen 
Kräften zunächst nicht die nötige Freiheit Am 
Handeln gegeben, sondern die gesamte Tätigkeit 
zu stark auf den militärischen Befehlsweg ab- 


| 


gestellt zu haben; 


3.) endlich hütte er seine Forderungen“bei der 


Armee- bezw. bei der Heeresgruppe noch rück- 
sichtsloser vertreten können, als es bei seinem 


verbindlichen Wesen erfolgt ist. 
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Trotz dieser Fehler 
dass in der Tätigkeit der Minerals 
säumt worden ist, sondern dass sie alles 
hat, was unter den obwaltenden Verhältnissen überhaupt 
möglich war. Die Oberste Führung hatte sich von den Zer- 
störungen und von der Schwierigkeit des Jlederaufbaues 
ein falsches Bild gemacht und die Verkehrsverhältnisse 
in das Maikopgebiet haben Sich doch als erheblich uneiinsti- 
ger herausgestellt, als es angenommen werden konnte. Für 
die Lage war bezeichnend, dass geradelie technischen 
Fachleute und Prof. Beng nach Besichtigung des Maiko- 


per Gebietes der Auffassung waren, dass es zweckmässig wä- 


rə, die Masse der für den Kautkasus bereitgestellten Bohr- 


geräte lieber in Rumänien oder in Wiener Gebiet einzu- 
setzen als in Maikop, da die technischen Schwierigkeiten 
Sich dort doch erheblich grösser zeigten,als wie sie von 
den technischen Herren erwartet woren waren. Dazu kan, 
dass die Mineralölbrigade lange Zeit im Gebiet von Mai- 
kop im Feuer des Feindes arbeiten musste, und dass die 
Bahn Armavir - Maikop erst varhältnismässig spit fertig- 
gestellt wurde. Als die Arbeiten Sich auszuwirken besan- 
non, wurde der Rückzug befohlen ung die neu geschaffenen 
Anlagen wieder gesprengt. Die weiteren Einzelheiten über 
die Tätigkeit und die Erfolge der “ineralölbrigade ər- 


gibt die Sonderbearbeitung der Brigade. 
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Besonderer Erwähnung bedarf noch die Tätigkeit der 
vor Stalingrad und bei Woronesch eingesetzten Armee- 
wirtschaftsführer ünd der ihnen zugeteilten Wehrmachts- 
erfassungskommandos. An beiden Stellen haben diese wehr- 
wirtschaftlichen Einheiten in starkem feindlichen Feuer 
hervorragende Bergungsarbeiten durchgeführt und damit 
wertvolle Bestände - in Sonderheit an Maschinen und‘ Roh- 
stoffen - der Vernichtung entzogen. An beddenftell en 
sind starke Verluste eingetreten. | 

_ Als im Sommer die 18. Armee den Befehl erhielt, 
die Operationen zur Einnahme von Petersburg und für die 
Herstellung einer Verbindung mit den Finnen vorguberei- 
ten, wurde auch bei dieser Armee ein Araeewirtschafts- 
führer eingesetzt und sein Stab entsprechend ausgebaut. | 
Er führte eingehende Vorarbeiten zur wehrnirtschaftlichen 
Inbesitznahme des neuen Gebietes durch. Ausserdem warde 
ihm ein entsprechend bereitgestelites Wehrmachterfas- 
sungskommando für die Aufgabe zugeführt. Infolge Baar 
‚rungder militärischen Lage zn es leider nicht ae : : 
Durchführung dieser Aktion. E f: WESA 
In Verlauf der Ostoperatiohen Hatea nich u 

wendigkeit ergeben; auch bei den Heere rap; ppe 
. wehrwirtsohaftliche Stelle einzurichten. Br 
|  nehmang dieser Tätigkeit - n Herrens opan Wi 
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möglich war, mit der Heeresgruppe vorzumarschieren, 
wurde von ihm ein höherer Offizier als Verbindungsof- 
fisker an Heeresgruppe entsandt. So verblieb z.B. der 
Inspekt@ur des Donez-Gebietes in Stalino und hielt die 
Verbindung mit der Heeresgruppe durch einen Verbindungs- 
offizier aufrecht. Die enge Zusammenarbeit der Heeres- 
gruppenwirtschaftsftihrer mit den militärischen Komman- 
Gostellen hat sich ganz besonders bei den späteren 
‚Rückzugsbewegungen voll bewährt. 

Als besonders wichtig bei der im Osten eingesetz- 
ten Wehrwirtschaftsorganisation muss ihre Mitarbeit bei 
der Winterversorgung der Truppe Erwähnung finden. Hier 
sind auf fast allen Nachschubgebieten hervorragende 
Leistungen aus der russischen Wirtschaft herausgeholt 
worden, die für die Versorgung der Truppe undfür die 


Entlastung der Heimat von allergrösster Bedeutung wa- 


ren. Dabei war besonders wichtig, dass durch diese Be- 
reitstellung von Winterausriistung im Lande die schwer 
belestete Eiseribahn von umfangreichen Transporten ent- 
5 lastet wurde. | 
Zur Ergänzung der hinter der Front eingesetzten — 
technischen Bataillone wurde die Aufstellung von Kraft- 
werk-Eisenbahnzlgen angeordnet. Zweck dieser züge war, 
die Uberbriiokung von Lioken bei der Inbesitanahme von 
_ Staaten, Indust? ieanlagen usw. dis zur Pioderindetzien-. 


liten öy lichen Bnergieanlag 








H2296-0483 


-495- 


und die Anschlüsse zwischen den zu speisenden Hochspan- 
nungsnetzen und dem betreffenden Eisenbahnzug herzustel- 
len. 

Die durch den neu eingesetzten Sonderbeauftragten 
für die Holzversorgung angeordnetenMaSnahmen zur Bereit- 
stellung grösserer Holzmengen für Front und Heimat lit- 
ten stark unter dem Mangel an Transportmitteln. Das Wehr- 
wirtschafts— und Riistungsamt war daher laufend bemüht, 
Schlepper und Lastwagen bereitzustellen und den Abtrans- 
port des Holzes vor dem Winter sicherzustellen. Leider 
sind die Forderungen bei dem Mangel an Fahrzeugen nur 
teilweise erfüllt worden. 

Ebenso lagen die Verhältnisse bei der Bereitstel- 
lung von Treibstoff für den Abtransport von Getreide und 
sonstigen Gütern nach den Bahnstationen, da infolge des 
starken Frontverbrauchs und der gespannten Treibstoff- 
lage eine Belieferung der rückwärtigen Kolonnen mit Treib-. 
stoff in dem notwendigen Umfang nicht möglich war. 

| Zur besseren Versorgung der in Südrussland ein- 
gesetzten wehrwirtschaftlichen Verbände wurde in Charkow 
für die Wirtschaftsinspektion Don-Donez und in Rostow | 
für die Wirtschaftsinspektion Kaukasus je ein Felddepot 
geschaffen und dieses als zentrale Naohschubstelle fiir 


die betreffenden Inspektionen eingerichtet. 


Neben zahlreichen anderen Bearbeitungen des Wehr- 


wirtschaftsamtes auf dem Gebiete der Beurteilung der 
Feindstaaten waren folgande für die Beurteilung Russlands 


4035469 
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von besonderer Bedeutung: 


"Uie wehrwirtschaftliche Lage der UdSSR Anfang 


des Jahres 1942" vom 31.3.1942; 

"Die russische Kampfwagenfertigung” vom 3.2.1942; 

"Die Beurteilung der Ernährungslage der UdSSR 1942/43" 
vom 12.65.1942; 

"Der wirtschaftliche Rüstungsplan dar UdSSR" 

vom 19.1.1942; 

"Die rüstungswirtschaftliche Lage der UdSSR" 

vom 8.6.1942; 

"Die Versorgungslage der UdSSR auf dem Gebiat der 
Treibstoffe" vom 1.12.1942, 


Letztere kam infolge der veränderten Lage allerdings 
nicht mehr bei dór Obersten Führung zur Vorlage, ist 
aber wegen ihrer Schlussfolgerung auch von besonderem 
Interesse. Sie lautet: 

"Die Sperrung der Wolga bei Stalingrad allein ge- 
nügt nicht, um die Treibstoffversorgung der SU aus Baku 
so einguengen; dass sich daraus im Laufe des Jahres 1943 
Auswirkungen auf die Kriegsführung der SU ergebenwür- 
den. Diese sind vielmehr nur zu erwarten, senn eine völ- 
lige Unterbindung der Ülzufuhren aus Baku im Frühjahr 
1943 herbeigeführt würde. In diesem Falle würde bereits 
im Sommer 1943 eine völlige Erschöpfung der Vorräte ein- 
setzen. Eine ausreichende Versorgung der Wehrmacht und 
Wirtschaft mit Treibstoffen würde aus der ausserkaukasi- 
schen Förderung allein nicht möglich sein. Insbesondere 


würde die Erzeugung von hochoktanischen Fliegertreibd- 


» 60537 
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stoffen durch den Ausfall der Grundbenzinerzeugung Bakus, 
die den Bedarf zu etwa 70 % deokte, eine solche Einschrän- 
kung erfahren, dass eine weitgehende Lähmung der Luft- 
waffe die Folge sein würde”. 

Daneben war für die Beurteilung der Lage in Russland 
von besonderem Wert die Ausarbeitungen über folgende Ge- 
bietes | 

Die Wehrwirtschaft des Kaukasusraumes 


Die Wehrwirtschaft des Gebietes — A | | 
Ka us 


Die Erdölgebiete Maikop = , Grosnyi und | 


Die Bedeutung des Varlustes von Stalingrad L 
für die UdSSR. | it 


4 
ł 


$ 


> | 
Von anderen Eriegsschnuplätzen war vesontera der 4 


afrikanische von Bedeutung. Der für die hig T 
ka aufgestellte Wohret riachattaoftister war in o ers 
Linie dahin abgestellt; um bei K em 

ten die notwendigen mehruirtsoh 

fen zu können. Das für d 
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lichen Organisation für Tunesien. Mit dieser Aufgabe 
wurde der bisher bei der 8.ital. Armee an der Ostfront 
eingesetzte Armeewirtschaftsfiihrer Oberstlt. Dr. 
Asoho ff beauftragt. Die Derohführung dieser Auf- 
gabe und der Aufbau der Wehrwirtschaftsorganisation, 
später genannt "Deutscher Wirtschaftsstab beim O.B, Tu=- 
nesien" vollzog sich trotz der grossen Schwierigkeiten, 
Jenseits des Mittelmeeres deutsche und italienische In- 
teressen unter Schonung der französischen Belange in 
Einklang zu bringen, nustergültig. Über die Einzelheiten 
wird später berichtet. 


In Frankreich lag die wichtigste wehräirts :haft- 
liche Aufgabe in der Regelung der durch die Besetzung 
von Südfrankreich entstandenen neuen Situation.Bei Jie- 
. ser Operation wurde die Armeegruppe F e 1 b @ rg, die 
mit der Durchführung dieser Operationen von Norden her 
beauftragt war, ein Verbindungsoffizier durch die 
 Rüstungskontrollinspektion unter Mitwirkung des Wi Sta- 
bes frankreich zugeteilt. Bei der von Westen her in 
das unbesetzte Frankreich vorgehend en l.Armes wurden die 
wehrwirtschaftliohen Belange durch den dortigen IV Wi 
wahrgenommen. Die Erfassung der in den französischen 
Häfen liegenden hoohwichtigen Mange lgiiter warde der 

i Mineralöl-Kontrollkommission 5 in Marseille übertragen, 

í ate aber nicht verhindern konnte, dass ein beträchtli- 

` ener Feil ter Güter bereite aus den Lagerhallen ver- ` 
"PE ws, ate Tehreirtechattedionstetelle oe 
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traf. Die Unklarh iten in der Behandlung der Franzosen, 

die dauernd dieserhalt wech'elnden Anordnunsen und Befehle 
waren die Gründe hierfür. Erst im laufe des Dezembers 

wurde das Wehrnachtserfassunsskommando 9 aus dem Bereich 

der H.Gr. Nord nach Frankreich verlert und dort dem Mil. 
Bef. von Frankreich bezw, der Armeegruppe Pe 1 be reg 

zur Verfiürung gestellt. die Befehlsverhältnisse bei der Aus- 
au'zung der Wehrwirtschaft Südfrankreichs wichen in dem neu 
besetzten Gebiet infolre der Einschaltune des Mil.Bef. auch 
in das Wirtechaftsgebiet segen das Verfahren in den anderen 


von uns besetzten Sebieten ab. 


Auch auf dem Gebiet der Waffenetillstandsfraren wurde 
die Arbeit des Wi Rü Amtes durch die Verhandlungen in Süd- 
frankrech neu belebt. Durch den am 8.11.42 erfolgten 
Übertritt von Alrier und Marokko zu den Peindmächten und 
die Besetzune Südfrankr ichs am 11.11.42 wurde ein. sofor- 
tirer Abbruch derjeniren Titickeiten aer Gruppe Rlistung, 
welche in direkter Beziehnuns zur französischen Wehrmacht und 
zur Rüstunesindustrie des unbesetzten Tebietes standen, er- 
wirkt. - Nachdem im Zuge der Ereirnisse auf Befehl des WPSt 


die Deutsche Waffenstillstandskommi sion am 17.11. einen 


Arbeitsstab nach Paris abstellen muf*sa und dieser seine Wei- 


Sunzen vom OB West erhielt, wurde auch aie Gruppe Rüstung 


nach Paris verlegt, die Lage hattesich bald insoweit re- 
klärt, daß die französische Wehrmacht nufhörte zu existieren 


uni ihre Bestände ale Beute abgeben mußte, Die ent: cheidend- 
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sten Aufraben 
perenüb 
über und 
Lenkune der Rti-Aufcaben 
mehr Zu dem Tätir 
sion gehören würde, sondern 
sation des besetzten Prankrei 
Die Zwec mäßirkeit einer solchen Lösun. 
Amt anerkannt und es erzinren unmittelbare Weisunren an 
Rüstunes-Kontrollinspektion in Bourges. Zu Ende der Berichte- 
zeit war die Entwicklung, die zu der Auflösunr der ;rupp® 
RU führte, zwar abrenchlossen; die enärlüitire Au’lösung 
erfolrte jedoch erst im Februar i943. 
Mit der Deutschen Waffenstillstands-Del 
Wirte- haft wurde ebenso wie früher auch in der 
zeit enre Pühlunz zehalten. Von Praren, 
Stelle -emeinsam behandelt wurden, wären 
Besatzunrsxos“en .hrunrsfraren, Abrabe 
Zonnare, Lebensni 


KRrie@werisiko, u.asm 


Auf dem 
Verhandlunren dem ruman 
sche Vertreter, General 
lassung von Betrieben der gewerbliche Wirts 
besetzten Ostdebieten. Den rumänischen Wines 


sofern entsprochen. als einzelne, 


rumänischen Front wichtigen Betri 
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Brz- und Kohlenberewerken und Werken der Schwerindustrie = 
den Rumänen iübereirnet wurden. Darüber hinaus sollten sie 
Nash der neuen Produktion von Erz, Kohle und Eisen in der 
Sid-Ukraine beteilirt werden. 

Da die Wasserverbindunren Süd-Rußlands, Odessa — Rumä- 
nien zur Entlastung der Bahnverbinduncen immer wichtiger 


wurden, wurde zum WO Rumänien ein VO’ des Wi Stab Ost be- 


Biers, mit der Aufrabe, den Ausbau des Wassertransportes 


iiber das Schwarze Meer weitestrehend zu fördern, 
Zur Überwachung der Wasser- und Energieversorsung auf 
- Kreta wurden dem Kommandanten der Festunr Kreta unter 
Kommandierung zum WO Athen Fachkräfte zur Verfügung gestellt 


Wehrwirtschaftlich besonders wichtige Aufgaben lagen 
beim WO Bern. Einerseits versuchten die Enrländer und Ame- 
rikaner , die deutsche Auftragsverlagerune nach der Schweiz 
möglichst stark zu stören, andererseits bestand beim WO 
Bern keine einheitliche Führung der gesamten deutschen Ver- 
Perune, weil die Luftwaffe durch Einrichtung eijer eige- 
nen Dienststelle, der Deliko, eirene Wege ging. Der WO 
“ern wurde daher anrewiesen, die enrlicch-amerikanischen 
Störunrsversuche eingehend zu studieren und entsprechen- 
de Gere: nahmen vcrzuschlaren. Über das 'rgebnis dieser 
ätirkeit wird im Jahre 1943 berichtet, Um in Sonderheit 

Mate Verlaveruny näi der Schweiz und die Vertretune deut- 
scher Rüstunrsinteresse sicherzuste len, wurde durch den 
Besvrec’unren mit dem Feneralluftzeuz- 


versucht, eine Vereinirune der Deliko mit der 
l ( 
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ichen. 
Die Luftwaffe war fiir eine solche Maßnahme aber nicht zu 
haben. Die Verhandlungen f hrten abe) endlich zu dem Ziel, 
daß eine ence Zus; „menarbeit zwischen aen beiden Dienst. 
Stellen reschaffen wurce und daß die sesante Vertretun» 
bei åen behördlichen Stellen durch den WO vorgenommen wur- 
des Die auptgrundsätze des OKW 
& 


liche Lenkune der Aultragsvergebung, 


Zusaumenarbeit der deutschen Auftraggebenden 


Abstimmunr der Auftrarsprorramme 
Warden nach ‘erneuter Besprechune im Jahre 1943 sicher»s- 


~~ —— 


stellt. 


In Finnland war eine der wichtigsten wehrwirtschaft- 
lichen Aufrabern die Steuerun- des Abtransportes der Nickel- 
erze aus cen Petsamo-Gruben nach Kirkenes, Mit diesem Ab- 

Gransport bis Kirkenes wurde der ¥O Finnland beauftragt, 
m dem Umschlag voni Schiff aer WStb Norwegen, Für den Ab- 
transport wurde eine erste Transpatkolonne aus franzö- 


gischen Fahrzeuren Zusaumengestellt und nach Finnland über- 


führt, Außerdem wurde technische Hilfe releistet zur Um- 


stelluns des Kraftfahrzeugbetriebes im Petsamo-Gebiet auf 


Generatorbetrieb, 
Die Arbeiten der Abteilun» Wi Ausland, später Ants- 
eruppe Wi Ausland wurden durch ale Ausdehnun» aer Kriegs- 


Schauplätze und das immer Stärker hervortretende Moment 
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der großen kriegswirtschaftlichen Einflüsse auf den Ausgang 
des Krieges von immer größerer Bedeutung und durch die za - 
reichen Auskünfte und Anforderungen der WT auf Bearbeitung 
bestimmter wirtschaftlicher Gebiete wuchs sich das Arbeits- 
gebiet von Monat zu Monat stärker aus. Die Länderbearbeiter 
und Abteilungen wurden durch das Zusammenfliessen der Nach- 
rächten aus allen nur möglichen Quellen zu den besten Ken- 


nern ihrer Gebiete. Es war deshalb besonders bedauerlich, 


© dieses Wissen der einzelnen Kräfte der Amtsgruppe Aus- 
4 $ # 
a 


land seitens der Führung immer stärker ausgenutzt wurde, 
sondern im Gegenteil nicht die Anerkennung fand, die es ver- 
dient hätte. Die Tätigkeit der Gruppen und Referate der Ab- 
teilung Ausland konzentrierte sich immer mehr auf zwei Auf- 
gaben: 

Einmal auf die Sammlung, Zusammenstellung und Prüfung aller 
wichtigen Nachrichten und auf die Bearbeitung bestimmter, 
die augenblickliche Kriegslage beherrschenden Sonderfragen, 
und zweitens auf die Hinschaltung der Wi Amtes in die lau- 
fenden Tagesfragen der betreffenden Länder. 

He aurcn wurden die Referenten-zu den am besten orientier- 
ten Auskunftstellen auf militärischem Gebiet, 

Ala die Meldungen der AWiFü ergaben, daß in den besetzten 
russischen Gebieten erhebliche wissenschaftliche Einrich-. 
„tungen, die für die Kriegswirtschaft und Forschung von be- 
| sonderer Bedeutung sein könnten, gefunden worden — 
wurde zur Kisnsstune dieser wissenschaftlichen Einrichtun- 


‚gen ein größerer Kreis von Wissenschaftlern einbe - 


Ben 
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rufen und zur Durchführung ihrer Aufgaben der Wirtschafts- 
organisation Ost zugewiesen, Dem schnellen Heranbrinren 
dieser Wissenschaftler ist es zu verdanken, daß ein großer 
Teil dieser wissenschaftlichen Binrichtuncen erhalten und 
icherrestellt wurde. Besonders die verschiedenartigen , 
Einrichtunren in Charkow, Kiew und auf den Kaukasus haben 
sich für die Beurteilune der russischen Wirtschaft, an- 
dererseits aber auch für die deutsche Wissenschaft von 


besonderem Wert erwiesen. 


In der Heimat wurden die Maßnahmen zum Industrieschutz 
und Abwehr erheblich verstärkt. Da eine Verbesserung der ak- 
tiven Luftverteidigung durch Heranführung neuer Kräfte 
nicht möglich war, sondern noch Abzüge nach der Ostfront 
erfoleten, wurde in verstärktem Masse von den Werken Heimat- 
flakbatterien aufzestellt und in großen Umfangce Vernebe- 
lunssanlagen geschaffen, 

Als Objekte zum Zwecke der Vernebelune wurden nach- 


ende Betriebe anremeldet;z 
Leuna, Ammoniakwerke Merseburg GmbH 
Pölitz b. Stettin, Hydrierwerke Pölitz 


Gelsenkirchen, Horst, Gelsenberg—Benzin 
Hyürieranlare Nordstern 


Gelsenkirchen, Hydrierwerk’ Scholwen AG 
Böhlen.b. Leipzi~, Braunkohle-Benzin AG 
Marhüls, Chem. Werk Hüls GmbH 

Schkopau, IG-Farbeninäustrie AG 


Knappsack, Rhein. Westf. Elektrizitätswerk AG 


Brauweiler, Rhein. Westf. Elektrizitätswerk AG 
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Ludwigshafen, IG-Parbenindustrie AG 
Leverkusen, IG_Parbenindustrie AG 
Golpa-Zschornewitz, Elektrowerk AG 
Martinswerk, Grevenbroich ( Tonerdefabrik) 
Gebr. Giulini, Ludwigshafen ( Tonerdefabrik) 
Erftwerk , Grevenbroich, Aluminiumwerk 


Wehlheim ( Bottrop) Mühlheimer Bergwerksverein, 
( Ruhrél GmbH) 


Tröglitz b. Leipzig, Braunkohle-Benzin AG 
Magde burg—-Rothensee, Braunkohle-Benzin AG 


Wesseling b. Köln, GORRE === 7 0% Braun Kraft- 
toff AG 


Regis Krs. Borna, Deutsche Erdöl AG Mineralöl- 
werke Rositz 


Rositz / Altenburg, Deutsche Erdöl AG Mineralöl- 
werke Rositz 


Jena, Karl Zeiß u. Jenaer Glaswerk Schott u. Genossen 


Schweinfurt, Pichtls & Sachs AG, 1. automatische 
' GuBstahlfabrik 


vorn. F.Pischer u. Verinicte Kugellacerfabriken AG 
Grünenplan, Dtsch. Spierelelas AG 
Moosbierbaum v. Wien, Donauchemie AG 
Oberhausen - Holten, Ruhrbenzin AG 
Meerbeck - Krs. Moers, Gewerkschaft Steinkohlenberr- 

werk Rheinpreussen 

Schwarzheide b. Senftenbere, Braunkohlen-Benzin AS 
Espenhain AG., Sächsische Werke ( ASW) 
Offleben, Braunschweigische Kohlenberewerke 


Maltheuren b. Brüx, Sudetendeutsche Treibstoffwerke 
AG 
Lauta, Vereinigte Aluminiumwerke AG u. Elektr.Werke 
AG 
Frose Krs. Ballenstedt, IG-Farbenindustrie , 


Gegen die Wöglichkeit des Einsatzes von Sabotage- 


trupps und Luftlandeabteilunzen wurde das System der 


Alarmkampnien weiter ausgebaut. 
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lien 
Duce und 


italienischen 


aitiewr.oa J onat zu Monat 


und enzer und betraien jie Stärkunz 


chen Truppen in Afrika, | tens die Versorgung der 


Taenisenen Wehrmacht und Wirtschaft mit Mineralöl, 


tens die Ve 


una endlich 


rpbes-erune der 11: ne Küstenverte 
W J Ve ` y , è = x . n — 4 Unh i n . 7 
gic BL} J 4 & Lli ur ry. \ nits una 


sn Bessrechunren wurde immer ersichtli 


dae die Aufristunz der italienischen Armee für de: 


En- Afrika, aber auch für die Küsenverteidizung hoch: 


unzulänslich war, sowohl was Qualität, wie Quantität 


traf und daß die Neuproduktion an Waffen, Cerst und 


nition in I 


talien pene im Arzen lag. Indolsedessen wurae 
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‘ten deutsche Waffen, Geräte 
- * 
Llen, wor allem nachdem der RUck- 
in. Afrikageinretreten und die Italiener bei dem 
Rickzue erhebliche neräteverlubte erlitten hatten. Näheres 
Uber die deuischen Lieferungen ergibt die Anlage XXII,38, 
( 8, auch Anl. XXI,33). 
Die MineralGllage erwies sich im Jahre 1942 für Itea- 
tien dls ganz besonders schwieriger Punkt. Die gerincen 
vo ate, die Italien bei Kriegsausbruch eingelagert hatte, 
waren verbraucht, die rumänischen Zufuhren wurden bei der 
guriickhaltenden Haltung Rumäniens und dem starken deutschen 
Verbrauch immer eerinrer und die Bewirtschaftung in Italien 
entsprach in keiner Weise den Kriegsbedürfnissen, da sie 


in unzuläne.ichen und anzuverlässiren Händen lar und der 


Treibstoff nicht überall zu kriegswichticen Aufraben ein- 


geeetzt wurde. Dazu kam, daß von Monat zu Monat die Ver- 
duete von Tankern im Mittolneer und die Versenkune von 
Kineralöltransporten nach Afrika immer ‚zahlreichen wurden 
€ SE deutschen Forderungen an die italienische Marine 
auf Gestellun> von Geleitfahrzcuren für die deutschen 
Transporte immer mehr wuchsen. So kam es, iaf im Herbst 
q 
die italienische Flotte ohne jegliche Heizölreserve da 7 
stand un. Teile der Flotte nicht einsatzbereit waren, Es 
bedurfte daher dauernäsr Verhanälun:en und Hilfsstellungen 
des Wi Rü Amtes und Bereitstellunzei aus den Reserven 
der.deutschen Kriegsmarine und aus der deutschen Produktion, 
um die Treibstofflage in Italien so zu gestalten, daß die 


wichtiesten Aufgaben erfüllt werden konnten. Mehrfache 
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Besuche des Chefs und Rü Amtes in Ita- 


dien führten endlic! [reibstoffbewirtschaf- 
tunes in Ita überführt und dadurch 
eine gewisse Besserung der Li ge erreicht Wyrde. Auch die 

italienische Luftflotte mußte Laufend eine Unterstützung mit? 


deutschem Fliererkraftstoff erhalten. Wenn die italieni- 


Q- Wehrmacht bi: ihrem Zusammenbruch zenürenä Treib- 


BroTfbestand hatte, um'den Kampf Tortzuführen, ist dies 
Mi i a} Y) Ver 2 at. y | e Te i or) Di o arate la 
allein ein ns eutiscenen Dienststellen. 
Auch i ne Sn EO ge! i itivrebiet waren qie italienis ‚hen 


TY 


Forderunven erheblich. Hicr kämpfte der Chef des italie- 
Amtes für Rohstoffe und Kriegsproduktion - Gene- 
ral Fava &ros aa - einen schweren -“anpf-, weil die 
übrigen italienis hen Minister zu einer klaren Unctellune 
auf die K jegsbedürfnisse nicht zu bewegen waren. Wie sich . 
nach der Besetzung. Italiens durch die deutschen Truppen 
herausgestellt hat , sind von dem Corporationsministerium 
in arößerem Umfang Bauten und Neueinrichtungen vorgenömmen 
worden, die der Friedenswirtschaft nach dem Kriege dienen 
sollten und deren Rohstoffe, Maschinen und Arbeiter erheb- 
lich besser in der Krierswirtschaft hätten Verwendune fin- 
den müssen. Auch hat sich herausgestellt, daß die Bevorra- 
tung mit Rohstoffen für die italienischen Betriebe erheb-= 
"lich günstirer war, als es von dem- die Verhandluncen führen- 


den Staatssekretär immer darcestellt orden ist. 


Wenn diese Rohstofforderuneen in Verhältnis zum deut- 
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schen Verbrauch auch mengenmaBis nicht 


i. 


"trafen sie das deutsche Krierspotent 

SS sich um die gleich n Rohstoffe hande se, an denen 
die defits che Hus tunvtsindustrie | Litt. Das Bestreben 
des Wehrwirtechufte-Amtes einen klaren Binblick in die 
italienischen Verhältnisse zu erhalten, um mit Rat und 
Tat besser zur Seite stehen zu können, wurde 

italienischen Führun» abrelehnt. Besonders der Besuch 
“ee Qpefs Wi Rü Ant in Rom bei den führenden italienischen 
Dienststellen brachte die klare urkenntnis, daß der Duce 
von dem ihn nahestehenden Persönlichkeiten über die wahre 
Lage nicht unterrichtet wurde und daß starke Bestrebungen 
bes tanden, die den totalen Einsatz der Wirtschaft für 
Krieesaufgaben ablehnten. Auch bestand bei der italienischen 
Führung nicht das notwendize Verständnis für die Bedeutung 
der wirtschaftlichen Kriegsaufraben. Der Staatssekretär 
und spätere Minister, General Fava exe rossa, der 
:®@ immer ale angenehmer und wertvoller Mitarbeiter ce- 
eetet hat, konnte sieh gegen diese’ Bestrebunsen nicht durch- 
setzen. 


Im Rahmen der im Jahre 1941 zuresarten Unterstützunes- 


aktion wurden aus Boute- und weiifnmachtbeständen erhebliche 


Mefzren an Kriersrerät cel zwar zum Teil durch 
die deutschen Rürtunmsfi N eils. durch die ANK. Hier- 
bei blieb Italien mit der Bezahlun- laufend stark im Rück- 


stand. Zur Stärkung der Abwehrkraft der italienischen 


KN 
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Inseln wurden 54 Pak, 12 — 10 cm Kanonen und 50 Grabenwer- 


Ter abgegeben. Darüberhinaus wurden für das Mutterland 54 
Geschütze für bewerlichen Einsatz, 7 Batterien Küsten- 
artillerie, 200 Pak, 200 Geschütze fiir bodenständire Küs ten= 
artillerie, Tankminen und Stacheldraht abgegeben, für die 
italienische: Inseln weiterhin über 300 Pak, 180 Geschütze 
verschiedenster Art und Tankminen. Endlich wurden zur Stär- 
kung des Flakschutzes 88 sescnutze 8,8 om und 144 Geschütze 
2 cm Flak zur Verfticunes gestellt, dazu die notwendige Muni- 
tion, die laufend von Skoda und Krupp in monatlichen Raten 
geliefert wurde. 

Daneben bestanden erhebliche Forderun-en an Werkzeur- 
maschinen, die aber nur zum Teil erfüllt wurden, weil der 
Beweis erbracht wurde, daß diese Maschinenforderunzen, die 
Zu Lasten der deutschen Wehrmachtversorguns gingen, in 
Italien zivilen Zwecken zugeführt wurden. Der wo Italien 
wurde daher angewiesen, hierüber genaue Erkundieunsen ein- 


zuziehen, 


Rumänien. 
. nF a 


Die Verhanâlungen in Rumänien liefen in der Haupt- 
sache darauf hinaus, den rumänischen Divisionen die not- 
wendire Bewaffnung und Motorisierung zu beschaffen. Die 
Lieferunren der deutschen Rüstungsindustrie nahmen hier 
gréBeree PR an, vor allem nachdem die Rumänen in 


Kampf erhebliche Materialverluste erlitten hatten. Näheres 


"über den Umfang der Lieferunzen ergibt die Anlare XXII, 39 
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( 8. auch Anlage XXI,33 ). 

Daneven wurde gemeinsam mit dem Vierjahresplan und _ 
dem RWiM das Ziel verfolet, die rumänische Ölproduktion 
und die rumänis:he Ölbewirtschaftung besser den Kriegs- 
verhältnissen anzupassen. In Rumänien bestanden starke | 
Kräfte, die den stärkeren Ausbau. der rumänischen Erdélvor= - 
kommen für deutsche Zwecke ablehnten und die Erhöhung der F 
Ausfuhr verhinderten. Jedenfalls gelang es den führenden 
rumänischen Stellen nicht, den großen rumänischen Eigen- 
verorauch zu stoppen und die eine Mehrproduktion hemmenden 
Widerstände zu beseitigen. Der Wunsch des Wi Rü Amtes auf. 
Einsatz eines deutschen Oldiktators in Rumänien wurdevom 
Führer abgelehnt und erst durch mehrfache Besprechungen X 
mit Marschall Anton es cc u gelang es, einen Teil der 
deutschen Forderungen durchzuärücken. Da die Treibstoff- 
| lage für die deutsche Wehrmacht mehrfach äurch Ausbleiben 
der rumänischen Zufuhr kritisch wurde, wurden mehrmals 
| Offiziere des Wi Ri Amtes nach Rumänien entsandt, um die 
| Hauptschwierirkeiten zu beseitigen, | 
& In den Verhandlungen mit Rumänien trat im Laufe des 
Jahres 1942 insofern eine erhebliche Besserung ein, als 
es dem Chef Wi Amt gelang, den rumänischen Verhandlungs= 
führer, General Ro zi n, davon zu überzeugen, daß eine 
wirksame Unterstützung Rumäniens durch Deutschland nur 
möglich sei, wenn Rumänien seine Wünsche in Form einer weit- 


sichtiren Gesamtplanune vorläsge, In mehrfachen Verhandlungen 


+ 0859985 
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wurde festgelegt, daßüer rumänische Generalstab diese Ge- 
samtplanunren gemeinsam mit der deutechen Heeresmission 
aufstellt, die Notwendigkeit der Lieferungen durch die 
deutsche Heeresmission geptift und dann die Planung dem 
Wi Amt tibergeben wird. Der erste Erfolg in dieser Richtung 
zeiste sich in der Vorlage einer Munitionsplanung, die 
Wünsche für eine einmalige Unterstützung und Forderungen 
auf laufende monatliche Munibionsraten enthielt. Leider 
: oF man sich im rumänischen Generalstab tiber die Höhe 
| der monatlichen Nachschubraten noch kein rechtes Bild ge- 
macht, sodaß die Unterlagen hierfür sehr verspätet ein- 
gingen, Im Laufe des Jahres wurden dann von den Rumänen 
vorgelegt: 
eine Waffenplanung, 
eine Munitionsplanung, 
eine Nachrichten - und 
eine Kraftfhrzeugplanung, 
Aus dem in der Anlage XXII,40 beigefürten Schreiben des 
? efs OKW an den Chef des rumänischen Generalstabs ergibt 
sich, was auf Grund dieser Planuncen als erste Unter- 
stützung an Rumänien geliefert worden ist. Die Planungen 
wurden allerdinrs im Winter 1942 über den Haufen geworfen, 
weil durch die Starken Verluste der rumänischen Truppen 
im Don-Gebiet durch eine Sofortmaßnahme neue Hilfe me 


Rumänien zeleistet weraen mußte, 


In den vom WO Rumänien tibermittelten Rohstoffwünscshen | 


der Rumänen für die Waffen- und Munitionsherstellung in 
Rumänien wurden die Rumänen in der Hauptsache auf die 


deutschen Stahl- und Bisenlieferuncen verwiesen, die im 


m i 009896 
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Br auf 


Dief: 


Rumänen wollt nur 


nen 


J. b = 
turkommn.2 


rumäni 
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aS | 
m A Auch die Verhandlungen mit den Ungarn lagen auf dem 
—— der materiellen Verstärkung der ungarischen Wehr- 
* Bet und auf dem Gebiet einer stärkeren Ausnutzung der un- 
schen Bräölvorkonnen gum Zwecke der gemeinsamen Krieg- 
E Von besonderer Bedeutunz war die Belieferung Un- 
| is nit Panzerfahraeugen zur „Aufstellung einer Panzer- 
2 . Andererseits zelanr es den gemeinsanen Bestrebun- 
| des Auswärtigen Amtes, RWiM und Wi Rü Amtes auch die | 
maätzlichen Strömungen in Ungarn zu brechen und die 
‚batoffproduktion Ungarns zu erhöhen und größere Mengen 
* — — 
io? nren der Ungarn an Rohstoffen, Waffen, Mu- 
it, — AN und Werkzeugmaschinen begweokten 
she eine Wiederausrils tung der in der Heimat 


nen Formationsen und nur gum zeringen Teil eine 


serung der Ausrüstung der an der Front stehenden 


mee. Da den Ungarn bei der Nachehublage Deutsch- 
ne fiir die Heimatformationen nicht mehr 
pt geatellt werden konnte, legten sie neue Listen 
Tte von 400 Mill. Pengö, die zum Teil erfüllt 
n konnten. Abgesehen von dem darin geforderten so— 
igs wurden den Unrarn in Aussicht gestellt 
150 Stück 8l mm Granatwerfer 
"160 ° 7,5 om Pak 40 


3 * = * om schwere Feldhaubitzen ( T) 


SH 


1005488 
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und endlich russisches Beutegrät für die Umbewaffnung der 
ungarischen Sicherungsdivisionen. 

Hinsichtlich des ungarischen Wunsches auf Lieferung 
von Panzern für die Aufstellune einer 2. une. Panserdivision 
wurde den Ungarn mitgeteilt, daß der l. une. Panzerdivi- 
sion stärkere deutsche Panzer überwiesen werden würden und. 
daß die hierdurch bei der 1. ung. Division freiwerdenden 


Panzer zur Aufstellung einer 2. Division benutzt werden 


könnten, 


Türkei, 


Als besonderes Ereignis konnten die Verhandlungen 
mit der Türkei gewertet werden. Auf Grund der Vorverhand- 
lunren der deutschen Vertretung in der Türkei und des Ver- 

` handlungsführers des Auswärtiren Amtes, des Gesandten 
Clodius, in der Frage der Belieferung Deutschlands 
mit Chrom, lud der Führer im Frühjahr 1942 eine türkische 
Militärkommission ein, um mit ihr eine Bereitstellung 
von modernen Waffen gegen die türkischen Ohromlieferungen 
zu besprechen. Auf Grund des persönlichen Empfangs der 
Kommission äurch den Führer und zahlreicher Besprechungen 
mit dem Auswärtigen Amt und dem Wehrwirtschaftsamt 
wurde den Türken ein 100 Millionen Kredit zur Verfügung 
gestellt zum Ankauf von Waffen in Deutschland. Zweifellos 
hat dieser Vertragsabschluß zur. Besserung der deutschen 


und tlirkisthen Bekiehunren beigetragen und den türkischen 


4035489 
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Wunsch, nicht in das Xriegsreschehen hereinsezoren zu werden, 
vermehrt. Die pünktliche Belieferung der Türken stelle bei 
der gespannten deutschen Riistuneslaze eine schwierige und 
arbeitsreiche Aufgabe dar, 

Oberstleutnant Radd t k e` vom Wi Ri Amt hat an dem 
Erfolg dieser umfanzreichen Verhabdlunzen mit den verschie- 
denen Staaten hervorrazenden Anteil. 

Das deutech-tiirkieche Regierunzsabkommen über Liefe- 
rung von Kriezsrerät wurde am 31.12.1942 unterzeichnet. 

In den Monaten Februar bis Aurust 1943 sollten im 
Rahmen dieser Vereinbaruncen im wesentlichen folgende 
Geräte zur Ablieferunz kommen: 

109 - 5 cm Pak mit Munition und Ersatzteilen 
445 - 8.0.6. 34 mit Munition und Zubehörsachen 


32 = Panzerkampfwaren III m. Munition und Ersatz- 
teilen 


35 Panzerkampfwaren IV m. Munition und Ersatz- 
teilen 


Befehlepanzerwacen mit Z.U.V. 


1 ~ Kraftfabrzeugwerkstatt "Matra" mit Ersatz- 
teilen 


sowie verschiedene optische Geräte, 

Die qualitative Abnahme der Geräte und Munitionsnen- 
gen erfolgte durch Abnahmebeauftragte der deutschen Wehr- 
macht. Quantitative Abnahme fand in der Türkei statt. 

Eine Erstattung der Rohstoffe für die abzugebenden 
. Geräte erfolzte nicht, Die Rohstoffmengen mußten vielmehr 
den Kontingenten des jeweils für die Abgabe in Frage kom- 


menden W.T. entnommen werden, 


— 
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besonders an Holz und Kupfer waren beträchtlich, Darüber 
hinaus wurden von Deutschland verschiedene Rohstoffe, Che. 
mikalien, Buna, Zellwolle und Kunstseide zur Verfüzunz 
gestellt, 


Japan legte im Juli 1942 eine umfangreiche Wunschliste 
von 2 20 Positionen vor, die teils aus hochwertigetem Kriegs- 
gerät, teils aus Rohstoffen, Werkzeugmaschinen und endlich 
in der Erwerbung moderner Verfahren, wie Kohlehydrierung, 
synthetische Treibstoffhers#llung usw. bestanden, Gemäß 
Weisunr des Führers sollten die japanischen Wünsche weitest- 
gehend erfüllt werden. Die Schwierizkeiten der Lieferungen 
bestanden in erster Linie in der Transportfrage. Allmäh- 
lich stellte es sich heraus, daß es den Japanern in erster 
Linie darauf ankam, Einzelstlicke und Nachbaurechte zu er- 
halten, um die deutschen Konstruktionen und Erfindungen 
nachzubauen, Die Verhandlungen waren besonders schwierig, 
weil die Japaner die Wünsche für die verechiedenen japa_ 
nischen Bedarfstriger getrennt vorbrachten und dieses Ver- 
fahren oft zu Doppel- und Mehrfachanforderungen führte, 

Die sehr langwieriren Verhandlungen brachten den Japanern 
den Beweis größten deutschen Entgegenkommens, führten aber 
zu verhältnismäßig gerincen Erfolgen, weil die Transport- 


frage nicht gelöst werden konnte, 
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monatliche Lieferunven von 4 Gesch!itzen und 10 000 Schuß 


durchzufiihren. 


Spanien, 


Leitgedanke bei der Entscheidung über Kriegsgeräte- 


lieferungen nach Spanien wa, im Rahmen des militärisch 


Möglichen Gegenposten für kriesswichtige spanische Liefe- 


rungen und Leistungen zu schaffen. 
Mit der spanischen Narine wurde ein Abkommen teschlos- 
sen über 
Fertigung und Lieferung von Sperrwaffen, 
Geschützen ( einschl. Doppelflak und Munition) 
Schnellbootsemotoren 
im Gesamtwert von rund RM 22,6 Mill.; 
dazu kamen noch Nachbaurechte 
in Höhe von etwa 
Außerdem wurde den Spaniern vorbehalten, 
Auftrag auf Lieferung von Ausrtistungs- 
sachen für vorstehendes Cert zu er- 


teilen in Höhe von RN 3 -4 Mill. 


Ferner wurde ein mit spanischer Hilfe aus Seenot in 
einen spanischen Hafen einrebrachtes U-Boot an die spani- 
sche Marine verkauft. Der Verkaufspreis wurde entrerenkom- 
mend unter Berücksichtirung der schweren Beschidigunven des 
U-Bootes auf RM 1,5 Millionen festzesetzt, 

Die dureh den spanischen Ministerwechsel gum Still- 


stand gekommenen deutsch—spanischen Wirtschaftsverhand- 
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luncen wurden gegen Ende des Jahres erneut aufgenommen und 
ein Zwischenabkommen abresrhlossen, in dem die rundsätze 
des deutsch-spanis nen Warenvarkehrs festgelegt worden 
sinds, 

Als Gegenlieferung an Kriegsrerät für diese interi- 
mistiscne Verhandlungsperiode wurde eine Lieferung der 
Brüriner Waffenwerke liber insgesamt 6.000 K.G.8 einschl, 
Munition im Werte von etwa 30 Millionen RM vorzenehen. 
Die Rohstoffbeistälung für diese Lieferung wurde von RWiM 
geregelt. | 

Dem deutschen Delerationsführer wurden Anfang Dezen- 
ber von spanischer Seite erneut folrende Rüstungswünsche 
vorgetragen: 

l.) Heer 

50 oder 60 mm Pak 

15 cm Geschutze 

Panzerwaren I mit 2 KG 7,92 am 

Panzerwären II mit 45 oder 50 mm Kanonen und 2 19 
Panzerwagen III mit 75 mm Kanone und 2 MG 20 mm 


aufreführtes Material einechi. Munition. 


2.) Luftwaffe 
Jacdfliuezeuge Me 109 G 
Transportflugzeuge Ju 52 
Bomber He 111 H 6 
einschl. Bewaffnung und Ersatzteilen. 


2 om, 3,7 om unc 8,8 Flak einschl». Zurmaschinen u. 
Munition 


torchzerät 


4033499 
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Scheinwerfer 

Feldfunkstationen 1,5 Kw für Lang- und Kurzwelle 
au 100 Kw 

sowie fahrbare Wetterstationen und Rollfeldbe- 


leuchtung, 


3.) Marine. 


8,8 und 10,5 Doppelflak einschl. Feuerleit 

10,5 cm einfach Flak 

3,7 om halbautomatische Plak 

20 und 37 mm Maschinenkanonen 

Feuerleit für Torpedoausschußrohr 

EMD-Ninen 

Wasserbomben 

G 7 und elektrische Torpedos 

Kinematographischea&, Vermessungsgerät 

Askania-Beobachtunes- und Scherenfernrohre 

Entfernungstiesser Zeiß und Goerz BR 

Optische Gläser ZeiB. Sr 
Da über Mengen keine Angaben gemaht worden sind, wurde uit 
Spanien vereinbart, Anfang 1943 eine ee Sis komad - 
von Fachleuten nach Deutschlarid gu entsenden, — 

Unabhängig hiervon wurden vom Befehlshaber in Spa- 
nisch-Marokko, General Or g a z, Kriegsmaterialwünsche 
vorgebracht, die sich u.a..auf 
360 Pak 


Panzerwagen für 2 - 3 Rerimenter 


WELLE) 
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24 Plakbatterien 


3 Kiistenbatterien nit 24 om Geschiitzen 


eretrecrzene 


Diese Wineche wurden in die Kommissionseverhandlunren 


mit aufgenommen., 
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GC. Rüstungswi rt sc haft, 


Die rüstungswirtschaftlichen Arbeiten des Jahresl942 
verliefen erheblich stetiger als in den Vorjahren und 
hatten während des ‚ganzen Jahres die vom Führer gegebenen 
Richtlinien vom 10.Januar 1942 als Richtschnur. Auf Grund 
des. Ende 1941 auf dem Ostkriegsschauplatz eingetretenen — 
Riicokschlages und der in den Ostkämpfen bisher gewonnenen 
Erfahrungen erliess der Führer am lO.Januar 1942 mit 
Nr. 1/42 g.Kdos. OKW/WFSt/Org.-Wi Ri Amt Richtlinien für 
die Rüstung des Jahres 1942, die gegen die Richtlinien 
vom Juli 1941 eine erhebliche Änderung der Auffassung be- 

2 
deuteten (siehe Anl. XXII,42). Wenn auch in’den neuen 
Richtlinien der Ausbau der Luftwaffe und Kriegsmarine zum 
Kanpf gegen die anglosächsischen Mächte als Zielsetzung 
auf weite Sicht noch betont wurde, so trat durch diesen 


Befehl für die Kriegführung des Jahres 1942 doch das Heer 


rüstungsmässig wieder voll in den Vordergrund. 


Den Anträgen des Wi RU Amtes entsprechend wurden 


die W.T. angewiesen, ihre Rüstungspläne auf den verfüg- 


baren Rohstoffen - aufzubauen und der Chef OKW wurde vom 
Führer beauftragt, zur Stärkung der Kampfkraft des Hee- 


res alle einigermassen zu vertretenden Kürzungen bei 


A 089498 
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Kriegsmarine und Luftwaffe in der Rohstoffverteilunr vor- 


zunehmen, 


Die neuen Richtlinien forderten 


beim Heer: Die Wiedereinsatzbereitschaft des Heeres bis 1.5. 
1942, seine Bevorratung an Munition in Höhe des 
6-fachen Monatsverbrauches und eine erhebliche 
Verstärkung der Schnellen Truppen und der Moto- 


risierung für den östlichen Kriegsschaupltz; 


' bei der Marinesdie Konzentrierung der Rlistune auf Bau und 
Unterhaltung der U-Boot-Waffe, sowie die Erhal- 
tung des Teleitaienstes und der Sicherung Nor- 
wegens; 

bei der Luftwaffe: Durchführung des Flurzeugbeschaffunes- 
programms 21 und des Plakprorramms im Rahmen 
der Rohstoffzuteilune. 
Als besonders drinrend wurde eußerdem noch die Durchführune 
des Mineralilprocramms und der Programme auf dem Gebiet 


72 


des Eisenbahn- und Nachrichtenwesens sowie des chemischen 


Erzeurunssplanes bezeichnet. 
\ 

Endlich sollte der Ausbau der Kiistenbefestigune nach 
Maßgabe der Kräfte und Mittel fortzesetzt werden. 

Diese Richtlinien bildeten wäh- -enà des ganzen Jahres 
die srundlage für die Prorrammgestaltung mit Aumahme n.ch- 
stehender Anderuncen: 

Die eroße Transportkrise im Winter 1941/42 und der 


sroBe Ausfall an Lokomotiven und sonstiger Transportmittel 


k 58354939 
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in Verbindung mit der Erkenntnis, daß die Überwindung des 
russischen Raumes eine Transportmittelfrace ist, führten 
dazu, daß bereits in Februar das Mineralölprogramm und das 
Transportmittelprorramm in der Dringlichkeit an erste Stel- 
le gesetzt wurden. Im Mai’ 1942 wurde sorar noch angeoränet, 
da das 3eschaffunesproeramm der Reichsbahn jedem anderen 
Beschaffungsvorhaben, auch den dringendsten der Wehrmacht 
gegenüber, den Vorranr haber. Ebenso wurden im Laufe des 
Jahres mehrfach Sonderweisunren gezeben, um die Forderung 
und Produktion an Treibstoffen und den Ausbau neuer Werke 
vor allen anderen Vorhaben zu fördern. 

* übrigen behielten aber die Richtlinien vom 10. Ja- 
nuar ihre volle Gültirkeit und es war das Bestreben aller 


Stellen im Rahmen dieser Richtlinien eine Rus tungssteige- 


rung zu erreichen. Der neue Rn. T.B.u.M. sah in Sonderheit 


die Leistungssteizerung in der Gesamtriistung ale seine 
erste und dringlichste Aufgabe an. Er schlug dabei den 
Weg ein, den das Wi Ri Amt seit Kriegsbeginn angestrebt 
hatte, aber bei der mangelnden Durchschlagskraft des OKW 
nicht erreichen konnte, Dieser Weg ist mit folrenden Punk- 
ten kurz gezeichnet: 

Binrichtunr einer Gesamtplanune und 

Aufstellung einer klaren Rohstoffbilanz 

Erhöhune der Kohlenförderunz | 

Erhöhung der Eisen- und Stahlproduktion und 


Neuverteilunz zu Gunsten der Wehrmacht 


Erhöhte Einschaltung der Selbstverantwortung der 


A085500 
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wirtschaft durch Bildung von Fertigungsausschüssen 
und = ringen 
Rationalisierung der Fertigung 
Lösung der Transportkrise durch bevorzugte Bes. 
lieferung der Reichsbshn 
Besserung der Arbeitseinsatzlage durch Sicherung 
der Schlüsselkräfte in den Betrieben und er- 
heblicher Einsatz von Sriegszefanvenen in der 
Rüstung 

und 
endlich Verbes:erune der Lare auf dem Energiege- 
biet durch Bau neuer Werke und Einsparunzsmaß- l 
nahmey zu Lasten der nicht kriegswichtizen Wirt- 
schaft. 


3 Wenn auch diese Maßnahmen auf. vielen Gebieten nicht 
den Erfolg gebracht haben, den der Rm.?+B.u.M, erhoffte 
und seinerzeit dem Führer in Aussicht gestellt Butter so 
hat sich seine Arbeit doch erfolgreich auf die Rüstung 
ausgewirkt und auf den wichtigsten Perticungszebieten ~ 
eine erfreuliche Leistungssteigerung hervorgerufen. Vor 
allem hat man von nun ab dem Volk den Ernst und die For- 
derungen des totalen Krieges klar gemacht und eine ef= 
freuliche Mitarbeit von Staat und Volk erreicht. Auf die 
einzelnen Maßnahmen wird später eingegangen. | 

Um den neuen Führerbefehl schnellstens zur Durch- 


führung zu brinren, wurden Mitte Januar die Rüstunzs- 


685901 
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inspekteure und -kommandeure in die neuen Aufgaben eingeführt. 
Die Vorträge des Amtachefs des Wi Rü Amtes, des Abteilunzs- 
Chefa der rüstuneswirtschaftlichen Abteilung und des Gene- 
ralbevollmächtiren für Sonderfrazen der chemischen Erzeu- 
zung, die in der Anlage XXII, 43a, b, und © beirefirt sind, 
zeben Auskunft über die Auffassungen, die vom Wi Rü Amt 
vertreten wurden, Die Rilstunesdienststellen wurden in Son- 
derheit angehalten, in enzster Kameradschaft mit den Stel- 
len des Rüstunsesministeriums zusammen zu arbeiten, die der 
Wirtschaft Übertrarene Rationalisierung tatkräftir zu unter- 
stützen, die Arbeit mehr als bisher in die Praxis zu ver- 
J und auf die Aufraben zu konzentrieren, die kriers- 
entscheidend eind. im Hinblick auf die Wichtickeit des 
MineralSlprorranms und der sonsticen Aufwaben des BG Chem 
wurde den Dienststellen auf dieser Tarung ein einrehendes 
Bild gegeben über Zweck und Umfane dieser Arbeiten und 
sie wurden angewiesen, gemäß der Führerweisunz diesen Vor- 
haben besondere Förderung anredeihen zu lassen. Durch 
Befehl Wi Rü Amt Nr. 200/42 g.Kaos. vom 3lsl, ( s.Anl. 
XXII,44 ) wurden alle Behörden über die neue Führerwei- 
sung untörrichtet und sie gebeten, die geforderten Maß- 
nahmen mit allen Mitteln zu unteretützen, 

Die Ums:ellung auf das neue Riistunesproeramm war im 
vollen Gange als der vom Führer beauftragte neue Rm. f.B. 
usM. sein Amt antrat. Die Zusammenarbeit mit dem neuen Rm. 


f.B.u.M. trat insofern in ein neues Stadium, als Minister 


A 685502 
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Speer sich von Anfang an für die Gesamtrts tung für 
zuständiz hielt und nicht nur, wie es Minister Dr.T od t 
getan hatte,die Pührerwünsche in cen Mittelpunkt seiner 
Arbeiten stellte. Der Chef Wi RU Amt hielt ee für seine 
Pflicht, den Rm. f.B.u.M. in dieser Auffassung voll zu 
unterstützen, da jener seit Jahren den Standpunkt ver- 
treten hatte, daß die Rüstung nur von einem Mann gelenkt 
werden kann und die Verteilung der Verantwortung auf OK, 
Wehrmachtteile und Rn.f.B.u.4. eine Unmöglichkeit ist. 

Die von Minister “peer in dieser Richtung angeordneten 
Maßnahmen konnten daher vom Wi „Rü Amt nur gut geheißen 
werden, so .lanre sie dae feste zentrale Führung und eine 
enge Zusammenarbeit mit dem OKW anstrebten. Minister 
Speer hat seine Grundauffacsung bei der Übernahme sei- 
nes Amtes in zwei Ansprachen niedergelegt, aie am 24. Fe- 
bruar auf einer Gauleitertagung und am 17. April auf einer 
Tagung der Gauwirtschaftsberater »ehalten wurden. Beide 
Reden sind in der Anlage beigefügt ( 8. Anl. XXII, 45 und 
XXII, 46). 


Die von Minister Sp & e r in den ersten Monaten 


getroffenen einzelnen Maßnahmen können nur voll gebillirt 


werden, 


Wenige Mare nach Übernahme der Dienststeiluns forder- 
te Minister S pe e r vom Wi RU Amt und den WT die Be- 
reitschaft sich seinen Weisungen voll unterguordnen und 
seine Arbeiten riickhaltlos zu unterstützen. Diese Ver- 


pflichtune wurde von allen Amtschefs im Interesse der 
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Sache unt erzeichnet,trotzdem seitens der WT dagegen er- 
hebliche Bedenken bestanden. Die erste praktische Maßnahme 
war die Einrichtung der Zentralen Planung, wie sie von 
Seiten des Wi Rü Amtes seit Jahren gefordert wurde. Es 

ist besonders interessant festzustellen, daß diese Zentrale 
Planung jetzt von den Vertretern der drei Stellen gefor- 
tert wurie, die dem Wi Amt gegenüber lie Zentrale Pla nung 
aoselehnt hatten, nämlich dem Rm. f. B.u.M., dem Ob.d.L., 
in Gestalt des Generalfeldmarschalls Mi le h und dem 


Vierjahresplan, in Gestalt des Staatssekretärs Körner, 


Daß eine solche Zentrale Planung für die Rüstungsführung 


eine unbedinste Notwendigkeit ist, war immer erkannt wor- 


den; dal sie bisher nicht aurchseführt worden war, lag an 
den Verhältnissen und an den Widerständen der obengenannten 
Stellen. Daß das OKW nicht in der Fährung dieser Planung 
war, war ein Fehler, entsprach aber dem neuen 
ler von Minister © peer gesteusrt wurde und der 
nicht den Chef OKW, sondern Generalfeldmarschall Milch 


als Vertreter der Wehrmacht betrachtet naben wollte, Die 


. Einflußnahme des OXW wurde allein dadurch gesichert, daß 


s bei allen Tagungen Jer Zentralen Pla- 


\ 
dine ähnliche notwendize 


ltung der 3elbstverantwortung der "Wirtschaft. Schon 
hatte das Wi RU Amt die Auffassung vertreten, 


irtschaft»-stär.er in die Rüstunzs- und Kriegs- 
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vorbereitun 


e Auffassunr wurde aber seitens der WT scharf be- 


Dies 
kämpft, weil die Waffenänt: ier Auffassung waren, dab 


sie allein die Produktion steuern könnten und daß sie die 
einzelnen Firmen in der Hand haben müßten. Wenn diese Auf- 
fassune auch für den Frieden eine gewisse Richtiekeit hatte, 
so war sie für den Krieg falsch. Es war daher das Bestre- 
ben des Wi Rü Amtes wenigstens bei den Rü In Beiräte 
der Wirtschaft einzustzen und so eine engere Verbindung 
zwischen Wehrmacht und Wirtschaft zu schaffen. Die Heran- 
ziehunz der Reichseruppe Industrie gur zentralen Steuerung 
der Ristufrsaufträge war allerüines unmöglich, so lange 
die Verantwortung für die Rüstung bei verschiedenen Zen- 
tralsteilen lag und nicht ein Stelle vorhanden war, die 
mit allen Vollmachten ausgerüstet, der Wirtschaft bindende 
Befehle geben konnte. Der Gedanke, die Auftraglenkuneg 
aller an die Rüstung gegebenen Auitrare, die Umsetzunr der 
ufträre zur Serienfertirune in rassereine Betriebe und 
die Durcnfiihrune der Rationalisierungsbestrebunren in die 
Hand der Aussch’sse und Ringe zu legen, war zweifellos 
richtig, so lanre diese Ausschisse- nicht daran ringen, ihre 
Tätigkeit biroktatisch aufzuziehen, sondern eich nur in 
der Praxis auswirkten. Ob es allerdings zweckmäßig war, 
dabei die auftrargebenden Stellen - die Waffenänter - 


völlir auszuschalten, sei dahingestellt. Ebenso scheint 
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Aussch'sse und Rinze allmählich zu stark aus- 
zu sein, soäüaß es für die Wirtschaft eine 
astune darstellte. Es muß aber festgestellt wer- 
den, daß das System zweifellos zu einer erheblichen 
Leistunegssteirerung geführt hat und zwar in Sonderheit durch 
die Serienfertigung und durch den Erfahrunesaustausch, der 
und. Rinre durchgefiihrt wurde, 


ffun» einer klaren Bilanz auf dem Kohlen- 


ad Rohstoffrebiet, sowie die Maßnahmen zur Förderung der 


= 
«hth bie 


diesen Gebieten konnten nur voll berrüßt 


werden. Vor allem die klare Erkenntnis, daß ftir eine 


J 


| — 
Rüstunzseteireruns zunächst eine Erhöhune der Kohlenför = k 


derung, eine bessere Energieausnutzune und eine Vermehrung 
Rohstoffe notweéidig ist, war fiir die Fortführung der 
von besonderer Bedetittuns. Ebenso bedeutsam war die 
RWiM, mehr Eisen und Rohstoffe für die- wT 
en zu Lasten der sonstiren noch Laufin 
hiermit wurde eine Porderung durchgeführt, 
vom Wi Rü Amt erhoben worden 
war, aber vom RWiM immer abrelehnt wurde. 

Besondere Verdienste erwarb sich Minister S p eer 
zusammen nit dem neu emannten Staatssekretär im Reichsver- 
kehrsministerium, Dr. VManzenmülle nr in der Bokėj- 
tisun® der die F ont und di Rüstuns so stark velastenden 
Transportkris: Auch nier setzte Minister 5 peer For- 


bereits vor dem Kriege vom Wi RU Ant 


bd 


, deren Notwendigkeit aber von der 
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Es 
Rüstunesninisteriun 
Pläne der Wi Rü Amtee zu brechen und um die Mitarbeit 
Ger WT au? vielen Gebieten zu erzielen. Und erst ¢ ix 
machten, die der zivile Minister vom Führer übertraren 
bekommen hatte, führten dazu, Vorschläge und Forderunzen 


des Wi Rü Amtes, die seit Jahren klar erkannt und 


4 waren, gegenüber den WT unä anderen Dienststellen 


führung zu bringen. 

Das Wi Rü Ant hatte mit der Durchführung des Rüstunezs- 
programms nur so lange zu tun, als es eich reschlossen 
Bereiche des OKW befand. Mit der Übertritt 
amtes in den Bereich dss Rm. f.B.u.M. ging 
Ger Rüstung immer mehr in die Yknée des Riis tu 
amtes und des Techniechen Antes über, während im Rüs inesant 
in der Hauptsache nur cie Rohstoffbewirtechaftune, der 

3 rischen Aufraben, wie Luftschutz, Sabotageschutz usw. 
verblieber. 
> 

Die Unsicllung au? das vom Führer am 10.1.42 befohlene 
neue Rüs tungsprogramm machte besonders durch der Manrel 
an Arbcitskräftur, die zu einen srößern Teil schon ir 
das Luftwaffenprosramm überführt waren, durch Mangel an 
NE~MetelPen und durch Fehlen freier Kapazitäten auf dem 
Geschützgebiet, die dem Flakprozramm zur Verfügung gestellt 
worden waren, erhebliche Schwierickeiten. Es bedurfte daher 


einrekender Ausgleichsverhandlungen mit den WT, um dem Heer 
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wieder die Mörlichkeit zu reben, seinen Riistunssschwerpunkt 

den Führerbefehl RAR durchzusetzen. Um die Flak- 

fertirung nicht abeirken zu lessen, wurden vom HWaA die 
Aufträre an Flakrohren nach Italien verlagert. 

Im März machte die Laere auf dem Munitionsgebiet ein 
Sinereifen des Wi Rü Amtes in den Ablauf der Rüstunr er- 
forcerlich. Der erhebliche Munitionsverbrauch in den Winter- 
monaten und die Bereitstellung der von Führer befohlenen 
Munitionsreserven forderten vor allen auf dem Gebiet der 

P. H. durchrreifenäie Maßnahmen. Krierssmarine und Luft- 


waffe wurden daher anzewiesen, Kapazitäten an das Heer ab- 


zureben, die Gesamtmunitions?ertieuns, in Sonderheit die 


Hiilsenferticung wire durch die Zuführune von Arbeitskraf- 


erhöht und die Pulverergzeucung durch schnelleren Ausbau 
Vorprvuuuktenerzeurung verbessert. Die Luftwaffe lerte 
ihrer Bombellerticune zu “uns ien d Heeres still. 
Tie Kürzung der RohstolI 
Kriersmarine in Schwierigkeiten -ebracht 
März meldete, daB ihre U-Boot-Produktion 
5.6 
den U-Bootbau und durch 
vermindern müsse. 
| 
Mihriahr die Erhöhung 
für die Raketen und den 
Neuentwickluneen be- 


Antes klare Forde- 
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ach enteprechendem Führer- 
u der Fertirunssstätten in das Dring- 

ramm vorgenommen werden kann. 

Minister Dr. Todt einreleitete und von 
winister 3 peer später ausgebaute Rationalisierung der 
Fertirung wurde vom Wi Rü Amt mit allen Mitteln unterstützt 
und die RU In angewiesen, den damit beauftrarten Stellen 
der Wirtschaft jede Hilfe zu gewähren. Näheres siehe Vor- 
trag Oberst Ne ef ( s. Anl. XXII,47 ). Im Rahmen dieser 
Rationalisierung erfuhr die Fertigung moderner Werkzeug- 
maechineı eine besondere Förderune. Də” Feichsmarschall 
nahm sich im Interesse der Luftriistung selbst der Ange- 
Acgerkeit an und befahl eine möglichst starke Stützung 
der Werkzeuemaschinenfertigung. In Sonderheit wurde die er- 
höhte Fertirunr von Einzweckmaschinen gefordert, Dem Beauf- 
trarten für Maschinenbau wurd2r hierfür Facharbeiter zur 
Einrichtung einer zweiten Schicht und vermehrte Rohstoff- 
zuweisunren zuzesart. 

Ebenso wurde im Interesse erhöhter Kohlenförderune die 
Herstellung der Bergwerksmaschinen arbeitseinsatsmäßiz ce- 
sichert und äer Generatorbau für Kraftwagen gefördert. 

In dem Bestreben Neubauten einzuschränken und möglichst 
viel Kräfte für die Waffen- und Panzerherstellung freizu- 
bekommen, versuchte Minister Sp ee r im März erhebliche 
Einschränkungen des Ausbauplans des G.B. Chem vorzunehmen, 
wi Rü Amt trat im Interesse der Rohetoff- und Treibstoff- 


riistung stark für Beibehalt der Planungen ein, verlangte 
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rbrauchs und eine Zon- 
zentrierunz der Arbeitskräfte au le Gringlichsten Auf- 
raben. 

Fine besondere Arbeit erwuchs der Rüstunesorganisation 
durch die von Minister ~“ p e e r einzeleiteten Maßnahmen 
zur Sicherung der Arbeitskräfte für die Rüstung. Die 
Durchfiihrune der Aktion " Schlüsselkräfte ", auf die im 


Teil Arbeitseinsatz näher einzeranren wird und die für die 


gesamte. Fortführung der Rüstung und die Leistungssteizerung 


von großer Bedeutung werden sollte, bedeutete eine schwie- 
rige, aber ädüikbare Großaufrabe für die Rüstungsdienst- 
stellen. In enger Zusammenarbeit mit den Wehrersatzdienst— 
stellen gelang es den Rü-Dienststellen sehr schnell einen 
Überblick über die Zahl an Schlüssel- und Fachkräften zu | 
schaffen und ihre Sicherstellung in den Betrieben durch- 
zufiihren. Näheres siehe Teil Arbeitseinsatz. 

Von besonderer Bedutunz für die verantwortliche 
Mitarbeit der Wirtschaft und für die Leistungssteirerung 
wurde auch der Führererlaß vom 21.3. " Verordnung zum 
Schutze der Riistuneswirtschaft" ( e.Anl. XXIT,48 ), da 
diese Verordnune der Wirtschaft zum ersten Mal den Ernst 
ihrer eirenen Aufgabe vor Aurenführte, ihre große Mitverant— 
wortung feststellte und einen Verstoß dareren unter Stra- 
fe stellte. Alle in rleicher Richtung vom Chef wi Rü Amt 
friiher betriebenen Maßnahmen wurden von den verschieden- 


sten Stellen sabotiert. 
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In der Frage der Einstufung der Rüstunseprorramme in 
die Drinelichkeitsliste wurde ein neuer Weg beschritten, 
da die Einstufung nach SS, S, Ia und Ib Aufträren sich ab- 
genutzt hatte und die Masse der Wehrmachtaufträze nach §§ 
und S verlegt worden war. Infolgedessen wurden die Stw7en 


Ia, Ib und II als Normalaufträge umzewandelt, die keine 


besondere Förderung genossen und für ranz besonders wich- 


tige Aufträge wurde die Stufe D E geschaffen, die aber nur 


mit Einveretänänis des Rü Amtes benutzt werden durfte 

( 8. Verfürunze å., Rm.f.B.u.M., Anl. XXII, 49 ). Besondere 
Maßnahmen wurden in der Drinrlichkeitsanoränunge für das 
Mineralöl- und das Reichsbahnprogramm retroffen, um diese 
beiden Vorhaben in Anbetracht der Tesamtlare möglichst zu 
fördern. Außerdem wurde im Aurust nochmals eine Ranefolre 
der Programme und Programmteile für die Zuweisung von 
Arbeitskräften festreleert, um für die dringlichsten Auf- 
gaben auch den Arbeiterfehlbedarf sicherzustälen, 

Mit besonderem Nachdruck wurde die Verlarerune von 
Aufträsen nach den bestzten Gebieten betrieben. Die Verla- 
gerung war soweit fortgeschritten, daß am 1.10.42 an 
unmittelbaren und erkennbaren mittelbaren Wehrmachtaufträ- 
gen untergebracht waren in 

Prankreich im Werte von - Millionen RM 

Niederlande . “ " 

Gen.Gouvernement - 

Belrien 


Dänemark 
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Norwegen im Werte von 86 Millionen RM 


Serbien 14 
Saloniki = ” " 


Sae 3 791 Millionen RM. 
Außerdem noch in befreundeten Ländern fir ətwa 515 Mill. 
Reichsmark., Auszeliefert waren von den verlagerten Aufträgen 
an Wehrmachtsgerät in der Zeit vom l.l. - 30.9.1942 : 
Aufträge an Waffen im Werte von 89 Millionen RX 
— " Munition — — — ” ” 
n * Kraftfahrzeugen" “ " 298 " 
z " Schiffen RA. "598 = 


" Pluzzeuren " " 858 


Nachrichtengerät 146 


Optischem Gerät 


Bekleidunr u. 
Ausrüstunz n 
Maschinen " 


Alle. Wehrmachte- 


gerät 
Handelsübl, Gerät 


Sonstirem Gerät 
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PYrOoOduktionsmit te n 
SS a a a a amaan 


_—— 


Der grosse Bedarf an Werkzeugmaschinen nahm durch 
die Erweiterung der Programme und durch die starke Ab- 
nutzung der Maschinen weiter zu. Da die Mehrproduktion 
an ee S nur langsam anwuchs und den Auslandsaufkäufen 
durch die Devisenlage auch Grenzen gesetzt waren, wur- 
de vermehrter Wert auf die Durchführung des Maschinen- 
ausgleichs gelegt. Durch Befehl vom 8.9.1942 wurden 
durch den Reichsminister fiir Bewaffnung und Munition 
und Reichswirtschaftsminister erneute Richtlinien her- 
ausgegeben fiir’ vermehrte liaschinenausk‘immung und besse- 
ren llaschinenausgleich. Näheres ergibt der in der 
Anlage XXII ,50 beigefügte Befehl. 

Daneben war es eine besondere Aufgabe des Wi Amtes, 
die rohstoffmässige Versorgung der nach der Schweiz ge- 


legten Naschinenaufträge sicherzustellen, da die Schweiz 


ihre Auftragsannahme immer mehr von der Bereitstellung 


der dazu notwendigen Rohstoffe - in Sonderheit der NE- 


Metalle - abhängig machte. 
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Transportlage 1242. 


Die seit Kriegsbeginn sich anzeigenden und Ende 1941 
ausgebrochenen Schwierigkeiten auf dem ‘Transportgebiet 
drohte, sich in den ersten Monaten des Jahres 1942 zur 
Krise auszuwachsen. Durch den starken Kälteeinbruch im 
Januar 1942 und durch die starken Abgaben anlokomotiven 
und rollendem Material an die Ostfront versteifte sich 
die Betriebslage in der Heimat so stark,dass der Rück- 
stau an Güterzügen viele Tage über 1 100 Züge betrug 
und tagelang Totalannahmesperren abgeordnet werden muß- 
ten. Hierdurch traten auch für die Kohleversörgung der 
Rüstungsindwtrie erhebliche Pannen ein, sodass Stille- 
gungen zahlreicher Betriebe stattfinden mussten. Die 
Hilfsaktion für die Rüstungsindustrie konnte sich bei 
dem Mangel an Loks und bei den zahlreichen Streckensper- 
rungen zunächst nur darauf beschränken, die héchs tkriegs- 
wichtigen, kontinuierlich laufenden Betriebe dts Mine- 
ralöl-, Buna-, Leichtmetall- und Sprengstoffprogramms 
zu versorgen. -Ende Februar lagen noch 154 Rüstungsbetrie- 
be ganz und 35 teilweise still.Erfreulicherweise nahm 
sich der neuernannte Minister f. B. u. Mun. der Transport- 
lage von Anfang an energisch an und unterstützte die 


seit langem bestehenden Forderungen des Wi Amtes,das 


Transportmittelprogramm dem übrigen Rüstungsprogramm in 


der Dringlichkeit gleichzustellen. Als sich im Mai her- 


ausstellte, dass die Winterkrise nicht nur eine Folge 


a 635519 
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des starken Kälteeinbruchs und der Ostabgaben gewesen 


war, sondern dass die Reichsbahn in ihrem jetzigen Zu- 


stand den Anforderungen des Krieges überhaupt nicht ge- 


, wachsen ist, wurde die Verkehrslage endlich grundlegend 


aufgegriffen und die Verhältnisse bei der Reichsbahn 
einer Reorganisation unterzogen. Hierbei kam es in meh- 
reren Chefbesprechungen zu schweren Vorwiirfen des Reichs 
ministers Speer gegen das Verkehrsministerium und 
gegen die Reichsbahn, die den Riicktritt des Staatssekre- 
tars K 1 ot nmann gur Folge hatten. 

Anfang Juni erklärte Minister Speer =, dass 
der Führer ihn und Feldmarschall Mil ch beauftragt 
hätte, die Transportangelegenheit so zu ordnen, dass 
die Verkehrsmittel, in Sonderheit die Reichsbahn, den 
Forderungen der Rüstung und aus Kriegswirtschaft entspre- 
chen. Er würde die erforderlichen Maßnahmen mit dem neu 
ernännten Staatssekretär Dr. Ganzenmüller 
durchführen. 

Die mangelnde Gestellung von Waggons für die 
Rüstungswirtschaft hielt zunächst an und erst dem tat- 
kräftigen Eingreifen des neuen Staatssekretärs in Rei dies 
verkehrsministerium, Dr. Ganzenmüller, war 


es zu verdanken, dass Mitte des Sommers die Transportla- 


“ge flüssiger wurde und die Wirtschaft vor weiteren Kri- 


sen durch die mangelnde Bedienung mit Verkehrsmitteln 
verschont blieb. 


Durch Einrichtung von Transportleitstellen wur- 


"de der Kreuz- und Querverkehr ung Gegenverkehr von Gü- 
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tern unterbunden und die bevorzugte Beförderung von 
Riis tungsgiitern Sichergestellt. Die Lokomotivreparatur 
wurde von 600 Stiick auf 1 500 monatlich gesteigert. 
Der Neubau von Loks und Waggons wurde erheblich geför- 
dert und eine vermehrte deranziehung von Material aus 
den besetzten Gebieten in die Wege geleitet. 

Um die Forderungen der Riistungswirtschaft einheit- 
lich zu erfassen und gegenüber den Verkehrsträgern zu 
vertreten richtete Minister S< peer in seinem Ministe- 
rium eine Sonderstelle ein und übertrug diese dem Ober- 
bürgermeister Liebel, Nürnberg. Dieser wurde be- 
auftragt, die Forderungen auf dem Transportgebiet aller 
Amte¥. züsammenaufassen und in Sonderheit die Bedürfnisse 
der Rüstung bei den zust‘indigen Stellen durchzusetzen. _ 

Um die Lokproduktion gü steigern; wurde in kürze- 
ster Zeit ein Einheitsloktyp konstruiert, cay den Ost- 
verhältnissen Rechnung trug und im Serienbau leicht zu 
fertigen war. Diese Maßnahme brachte einen schnellen 
und ‘durchschlagenden Erfolg. Im September wurden 220 neue 
Loks gefertigt gegen 125 im Jahre 1941 und 67 im Jahre 
1940. Bis Mitte 1943 sollte die Monatsfertigung auf 500 


Maschinen wachsen. 


l 
Zur Ordnung der Verkehrsverhältnisse im besetz- 


ten Westen fand am 15.6. in Paris eine Sitzung Statt, 


in der die Grundlagen fiir die Neuordn ung festgelegt wur- 
den. Das Protokoll über diese Sitzung ist,da es einen 
Einblick in die damalige Lage gibt, als Anlage XXII,51 
beigefügt. 
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Im Juli liess sich eine erhebliche Ent spannung in der 


Transportlage feststellen. Hierüber berichtet das Wi Amt 
. des OKW im Monatsbericht vom 1.8. wie folgt: 


"Die Betriebslage der Reichsbahn entspannte sich im 
‚Juli wedentlich weiter. Die Wagengestellung entwickel- 
te sich über Erwarten günstig, so dass bei G- und 
O-Wagen die Zuteilungen für Riistungstransporte fast 
voll erfolgen konnten. Lediglich bei Spezialwagen 
hielten die Schwierigkeiten an, Jedoch machten sich 
auch hier Zeichen der Besserung bemerkbar. Für Koh- 
‚le wurden die geforderten Wagen voll gestellt. An 
der Ruhr warden die Haldenbestände bereits stark ge- 
lichtet, zahlreicher Wagen- und Kahnraum blieb unbe- 
laden. In Oberschlesien stösst der starke Abbau der 
Haldenbestände auf Schwierigkeiten in der Leistungs- 
fähigkeit der Bahnanlagen. Auch in der Industrie 
zeigt sich bei der flüssigen Wagenlage jetzt haufig, 
dass Transportschwierigkeiten bei Lieferungsverzöge- 
rungen Gnberechtigt vorgeschlitzt werden. Die günstige 
Wagenstellung, die mit über 182 000 Wagen im arbeits- 
täglichen Durchschnitt Mitte Juli ihren bisherigen 
Höhepunkt erreicht, ist durch das Zusammenwirken 

- zahlreicher Maßnahmen etc. zu erkliren: 


Senkung des Schad-Wagenstandes von 67 000 auf 

31 000 Wagen, 
Senkung des Bestandes deutscher Wagen im Ausland 
von 110 000 Wagen auf 93 000 Nagen,, 


Herauszäehung bezw. Anmietung weiterer "agen aus 
den besetzten Westgebieten, 
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Verstärkter Rücklauf von Wagen aus dem Osten, 


Senkung der Anzahl der abgestellten Nachschubzüge, 


Teilauflösung der Wagenreserve des Transportchefs, 


Beschleunigung des Wagenumlaufs durch 


schnelle Be- und Entladung, 

Verschärfung derStandgeldpflicht sowie 
Ausdehnung derselben auf die Yehrmscht, 
Einrichtung von Be- undäntladekolonnen, 
Ausdehnung der Be- und Entladungen an Sonntagen, 
Verstärkung der Bedienung der Nebenstrecken, 
Bereinigung der Lieferbeziehungen. 


Neben den vorerwiihnten Maßnahmen wurde die Lei- 
stungsfihigkeit der deutschen Reichsbahn nicht un- 
wesentlich erhöht durch die Zulassung einer weite- 
ren Überladung der deutschen Wagen (nunmehr bis zu 
2 to) und der französischen und belgischen Wagen 
um'l t. Bewusst wurde bei dieser WaBnahme die Stei- 
gerung der Gefahr von Betriebsunfällen durch Heiß- 
läufer, Achsen- und Schienenbrüche usw. in Kauf 
genommen. Um die verschiedenen Maßnahmen für die 
Beschleunigung des Wagenumlaufs noch besser in der 
Praxis zur Geltung zu bringen, wurde im Zuge der 
Stärkung der Selbstverantwortung der Industrie 

von Keichsminister Speer die Einsetzung von 
Transportbeauftragten in der Rüstungsindustrie 
(Tba) befohlen. Der Einsatz der örtlichen Tha er- 
folgte durch die Rü-Dienststellen, deren Transport- 


7 


bearbsiter über die Aufgaben der Tba in einer Ta- 


X 
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sung eingehend unterrichtet wurden. Bis 1.Oktober 

sollte die Einrichtung der Tba stehen, um bei den 

im Herbst salsonmissig zu erwartenden Transport- 

schwierigkeiten bereits nutzbringend zu wirken." 

Im Herbst wurde diese Entspannung durch die star- 
ke Beanspruchung auf dem östlichen Kriegsschauplatz und 

s lurch die Ernte wieder durch neue Spannungen abzelöst, 
die die Rüstung aber nur vereinzelt trafen. 

Trotzden infolge. der Verknappung des Lok- und 
Nagenmaterials und durch Beginn der Bandentätigkeit im 
Osten während des ganzen Jahres eine schwierige Betriebs- 
lage bestand, eliickte es doch, durch scharfe Konzentrie- 
rung auf die Schwerpunkte gute Leistungen im Abtrans- 
port von Getreide, Ölsaaten, Holz und sonstigen Gütern 
aus den besetzten Ostgebieten harvorzubringen. Näheres 
ergibt die Sonderbearbeitung des Wi Stabes Ost. 

Der Ausbau bezw. die Umspurung des Ostnetzes 
machte erfreuliche Fortschritte. 

Auf dem Gebiet der Seeschiffahrt zeigte sich be- 
sonders hervorgerufen durch die Verluste im Afrikaverkehr 
erheblicher Tonnagemangel. Wenn auch durch Aufkäufe bezw. 
Beschlagnahme in Frankreich, Spanien und anderen Ländern 


grössere Tonnagemengen neu gewonnen werden konnten, so 


blieb der Tonnagemangel dauernd "bestehen. Der Führer 


entschloß sich daher, einen Reichskommissar für die See- 
schiffahrt in Gestalt des Reichsstatthalters Kaufma nn 


einzusetzen und diesem die gesamte Leitung des Wiederauf- 
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baues des Handelsschiffsraumes zu übertragen. Die Be- 


fehle und Weisungen für die Zusammenarbeit zwischen dem 


Reichskommissar und dem RMi. £.B.u. Mun. sind aus den 


Anlagen XXII,52 und XXII, 53 ersichtlich. 


Das Wi Amt blieb besonders bestrebt, die Küsten- 
schiffahrt im Schwarzen Meer zu fördern, um den Güter- 


x 
abtransport aus der Ukraine zu erhöhen. 


h 099921 
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Das Jahre 1942 brachte auf dem Rohstoffgebiet ipo rere: 
einen erheblichen Portechritt als sich die von Wi Rü Amt 
seit Jahren vertretene Auffassung durchsetzte, daß zur Er- 
höhung der Rüstungsleistungen zunächst eine Mehrproduktion 
auf den Rohstoffz-hieten notwendig ist, in Sonderheit Mehr- 
förderung von Kohle und eine. Mehrproduttion von Eisen v 
Stahl. Reichsminister S pe * erkannte, daß neben der 
schlechten Transportlare die zu seringer-Kohlenförderungen 
und die ungeniigende Stahlproduktion ein Hemmnis-für eine 
Leistungssteigerung auf dem Rüstungsgebiet ausmachten>Er 
erkaunte afer auch, daß auch der Kohlenmancel in der Rüstungs 
industrie und die geringe Fisenproduktion neben dem Mangel 
“an Arbeitskräften auf der schlechten Transportlage basier- 


ten. Er sah daher als d¥ingendste Maßnahme die Entspannung 


— 


auf dem Pransportgebiet an, als nächste sodann die Maßnahmen, 
die der erhöhten Kohlenförderung und der erhöhten Eisenpro- 
duktion dienten. Weiterhin erkannte er, daß in Sonderheit 

in der Bewirtschaftung des Eisens und der Metalle erhebliche 
Mängel bestanden, die bisher nicht vom RWiM abgestellt war- 
den konnten und daß bei der Verteilung der Rohstoffe auch 
die Rüstung bisher nicht den unbedingten Vorrang gehabt hat- 
te, wie es bei den umfangreichen Wehrmachtsaufgaben erfor-_ 
derlich war. : 


: Die Kohlenlage hatte sich im Winter in der Hauptsache 
durch die schlechte Transportlage so schlecht gestaltet, daß 


= 


1.095522 
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zeitweise selbst wichtige Riistungsbetriebe stillgelegt 
werden mußten. Auch in den Pribjahrsmonaten trat keine 
durchschlagende Besserung ein, sodaß: man für den Herbst 
1942 mit den schlimmsten Befürchtungen rechnen mußte. So- 
wohl im Ruhrgebiet wie in Oberschlesien entstanden erheb- 
liche Haldenbestände und brannten, während die Wirtschaft 
zeitweise solchen Mangel an Kohle hatte, daß selbst die für 
Italien unbedingt zugesagten Kohlenlieferungen tageweise 
eingestellt und für die deutsche Wirtschaft verwandt wer- 

den mußten. Die durohgreifenden Maßnahmen des neuen Staats- 
‚sekretärs Dr. Ga nzenmü i l er auf dem Transport- 
gebiet führten dann erfreulicherweiae im Juni sehr schnell 
zu einer Änderung der Lage, da von ær Reichsbahn ais not- 
wendigen Kohlenzüge gestellt und über den aucenblicklichen 
Bedarf hin Kohlen abgeliefert werden konnten, Außerden wur- | 
den Maßnahmen getroffen auf möglichst umfangreiche Verla- 
gerung von Kohlentransporten auf den Wasserweg, Auch die 
Kohlenförderung wurde durch verstärkten Einsatz von Ar — 
beitekriften, in der EE Gefangenen, erhöht. Es 
gelang Generaldirektor Plei ger durch Heranführung 
von Arbeitskräften, Rationalisierung in den Kohlenbetrie- 


ben und durch Bereitstellung von verbesserter Verpflegung 


für die Kohlenarbeiter eine erfreuliche Erhöhung der Pür- 


derung zu erreichen, die allerdings noch nicht gentigte' 

für die erhöhten Bedürfnisse der Stahlproduktion und für die 
Deckung des Bedarfs auf dem chemischen Sektor, Dazu kam, 

daß durch die gemeinsame Arbeit des Generaldirektor P 1 e i- 


ger und der wehrwirtschaftlichen Dienststellen im 


Donezgebiet auch die Kohlenfirderung verhältnismäßig 
h 025593 
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schnell anlief und eine erhebliche Entlastung für den deut- 


schen Kohlenbergbau darstellte, Durch einen besonderen 
Führerbefehl ( 8. Anl. XXII, 54 ) wurden diese Maßnahmen 
noch besonders gefördert. 

_ Bei der Kohlenverteilung war der Grundsatz des Gene - 
raldirektor Pl ei g er zunächst den Transport- und 
Energiebedarf voll zu decken und die dringendste Hausbrand- 
kohle bereitzustellen. Hierdurch wurde die Kohlenbevorra- 
tung der Rüstungsindustrie für den Winter in Mitleidenschaft 
gezogen. Es bedurfte daher einer engen Zusammenarbeit zwi- 
schen der Reichsvereinigung Kohle und dem Rü-Ant, um auch 
den Rüstungsbedarf voll zu befriedigen, was dank des ste- 
ten Entgevenkommens des Generaldirektor Pleizer auch 
voll geiang. Ein besonderes Sorgenkind blieb allerdings 
die Belieferung der befreundeten und neutralen Staaten mit 
den durch Handelsvertrige festgelegten Kohlennengen, weil 
der erhöhte deutsche Bedarf nicht eine ausreichende Er- 
füllung der Auslandswiinsche gestattetez; gas Ausbleiben 
von Lieferungen machte sich besonders in den Verhandlungen 
mit Italien und Ungarn bemerkbar, weil die fehlenden Kohlen- 
mengen von diesen Staaten immer als Grund für eine mangeln- 
de Rüstunssproduktion vorgebracht wurden, 

Auf dem Eisen- und Stahlgebiet lagen in den Maßnahmen 
des Wirtschaftsministeriums bisher ebenfalls drei schwer- 
wiegende Mängel: 

1.) die reringe Produktion 
2.) die nicht genüsende Berücksichtigung der 
Rüstungsbetriebe bei der Verteilung 


REETA 
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3.) das Kontingentierungsverfahren, 


In der schon auf den Rüstungsgebieten durchgeführten 
Linie der Einschaltung der Selbstverantwortung der Industrie 
wurde auch auf dem Eisen- und Stahlgebiet das RWiM aus den 
Maßnahmen für die Produktionserhöhung ausgäschaltet und die 
Leitung dieser Maßnahmen der neu gebildeten Reichsvereini- 
gung Eisen übertragen. An die Spitze dieser Reichsvereini- 
gung Eisen traten Geheimrat R Oc hl ing, Generaläirek- 
tor Roland und Herr Krupp v.Bohlen jr 


Die Rohstohlproduktion hatte Ende 1941 rund 2,7 Mill. to 


betragen und war bis Mai 1942 auf 2,55 Mill. abgesunken, 
d.h. 2,2 Mio t Walz- und Gußzewicht. Die Reichsvereinigung 
Eisen sah auf Grund der ihr vom Führer gegebenen Weisung 
eine urzeucungss teigerung vor um 295 000 t, die bis Ende 
August erreicht und um weitere 230 000 t, die bis Jahres- 
ende durchgeführt werden sollten. Die näheren Ausführungen 
über die zu treffenden Haßnalmen siehe Niederschrift über 
die Sitzung der Zentralen Planung v. 15.7.1942 (Anl-XXIT, 55). 
Aber äuch die von der Reichsvereinigung in Aussicht 
gestellte E Brzeugungss teigerung an Stahl trat nur in g®- 
ringem Umfang ein, und zwar nur durch Heranziehung aller 
vorhandenen Schrottbestände. Im Dezember erreichte die 
Produktion 2,35 t gegen 2,2 t Walz- und Gußgewicht im 
Sommer, Man war sich klar darüber, dass Anfang 1943 wie- 
der ein Rückgang in der Produktion zu erwarten sei, nahm 
äies aber in Kauf, da die Erzeugung vom IV! Guns Bel. 1942 
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die Grundlage bilden sollte für die Rüstungssteigerung 
im Frühjahr 1943. Erst im späteren Laufe des Jahres 
1943 ist es dann gelungen, die von der Reichsvereinigung 
Eisen in Aussicht gestellte Steigerung teilweise zur 
Durchführung zu bringen. =, 

Die Verteilung der Rohstoffe wurde nunmehr von 
der Zentralen Planung vorgenommen, wobei Minister 
‘Speer Wert darauf legte, die Zuteilungen für die 
eigentliche Rüstung zu erhöhen zu Lasten der Kontingen- 
te für Ausfuhr und nicht besonders kriegswichtiger Auf- 
gaben. Be ergab -sich dabei allerdings, dass grössere Br- 


höhungen der Kontingente fü für die W.T. nicht freigemacht — 


- ~N 
li a =~ 
— 


werden kohnten, sondern sans di freiwerdenden Bisenmen- 
—~-——gen-in erster Linie‘ für Zwecke der Reichsbahn und der 

mittelbaren Rüstung, wie Rohstoffbstrieße, sas 3 pt 4 
weitung und für ähnliche Aufgaben vorgesehen werden —— 
mussten. Während das Wehrmachtskontingent iJ. 1941 in 
der Gesantheit bei rd. 1 100 000 t gelogen hatte, vetrug — 
es im I.quartal 1942 = l 115.000 %, im i1./42 = 1 073 000 
to, im III./42 = 2 994 000 t. 


Das Kontingentierungsverfahren wurde im BR ug 


des Sommers 1942 umgestellt. Das bisherige Kontrolinum—— | 


mernverfahren hatte sich in erster Linie dadurch. totge- 
laufen, dass das R.Wi.Min. laufend mehr Kontrollnumn- 
mern ausgab, als Eisen für die Bearbeitung zur Verfü- 
gung stand. Ausserdem waren die Kontrollnunnern zeit- 
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gebunden und verfielen nach Quartalsablauf. Hierdurch 
waren die schon in früheren Jahren erwähnten grossen Auf- 
tragsbestände bei der eisenverarbeitenden Industrie ent- 
etanden, die deri glatten Durchlauf des Eisens stark hin- 
derten. Da alle Versuche zur Abstellung dieses Übels ge- 
scheitert waren, blieb nichts anderes übrig, als das Kon- 
trollnummernsystem abzuschaffen und durch ein neues System 
zu ersetzen. Hierbei musste aber als wichtigste Maßnahme 
der Entschluss zur " Ehrlichkeit " gefasst werden, d.h. 
der Entschluss, nur so viel Eisen an die Kontingentsträ- 
ger zu verteilen, als wirklich in jedem Quartal zur Ver- 


_ fügung stand. Das Kontrollnunkerueyatem wurde durch ein 


Schecksystem ersetzt. Hierzu wurde beim R.Mi.f.B.u.Mun. 


— — 


ein Rüstungskonto eingerichtet, das neben der Verwaltung 
der Rohstoffkontingente auch noch andere Aufgaben im 
Rahmen der Rüstung zu erfüllen hatte, 

Beim Rüstungskontor wurde eine Eisenverrechnungs- 
stelle errichtet, bei der die Kontingentsträger und Uns 
terkontingentsstellen ein Konto erhielten, die berech- 
tigt waren, Eisen zu verteilen. Das R.Wi.Min. tiberwies 
nach der von der Zentralen Planung festgesetzten Kon- 
tingentsliste die entsprechenden Eisenmengen auf die 
a ER Kontingentsträger, die die Weiterverteilung 
auf die Unterkontingentsstellen vornahmen, Die Eisenkon- 


tingente wurden nur fiir je 1 Quartal zugeteilt. Sie be- 


hielten unbeschränkt Gültigkeit, waren also nicht an 
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das Zuteilungsquartal gebunden. Anstelle der bisherigen’ 
 - Kontrollnummern und Kontrollmarken trat ab IV.Quartal 
1942. 
1) der Bisenschein für die Überweisungen vom Kontin- 
er an den Erstauftragsnehner, 
R, der Eisenübertragungsschein für die Überweisung vom 
| Hauptauftragnehner an Unterlieferanten, 


=) Eisenmarken für die Überweisung kleinerer Eisen- 


Der Eisenschein bestand aus 2 Teilen: dem eigentlichen 


‚Bisenschein und der sogenannten "Vormerkung". Bei der 
Erteilung eines Auftrages musste der gesamte Eisenbe- 
darf des Auftrages durch Eisenschein und Vormerkung ge- 
deckt sein, d.h. derjenige Eisenbetrag, der nicht durch 
sofortige Eisenzuteilung gedeckt wurde, wurde als Vor- 
merkung auf dem Konto bei der Bisenverrechnungestelle 
eingetragen, 


Die besonderen Schwierigkeiten lagen in der Ein- 
passung dieses neuen Verfahrens in den Ablauf der 
Rüstung und vor allem in der glatten Überführung der 
mit alten Kontrollnummern laufenden Aufträge in den 

"Riistungsablauf. Da ab IV. Quartal 1942 keine Überziehun- 
gen an Kontingenten vorgenommen werden durften, auf 
der anderen Seite aber die Programme der W.T. noch 
@inen erheblichen Bedarf hatten, konnten für dieses 


Quartal nur die äringlichsten Programme rohstoffmäßig 
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voll erfüllt werden, während die weniger dringlichen 
Zurtickcestellt werden mussten. Eine gewisse Erleichte— 
rung trat für die Kontingentsträger dadurch ein, dass es 
fast auf allen Gebieten gelang, die Einsatzgewichte er- 
heblich zu verringern und dadurch die Bedarfszahlen der 
contingentstriger zu ermässigen. 

Mit diesem neuen Verfahren der Rohstoffzutei- 
lung kam es, wenn auch allmählich, dazu, dass die Pro- 
gramme der W.T. mehr und mehr der Rohstofflage angepaßt 
wurden und die früheren Idealprogramme sich immer mehr 
der vorhandenen Wirklichkeit näherten. Auch hiermit war- 
de ein Weg beschritten, um den seit Jahren das Wi Rü 
Amt gekämpft hatte. Es ist besonders interessant, dass 
diese Maßnahmen nun von denjenigen getroffen wurden, 
die früher die Begrenzung der Programme durch die Roh- 
stoffkontingente bekänpft hatten. 

Auf dem Gebiet der NE-Metalle wurden zur Bes- 
serung der NManzellaze zwei Wege beschritten: einmal 
eine erheblich stärkere Mobilisation der Altbestände, 
zum anderen eine stärkere Einschaltung der Wirtschaft 
bei den Maßnahmen zur Einsparung von NE-Metallen in 
der Fertizune. 

Die Kupferlaze wurde in Sonderheit durch Ab- . 


bau alter Kabel, -Fernsprech- und Lichtleitungen gebes- 


sert, wozu die W.T. Abbaukommandos zur Verfügung stell- 
ten, die erhebliches Altmetall einbrachten. Im übri- 


t 535529 
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gen wurde die Verteilung der Mangelmetalle auf die Pro- 
gramme konzentriert, die wirklich kriegsentscheidend 
waren und ohne dieses Metall nicht auskommen konnten. 
Auch wurden die Produktionsstätten in den besetzten 
Gebieten für Kupfer, in Sonderheit das Werk Wor in Ser- 
bien erweitert und die dortige Produktion erhöht.: 

Die Metallbewirtschaftung wurde ebenfalls vereinfacht 
und durch Einrichtung einer Metallverrechnungsstelle 


ähnlich gestaltet wie die Eisenbewirtschaftung. 


Eine besondere Sorge der Zentralen Planung war 
das geringe Ansteicen der Aluminium-Produktion, weil 
die Bauvorhaben der Nordag in Norwegen hinter den 
Planungen weit zurückzeblieben waren. Erst jetzt wur- 
de erkannt, dass die Planungen der Nor a ag in Nor- 
wegen unter den obwaltenden Verhältnissen eine völlige 
Utopie waren, ein Standpunkt, den das Wi Rü Amt vom 
ersten Tage an vertreten hatte. Die Zentrale Planung 
entschloss sich daher am 30.6, sämtliche Bauvorhaben 
der Nordag in Norwegen stillzulegen mit Ausnahme des 
Magnesium- und Tonerde-Ausbaues in Heroen. Damit wurde 

| eines der grossen Programme stillschweigend erledict, 
die s.Zt. mit grossem Aufwand dem Reichsmarschall und 
dem Führer vorgetragen worden waren und die eine völli- 
ge Selbsttäuschung bedeuteten. Auch als dieses Programa 


in seiner Entstehung vom Wi Rü Amt bekämpft wurde, hielt 


man die Ansicht des Wi Rü Amtes für zu pessimistisch. 
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Die Zeit und das Ergebnis haben auch hier der sachli- 
chen Bearbeitung durch das Wi Rü Amt rechtgezeben, 


Die Energieversorgung hatte bereits im Winter 
1941/42 grosse Lücken gezeigt und wurde im Jahre 1942 
durch die steigenden Forderungen einerseits und durch 
den ersten sich anzeigenden Ausfall durch Luftangriffe 
andererseits immer schwieriger. Der Mangel an Kraft- 
werkleistung betrug im Mai bereits 1,2 Mill. Kw = 10 % 
des Leistungsbedarfs. Da ein Teil der Mangelleistungen 
auf Kohlenmangel beruhte, wurde zunächst eine Besserung 
der Kohlenzufuhr vorgesehen, die aber keinesfalls in 
den kommenden Wintermonaten die fehlenden Leistungen 
ausgleichen konnte. Es wurde daher, um nicht zu Zwange- 
maßnahmen schreiten zu. misson, sine Propagandaaktion 
zur Ersparnis von Licht und Gas eingeleitst-und_Sparin- 
genieure für Kohle und Energie in den Betrieben einge- 
richtet. Ausserden wurde zur Senkung der Pe - & 
spitzen eine ‘Staffelung der Schichten und der Ruhepau- ` 
sen durchgeführt und sonstige Maßnahmen zur u = 
rung der Energiebelastung BENEOTZAnENG 


Ähnlich lagen die Verhältniese bei dem Gasbedarf, _ 


der vor allem durch die neuen Buna-, Hydrier< und Treib- 
stoffwerke hervorgerufen wurde. Auch hier wurde erhth- 


te Kohlenzufuhr zugesichert und eine Begrenzung im 
Haushalt und Kleingewerbe angeordnet, 
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Ae Organisation, 


Das Jahr 1943 ist gekennzeichnet durch den völligen 


Ubergang aller Riis tungsaufgaben auf den R.Mi. f,B.u.Mun. 
und durch die Auflösung des Wehrwirtschafts- und Rü- 
stungsantes. Wie im Vorjahr bereits dargelegt, war eine 
' Trennung des Wehrwirtschafts- und Rlistungsamtes in ein 
Wehrwirtschafts- und in ein Ristungsamt bereits im Jahre 
1942 erfolgt und Ende des Jahres war die Führung des 
Rüstungsamtes von teneral der Inf. Thomas an Gene- 
ralleutnant W a eger übergeben worden. Da Cen.Lt. 
waeger mit der im Jahre 1942 erfolgten Aufgaben- 
trennung zwischen Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt nicht 
einverstanden war, und der R.Mi. f.B.u.Mun. weitere Auf- 
gaben, die bisher noch vom Wehrwirtschafteamt erledigt 
wurden, für sich forderte, schlug Gen. Thomas den 
Chef OKW vor, nunmehr eine endgültige und vollkommene 
Trennung der Aufgabengebiete vorzunehmen und die Durch- 
führung der Verhandlungen mit Gen.Lt.Waeger dem 
Chef des Stabes des Wehrwirtschaftsamtes, Gen.Major 
Huinervmann, zu Übertragen. Um zu vermeiden, daß 
der ehemalige Chef des Rüstungsamtes seine eigene aufge- 
baute Organisation zerschlug und um jede weitere Diffe- 
reng mit dem Reichsem. f.B. u. Mun. zu verhindern, er- 


erklärte sich Gen.Peldmarschall Keitel mit diesem 
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Vorschlag einverstanden., 

Die Forderung des R.Mi.f.B.u.Mun. auf Übernahme wei- 
terer Arbeitsgebiete des Wehrwirtschaftsantes ging in 
erster Linie auf folgende Gebiete; | 

Werkschutz, Werkluftschutz und militärischer 
Schutz der Gebiete, 

Bewertune der W-Betriebe fiir den aktiven Luft- 
Schutz, 

Schutz der gesamten kriegswirtschaftlichen Be- 
triebe gegen Einberufungen, 

Beschaffung von handelsüblichen Gerät für die 
Truppe, 

Übernahme der gesamten Planungsgruppe, 
Rüstungsauftragsverlagerung nach dem neutralen 
Auslande, 

Übernahme der Rohstoffbewirtschaftung. 


Die langwierigen Verhandlungen führten zu starken ge- 
gensätzlichen Auffassungen. Da aber der Chef OKW durch 
diese Verhandlungen nicht belastet werden wollte unå 
der Führer eine Übergabe aller vom R.Mi. f.5, ueMun, 
geforderten Gebiete guthiess, wurden die vorstehenden 
Arbeitsgebiete im Laufe der ersten Monate des Jahres 
1943 an den R.Mi.f.B.u.Mun. abzetreten. 


Da dadurch das Wehrwirtschaftsamt in seinem Ar- 


bei tsumfang erheblich geschwächt war, bat Gen.d.Inf, 
Thomas den Chef OKW, ihn von der Stellung des 
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Chefs des Wehrwirtschaftsamtes zu entbinden und das 
Wehrwirtschaftsamt wieder in einen Wehrwirtschaftsstab 
umzuwandeln. Felämarschall Keitel erklärte sich 
mit diesem Vorschlag einverstanden und ordnete die Um- 
wendlung des Amtes am 98.februar mit Befehl OKW Nr.860 
/43 W 2 I an. Der Wehrwirtschaftsstab eliederte sich 
nunmehr in eine Stabsabteilung, in die Gruppe Wehrwirt- 
schaft Inland und besetzte Gebiete und in die Gruppe 
Wehrwirtschaft Ausland. ZumChef des Wehrwirtschaftssta- 
bes wurde Gen.Major d.Llw. Becker ernannt, zum Chef 
Wehrwirtschaft Inland Gen. Major Be cht, zum Chef 
Wehrwirtschaft Ausland Oberst i.G. Beu UL et 

Gen.d. Inf. Thomas trat als Amtschef zbV. 
zum Stab des Chefs OKW und übernahm die Vertretung des 
Chefs OKW in allen wehrwirtschaftlichen Aufgaben. Nähe- 
res siehe Anlage XXIII,l. Oberstleutnant Do ehn ẹ r, 
bisher Adjutant des Wi Rü Amtes, trat als Adjutant zu 


General Th o @ @ Ss 


Durch die vorgenannte Verfiigung ging die Verant- 


wortung für die Tätigkeit des Wehrwirtschaftsstabes und 
seiner Aussenorganisation auf }Gen.llajor Becker | 


über. 
Der dienstälteste General d.Inf. Stapf, 


chef des Wi Stab Ost, trat unmittelbar unter den Befehl 
des Chefs OKW. | 
Da die Rüstungsinspekteure auf Grund der Verein- 


barungen mit dem R.Mi.f.B.u-liun- spe er keine wirt- 
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schaftlichenAufgaben für das OKW erledigen durften, und 
da andererseits das wehrwirtschaftliche Aufgabengebiet 
im Bereich der Wehrkreiskommandos nicht so gross war, 
dass ein besonderer Wehrwirtschaftsinspekteur eingesetzt 
werden konnte, wurden bei den Wehrkreiskowmandos Wehr- 
wirtschaftsoffiziere geschaffen nit äer Dienstbezeich- 
nung "Der Wehrwirtschaftsoffizier des Wehrkr eiskommandos 
x". Dieser Wehrwirtschaft soffizier hatte folgende Aufga- 
ben: 

a) Sachbearbeiter und Sachberater des Wehrkreiskom- 

mandos fiir alle territorial zu bearbeitenden 


wehrwirtschaftlichen Angelegenheiten. 


Beauftragter des ORW/W Amt für den Sereieh des 
Wehrkreises für alle nach den Weisungen des OKW/ 


wi Amt zu bearbeitenden wehrwirtschaftiichen An — 


gelegenheiten. m 


_— 


Gleiche Stellen wurden im Protektorat Böhnen-Mähren und 
\ — > a € 


im Generalgouvernement geschaffen. — 


— 


Daneben wurden bei den Ri In im Reich, im Protekto, 
rat und im Gen.Gouvernement eine Dienststelle "Wirt- 
schaftsoffizier bei der Rü In X" eingerichtet. Dieser 
Wehrwirtschaftsoffizier wurde den zuständigen Wehrwirt- 

schaftsoffizieren des wehrkreiskommandos —— 
und erhielt seine Aufgaben vom oKW/Wi Ant. Sie umfass=" 
ten alle Fragen der allgemeinen Wehrwirtschatt und des 


Industrieschutzes- Er hatte dabel in enger Verbindung 
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mit den betreffenden Rii In zu arbeiten. 

Nach der Bildung der Rü In XI b in Magdeburg und 
der Rü In VIII b in Kattowitz wurden auch dort Wehrwirt- 
schaftsoffiziere eingerichtet. 

Der bisherige Wehrwirtschaftsstab Dänemark wurde mit 
dem 1.2. in den Rü Stab Dänemark umgewandelt und dem 
Reichsminister für Bewaffnung und Munition unterstellt. 
Bei dem RüStab wurde eine Abteilung "Wehrwirtschaft" 
eingerichtet zur Bearbeitung aller wehrwirtschaftlichen 
Aufgaben nach den Weisungen des OKW. 

Die "Deutsche Industrie-Kommission in Bern" schied 
am 30.1.43 sus dem Befehlsbereich des OKW aus und wurde 
dem R.Mi.f.B.u.Mun. unterstellt. Uber ihre Tätigkeit in 
der Bekämpfung der englisch-amerikanischen Stürungsma- 
növer bei der Auftragsverlagerung in die Schweiz siehe 
Abschnitt "Wehrwirtschaft". 

Die Wi In Don-Donez wurde am 20.2.43 in Wi In Süd 


umgewandelt. 


Der Rückzug im Osten machte eine grössere Zahl von 
Wehrwirtschaftsdienststellen frei, so dass diese aufge- 
löst werden oder anderweitige Verwendung finden konnten. 
Zum Teil wurden die Wi Kdos. von den/Armeewirtschaftsfüh- 


rern eingesetzt zur Heranschaffung der für die Befesti- 


gungsarbeiten notwendigen Rohstoffe, zum anderen Teil 


fanden sie Verwendung zur Leitung des Abtransportes von 
Material, Nahrungsmitteln und Menschen aus den zu riu- 


menden Gebieten. Gerade auf dem letzteren Gebiet haben 
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sich die Wi Kdos hervorragende Verdienste erworben 

und viel dazu beigetragen, dass trotz der teilweise sehr 
schnellen Räumung noch erhebliche Materialien gerettet 
werden konnten. Der Einsatz bezw. Auflösung dieser frei- 
werdenden Wehrwirtschaftsdienststellen erfolgte nach 
Weisung des Wi Stab Ost, aus dessen Sonderbericht das 
Nähere ersichtlich ist. Die Durchführung der Auflösung 
erfolgte bei den zuständigen Wehrwirtschafts-Ersatzein- 
heiten. 

Die Mineralélbrigade Ka uk as u s,die nach Wai- 
sung der Obersten Führung erst mit der fechtenden Trup- 
pe die Mineralélgebiete verlassen sollte, verlor auf 
ihrem Rückzug die Masse des Materials und kam stark de- 
zimiert bis in die Gegend westlich Rostow zurück, von 
wo sie nach Deutschland zurückgszogen wurde. Sie wurde 
aufgelöst und 2.T. in den deutschen Mineralölgebieten 
zum Einsatz gebracht, zum anderen Teil wurde aus ihr 
ain Mineralélkommando Estland gebildet zum Ausbau der 
Schieferölgewinnung in Estland. Näheres siehe Anl.XXIII,2 
bis XXIII,5. 

Eine ungelöste Frage bei der Trennung des Wi Rü 
Amtes war noch das Verbleiben der Amt sgruppe Vertrags- 
und Preisprüfung geblieben. inde Februar stellte Prof. 
Dr. Hettlage im Auftrage für den R.li.f,B.u. 


Mun. den Antrag, dass auch diese Antsgruppe nunmehr 


auf den R.Mi.f.B.u.Mun. überzugehen habe. Da die Preis- 
priifung in engster Verbindung mit der Leitung der Ge- 


samtrüstung stand, schlug General Thomas dem 


4, nd) 
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Chef OKW vor, die Amtsgruppe an das Rüstungsministeri- 
um abzutreten, aber zu fordern, dass sie als solche ge- 
schlossen weitergeführt wird und nicht auf die W.T. 
aufgeteilt wird, wie, es zunichst Wunsch von Prof. Dr. 
Het tlag e war. Die Antsgruppe wurde am 1.5.1943 
an den R.lWi.f.B,.u.Mun. übergeben - Befehl hierzu siehe 
Anlage XXIII,4. Der Leiter der Amtsgruppe, Min.Direktor 
Ziehm, trat mit diesem Tage von der Führung der 
Amtsgruppe zurück. Er wurde beauftragt, einen Bericht 
über die Grundsätze der Preisprüfung, wie sie im Frie- 
den und im Kriege vom OKW vertreten und durchgeführt 
wurden, aufzustellen. Die Denkschrift liegt als Sonder- 
arbeit dieser Bearbeitung bei. | 
Als für die Rüstung besonders wichtiges Arbeitsge- 

' biet hat sich der Wehrwirtschaftsstab der Organisation 
des maschinellen Berichtswesens angenommen und mit dem 
damit beauftragten Oberstlt. Pass ow hierfür die 
notwendigen Grundlagen geschaffen. Der als Anlage 
XXIII,5 beigefügte Befehl des R.Mi.f.B.u.Mun. und des 
Generalbevollmächtigten für Rüstungsaufgaben des Vier- 
jahresplanes vom 7.April 1943 gibt im Grossen das wie- 
der, was —— das Wi Rü Amt auf diesem Gebiete geschaf- 
fen worden war und nunmehr in die Hände des Staatsra- 
tes Schmeer übergeleitet wurde.Die grosse Be- 
deutung der Organisation des Berichtswésens war in 

der Wehrmacht seit langen erkamt und wurde mit den 


W.T. und der Wehrwirtschaftsorganisation planmässig 
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gebaut, bis auch die Überleitung dieses Gebietes 


den R.Mi. 2,B.u.Hun. erfolgte. 
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Be Wehrwirtspohea ft. 


Die wehrwirtechaftlichen Arbeiten des Wi Amtes lagen 
in der Zeit, in der General Thomas noch das Amt 
führte, in der Hauptsache auf folzenden Gebieten; 


a) in der organisatorischen Leitung der wehrwirt- 


schaftlichen Maßnahmen der besetzten Ost- und 
‚Südostgebiete, 

in der wehrwirtschaftlichen Ausnutzung der be= 
setzten Westgebiete und Norwegens, 

in der Steuerung der Tätigkeit der wehrwirt- 
schaftlichen Dienststellen in dem von deutschen 
Truppen besetzten Teilen Afrikas, 

in der Leitung der umfangreichen Verhandlungen 
mit den befreundeten neutralen Staaten über wehr- 
wirtschaftliche Ausnutzung dieser Staaten 

über Waffenkäufe, 


5 


in der tatkräftigen Mitarbeit bei der Sicherung 


— 


der deutschen Treibstoff- und Gummi lage. 4s 


Zu a | | ae 
Mit der Eroberung des Olgebietes von Maikop und der 
Vorberge des Kaukasus und der Besetzung von Stalingrad z 
haben die Neuaufstellungen an Wehrwirtechaftsdienstetellen | 
für die neubesetzten Gebiete ein Ende genommen und es kam- | 
darauf an, die vorhandenen Dienststellen zu möglichst tate 
kräftiger und erfolgbringender Arbeit anzuleiten, Wie | 
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bereits im Vorjahre angeführt, erhielten die wehrwirt- 
schaftlichen Dienststellen ihre fachwirtschsftlichen Wei- 
sungen von den deutschen Heimatminieterien {ber den Wi 
Stab Ost, sodaß es für das Wi Amt nur darauf ankan, das 
Zusammenwirken aller Stellen sicherzustellen. Die Durch- 
führunz lar in den Händen des Wi Stab Ost, der in seinem 
Sonderbericht über die cetroffenen Maßnahmen und über die 
Erfolgstitickeit einrehende Ausführungen macht. Mit Be- 
ginn des Rückzures in Rußland traten für die Wehrwirt- 
schaftsdienetstellen sehr schwierige Verhältnisse ein, weil 
die Weisungen für die Durchführung der Räumunesvorberei- 
tungen aus erklärlichen militärischen Gründen immer erst 
eehr spit gegeben wurden und dann das Transportsystem 
nicht in der Lage war, den erforderlichen Transportraum 
bereitzustellen. Die Vorbereitungen an sich waren von den 
wehrwirtschaftlichen Dienststellen rechtzeitig nach einen 
mobilmachungsmäßigen Plan getroffen worden. Die Wehrwirt- 
echaftsinspekteure in ihrer Eigenschaft als Heeresgruppen- 
wirtschaftsführer haben sich in jeder Weise bemüht, eng- 
ste Verbindung mit den H,Cr. zu halten, um rechtzeitig 
Räumunes- und Zeretörunzemaßnahmen vorbereiten zu können. 
Leider erfolgten aber auch die Weisungen an die H.Gr. meist 
so spät, daß eine wirkliche planmäßize Räumung, die bei 


den Transportverhältnissen erhebliche Zeit beanspruchte, 


nicht durehgefilhrt werden. konnte. Die Maßnahmen mußten in- 


folgedessen an vielen Stellen stark inprovisiert werden 
und erforderten den höchsten Einsatz der Wehrwirtschafts- 


dienststellen. 
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größter Energie und Arbeit der Wehrwirtechaftsdienst- 
stellen, um eich den dringendsten Transportraum für den 
Abtransport det wichtigsten Maschinen und Vorräte sicher- 
zusellen. Jedenfalls kann festgestellt werden, daß nur 
durch das Vorhandensein der einrearbeiteten Wehrwirt- 
schaftsorganisation und ihrer Verteilung über das ganze 
russische Gebiet es geglückt ist, die Räumung sh Mone cen 
und Wirtechaftsgtitern noch so erfolgreich durchzuführen, 
wie es der Fall gewesen ist. 

Dank der engen Verbindung der wehrwirt-chaftlichen 
Dienststellen mit den militärischen Dienststellen einer- 
seits und mit der gesamten Bevölkerung des Landes anderer- 
seits, war es nur möglich, das gute Zusammenwirken aller 
Stellen und der Bevölkerung sicherzustellen und die Räu- 
mung in der befohlenen Form durchzuführen, Die wehrwirt- 
schaftlichen Dienststellen haben sich auch in dieser La- 
ge hervorragend bewährt und überall die Anerkennung der 
H.Gr. und Armeen cefunden. 

Besondere Schwierigkeiten lagen in der Räumung des 
Dorz- Gebietes, bei der sich der Inspekteur äer Wi In 
Süd, General Na x e 1 wiederum voll bewährt hat und 
nach den Weisunren des Chefs Wi Stab Ost, General 
S tap f, und den Generaldirektos P Lei ger heraus- 
geholt hat, was bei der Schnellickeit der Räumung und 
bei den mangelnden Transportmöglichkeiten überhaupt 


mörlich war. 
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Besondere Schwierigkeiten laren auch auf dem Gebiete 
der Holzversoreung, die dem General vonMajewski 
übertragen walle Das starke Auftreten der Banden in den 
groBen Waldunsen und der völlige Mangel an genürenden 
Transportmöglichkeiten führten dazu, daß die Holzbelie- 
ferung bei weitem nicht eo durchgeführt werden konnte, 
wie es die Planung vorsah. Durch Bereitstellung von Fahr- 
zeugen und Treibstoffen und sonstigen Maßnahmen war das 
Wehrwirtschaftsamt dauernd bemüht, die Lage zu bessern. 
Bei dem dauernauen Ausweiten der Bandenüberfälle und dam 
Mangel an Truppen im rückwärtigen Gebiet blieben die 
Anstrenzunren aber leider ohne großen Erfolg. | 

Alles Nähere über die cetroffenen Maßnahmen ergibt die 
Sonderbearbeitung des Wi Stab Ost. 


Zu b) 


Im Westen und in Norwegen traten neben der verstärk- 


ten Auftrarsverlazerune durch den Rm. f.B.u.M. die star- 


ken Anforderungen der Truppe für den Ausbau der Küsten- 
befestigungen und für die Aufstellung neuer Verbände, 
stark in den Vordergrund. Die wehrwirtschaftlichen Dienst- 
stellen sahen daher in erster Linie ihre Au’gabe darin, 
die Truppenwünsche zu erfüllen und ihnen das notwendige 
Material zur Verfügung zu stellen, D: s zuten Zu 
sammenarbeitens mit den Rü-Dienstetell und der großen 
Kenntnis des Landes konnten die wehrwirtschaftlichen 
Dienststellen den Armeen auf diesem Gebiete große Dienste 


leisten. Auch die Organisation T o d t, die Reichsbahn 


A839943 
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zu der Hotwendi keit geführt, starke deutsche Verbände 
nach Afrika zu werfen und Tunis zu besetzen. Da Ges tu- 
nesische Gebiet sehr bald Kampfrebiet wurde und sich hier 
die deutschen, italienischen, französischen und tunesi- 
schen Interessen stark überschnitten und eroße Wirtschafte- 
güter in Gefahr waren, verloren zu rehen, mußte mit star- 
ker Hand eingegriffen werden, um einmal der Truppe die 
notwendiren Belange zu sichern und andererseits Gie gro- 
Ben Wirtschaftsetiter für die allgemeine Kriersversorrung 
sicherzuetdlen. Dieses war unter den gegebenen Ver- 
hältnissen nur einer militärischen Stelle möglich, Infolge 
dessen wurde im Einvernehmen mit der militärischen Pührung 
und dem Vierjahresplan ein Wirtechaftestab Tunis geechef- 
fen und dieser dem bei der italienischen Armee in Rußland 
bereits hochbewährten AWifü Oberstleutnant Aecho ff 
unterstellt, Oberstleutnant As c ho f f wurde bei der 
Durchführung dieses Auftrages vor die schwierigsten Fra- 
gen gestellt und hat seinen Auftrar durch seine Enerrie, 
Porte Klugheit und seine geschickte Verhandiungsweise 
hervorragend erfüllt, Es gelang ihm in kürzester Zeit, 
sowohl das volle Vertrauen der H.Gr. und das Vertrauen 
der tunesischen Landesrecierung zu erwerben, sowie eine 
enee Zusammenarbeit mit dem vom Auswärtiren Amt entsand- 


ten Nesandten Rahn eloherrustellen, Die Einzelheiten 


seiner Tätirkeit ergibt seine Sonderbearbeitunes. Es 


soll aber an dieser Stelle feetrestellt werden, daß kein 


Kriegsschauplatz besser die Notwendickeit der Wehrwirt- 
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handlunren wurden dem Wi Amt übertragen. Bulgarien sollte 
zunächst bis 1.4. eine erhebliche Stärkung seiner Abwehr- 
kraft bekommen und anschließend bis 1.7. eine Verbesserung 
der bulgarischen Aampfkraft zur Durchführung eines An- 


sriffskriezes erhalten. Die mit dem bulrarischen Kriegs- 


minister zetroffenen Absprachen und die in Aussicht ze- 


stellten Lieferungen sind in einem Schreiben des Chefs 
des Wi Amtes an Exzellenz M i c ho f f niedergelegt, 
das als Anlage XXIII,6 beigefüst ist. Den Transport 

des Kriegsgerätes führte die AGK durch, das Wi Amt trat 
mit der Wehrmachttrans»ortleitung Südost in Verbindung, 
um bei den schwierigen Transportverhältnissen die Liefe- 
rung schnelletetié, ‘sum glatten Ablauf zu bringen. Zahl- 
reiche Einzelfragen, in Sonderheit auf technischen Ge- 
biet wurden mit der Berliner Verbindungsstelle des Kö- 


nirlich Bulsarischen Kriegsministeriums zur Ergänzung 


4 


dieser Troßlieferung verhandelt. 


t 


Italien: 


In den Verhanälunren mit Italien lag der Schwerpunkt 
in der Durchfiihrune der im Vorjahresbericht erwähnten 
eroßen Abraben zur Verstärkunr der Abwehrkraft in Italien 
und im südost-europäischen Raum. Es kam nicht zu der vol- 
Sac duet der renannten reschütze, da die Bereitstel- 
lung des Terätes beim Heer auf erhebliche Schwierirkeiten 
stieß. Es wurden abzereben für den südost-europäischen 


Raum statt 200 Geschiitze 160, für die italienischen 
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Inseln statt 140 Geschütze 124. Da das Gerät teilweise 
aus anderen Einsatzstellen oder aus Beutebeständen ze- 
nommen werden mußte, machte die Durchsicht bezw. die Über- 
holung des Gerätes erhebliche Arbeit, Dazu kam, daß die 
Transportverhältnisse im Südostraum so schwierig waren, 
daß dauernd vom Wi Stab einzegriffen werden mußte, um die 
Transporte an die richticen Stellen heranzubrinren. Das 
zugesacte Flakzerät wurde an Italien übergeben, nachdem 
die Ausbildung des italienischen Personals in deutschen 
Flak-Artillerieschulen stattgefunden hatte, 

Die sonstigen wehrwirtschaftlichen Verhandlungen mit 
Italien, die in der Hauptsache mit General Pava g r os 
sa geführt wurden, versteiften sich im Jahr 1943 gue 
hend ,sdaß der dortige Wehrwirtschaftsoffizier, teneral 
von Horse ti. mehrfach meldets, ab von Saiten der 
italienischen Wehrmacht die deutschen Maßnahmen savotiert 
werden. Die Schwierivrkaiten lagar in dar Hauptsache da= 
rin, da8 sowohl die italisnischse Heeressverwaltung, wie 
der Generalstab, wie dis italienischan Betriebe sine 
starke deutsche Bevormundune abiannten wie sis zur Durch- 
führung der deutschen Winsans notwandiz genesen wäre, 

Ich selbst konnts nur feststelien, daß General Fava = 


gross sa sich bis zulstzt bemüht hat, den deutschen 


| 
Wünschen nachzukommen, Aaß sber die übrigen Ministerien 


in Sonderheit das Corporationsministerium die erößten 
Schwierigkeiten bereitet und sich völlig gegen die Maß- 


nahmen für eine totale Krieefiihrung gesperrt haben. 
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Rumänien 


Die Verhanälungen mit dem Rumänen waren insofern be- 
sonders schwierig, als durch zahlreiche Besuche rumäni- 
scher führender Persönlichkeiten die. Programme mehrfach 
umgestossen wurden und immer wieder neue Wünsche in den 
Vordergrund taten. Die Hauptverhandlungen wurden mit dem 
rumänischen Kriegsminister”General Dobre und dem 
Chef des rumänischen Generalstabes Generalleutnant 
Steflea im Januar und mit einer unter Pührung des 
Generalleutnants Pe trovanu stehenden Kommission 
geführt. Das Ergebnis der Verhandlungen vom Januar ist Ä 
in der TENY XXIII,7 beigefiigt, desgleichen das Proto- f 
koll, das in der Lieferungsfrage zwischen dem Reichs- 


außenminister È i b be ntrop und dem rumänischen — 


Ministerpräsidenten Mihai Antonescu abge- 
schlossen wurde ( 8. Anl. XXIII,8 de. wichtig für die 
Verhandlungen war, daß die — für das Kriegsgerät 
zunächst nur die Hälfte des Kuufpreinen bezahlen wollten, 
während die andere, Hälfte durch einen von der deutschen 
— zugestandenen ginslosen Kredit zu decken war, 
Über die Abdeckung des Kredites sollte erst nach Kriegs- 
ende eine Entscheidung getroffen werden, 


Finnland: F 


Das finnische Oberkommando entsandte im Februar 
1943 erneut den Chef des Wehrwirtschaftlichen Amtes, 


Generalleutnant G rand e1 l1, um neue Verhandlungen 
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zu führen über die Unterstützung Finnlands mit Kriegs- 
gerät und Rohstoffen. Die Wünsche lagen einmal in der 
Lieferung von Gewehr- und Pistolenpatronen, der Um- 
lafettierung finnischer Beutekanonen auf Pak-Lafette, in 
der Belieferung mit Kraftfahrzeugen und in der Deckung 
des fehlenden Rohstoffbedarfs für 1943. Den Finnen wur- 
den im großen die Wünsche erfüllt und dem General 


Grandel 1 im Einvernehmen mit dem RWiM erhebliche 


Zusacen in der Rohstoffbelieferung gemacht, Ale besondere 
Forderung brachte General Grandell den Wunsch 
mit, von der deutschen Industrie die technische Anlei- 
tung zu bekommen zur Umstellung der finnischen Munitions- 
herstellung von Messinghtilsen auf Stahlhülsen sowie von 
Geschoßbleikernen auf Stahlkerne. Zur Vorbereitung dieser 
Maßnahmen wurde eine Industriekommission nach Finnland 
entsandt, die dort die notwendigen Unterlagen feststellen 
und dann mit einer finnischen Sachveretändigen-Kommission 


weitere Verabredungen treffen sollte. 
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Die bereits im Jahre 1942 angekündigte Spanien- 
sonderkommission zum Einkauf von Kriegsmaterial traf 
Mitte Januar 1943 mit einem weitgesteckten aber unkla- 
ren Programm ein und legte zunächst darauf Wert, durch 
ein umfangreiches Besichtigungsprogramm die deutsche 
Herstellung von Kriegsmaterial kennenzulernen. Auf die 
deutsche Anregu g,zur Klärung und Vertiefung der weite- 
ren Verhandlungen eine leitende Persönlichkeit des spa- 
nischen Generalstabes oder des Waffenautes zu entsen- 
den, traf Mitte März General Martinez de Campos als De- 
legationsführer ein und überreichte dem Chef des Wi 
Amtes eine neue spanische Junschliste, die in drei 

hkeltsklassen eingeteilt war. 

Die erste Dringlichkeitsgruppe unfasste; 

Jagdflugzeuge und FPlakger it, 
atz für vorhandenes Gerät 
Art, das auch durch andere 
Typen ersetzt werden kann, 
erät, auf das von Seiten Spa- 
niens verzichtet werden kann, 


wenn es nicht lieferbar ist. 


General Camp os betonte, dass die Erfüllung 


der „wünsche der ersten Dringlichkeitsgruppe die Vor- 


aussetzung für die Durchführung des ganzen Geschäftes 
sei und dass, wenn Deutschland das Material nicht lie- 


fern könne, dies in keiner Weise die deutsch-spanische 
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reundschaft berühren würde. Der General erkliirte weiter, 
dass er ermächtigt sei, bis zu einer bestimnten Grenze 
Liefervertrige abzuschliessen. Über diese Grenze hinaus 
müssten Verhandlungen zwischen den deutschen und spani- 


schen Aussenministerien stattfinden. 


nachdem General Martinez an 17.3. in Füh- 


rerhauptquartier empfangen warden war, wurde ihm vom 
chaftsamt das genehmigte Gerät bekanntgegeben, 


n Abgabemöglichkeit inzvischen festgestellt werden 


Generaliartinez de Campos war 
mit den deutschen Angeboten sehr zufrieden und fuhr inde 
März nach Spanien zurück, um das Geschäft zum Abschluss 
zu bringen. Die spanischen 3 Waffenattachés sollten die 
Verhandlungen weiterführen. Das als Anlage XXIII,9 bei- 
gefügte Schreiben des OKW an die spanische Sonderkonnis- 
sion für Kriegsmaterial ergibt die näheren Unterlagen 
für die deutschen Angebote. 

Das Geschift kam im Sommer 1943 zum Abschluss 
und wurde bei allen drei W.T. - besonders auf dem Mari- 


negebiet - bis in den Sommer 1944 zur Durchfiihrung ge- 


bracht. 
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SER 
Die Verhandlungen mit Kroatien kamen insofern 

auf eine sachliche Grundlage, als der Führer am 30.1. 
1943 die erforderlichen Richtlinien für eine neue Ord- 
nung der kroatischen Wehrmacht unter deutscher Führung 
erliess. Auf Grund dieser Richtlinien wurde ein grüße- 
res Lieferungsprogramm aufgestellt, das im Jahre 1943 
zur Durchführung kommen sollte. Näheres ergibt die Zu- 


sammenstellung der Kriegsbelieferungen, Anl. ZilII,lo, 


Schweden. 


Die Lieferungen auf Grund des von der Rh ei n - 
metall Borsi g AG im Dezember 1941 abge- 
schlossenen Vertrages iiber 110 Stck. 1.F.H. einschl. 
Munition wurden in monatlichen Raten von 4 zeschiit zen 
und 10 000 Schuss erfiillt. 


Im Rahmen der Kegierungsverhandlungen in Stock- 


holm Ende 1942 war bereits schwedischerseits di 


mitgeteilt worden, Flugzeugmaterial aus Jeut schen Luft- 
waffenbeständen gegen Walzläger im Werte von etwa 
10 Millionen zu beziehen. Der Vorschlag wurde vom OKW 


unterstützt, kam aber nicht zur Durchführung. 
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TO a ae Se 


Im Bahmen der mit der Türkei abgeschlossenen 
Kreditabkommen gelangten im l. Vierteljahr folgende Ge- 
räte zur Ablieferung: 


Krupp T Pzkw IV 
Wichmann 50 Richtkreise 


Rheinmetall 30 5cm Pak 

ja — — N 

à " Pzgr.Patr. 

y " Sprgr.Patr. 

- ". Pagr. Patr. 
"  Sprgr.Patr. 
" Pakersatzrohre 
tt " " | 
SMG 


2 cm Brandgranaten f. 
Focke-Wulf-Jäger 


36 2 cm Leuchtspurgranaten 
f. Focke-Wulf-Jäger 


R.W.S. 804 000 SS-Patr. 7,92 
" 1432 000 sUK-Patr.7,92 
" 636 000 sMKL-Patr.7,92 
_ Focke-Wulf 12 Jiger FW 190 
Zeiss 30 Scherenfernrohre 


Krupp 20 Feldflak 
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Bochumer Verein 40 neugeseelte Rohre 


N.S.U. Ersatzteile f. Krafträder 
| Köln-Rottweil 50 000 kg Trotyl 
B.M.W. Ersatzteile f. Traktoren 
Zeiss | 4 Periskope 
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Sn E - r N e 

Das Kriegsgerätegeschäft mit Ungarn unterlag in 
den ersten Monaten des Jahres 1943 grossen Schwankun- 
gen, die durch die militärischen Ereignisse an der Ost- 
front hervorgerufen waren. Die Materialbedarfslage an 
der Ostfront ex tordir té, dass die alten Lieferungszu- 
sagen an die Ungarn zurückgezogen werden mussten, und 
dass die vorgesehenen Lieferungen an die ungarische 
Fronttruppe auch nur zu einem geringen Teil zur Ausfüh- 
rung gebracht werden konnten. Die Lieferungen wurden 
in der Hauptsache auf diejenigen Teile begrenzt, die 
für Ausbildungszwecke in Ungarn dringlichst erforderlich 
waren. Erst im späteren Verlauf des Jahres 1943 konnten 
grössere Lieferungen, besonders an Infanteriebewaff- 
nung und Paks zur Durchführung gebracht werden. 


Besondere Bedeutung hatten die Verhandlungen mit 


Ungarn über die Bereitistellung grösserer Treibstoff- 


nengen aus der ungarischen Produktion für die gemein- 
same Kriegführung.Es gelang nach langen Kimpfen, die- 
se Mengen erheblich zu erhöhen und die ungarische Re- 
gierung zur Einschränkung des Eigenverbrauchs zu be- 
wegen. Ebenso konnte die Verlagerung deutscher Auf- 
träge nach Unzarn im Laufe des Jahres 1945 erhöht 


werden. 





I 
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Sch wei z e 


Die Verhandlungen mit der Schweiz lagen in der 
Hauptsache auf 2 Gebieten; 
a) suf dem Gebiet der Fortführung der Schweizer 
Waschinenlieferungen im Rahmen des deutsch- 


schweizerischen Handelsvertrages, 


auf dem Gebiet der Bekämpfung der Storungs- 
versuche der Feindmächte gegen die deutsche 


Auftragsverlagerung nach der. Schweiz. 


Die Fortführung der grossen Maschinenlieferungen 
der Schweiz für die deutsche Kriegsindustrie wurde auf 
zweierlei Gründen immer schwieriger. Einmal führte die 
Rohstofflage der Schweiz immer mehr dazu, dass die 
Schweizer Firmen für die Lieferungen sämtliche Rohstoffe 
von Deutschland bereitgestellt haben wollten und dass 
auch Schwierigkeiten in der Kohlenbelieferung der be- 
treffenden Firmen auftraten. Andererseits lag die 
Schweizer Regierungso stark unter englisch-amerikani- 
schem Druck, dass der Abschluss des deutsch-schweizeri- 
schen Handelsvertrages in Frage gestellt oder der Ver- 
trag selbst immer nur auf kürzeste Frist abgeschlossen 


wurde. Zeitweise kam es zu einem vertraglosen Zustand, 


der. dann, dank beiderseitigen Entgegenkommens, meist im-. 


mer wieder durch einen kurzfristigen Vertrag abgelöst 


wurde. Das Nehrwirtschaftsadt war aufs höchste bemüht, 
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die deutsch-schweizerischen Verhandlungen immer wie- 

der in Gang zu bringen, um ayers die besonders wichti- 
ge Belieferung mit schweizerischen Hochleistungsmaschi- 
nen und Werkzeugen sicherzustellen. 

Um die Störversuche der Feindmächte gegen die deut- 
sche Auftragsverlagerung nach der Schweiz klarzulegen, 
wurde im Februar 1943 der bisherige Abteilungschef der 
Rü Abteilung, Oberst N e e f , nach der Schweiz ent- 
sandt, um die hierfür notwendigen Untersuchungen anzu- 
stellen. Eine Denkschrift liber die dort vorgefundene La- 
ge mit Beweismaterial befindet sich in den Akten des 
Wehrwirtschaftsamtes, so dass auf die Ausfiihrungen in 
' dieser Sonderbearbeitung verwiesen werden kann. 

Die Bearbeitung zeigt, dass auch von deutscher Sei- 
te in der Auftragsverlagerung erhebliche Fehler gemacht 
worden sind, besonders dadurch, daß immer wieder zahlrei- 
che deutsche Stellen gesondert und unabhängig von der 
Gesandtschaft in der Schweiz arbeiteten und die einheit- 
liche Vertretung der Dinge unterbanden. Nach Oberst 
N eef hat die Vielgleisigkeit der deutschen Verhand- 
lungen und das Fehlen einer geschlossenen deutschen Füh- 
rung in .der Schweiz mehr geschadet als die Maßnahmen 


der Feindmächte, die wohl höchst unangenehn, aber für 


die deutsche Auftragsverlagerung nicht ausschlaggebend 


gewesen sind. 
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Die Treibstoffplanungen hatten bisher immer darauf 
basiert, daß das russische Kaukasusgebiet oder zumindest 
Teile davon ab 1943 zur Verfügung stehen würden. Trotzdem 


von Anfang an klar war, daß große Mengen der Kaukasus- 


m für die Bewirtschaftung des russischen Raumes 


benötigt werden, hoffte man doch durch dieses Erdölge- 
biet einen solchen Zuschuß zu erhalten, daß die Aufbau- 
planung der Luftwaffe im großen Umfang darauf aufgebaut 
ware Leider wurden durch diese Hoffnungen die Bestrebun- 
gen des Wehrwirtschaftsamtes die heimatlichen Erdölge- 
biete noch schneller auszubauen und in Betrieb zu setzen, 
von vielen Stellen nicht so unterstützt wie es im Inter- 
esse der Lage notwendig gewesen wäre. Erst im Dezember 
1942 als erkennbar wurde, daß die Eroberung des gesan- 
ten Kaukasuszebi etes kaum noch in Frage kommen wird, 

chs bei diesen Stellen das Interesse an der schnelleren 
Ingangsetzung der Treibstoffüeubauten in Deutschland 


und den sonstigen besetzten Gebieten. Es muß festre- 


stellt werden, daß erst vom Januar 1943 überall die Er- 


™ 


ee 


kenntnis erwachte, daß es unbedinst-notwendig sei, die 7 
deutschen Treibstoffwerke gegen Mensdenabzug und luft- 
schutzmäßig besser zu schützen als es bisher der Fall 
gewesen war. Alle früher vom Wi Rü Amt zusammen mit 
Profestor Krauch eingebrachten Forderunsen auf 


besseren Schutz der Treibstoffwerke waren von den zu- 
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ständigen Stellen zurückgestellt worden, da man hoffte, 
daß man im Jahre 1943 durch das kaukasische Öl im Treib- 
stoff " schwimmen" würde. 

Dazu kam, daß der Bedarf sowohl in Deutschland wie 
bei unseren Bundesgenossen laufend stieg. Die Vermehrung 
der deutschen Panzerdivisionen wirkte sich beim Heer aus, 
die Vergrößerung der Flugzeuge und die Erhöhung ihrer Qe- 

Drwinsicxei: bei der Luftwaffe. Ganz besonderen Kummer 
bereitete die völlige Notlage der italienischen Wehrmacht 
auf dem Treibstoffgebiet, Seit Herbst 1942 liefen andau- 

ernd Verhandlunsen mit den Italienern über die italienis® 
Treibstofflage, um ihre Wehrmacht einsatzfähig zu halten. 
Die deutsche Kriegsmarine sowie die Luftwaffe gaben lau- 
fend Treibstoff aus ihren Beständen ab, um die notwendig- 
sten Bedürfnisse der Italiener zu d ecken. Der Afrika-Krieg 
bereitete durch starke Versenkunesziffern eine starke Er- 
~hGhung des Bedarfe. 
eo ‚90 sah es das Wehrwirtschaftsamt als @ine seiner 
aes tigaten Aufraben an, die deutsche Treibstoffproduk- 
tion laufend zu erhöhen und alle Maßnahmen ——— 
treiben, die diesem Ziel dienten. Besonderer Wert wurde 
> auch darauf gelert, schnell zu einer besseren Ausniitzune 


des estlindischen Schieferölgebietes zu kommen und die 


ungarieche Produktion zu steigern. Einzelheiten darüber 


„ ergibt der Abschnitt Treibstoffwirtschaft. 


Ebenso sah es der Wehrwirtschaftsstab als seine be- 
sondere Aufgabe an, alle Wiinsche des GB Chem für den Aus- 


_ bau der Buna- Produktion zu unterstützen, Durch das Aus- 
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leiden def Blockadebrecher-Schiffe wurde es immer dring- 
icher, den fehlenden Naturkautschuk durch Buna zu er- 
atzen. Zu gleicher Zeit aber wurde es erforderlich, die 
eutschen Buna-Werke Schkopau und Hiils luftschutzmäßig 

Beer zu schützen und die neuen Werke Ludwigshafen und 
ischwitz möglichst bald in Gane zu bringen», Auch hier 
auerte es lange bis bei allen „Reichsstellen das not- 
endige Verständnis für die Wichtigkeit dieses Nach- 
chubgebietes erkannt und die Mitarbeit aller Stellen 
Bitron war. 
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j Meine Äusserungen über den rieg, über die Nazi partei und über die 


/ Nazi perstnli chkei ten entsprechen nicht den Tatsachen, 
Sie wurden nach den 20.7.44 zu meiner 
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Entlastung 8egenüber der 


Mew ota FF. eZ 


RW 2! Lf. tt Sit’ 7 


Gestapo eingefügt. 








Falkenstein i.Ta,, den November 1945. 


| at). 
Ich, der Unterzeichnete General /? homas, suge hiermit 
das Folgende aus: 


ich war seit 1934 Chef des “ehrwirtschaftsstabes und ab 1939 
bis zu meiner Entlassung aml. Februar 1943 Chef des tebr- 
wirtschaftsantes und Ruestungsantes im Oberkommando der webr. 
macht. Ich warde im Jahre 1938 sum Geberalmajor und am 

i. August 1940 zum General der Infant. befoerdert. Ich 

wurde aus meiner Stellung am 1. Pebruar entlassen. 


Ich erkenne das Originalmenuskript des Buches welches 
mir hiermit in einer roten Mappe bezeichnet "Reinscbrif t 
Original” vorgelegt wird, und welches ausserdem nit blauer 
Kreide als "36-K" bezeichnet ist, als mein erk an. Die 
erate Seite dieses Manuskript traegt den Titel: " ha 
verze | : lenr- und Iuesstunzaw schaf 

Y: a bis gum Beginn de 20i lmachung im Jar KI 

ich erkenne auch die photokopierten Durehsch age des 
verbesserten maschinengeschrieben intwurfs der ganzen 
àbhundlung (Photostat är._____ bis ), als meine 
Arbeit an. 

sachlichen 
Die \Beobachtungen und Angaben in meinem Manuskript sind 
nacn meinem besten Wissen und Gewissen zutreffend, Sie 
basieren auf dem amtlichen Aktenmaterial und meinen 
persoenlichen Handakten aus meiner Diensttaetickeit. Die 
Bleistiftnotizen und Berichtigungen im Originalmanuskript 
sind von mir geschrieben. F 


Der Zweck des Buches sollte sein, die Rolle und den Beitrag 
des fehrwirtschafts- und Ruestumgsentes in der Aufrusstungs- 
eit und waehrend des Krieges darzustellen, 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 


3 | > 
Lrg ea 
In meiner Gegenwart unterschrieben und beschoren. 
Ln ene poet’ TE —— 
F, | DSH 
DI Cid AE MCA 
VAM Ferm hh, 


rr u. 
Iiv u V "E 
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Heine Äusserungen über “en Arig, über die 


Nesipartei und über die 


Nazipersönlichkesiien entsprechen nicht den Tatsachen, 


Sie wurden nach den €007-44 zu meiner 8n -lastung gegenüber der 


Geutapo eingefügt, 
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Falkenstein i.Ta., den Ab wovenver 1945. ©; 


Eidesstattliche Aussage, 
a. 


Ich, der Unterzeichnete, General Thomas, sage hiermit 
das Polgende aus: ( 


Ich war seit 1954 Chef des Wehrwirtschaftsstabes und ab 1939 
bis zu meiner Sntlassung am 1. Februar 1943 Chef des Wehr- 
wirtschaftsamtes und Ruestungsamtes im Oberkommando der Wehr- 
macht. Ich wurde im Jahre 1938 zum Geheralmajor und am 

l. August 1940 zum General der Infant. befoerdert. Ich 

wurde aus meiner Stellung am 1. Pebruar entlassen. 


Ich erkenne das Originalmanuskript des Buches welches 
mir hiermit in einer roten Mappe bezeichnet "Reinschrift 
Original" vorgelegt wird, und welches ausserdem nit blauer 
Kreide als "56-K" bezeichnet ist, als mein Werk an. Die 
erste Seite dieses — gt den Titel: "Inhalts- 
verzeichnis, P n fehr- y sstungsn IT: nal 

beiten bis zum Beginn de Tobi imachuna E Ä 
Ich erkenne auch die photokopierten Durehsch age Tes 
verbesserten maschinengeschrieben Entwurfs der gansen 
Abhandlung (Photostat Nr. bið ), als meine 
Arbeit an, 

sachlichen 
Die Beobachtungen und Angaben in meinem Manuskript sind 
nach meinem besten Wissen und Gewissen zutreffend. sie 
basieren auf dem amtlichen Aktenmaterial und meinen 
persoenlichen Handakten aus meiner Diensttaetigkeit. Die 
Bleistiftnotizen und Berichtigungen im Originalmanuskript 
sind von mir geschrieben. F 


Der Zweck des Buches sollte sein, die Rolle und den Beitrag 
des Nehrwirtschafts- und Ruestungsamtes in der Aufruestungs- 
seit und waehrend des Krieges darzustellen. 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 
In meiner Gegenwart unterschrieben und beschoren. 


7 


SE 
4 uy FIEL IP * 
| e7 t 


” Lf, De ae a — 
A PAP TE BA, 4 Zr ? 


H2296-0584 
w 





A 
4 


# 
f 
= E 
. 7 
F € 


Meine Ausserungen über den 4rieg, tiber die Nagipartei und über die 
Nazipersönlichkeiten entsprechen nicht den Tatsachen, 
Sie wurden nach den 20.7.44 gu meiner Entlastung gegenüber der 


Gestapo eingefügt, N 
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Polkenstein i.fa., den 13 wovenves 1945. 


Sidesatattiicne Aussage, 
aD a" 


Ioh, der Unterzeiohnete, General T r omas, sage hiermit 
das Folgende ans: | 


ich war seit 1934 Che? des Wehrwirtschaftsstubes und ab 1939 
bis gu weiner Sntlassung an l, Pebruur 1945 Chef des tebr- 
»irtschaftsuntes und Rues santes im Oberkommando der’ #ehr- 
Macht. ich wurde im Jahre 1 58 sux — or und am 

i. August 1940 sum General der Infant. ert. Ich 
wurde aus meiner Stellung am l. Februar entlassen, 


leh erkenne das rote ie te des Buches welches 
mir hiermit in einer roten Mappe bezeichnet "Keinschrift 
Origiuul” vorgelegt wird, und welches ausserdem mit blauer 
Kreide als "36-K" bezcichnet ist, als mein verk an. Die 


srate Seite dieses Manuskript traegt den Titel: "Int k - 
Oe 1 Flic? 


ny Hr AE = MOOG j 172 TTT TY 
rt a © am Dei T * ute bilgsechung in Juhre 165 
ich erkenne auch die pnotec opierten Dur Chlage des 
verbesserten naschinengesohrieben Entwurfs der ganzen 
à bhand lung (Photostat BE»... 57 bid), als seine 


Arbeit an. 
sachlichen 
Die\/Be obachtungen und Angaben in meinem “anuskript sind 
nuch meinem besten "wissen und Gewissen zutreffend. Sie 
basieren auf dem antlichon aktenmaterial und meinen 
persösrlichen Handakten aus meiner Diensttaetigkeit, Die 
inalnanuskr 


Bleistiltnotisen und Berachtiguagen im Orig ipt 
sind von mir geschrieben. 

Der 2weok Jes Buches solite sein, die Rolle und den Beitrag 
des febrwirtschafte- und Auestungsantes in der Aufrusstungs- 
“sit und washrend des Krieges vargustelien, 


Vorgelesen, Genehai st und unterschrieben, 


an $ 
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in meiner Gegenwert unterschrieben und beschoren. 
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Sie wurden nach dem 20.7.44 zu meiner Entlastung gegenüber der 
Gestapo eingefügt., 
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Falkenstein i.tTa., den /\) November 1945. 


al) | 


Ich, der Unterzeichnete, General Thomas, sage hiermit 
das Foigende aus: 


Ich war seit 1954 Chef des “ehrwirtschaftsstabes und ab 1939 
bis zu meiner Sntiassung am l, Februar 1943 Chef dës jehr- 
wirischaftsamies und Kuestunmgsantes im Oberkommando der Wehr- 
Macht. Ich wurde im Jahre 1958 cum Geheralmajor und am 

l. .ugust 1940 zum General der Infant. befoerdert. Ich 

wurde aus meiner Stellung am l. Pebruar entlassen. 


Ich erkenne das Originalmanuskript des Buches welches 
mir hiermit in einer roten Mappe bezeichnet "Reinschrift 
Original” vorgelegt wird, und welches ausserdem mit blaner 
Kreide ais "56-K" bezeichnet ist, als mein Werk an. Die 
erste Seite dieses Manuskript traegt den Titel: "Inhalts- 

FA J hfe? ng sue LIT II 435007), 
t n bis ar Deziun c fobilinachung in Juhre 195% 
Ich erkenne auch die photokopierten Durehschiage des 
ver besserten maschinenseschrieben Entwurfs der ganzen 
Abhandlung |Photostet är.____ bis ), ale meine 


Arbeit BA. en 


vie! Beobachtungen und Angaben in meinen Manuskript sind 
nach meinem besten Wissen und Gewissen zutreffend. jie 
basieren auf dem amtlichen Aktenmaterial und meinen 

pervoenlichen Handakten aus meiner Diensttaectickeit. Die 
Bleistiftnotisen und Berichtixungen im — — 
sind von mir geschrieben, 


Der Zweck des Buches sollte sein, die Rolle und den Beitr 
dus Webrwirtschafts- und Ausstungsantes in der kufrusstunge- 
zeit und washrend des Krieges darzustellen. | 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 


In meiner Gegenwart unterschrieben und beschoren, | + 
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Meine Äusserungen über den Arieg, über die Nagipartei und über ae 
Yasipersönliohkeiten entsprechen nicht den Tatsachen, _ 
Sie wurden nach dem 20.7.44 zu meiner Entlastung gegenüber der 


desa! 


Gestapo eingefügt, 
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Falkenstein i.Ta., den /,) November 1945, N 


al . | 
Ich, der Imterzeichnete, General/ ? bh o m ua 8. gage hiernit 
das Folgende aus: i 


Ioh war seit 1934 Chef des Hehrwirtachaftsstabes und ab 1939 
bis eu meiner intlassung am l. Februar 1945 Chef des iehr- 
wirtechafteumtes und Auestungsamtes im Oberkommando der telf- 
gecoht. Ich wurde im Jahre 1956 sua Geherulmajor und am 

l. August 1940 zum Jeneral der Infant. befoerdert. Ich 
wurde sus meiner Stellung am 1. Pebruar entlassen. 


Ich erkenne dus Originalmamuskript des Buches welches 
Gir hiermit in einer röten Mappe beseichnet "Reinschrif ý 
Original” vorgelegt wird, und welches uusserdem nit blauer 
Kreide uls "56-K" bezeichnet ist, ale mein dərk an. Jie 
rete Seite dieses Munnalri pt tracgt den Titel: "Inha a 
Yerzolchnis, Teil A, Le Kahr- und Ines EE chi 
9 ‘ a big gun Begino dex OD Amni —* ig fehre 1959" 
ch erkenne auch ie photo Opierten Jurchscilage das 
verbesserten maschinengesohrieben Entwurfs der ganzen 
Abhandluns (Photostat dr. bis ), als seine 
Arbeit an, 
sachlichen 

Die/Beobuchtungen und Anguben in meinem Manuskript sind 
nach meinen besten Wissen und Gewissen sutreiiend. sie 
basieren auf dem amtlichen Aktenmaterial und meinen 
persoenlichen Handakten aus meiner Diensttaetigkeit. Die 
Bleistiftnotizen und Berichtigungen im Uriginalmanuskript 
sind von mir geschrieben. 


Der iweck des Buches sollte sein, die Holle und den Beitrag 
des “ehrwirtschafts- und Kuestungsuntes in der aulruestungs- 
zit und „sehrend des Krieges darzustellen. 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 


In meiner Gegenwart unterschrieben und beschoren. |, 
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Weine Äusserungen über den Krieg, über die Masiparted und tiber 

die Nas. persönlichkei ten enteprechen nicht den -atsachen, $ 
7 nüber å 

sie wurden nach dem 2007-44 su miner Batlestung gegë r 


u b 
Gestapo eingefügt, 
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Lorwort% 


Es wäre vermessen, schon heute, wo die militärischen 
und wirtschaftlichen Breignisse noch in vollem Fluß sind, 
eine Geschichte der Wehr- und Rüstungswirtschaft schreiben 
gu wollen, die mal später vor der historischen Geschichts- 
schreibung bestehen kann, Würde man dieses Wagnis eingehen, 
so käme man unweigerlich zu Unsachlichkeiten und zu Fehl- 
urteilen, die nach Ablauf bestimmter ZZeitabschnitte sich vor 
selbst richtig stellen, Außerden verbietet die militär-po- 
litische Geheimhaltungspflicht noch auf vielen Gebieten 
eine völlige Klarlegung der tatsächlichen Verhältnisse, 
frotzdem halte ich es für geboten, aus dem vorliegenden 
äktenmaterial in Form von sachlichen Grundlagen einen Rahmen 
fiir eine spätere Geschichtsschreibung über die deutsche Wehr 
und Rüstungswirtschaft festzulegen, und zwar aus folgenden 

- @ründens 

1.) Das Gebiet der Wehrwirtschaft ist so umfassend und 
befindet sich in einem solchen Tempo der Fortent- 
wicklung, daß es nur demjenigen möglich sein wird, 

winen klaren Ablauf der Dinge zu séhiidern und rich 

tige Urteile zu fällen, der selbst noch im Strudel 
dieser Vorgänge gestanden hat. 
Das große Gebiet der Wehr- und Rüstungswirtschaft 
dst in seinen ersten Vorbereitungen und bis zum 
Kriege fast allein von der Wehrmacht bearbeitet 
worden, denn die Vorarbeiten des Generalbevoll- 
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2- 
mächtigten für die Wirtschaft und des Reichswirt- 
schaftsministeriums sind über theoretische Anfänge 
nicht herausgekommen und haben sich in der Praxis 
kaum ausgewirkt. Auch in Kriege war die Wehrmacht 
sunächst der Hauptträger der Arbeit bis durch die 
Gründung des Reichsministeriuns für Bewaflung 
Munition das Rlistungsgebiet auf diese neue Dienst 
"Welle tiberging. Die Wehrmacht muß aaker ein Inte 
"be daran haben, die großen Leistitigäh der deut- 
schen Wehrwirtschafts- und Rüstungsorganisation, 
die die Grundlagen für den Rüstungsaufbau und für 
die materielle Kriegführung gegeben haben, vor -d 
Geschichte eindeutig klarzustellen, 


3.) Die Organisation äer Wehr- und Rüstungswirtschaft 
weist während des Krieges erhebliche Veränderunger 
auf, Die Gründe hierfür klarzulegen und den Bewei 

"ur die Folgerichtigkeit dieser Bitwicklung su 
bringen, erscheint für eine spätere Geschichts- 
schreibung besonders notwendig. | 


KV Dër Ablauf des Krieges zeigt von TER Sù Tag mehr 
die Bedeutung der Wehr- und Rüstungswirtschaft, als 
solcher und die Bedeutung einer richtigen Beurtei- 
lung der eigenen und feindlichen Wehrkraft. Es 
erscheint daher geboten, schon jetzt bestimmte 
Zeitläufe und Kriegsphasen, die durch die eigenen 
oder feindlichen wehrwirtschaftlichen Verhältnisse 


stark beeinflußt wurden, skizzenhaft festzulegen. 
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5.) Der Iuftkrieg hat bereits wertvolles Tatsachen- und 
Aktenmaterial vernichtet, das zumindest inhaltlich 
fir die Geschichtsschreibung erhalten werden muß, 
weil es später für eine richtige Beurteilung der 
Dinge von größter Bedeutung ist, 


Die nachstehenden Grundlagen für eine Geschichte der 
Wehr- und Rüstungswirtschaft enthalten im Großen nur den 
Ablauf der Ereignisse, eine skissenhafte Darstellung der ge- 
troffenen Maßnahmen, Hinweise auf die gegebenen Befehle und 
kurse B eurteilung der Lage, wobei die uadnahnen sat den Go- 
biet der Wehrwirtschaft von denen ‘der Rüstungswirtschaft in 
den einzelnen Kriegsjahren getrennt behandelt wurden. Die Ar 
beit ist also nur eine Meterialsammlung und ein Merkbuch für 

die spätere Geschichtsschreibung. Zur kritischen Beurteilung 
der Dinge wurde nur geschritten sofern die Gefahr bestand, ; 
daß sich durch die Fortentwicklung des Krieges falsche ns 
fassungen über den Ablauf der Dinge bildeten oder wenn i 
sur Rovlitfertigung von Personen oder Dienstwtwilen erforde: 
wurde. ra er A ee 448 
bei selbstverständlich ausgeschlossen, ` 


he 


Aui'gabe einer späteren Arbeit müßte es sein, Quer- # 
sohnittebearbeitungen der Hauptfaktoren der  Jehrwirtsohafts 


-Beurtoilung der eigenen und feindlichen mater: à 
Wehskratt, wirtschaftläche Ausinteung der basstäten 
Gebiete, materielle Unterstitsung der befreundeten - 
Steaten, virteshaftlsche Susansmarbeis nit din 
sectzalen Siantan a. > | 


pnan — 





IT 


4. 


sowie der Hauptfaktoren der Rilstungswirtschafts 
Organisation, Menscheneinsats, Rohstoffe, 
und Betriebsmittel, Transportlage, Auf tragever 
rung usw. - | 
vorzunehmen und von der Erfahrungsseite zu beleuchten, 

Zu dieser zunamnenfassenden Bearbeitung gehört sine ; 
von Einzelbearbeitungen, die geschlossene Abhandlungen brin- 
gon über Tedlgebicte oder Einzeldarstellungen der Bitigkeit — 
einzelner Dienststellen, Hierunter fallen in Sonderheit fol- 
gende Arbeiten, die im Auftrage des ehemaligen Ghefs des 
Wehrwirtschafts- und Riistungsamtes in OKW angefertigt w 


“r 


1.) Generalleutnant Frhr. Rüdt v. Gollenberg: Rritisc 
Würdigung des Aufbaues der Wehrwirtachafts- und ti 
organisation, ihre Leistungen unà Bedeutung zur die ` 
Großrüstung 1942 gesehen von der Warte eines Rüstungs- . 
inspekteurs, | = 

2.) Major Dr. Va rei ni Deutsche Ristungsrirtschaty h 

Polen 1939/40. — — * * 

A E 
sche Wehr- und Ristungewirtechaft in Prénkresoh von... | 
3.1.1940 = 31.35.1943, 

4.) Wi Stab Ost: Aufgaben und Leiotungebericht den n 
Ost. 

5.) Zwei Jahre Kriegewirtschaft in russischen Kordraun; 


Pi tigkei te— und Leistungsbericht der —2— 
tion Nord. f 
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6.) Bin Jahr Rußlandfeldzug, Leistungen wehrwirtschaftlicher 
Formatiönen Ges OKW / Wi’Aktes auf den Rohstoffgebiet, 
Msamengestellt vom OKW / Wi Amt / Ro I Out. 

Te) Ministerialdirektor Ziehms Wesen, Tätigkeit und Ergebr 
se des Vertrags- und Preisprüfwesens im OKW in den J. | 
1939 - 1943, 

8.) Hauptmann Prahna orff: 


9.) Oberstleutnant S a 4 ewas se rs Die Arbeiten des wi 
Rü Amtes an der Mineralölversorgung der Wehrmacht und 
Wirtschaft, 

10.) Die Geschichten folgender Dienststellen: 
W Stab Norwegen t 8. 3.40 - 31, 5,42 
F Stb Dänemark : t Bs 4.40 =- 31.12.41 
Ril Stab Frankreich i 7.40 = 31.12.41 
Rü In I, II, III, Iv, Vv 9.39 = 31. 5.42 
Rü In YI 9.39 = 30. 4.42 
Rü In VII l. 9.39 = 31. 5.42 
Rü In VIII 15.8.39 - 31, 5,42 
Rü In Ig. I 2628.39 = 31.12.41 
Rü In Ip XI — 26.8.39 - 31. 5,42 
Rü in XII 26.8.39 = 30, 9.40 


Rü In XIII, XVII, XVIII, Xx 
XI, Prag 1.9.39 - 3l. 5.42 


Rü In Generalgouvernement t 147.40 + 31.12.41 
Rü In Niederlande | ¥ 10.5.40 - 30, 9,40 
Rü In Belgien 234.5.40 322,0 
Rü In A ( Paris u. Noräfrankreich)s 3.7.40 - 31, 742 
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Die ersten Tritger dieser planmäßigen Vorarbeiten waren 
die Chefs des Heereswaffenamtes, General Yursbacher. 
und General L ud wi g mit den Offizieren — Nachsohub- N 
stabes, Major 5 ọ 1 d a n, Major J ans en, Hauptmann von 
Hanneken und die MinisterialriteSchmidt und 
Zi ehm. Im Herbst 1927 berief General L u dw i & Haupt- 
mam Thomas ån diesen Stab. Später hat sioh der zum 
Amtschef des HWaA ernannte General v. Vo llar 4 4 
Bookelberg große Verdienste für die Aufrüstungs— vw 
und Mobilmachungsarbeiten des Heeres erworben. | 

Die Arbeiten mußten unter größter Geheimhaltung erfolgen, 
da sie von der Reioksregierung verboten waren. | 

Eine am 24.11.1924 tagende Sitzung des Nachschubstnbes 
stellte erstmals die Forderung auf, die deutsche Wirtschaft ~ 
vornehmlich die für die Rüstung in Betracht kommende Industri. 
- wehrwirtschaftlich zu erfassen und sich ein Bild über & 
Möglichkeit ihrer Leistungen für eine künftige Aufrüstung 
zu verschaffen. 

Der politischen Lage des damaligen Deutschland entspre- 
ohend glaubte das Truppenamt des Reichswehrministeriums da- 
bei von der ungünstigsten Lage ausgehen und ein rasches Ein- 
dringen des Feindes in das Reichsgebiet unterstellen zu nüs- 


sen. Hieraus ergab sich die Beschränkung planmäßizer und 
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und n-chhaltiger Rüstungsvorbereitungen auf ein als"R ua mp f 


oder "Inne rdeut s oh land * gekennzeichnetes Ge- 
biet, das im Osten etwa von er Oder, im Westen von der Weser 
und in südlicher Fortsetzung von der allgemeinen Linie Kasse2- 
Würzburg-Ulm begrenzt war. 

Truppensmt, Marinelei tung und Wehramt stellten den Nach- 
sohubbedarf fest und leiteten ihn mit dem Auftrag vorzube- 
reitender Bedarfsdeckung an das HWaA weiter. 

Unter den Augen wachsamer, über das ganze Reich zer- 
streuter Nachricd ten-Organe der Alliirten schien zunichst 
nur der Weg möglich, von zen traller Stelle aus den 
Hachschubbedarf bei geeigneten Betrieben unterzubringen. 

Der Versuch, sich dabei der Wum ba ( Waffen- und Muni- 
tions-Beschaffungs-Amt ) -Akten aus dem Weltkrieg zu bedie- 
nen, scheiterte, weil viele ehemalige Kriegsbetriebe ver- 
sohwunden waren, andere sich auf Friedensproduktion umge- 
stellt und ihren ehemaligen Maschinenpark abgestoßen hatten. 
Man verfiel auch auf den Gedanken, sich die Titigkeit der 
Kontroll-Kommissioneri sunutse su machen und die Untersuchun- 
gen in erster Linie auf aie von ihnen überwachten Betriebe 

| gu konzentrieren. Aber auch hier - wie ebenfalls bei Aus- 
wertung von Anzeigen aus Tages- und Fachpresse = kan 

man liber Teilergebnisse nicht hinaus. 


Vorschläge des Heereswaffenantes ~ wie die im Früh- 
jahr 1925 geforderte Bildung eines wehrwirtschaft lichen 
G@eneralstabes und die erstmals Januar 1925 beschlossene 
Aufstellung eines wehrwirtschaftlichen Mobilmachungsplanes 
mit Terminkalender ~ mußten rein theoretische Erw'igungen 
bleiben, wenn es nicht gelang, mit der Masse der praktischen l 
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Wirtsohaft in unmittelbare Fühlung zu kommen. 

In der Überzeugung, daß eine derartige Aufgabe am besten 
von Männern der Wirtschaft selbst übernommen werde, suchte 
und fand das HWaA Fühlung mit geeigneten, national einzastell- 
ten Persönlichkeiten der Industrie. Am 26.1.1926 bildete sich 
unter Leitung des HWaA mit dem Namen * Statistische Gesell- 
schaft" unter dem Vorsitz des Geheimrat Dr. von Bo zeig 
eine "Vereinigung gemeinnütziger Natur mit der Aufgabe, sta- 
tistische und technische Feststellunzen für Interessenten 
durchzufiihren"~ Die hierbei eenamtlich titigen Organe waren 
die in Berlin tagenie "Houptkonniss ion" und die meist am Sitz 
der Wehrkreiskommandos ausg ew “is ” Regional~Kommi ssare", 
Der eigentliche Zweok dieser unter der Abkürzung "Stega" ge- 
tarnten Organisation war die Beschaffung der von Hwen. für er 
Vorbereitung der wehrwirtschaftlichen Mobilmachung benötige 
ten Unterlagen, Wesentlich dabei war, daß eine Beteiligung 
militärischer stellen oder sonstiger Behörden nach außen ia 
unter keinen Umständen in Mchetnung trates = 

Um den Regionalkomni ssaren die Erkundung von eigen 
Betrieben zu erleichtern, wurden sie mit Zeichnungen und 
sonstigen Unterlagen für einzelne Wehrhnachtsgeräte ausge- * 
stattet. 

"Es erwies sich jedoch bald, daß diese Herren meist mit 


anderen Aufgaben zu sehr belastet waren, um sich diesen 


Detailaufgsben genürend widmen zu können, die sie zudem 


immer mit der Gefahr innerpolitischer Komplikation belaste- 
ten, Außerdem erforderte die sunshmende Intensivierung der 
Arbeiten bald auch eine Verkürzung des zeitraubenden Umweges 
über die Stega durch Aufstellung eigener AuBenorgane des 
Hwal: 
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So wurden 1926 vornehmlich bei den Wehrkreiskommandos 
sogenannte “Wirtscheftsoffisiere * (WO) als dezentrale Organe 
-des Nachschubstabes geschaffen una den Regional-Kommissaren 
beigegeben. Es waren dies meist Offiziere der alten Wehrmacht 
die sich zwischenzeitlich in der Wirtschaft betitigt hatten. 
Sie schätzten sich glücklich, auf diesen neuartigen mili- 
tärischen Kampffeld mit ersten entscheidenden Spatenstichen 
sich am künftigen Neubau deutscher Wehrmacht beteiligen zu 
können. Wir können in diesen Wirtschaftsoffizieren die Keim- 
gellen der späteren "Wehrwirtschafts—* oder‘ "Ris tungs- 
inspektionen” erblicken, jenen militär-wirtschaftlichen 
Dienststellen, die für alle Zeiten mit der Geschichte dieses 
gewaltigen deutschen Kriegsringens unlösbar verbunden blei- 


ben werden, 


Bis zu dieser Entwicklung war allerdings noch ein wei- 


ter Weg! 
| Unerkannt und unbekannt mußten die damaligen Wirt- 

sohaftsoffiziere in aller Heimlichkeit, ohne Vorg'inge, 
Ohne Unterlagen und Hilfsmittel, ohne Kraftwagen und besten- 
falls mit einer bescheidenen Schreibkraft ausgestattet, sich 
ihren Weg in das unbekannte Gebiet der Wehrwirtschaft suchen. 
In mühevoller Kleinarbeit - landauf, landab - hatten- sie 
das benötigte Material zusmmengetragen - dabei stets ge- 
wartig, von den Spithevaucell feindlicher Spione und heimat- 
licher Verriter entdeckt zu werden. 

Da die Arbeiten praktisch nur mit Hilfe industrieller 
Vertrauensmänner durchführbar waren, mußten solche zuarst 
in allen in Betracht kommenden Betrieben ausfindig gemacht, 
abwehrmäßig überprüft und dem Reichswehr-Ministerium zur 
Bestitigung gemeldet werden. Gelegentlich muSteman dabei 
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auf die Mitwirkung der Betriebsführer selbst verzichten und 
versuchen, sich unter der Hand die Mitarbeit eines vertrauens- 
würdigen Mitgliedes der Betriebsleitung zu sichern. Gerade 
bei diesen häufigen delikaten Personalfragen korinte gelegent- 
lich die Unterstützung des Regionalkommissars von unschitz- 
barem Wert sein. Aber nach der persönlichen Initiative der 
Wirtschaftsoffiziere selbst konnte es - z.B. liber alte , 
wirtschaftlich titige Kameraden ~Zelingen, sich Einblicke 

in die Industrie und einen Stamm dierlissiger wirtschaft- 
licher Berater zu schaffen. 

Jedoch auch den industriellen Vertrauensminnern gegen- 
über mußte letztes Ziel der Erhebungen oft verborgen blei- 
ben, Meist wurden die Arbeiten als Unterlagen für statisti- 
sche Wirtschaftserhebungen oder Versicherungsabschliisse ge~ 
tarnt. Grundis tzlich durfte den Vertrauensmännern nur der 
begrenste Fragenkomplex eröffnet werden, der für die betref- 
fenden Einzelfeststellungen jeweils unbedingt nötig war. 

Ein Schriftverkehr sollte vermieden werden. Soweit Zeichnun- 
gen oder sonstige Unterlagen kurz in ihren Hinden — 
mußten, wurden diese vom Wirtschaftsoffizier persönlich über- 
bracht und abgeholt. Wieviele seitraubende Einzelreisen bei 
der auf dem flachen Lande weitverzweigten Industrie bei man- 
gelhaften Bahnverbindungen damit erforderlich wurden, liegt 


auf der Hand. 
Selbst aber beim Sohriftverkehr mit den militirischen 


Zentralbehörden wurde größte Vorsicht geübt. 
Auch innerhalb der Wehrkreisstäbe blieb die Kohntäta 


der WO-Aufgaben meist auf den Chef des Stabes und dessen 


Sachbearbeiter beschränkt. Wurde eine gelegentliche Unter- 
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richtung eines größeren Kreisen von Offizieren oder auch 
Industriellen erforderlich, so wurde diese - nach Angaben 
des Wirtschaftsoffisiers - won dem Sachbearbeiter des Wehr- 
kreiskommandos übernommen, um die Einrichtung der wehrwixt- 
schaftlichen Organisation nicht in Erscheinung zu bringen. 

Der Wirtschafts-Offisier war selbst an der peinlichen 
Durchführung dieser Vorsiochtsmaßnahmen umsomehr interessiert, 
als er bei Bekanntwerden seiner Betätigung kaum auf eine 
Deckung reohnen durfte. 

Diese genaue Durchführung der Geheimhaltung konnte den 
Erfolg für sich buchen, daß bei der späteren Wioderauf- 
rüstung Deutschlands diese schlagartige Versorgung mit Mas- 
senlieferungen modernster Ausrüstung in der ganzen Welt eine 
der unerwartetsten Überraschungen Auslöste. Als dann in Paris 
dem Reichskanzler Brüning die lange Liste deutscher 
"VerstGsse" gegen den Versailler Vertrag vorgehalten wurde, 
war die Entente nicht in der Lage, einen einzigen Nachweis 
riistungewirtschaftlicher Vorbereitungen ansuführen. Ange- 
sichts der weitverzweigten Kreise mitbeteiligter Persönlich- 
keiten bildete diese Tatsache einen schönen Beweis ernsten 
Pflichtbewußtseins und nationaler Selbstdissiplin für alle 
Mitarbeiter - einschließlich auch der braven Facharbeiter, 
die innerhalb ihrer Fabriken = hinter abgeteilten Hols- 
verschlägen - zu arbeiten und ...... zu schweigen ver- 
standen. | 
Der Ausgangspunkt für die ganzen Arbeiten lag in der 
Erfassung der rüst ungswirtschaftlichen Kapazitüiten. 

-Diese Einselerkundungen Hunderter von Industriebetrie- 
ben erwies sich bald als viel zu umfangreich und zeitraubend, 
um nur nebenamtlich durch die Regional-Kommissare Aurehführ- 
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bar zu sein; sie wurde vielmahr fast ausschließlich Aufgabe 
der Wirtschaftsoffiziere und beanspruchte während der Än- 
laufjahre den Haupttel ihrer Arbeitskraft. 

Die in sogenamten "WO-Berichten"” niedergelegten Er- 
kundungsergebnisse wurden dem HWaA Üübersandt und bildeten 
dort die Grundlage für die große rüstungswirtschsftliche 
Inventur-Aüfnahme Deutschlands. Diese Berichte enthielten 
neben den üblichen Allgemeinangaben, genaue Werksbeschrei- 
bung mit Maschinenverzeichnis, Gefolgschaft, Kraftantrieb, 
Transportanlagen, Betriebsmittel, Vorrite an Rohstoffen und 
Halbfabrikaten, derzeitige Fertigung, sowie Angaben über 


die im Weltkrieg gefertigten Gerite mit den davon noch vor- 


handenen Einrichtungen. Die Berichte gipfelten in begriinde- 
ten Vorschlägen für eine geeignete Belegung mit Aufträgen 
im Kriegsfall. 

Um die Erkundungsberichte auf einen im gansen Reichs- 
gebiet vergleichbaren Nenner zu bringen, wurden in der 
Folge besondere Fragebogen — a hac die später noch 
mehrfach ergänst wurden und ihre andere Form wiederholt 
wechsdlten. In dem Bestreben, dabei den vielfaphen Verschis- 
denartigkeiten gerecht zu werden, nahmen sie schließlich bs 
eine etwas umfangreiche und komplizierte Form an, die von 
der mit zahlreichen Enqueten belasteten Industrie nicht im- 
mer restlos begrüßt wurden. 

Unter Verwertung dieser beim Wirtsohaftsstab ( feach- 
schubstab) des HWaA aus den Reiche zussmmenlaufenden Er- 
kundungen entstand dort unter der Beselohnuny "Firmenliste" 
ein umfassendes Firmenverzeichnis aller für die deutsche 
Rüstung in Betracht kommenden Betriebe. Die hierbei für jeden 


RER festgelegte Bumnaunbegnehneng bildete runa- 
“00.68 % 
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lage für den gesamten, die Firmen betreffenden Schriftweoh- _ 
sel, der auf diese Weise unschwer zu tarnen war. 

Gleichzeitig wurde das gesamte Erkundungsmaterial in 
eine "Zentral-Kartei" des arago ——— gesammelt po 
ausgewertet. 

Das bald rasche Anwachsen des Erkundungs-Materials 
machte die Einführung einer tibersichtlichen Ordnung des- 
selben erforderlich. Dieses mußte bei allen Wirtschafts- 
Offizieren bis zu einem gewissen Grade übereinstimmen, um S 
bei den häufig notwendig werdenden Verschiebungen der Be- è 
sirksgrensen das Unterl=genmaterial gegenseitig austauschen. 
su können, Im allgemeinen fand —— Untergliederung Ans 
wendung; 

1) eine Firmen-Kartei mit allen wichtigen = oe id 
über die für die Rüstung als Haupt- oder Unterlieférant in 
Betracht kommende Industrie. Hierbei war auch die für den 
Kriegsfall vorgesehene Fertigung und die dafür noch su 
schaffenden Voraussetzungen vermerkt» 

2) eine Ortskartei, welche de in den versohied 
Ortschaften des Bezirks ansässige Industrie nachwes; ; 

3) eine Maschinenkartei zur raschen Erfassung aller 
rustungswichtigen Maschinen cines Bezirkes, wie Revolver-, 
Dreh- und Ziehbänke, Automaten, Bohrmaschinen, Hämmer, 


Spezialmaschinen. Diese Kartei diente insbesondere für den 
im Mobilmachungsfall vorgesehenen Maschinenausgleich zwi= ~.. 


schen den verschiedenen Rüstungsbetrieben; 


4) für jeden Betrieb wurde Andlich ein besonderer 
Firmenakt geführt, in dem alle Unterlagen und der gesante 
Schriftverkehr, der den Betrieb betraf, Aufnahme fand. 
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Die Umlegung des Gesamtnachschubbedarfes auf die Summe 
der verfügbaren Arbeitsstätten hatte pri militärischerseits | 
ursprünglich als eine Aufgabe angesehen, deren sachverstän- 
digste und zweckmäßigsie Lösung von der Industrie selbst zu 
erwarten war und hatte die "Stege" um deren Durchführung 
gebeten. Die Statistische Gesellschaft versuchte daraufhin 
die Aufschlüsselung durch ein sogenanntes "Stega-Programm" 
vorzunehmen. Dieses erwies sich jedoch bald als kaum duroh- 
führbr, da die Produktionsaufteilung zu schematisch und 
ohne genügende Berücksichtigung der regionalen Verschieden- 
artigksiten industrieller Fertigungsstitten vorgenommen war. 
So war u.a. die Anfertigung Hunderter von Geschütsrohren 
in Bezirken vorgesehen, welche keine der dafür benötigten 
Maschinen oder Anlagen besassen. 

In der Folge wurde dann die Aufstellung der Fabrika- 
tionsprogramme von dem Heereswaffenamt selbst übernommen 
und in unmittelbarem Benehmen mit den Wirtschaftsoffisieren 
durchgeführt. So lief zunächst neben dem "Stega-Programm" 
noch ein vom Heereswaffenamt herausgegebenes "‘Notprogramm", 
das sich nur mit dem allérdringlichsten Bedarf ( einzelne 
Arten von Heeresgerit und Munition) für eine beschränkte 
Zahl von Divisionen befaßte. Es folgten spiter dann noch 
ein "Grenzprograma" für die außerhalb Innerdeutsohlands 
liegenden Gebiete, je ein "Sonderprogramm für Luft- und 
Marinebedarf® und sohlieälich in je etwa einjähriger Fol- 
ge ein Fabrikationsprogramm für unmittelbaren und eines 
für mittelbaren Nachschubbedarf. 

Mit Rücksicht auf den großen Arbeitszeitbedarf für 


Bereohnung und Kontrolle der rüstungswirtshaftliohen Mobil- 
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machungsplanungen konnten diese sunächst nicht - wie die 
Mobilmachungsarbeiten der Truppe ~ jeweils nur auf ein Mo- 
bilmaskungsjahr abgestellt werden, sondern es wurden vielnel 
Fünfjahrespläne zugrunde gelegt. Der erste Fünfjahresplan 
sollte bis 1933 den Nachschub für 16 Divisionen, der zweite 
bis 1938 den für 21 Divisionen festlegen. Yenn man dabei 
auch nach wie vor bestrebt war, die Kriegsfertigung in die 
weniger bedrohten Gebiete in Inneren Deutschlands zu ver- 

_ lagern, 80 zeigte sich dogh bald, daß dieser Grundsatz bei 
wichtigen Teilen der Produktion nicht aufrecht zu erhalten 
War. Lagen doch fast die gesamte Kohlen- und Ersproduktion, 
wie auch wichtige Taile der Schverindustrie in unmittelbarer 
Urensnähe. Aber auch in anderen Teilen der Rüstungsferti- 

gung mußte der Grundsatz "Innerdeutschlands" umgestossen 
werden: So lag z.B, das Boschwerk, welches zu 95 % den 
deutschen Kraftwagenbedarf an Anlassern und Lichtmaschinen 
deckte, einige Kilometer vor der Westgrenze Innerdeutsch- 
lands. | 

Diese wehrwirtsohnftlichen Gegebenheiten trafen sich 
mit der Annalime, daß Deutschland unter den herrschenden 
Verhältnissen nicht sur Durohführung eihes länger dauernden 
Krieges befähigt war. Mit dieser Erkenntnis wurde eine 
Taschestmigliche Anlieferung von Kriegsgerüt in größtnüg- 

_ Jichstem Ausmasse wichtiger, wie der Sohuts der Produk- 
tion vor Kriegseinwirkungen auf lance Sicht. "Wioh inter~ | 


essiert nicht" betonte Reichsminister Grö ne r auf 


einer Stega-Tagung im Mirz 1929 "was die Industrie erst 


nach langen Anlaufzeiten zu liefern vermag, sondern ent- 
soheidend ist vielmehr, was sie in der allerersten Zeit 
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herausbringen wird". 


So wurde dann der Grundsatz rein innerdeutscher Be- 
darfsdeokung mit der Zeit dahin abgewandelt, daß die Grens- 
gebiete wohl nur in zweiter Linie für die Endfertigung heran-* 
zuziehen seien, wohl aber für die bestmöglichste Versorgung 
der deutschen Rüstungsindustrie mit Rohstoffen und Halb- 
fabrikaten in Frage kämen, In der weiteren Entwicklung 
trat dann der Begriff * Innerdeutschland* immer mehr in 
den Hintergrund, um nach der Machtergreifung völlig su ver- 
schwinden. 

So ging dann - vornehmlich seit dem Frühjahr 1929 - 
Schwergewicht und Initiative immer offensichtlicher von den 
Regional-Kommissaren auf die Wirtschaftsoffiziere über, 
allerdinge immer noch mit wiederholten Weisungen an die 
Wirtschaftsoffiziere, sich nach Möglichkeit mit den Orga- 
nen der Stega zu verstindigen. Die Wirtschaftsoffiziere 
sollten auch weiterhin die Regional-Kommissare von den 
Auftrigen des Heereswaffenamtes unterrichten, sich bei. deren 
Durchführung unterstützen lassen und nach Auftrngserledigung 
auch eine gleichzeitige Stellungnahme des Regional-Kommis- 
sars veranlassen. 

Der erste Versuch die Wirtschaft selbst mit den Auf- 
gaben der Aufrüstung zu betrauen, war aber im Großen miß- 
glückt, da bei der Masse der Wirtschaft kein Interesse da- 
für bestand und die Geheimhaltungsbestimmungen eine groß- 
süzige Heranziehung ziviler Kreise verboten. 

Als im Jahre 1928 das Truppenamt die personellen Mob- 
Arbeiten auf eine neue Grundlage stellte, trat das Heeres- 


waffenamt mit der. Forderung hervor, auch die wirtschaftlichen 
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Mob-Vorarbeiten auf eine neue Basis zu stellen und entspre- 
ohende fabrikatorische Vorbereitungen für den Kriegsfall 

zu treffen. Eine im November 1928 dem Reichswehrminister 
von Hauptmann Thomas vorgelegte Denkschrift über | 
Zweok, Notwendigkeit und Umfang der wirtschaftlichen Auf- 
stellungsvorarbeiten ( 8.Anl.II,1) zeigt, daß bereits da- 
mals die später zur Durchführung — Grundlagen für 
eine wirtschaftliche Mobilmachung klar erkamnt waren. Die 
außen- und innenpolitische Lage cestattete ihre Ausführung 
im Großen aber suniohst nicht. Trotzdem wurden in den Jahren 
1928-33 doch bereits erhebliche Schritte kotak zur Verstär- 
kung der materiellen Wehrkraft, wie z.B. der Neubau ge- 
tarnter Munitionsbetriebe, die Erweiterung der Pulver- und 


d 


Sprengstoffbetriebe, die vom MWaA betriebene Übernahme der ' 


Borsigwerke in Tegel durch die Firma Rheinmetall und die 
Errichtung von Erprobungsstätten für neuartige Ger ‘te wie 
Flugzeuge, Tanks, Nachrichtengerit usw. 


Wenn der späteren gro‘en Aufrüstung gegeniiber diese 


Maßnahmen als geringfügig und ungenügend erscheinen mögen, 
so darf nicht vergessen werden, daß an keiner der — —— 
Regierungsztellen Interesse für diese Arbeiten bestand, daß 
Mittel hierfür nur in geringsten Umfange bewilligt wurden 
und daß die MaüÖnahmen unter größter Geheimhaltung und 

meist auf eigene Verantwortung der Minner des HWaA erfolg- 
ten und teilweise sogar aus " gesammelten schwarzen Mitteln" 
finanziert wurden. Eine Deckung für diese Arbeiten su über- 
nehmen, war weder der Reichswehrminister noch eine andere 
Regierungsstelle bereit. Umso höher mlissen der Wille zur 
Tat der Offiziere des HWaA und ihre Leistungen in der åa- 
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maligen Zeit bewertet werden. $ 
Eine in der Anlage II,2 beigefügte kurse Denkschrift 
des Heereswaffenamtes über die Leistungsfihigkeit der 
deutschen Kriegsindustrie im Mob-Fall zeigt, wie weit Ende ` 
1929 diese Vorarbeiten gediehen waren. 
Anlage II,3 gibt einen Einblick über die riistungs— 


wirtschaftliche Lage aus der die Aufriistung im Jahre 1933 
ihre Entwicklung nahm. . 


4 








Die Richtlinien, die von der neuen Reichsregi erung 
duroh den Reichskriegsminister von Blomberg ‘fur den 
Wiederaufbau der deutschen Wehrmacht erlassen wurden, zeig- 
ten, daß die Regierung gewillt war mit dem alten System der 
Vorsicht und Geheimhaltung in allen Landesverteidigungsfra- 
gen zu brechen und den Wiederaufbau der deutschen Wehrmacht‘ 
offen und tatkräftig zu betreiben. 

Damit war auch für das wehrwirtschaftliche Gebiet der 
Termin gekommen, die bisher im Geheimen betriebenen und 
sum Teil nur in theoretischen Arbeiten festgelegten Vorbe- 
reitungen in die Praxis umzusetzen und erstmalig eine 
planmägßige WAEBBCRSZTLIChE" Nobilssohungsworarbeit sn" schaf 
fens- Hi erfir war zunächst eine entsprechend vorgebildete 
Organisation erforderlich. 

Bisher bestand hiarfür im Heer nur der Hirtschafte- 
stab des Heereswaffenamtes mit seinen Außenstellen, den 
Wehrwirtschaftsoffizieren bei den Wehrkreiskommandos; : 
bei der Kriegsmarine ein kleiner Stab unter Kapitin G6 5 hil e 
der ebenfxlls einige Außenstellen bei einzelnen Wohrkreis- 
kommandos eingerichtet hatte. 

Es war selbstverständlich, daß diese kleine Organisa- 
tion nicht in der Lage war, die beiden sich jetzt anklindi- 
genden großen wehr- und rüstungswirtschaftlichen Aufgaben s 
*“Aufrüstung"und "wehrwirtschaftliche Mobilmnchung * zu 


lösen. 
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Dazu kam, daß dureh die Sohaffung eines neuen Wehr- 
machtteiles, der Luftwaffe, ein dritter militirischer De- 
@aristriger der Wirtschaft gegenüber auftrat und daß die 
Sohaffung einer sentralen Führungsstelle auf wehrwirtschaft- 
lichen Gebiet für die Gesamtwehrmacht immer notwendiger 
werde. Dieser Wunsch wurde sowohl seitens der Wirtschaft. 

- als auch seitens des Heeres und der Marine immer dringlicher 
vorgebracht, nachdem die Luftwaffe ihre materiellen Be- 
schaffungsaufgaben aus dem Rahmen des Heereswaffenamtes 
herausgenommen und ein eigenes Ant dafür aufgezogen hatte. 
Der Oberbefehlshaber der Luftwaffe ging bei seinen Maßnahmen 
für den materiellen Aufbau der Luftwaffe und für die wirt-" 
 sohnftliche Mobilmachung seiner Betriebe betont eigene We- 
ge, weil er den Weg des HWaA für su bürokratisch hielt und 
sich von einer Führung durch das Reichskriegsministerium 
bein. durch das HWaA freimachen wollte. Das Beispiel der 
Luftwaffe wirkte sich auch sehr bald auf die Kriegsmarine 
aus, sodaB in kurzer Zeit von Seiten der Wehrmacht drei Be- 
darfstriger gegenüber der Wirtschaft auftraten, die sowohl 
ihre Beschaffungsvorhaben für die Aufrüstung wie ihre Mọ- 
bilmachungsvorbereitungen in Konkurrenz bei der Wirtschaft 
unterzubringen suchten, Dieses Nebeneinander der drei 
Webrn-chtsteile mußte sich in der Wirtschaft sehr unerfreu- 
lich auswirken all erweokte den Gedanken auf Sohaffung eines 
"Wehrnachtrüstungsamtes, der früher schon einmal von dem 


Chef des Stabes des HWaA, Oberstleutnant Thomas, 


vorgebracht worden war. Die Nebeneinanderarbeit verschärfte 


sich bei dem Wunsch eines schnellen Aufbaues, der alle drei | 


Wehrnachtteile beseelte, so schnell, daß die Wehrmacht~ 
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teile sich Anfang 1934 bereit fanden, über die Möglichkeit 
der Gründung eines Wehrmachtrüstungsamtes zu sprechen., Die 
Verhandlungen blieben ergebnislos. Hierauf forderte der 
Chef des HWaA, General d. Inf. Li ese, der die Mobil- 
machungs~ und Aufrüstungsarbeiten des HWaA sehr förderte, 
in einer Denkschrift an den Herrn Chef der Heeresleitung 
eine schnelle Regelung dieser Frage und machte den Vorschlag, 
daß für den Frieden das HWaA als federführende Dienststelle 
für das im Kriege zu bildende Wehrmachtrüst ungsamt bestimmt 
wird und daß im Mobilmachungsfall die Bildung eines Wehr- . 
machtrüstungsamtes vorgesehen wird. ( Denkschrift siche 
Anlage III pl)» Auch Cleser Vorsohlag fand aus Ressortbe- 
denken nicht die Billigung der drei Wehrmechtteile. Beson- 
ders um Luftwaffe lehnte die Zusammenfassung aller Rüstungs- 
belange der Wehrmacht ab, weil sie die luftrüstung als eine 
Sonderangelegenheit der Luftwaffe betraachtete und weil sie 
dem Reichskriegsminister möglichst wenig Einblick in ihre 
Maßnahmen geben wollte. Da man ader zu einer Lösung kommen 
mußte, entschloß sich der Reichskriegsminister im Herbst 
1934 au einer Notltsung, sur Gründung einer sentralen wehr- 
wirtschaftlichen Führungsstelle für die Gesamtwehrmacht, 
die den Namen * Wehrwirtschafts- und Waffenwesen* führen 
sollte. Seitens des Chefs des Wehrmachtamtes, des Generals 
vonReiohen au, war vorgesehen, die neue Di enst- 
stelle "Chef der Hehxmacht s-Riis tung" zu benennen und ihr 
entspreohende Befugnisse zu übertragen. Durch Widerspruch 
ER Wehrmachtteile kan es leider nicht zu dieser Organisa- 


tion, sondern es würde eine in ihren Befugnissen stark ein- 
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geschränkte Dienststelle * Das Wehrwirtschafts- und Waffen- 
wesen” geschaffen, die mangels jeder Befehlsgewalt nie in 
der Lage sein konnte, die Wehrmachtrüstung sọ zusammenzu- 

- ?ässen, wie es den Erfordernissen entsprochen hätte. Die 
Dienststelle wurde mit dem l. November 1954 eingerichtet 

and dem Oberst Thomas, bisher Chef des Stabes des HWaA, 
übertragen. Die für diese Dienststelle vorgesehene Dienst- 
anweisung ( siehe Anlage III,2) wurde wiederum zum Han- 
delsobjekt mit den Wehrmachtteilen und seigt in ihrer end- 
gültigen Abfassung al le Anzeichen einer Behelfslösung. 

Wenn in dieser Dienstanweisung auch die Wehrmachtteile an- 
gewiesen — ihre Rüstungsmaßnahmen dem Reichskriegs- 
minister zu melden und sie in enger Verbindung mit dem Wehr- 
wirtschafts- und Waffenwesen durohzuführen, 50 bestand doch 
die Tatsache, daß das Wehrwirtschafts- und, Waffenwesen keine 
Befehlsbefugnisse hatte und seine Forderungen nur auf dem 
Verhandlungsweg durchführen konnte. Dasu kam, daß der Reichs- 
kriegsminister es vermeiden wollte, mit dem Oberbefehlsha- X 
ber der Luftwaffe in Differenzen zu kommen, sodaß der Wider- 
stand, der gerade von dieser Seite aus kam, immer nur auf 
dem Verhandlungeweg beseitigt werden könnte, Bei den Ober- 
befehishabern der drei Wehrmachtteile bestand der Wunsch, 
die Verantwortung für die Aufrüstung ihres Wehrmachtteiles, 
die ihnen der Führer übertragen hatte, allein zu tragen 

und sie suchten die Mitarbeit des Wehrwirtschafts- und Waf- 
fenwesens nar dann » wenn ihnen Schwierigkei ten erwuchsen, 
Ale vom Wehrmachtamt beseitigt werden sollten. Auch die — 
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OFFICE OF U.S. CHIEF OF COUNSEL 


APO 124A U.S. Army 


14, Jan, 1947 


Upon return of Exh. No. USA 55 from photostating 
( from 8 Oct. ' 46 to 8 Jan, ' 47 ) the following sheets 


were found missing: Front page, and pages 7 through 12, 


Attention of Mr. Niebergall, Chief of Document 
Division has been called to it by Mr. Reymon, 
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I nereby certify that the annexed docnnent 1353-P5 
No, USA- 35 is a photostat of an original 
document submitted in evidence by the United States 
Prosecution under this number, The oririnal document 
nas been withdrawn in accerdance with Rule 10 cf 
the International Military Tribunal, and to the 
best of my knowledge and belief s to be held at 


the National Archives, Washington D.G. 
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